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 I. Einleitung 
 
Die Vielfalt in der Einheit zeichnet die Europäische Union seit ihrer Gründung in den 50er 
Jahren aus. Der  freiwillige Zusammenschluß westeuropäischer Staaten und Völker in einer 
Gemeinschaft, die durch verschiedene nationale und regionale Identitäten, Sprachen, 
kulturelle Eigenheiten und Traditionen geprägt ist, entwickelte eine erstaunliche 
Erfolgsgeschichte. Die auf die Grundsätze der Gleichberechtigung und Solidarität aufgebaute 
Europäische Union wurde im Laufe der Zeit zum Garanten des Friedens, der Stabilität und 
des Wohlstandes auf dem Kontinent und übte eine starke Anziehungskraft auf immer mehr 
europäische Staaten aus. Deshalb ist es nicht verwunderlich, daß die Staaten in Mittel- und 
Osteuropa nach dem Ende des Kalten Krieges ihr Augenmerk auf die Europäische 
Gemeinschaft richteten. Mit der berühmten Devise “Rückkehr nach Europa” verbanden sie 
die Hoffnung, die Einheit des Kontinents gemeinsam in Vielfalt mit den anderen europäischen 
Völkern herzustellen. 
 
Der Wille, als gleichberechtigte Mitglieder in die europäische Völkergemeinschaft 
zurückzukehren, äußerte sich im baldigen Beitrittsersuchen der meisten osteuropäischen 
Länder an die EU. Seit mehreren Jahren sind entsprechende Verhandlungen im Gange. Die 
Aufnahme mehrerer, überwiegend kleiner Staaten,  die eine beispiellose Transformation von 
der plan- zur marktwirtschaftlichen Ordnung durchlaufen haben, stellt die Europäische Union 
vor die größte Herausforderung ihrer bisherigen Geschichte. 
 
Zunehmend wird deutlich, welches Ausmaß an Vorbereitungsarbeit von beiden Seiten 
geleistet werden muß, um diesen Prozeß für alle Beteiligten erfolgreich und gewinnbringend 
zu vollziehen. Die Beitrittsverhandlungen haben sich als kompliziert herausgestellt: Einerseits 
verlangt die Osterweiterung der EU selbst eine Neuordnung vieler innerer Prinzipien und 
Regelungen ab, andererseits vergrößert die Aufnahme der mittel- und osteuropäischen Staaten 
die regionalen Disparitäten in der erweiterten Gemeinschaft. Folglich wird der Abbau dieser 
Disparitäten durch einen wirtschaftlichen Aufholprozeß der neu hinzukommenden 
Mitgliedstaaten in den kommenden Jahren eine der schwierigsten Aufgaben sein, die die 
Gemeinschaft bewältigen muß. 
 
Die EU hatte zur Unterstützung von Umstrukturierungs- und Entwicklungsprozessen in 
rückständigen Gebieten ein regionalpolitisches Instrumentarium auf supranationaler Ebene 
mit zunehmendem Stellenwert in der gesamten Integrationspolitik entwickelt. Trotz eines 
starken finanziellen Ausbaus in den neunziger Jahren war es aber - mit Ausnahme einiger 
Erfolge in Teilbereichen - nicht gelungen, auf breiter Front eine Verbesserung der 
wirtschaftlichen Leistungskraft und der Lebensverhältnisse der Menschen und damit den 
Abbau der Entwicklungsrückstände in den geförderten Regionen zu bewirken. Angesichts 
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knapper Ressourcen ist im Zuge der Osterweiterung deshalb die Frage nach der Effizienz, den 
Reserven und den Verbesserungsmöglichkeiten in der Regionalpolitik zu stellen.  
 
In diesem Zusammenhang muß man untersuchen, welchen Beitrag die Strukturfonds der EU 
bei der Entwicklung in wirtschaftlich rückständigen Regionen geleistet haben und welcher 
Einfluß ihnen beim Wachstum der jeweiligen Volkswirtschaften beigemessen werden kann. 
Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse lassen unter Umständen weitere Rückschlüsse zu, um 
die künftige Förderung in den Beitrittsländern so zu gestalten, daß erfolgreiche Ansätze 
unterstützt und Fehler bzw. ineffiziente Ausgaben vermieden werden. Auf diese Weise 
können wichtige Anhaltspunkte für die Strukturförderung bei den Beitrittskandidaten 
gewonnen werden. 
 
Die Erfahrungen der EU aus dem vergangenen Jahrzehnt zeigen dabei sehr unterschiedliche 
Ergebnisse auf. Die ermutigenden Resultate des wirtschaftlichen Aufholprozesses in Irland 
müssen nicht zuletzt unter dem Blickwinkel der dort praktizierten Regionalpolitik betrachtet 
werden, um eine Bewertung und gegebenenfalls eine Weiterentwicklung der bisherigen 
Förderpolitik der EU angesichts der Osterweiterung treffen zu können. Gleichzeitig ist 
festzustellen, daß die “erste Osterweiterung” - die Eingliederung Ostdeutschlands in die 
Bundesrepublik Deutschland und damit in die EU - trotz großen nationalen und europäischen 
Aufwandes nur bedingt als Erfolgsgeschichte gewertet werden kann. Die Lehren aus diesen 
Erfahrungen können für die wirtschaftliche Entwicklung und die Verringerung der regionalen 
Ungleichgewichte in den neuen Mitgliedstaaten von Bedeutung sein.  
 
Ziel dieser Dissertation ist es, einerseits die Auswirkungen der Osterweiterung auf die 
zukünftige Europäische Union und auf einen der zentralen EU-Politikbereiche - die 
Regionalpolitik - zu analysieren sowie Reformvorschläge zu erarbeiten, und andererseits 
anhand der bisherigen Erfahrungen die Rolle und die Möglichkeiten einer effektiveren 
Regionalpolitik in den neuen Mitgliedstaaten der erweiterten EU zu untersuchen. 
 
Um dieses Ziel zu erreichen, ist es notwendig, zunächst die Modalitäten des bevorstehenden 
Integrationsprozesses zu erläutern. Dabei werden insbesondere dessen Probleme, 
Bedingungen, Anpassungen, Kosten und Nutzen sowie die auftretenden Interessenkonflikte 
behandelt. Daraus folgt die Untersuchung der Integrationsbereitschaft für die Osterweiterung 
sowie der Chancen und Risiken sowohl seitens der Beitrittskandidaten (Kapitel II) als auch 
seitens der gegenwärtigen Mitgliedstaaten der EU (Kapitel III). Die Bewältigung der 
bevorstehenden Eingliederung der Reformstaaten könnte sich zur Schlüsselfrage für Erfolg 
oder Mißerfolg der weiteren europäischen Integration entwickeln.  
 
Kapitel IV befaßt sich mit den Grundsätzen, den Instrumenten und der Funktionsweise der 
Regionalpolitik der EU. Auf die Rolle und die Auswirkungen der regionalpolitischen 
Maßnahmen in ausgewählten Regionen mit Entwicklungsrückstand wird in den 
 3
darauffolgenden Kapiteln näher eingegangen. So behandelt Kapitel V die Erfolgsgeschichte 
Irlands und deren Ursachen und untersucht dabei die Bedeutung der regionalpolitischen 
Unterstützung seitens der EU. Die Übertragung des Instrumentariums der EU-Regionalpolitik 
auf die neuen Bundesländer im Zuge der Wiedervereinigung Deutschlands und deren Einfluß 
auf die gegenwärtige Situation in den ostdeutschen Regionen wird in Kapitel VI erläutert. In 
diesem Zusammenhang werden Vorschläge für einen effizienteren Einsatz der 
Strukturfondsmittel in diesen Regionen unterbreitet.  
 
Die Konsequenzen aus den Untersuchungen der regionalpolitischen Maßnahmen in Irland und 
Ostdeutschland werden in Kapitel VII zusammengefaßt, woraus sich Schlußfolgerungen für 
eine künftige Förderung in den neuen Mitgliedstaaten ergeben. Weiterhin wird die 
Notwendigkeit begründet, die Regionalpolitik angesichts der sich ändernden Ziele, 
Grundlagen und Herausforderungen der zukünftigen EU einer grundsätzlichen Reform zu 
unterziehen. 
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II. Mittel- und Osteuropa auf dem Weg in die EU 
 
1. Interessen und Erwartungen der Beitrittskandidaten 
 
Nach dem Zusammenbruch des Ostblocks war die Wiedererlangung der politischen 
Souveränität für die MOE-Staaten ein primäres Ziel. Es wurde aber schnell klar, daß die meist 
kleinen Staaten diesen Gewinn in der Praxis nicht vollständig nutzen können. Eine politische 
Verankerung mit mehreren gleichberechtigten europäischen Staaten innerhalb der EU schien 
der geeignete Rahmen für die Gewährleistung von Freiheit, Stabilität und der 
Unumkehrbarkeit der Transformation dieser jungen Demokratien zu sein. Die EU stellte 
zudem den kulturell und geographisch logischen Anker dar.1 Insbesondere Staaten mit einem 
großen Minderheitenanteil in der Bevölkerung erhofften sich davon eine Stabilisierung der 
innenpolitischen Lage (z.B. Estland, Lettland, Slowakische Republik). 
 
Die MOE-Länder waren auf die westlichen Staaten angewiesen, um ihre sicherheitspolitische 
Stabilität zu gewährleisten. Anderenfalls drohten sie zu einer Pufferzone zwischen dem 
instabilen Rußland und Westeuropa zu werden. Da die NATO anfänglich nicht bereit war, die 
neuen Staaten Europas unverzüglich aufzunehmen, erhoffte man sich die Wahrung der 
sicherheitspolitischen Stabilität durch die Europäische Gemeinschaft, die in diesem Prozeß 
durch die WEU eher eine ergänzende Rolle neben der NATO spielte. Da Polen, Tschechien 
und Ungarn mittlerweile Mitglieder der NATO geworden sind, traten die 
sicherheitspolitischen Aspekte bei ihnen in den Hintergrund. In den baltischen Staaten wird 
dagegen der Beitritt zur EU immer noch als vorerst einziger Garant ihrer 
sicherheitspolitischen Stabilität und als Schutz ihrer politischen Souveränität gesehen, obwohl 
die Möglichkeiten der EU im Rahmen der GASP eher begrenzt sind.2 
      
Der Zusammenbruch des planwirtschaftlichen Wirtschaftssystems in den Ländern Mittel- und 
Osteuropas bot deren Völkern die Chance, den wirtschaftlichen, technologischen und sozialen 
Transformationsprozeß einzuleiten und damit zügig Anschluß an die Entwicklung in 
Westeuropa zu gewinnen. Da der Handel innerhalb des RGW zusammengebrochen war, 
wurde eine wirtschaftliche Umorientierung dringend notwendig. Die Neuausrichtung der 
Handelsströme nach Westen mit dem Aufbau von Handelsbeziehungen zur EG, zur EFTA 
und den sonstigen westlichen Marktwirtschaften wurde zur Erfolgsbedingung bei der 
Transformation der MOE-Länder. Die handelspolitischen Bemühungen orientierten sich dabei 
in hohem Maße in Richtung EG, weil sie 
                                                 
1 Vgl. Szemlér T.: Die Erwartungen der beitrittswilligen mittel- und osteuropäischen Transformationsländer an die Europäische Union und 
im besonderen an Deutschland, in: Paraskewopoulos, S. (Hrsg.): Die Osterweiterung der Europäischen Union: Chancen und Perspektiven, 
Berlin 2000, S. 201-214, S. 212 f.  
2 Vgl. Urbelis, V.: Mitų mėgėjams negalima leisti žaisti valstybės likimu, in: Lietuvos rytas, Nr. 206,  2.9.2000, S. 2. 
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• ein politischer und wirtschaftlicher Stabilitätsanker in Europa war, 
• als Maßstab für die Umstrukturierung der Wirtschaft in Osteuropa diente, 
• die Hauptquelle für die erhofften privaten und öffentlichen Kapitaltransfers in die 
Transformationsländer sein sollte und 
• sich als Hauptabsatzmarkt für Exporte der MOE-Staaten entwickelte.3 
 
Bei Untersuchungen über die Erwartungen der Bürger in den MOE zu Beginn der 
Beitrittsbemühungen kann man auf die empirischen Befunde des Central and Eastern 
Eurobarometer Nr. 6/1996 zurückgreifen. Den Umfragen zufolge erwarteten die Menschen in 
den Visegrad-Staaten von einer Vollmitgliedschaft u.a. folgendes: 
 
• Verbesserung der Wirtschaftslage durch die freie Marktwirtschaft und allgemeinen 
Fortschritt dank den Zuschüssen der EU, 
• Sicherheit, Stabilität, Frieden und Demokratie, Schutz der Menschenrechte, 
• bessere Absatzmöglichkeiten auf den Märkten der EU, Erhöhung der Produktqualität, 
• mehr Fortschritt in den Bereichen Wirtschaft und Technologie, 
• Verbesserung der Lebensqualität.4 
  
Während die sicherheitspolitischen Interessen im Laufe der Zeit Änderungen erfuhren, 
blieben die politischen und vor allem die wirtschaftlichen Interessen der MOE-Länder bis 
heute die Hauptkatalysatoren im Beitrittsprozeß. Die Erwartungen und Interessen 
differenzieren sich mit der Zeit in den einzelnen MOE-Ländern. Es bleibt aber dabei, daß eine 
Alternative zum Beitritt nicht existiert. Die Frage konzentriert sich damit auf den Zeitpunkt 
und auf die damit verbundenen Bedingungen.  
 
Nach der jahrzehntelangen Isolierung erhoffen sich die MOE-Länder die zukünftige 
Entwicklung der EU mitzugestalten. Dies ist aber nur unter der Voraussetzung einer 
Vollmitgliedschaft möglich. Aufgrund der politisch wie auch wirtschaftlich dominanten Rolle 
der EU auf dem europäischen Kontinent würden die Transformationsstaaten anderenfalls 
keinen Einfluß auf die Entscheidungen der EU haben, selbst wenn diese für sie von 
substantieller Bedeutung sind, wie z.B. in der Wettbewerbspolitik. Auf Grund ihrer negativen 
Integrationserfahrungen aus der Zeit des kalten Krieges legen die MOE-Staaten besonders 
viel Wert auf die Gleichberechtigung mit den alten EU-Mitgliedern. Sie wenden sich daher 
massiv gegen alle Vorschläge, die Umwege oder Zwischenlösungen beinhalten und lehnen 
jegliche Teilmitgliedschaft oder andere Lösungsvorschläge ab, die sie zu Mitgliedern zweiter 
                                                 
3 Vgl. Kohlmann, H.: Die Europaabkommen zwischen den Visegrad-Staaten und der EU: Grundlagen, Inhalt und Auswirkungen auf die 
Handelsbeziehungen und die Wirtschaftsstruktur der Visegrad-Staaten, Inauguraldissertation zur Erlangung des Doktorgrades der 
Universität zu Köln, Köln 1997, S. 53 f. 
4 Vgl. Brüstle, A., Döhrn, R.: Der wirtschaftliche Transformationsprozeß in Ostmitteleuropa - Daten und Prognosen, in: Süssmuth, H. 
(Hrsg.): Transformationsprozesse in den Staaten Ostmitteleuropas 1989 - 1995, Baden-Baden 1998, S. 449-486, S. 440 f. 
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Klasse mit reduzierten Rechten werden lassen. Dieser klare Anspruch auf eine Mitgliedschaft 
ohne Abstriche hat nur bedingt mit Geld oder dem Zugang zu den Fonds der EU zu tun. Viel 
wichtiger ist der politische und psychologische Aspekt. Die Bürger der osteuropäischen 
Länder, die für das Ziel “Rückkehr nach Europa” harte und häufig schmerzhafte 
Anpassungsarbeit während der letzten 12 Jahre geleistet haben, wollen ihre Anstrengungen 
endlich durch eine uneingeschränkte Mitgliedschaft anerkannt bekommen. 
  
2. Europa-Abkommen 
 
Die bilateralen Handels- und Kooperationsabkommen (Abkommen der ersten Generation) 
zwischen der EG und den MOE-Staaten, die zum Teil noch im Rahmen des RGW 
geschlossen wurden, stießen schnell an ihre Grenzen. Sie reichten nach der insbesondere in 
den Visegrad-Staaten erfolgversprechenden Entwicklung zu Beginn der Transformation nicht 
mehr aus.  Die MOE-Länder erwarteten von der EG Leistungen für die Neuordnung des 
Kontinents und nicht nur neue Handelsarrangements.5  
 
Die Europäische Gemeinschaft war zu Beginn der neunziger Jahre einem Drängen der 
osteuropäischen Staaten ausgesetzt, möglichst schnell engere Beziehungen aufzunehmen und 
in kurzer Frist einen Beitritt zur EG zu verwirklichen. Sie bot daraufhin den MOE-Staaten den 
Abschluß von Assoziierungsabkommen an (Abkommen der zweiten Generation, sogenannte 
Europa-Abkommen), die als Grundlage und Rahmen für qualitativ neue 
Kooperationsbeziehungen dienen sollten. Diese Abkommen zielten auf die Regelung 
sämtlicher Wirtschafts- und Finanzbeziehungen und enthielten finanzielle Bestimmungen 
über die Zusammenarbeit und Hilfe. Neben dem wirtschaftlich-finanziellen Teil sollte ein 
Rahmen für die Entwicklung des politischen Dialoges sowie der kulturellen Zusammenarbeit 
geschaffen werden.6 
 
Die Europa-Abkommen wurden einzeln zwischen dem jeweiligen Transformationsstaat 
einerseits und den Mitgliedstaaten sowie der Gemeinschaft andererseits geschlossen. Der 
Abschluß der ersten Europa-Abkommen erfolgte im Dezember 1991 mit Ungarn, Polen und 
der Tschechoslowakei. Sie ersetzten die bis dahin bestehenden Handels- und 
Kooperationsabkommen. 1993 folgten Europa-Abkommen mit Rumänien, Bulgarien und - 
nach der Spaltung der Tschechoslowakei - mit Tschechischen und der Slowakischen 
Republik. Die Assoziierungsabkommen mit den baltischen Staaten wurden 1995 
unterzeichnet. Im Jahr 1996 folgte das Abkommen mit Slowenien. Wegen des langwierigen 
                                                 
5 Vgl. Lippert, B.: Möglichkeiten und Grenzen der Europaabkommen in den mittel- und osteuropäischen Staaten, in: Clemens, G. (Hrsg.): 
Die Integration der mittel- und osteuropäischen Staaten in die Europäische Union, Hamburg 1999, S. 77-94, S. 79. 
6 Vgl. Europäischer Rat: Beschluß des Rates über die Ermächtigung der Kommission zur Aushandlung europäischer Abkommen mit der 
Tschechischen und Slowakischen Republik, der Republik Ungarn und der Republik Polen, in: Bulletin der Europäischen Gemeinschaften 
12/1990, S. 119. 
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Ratifizierungsverfahrens, das im Falle Ungarns und Polens mehr als zwei Jahre dauerte, 
wurden die handelspolitischen Teile der Europa-Abkommen mit den Visegrad-Staaten sowie 
Bulgarien, Rumänien und Slowenien vorzeitig durch Interimsabkommen in Kraft gesetzt. Mit 
den baltischen Staaten erfolgte im Vorfeld der Europa-Abkommen der Abschluß eines 
Freihandelsabkommens, das eine rechtliche Basis für die Handelsbeziehungen der baltischen 
Staaten mit der EU bis zur Ratifizierung der Europa-Abkommen 1998 bildete.7 
 
Tabelle 1: Europa-Abkommen mit den MOE-Staaten 
Land Unterzeichnung der 
Europa-Abkommen 
Ratifizierung bzw. 
Inkrafttreten 
Einreichung der 
Beitrittsanträge 
Ungarn 16.12.1991 01.02.1994 31.03.1994 
Polen 16.12.1991 01.02.1994 05.04.1994 
Rumänien 01.02.1993 01.02.1995 22.06.1995 
Slowakische Rep. 16.12.1991* 01.02.1995 27.06.1995 
Lettland 12.06.1995 01.02.1998 27.10.1995 
Estland 12.06.1995 01.02.1998 24.11.1995 
Litauen 12.06.1995 01.02.1998 08.12.1995 
Bulgarien 01.02.1993 01.02.1995 14.12.1995 
Tschechische Rep. 16.12.1991* 01.02.1995 17.01.1996 
Slowenien 10.06.1996 01.02.1999 10.06.1996 
* als Tschechoslowakei 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten nach DIHT: Erweiterung der Europäischen Union: Strategie, Maßnahmen, 
Stand, Bonn 2000, S. 17 ff.   
 
Als Zugeständnis an die MOE-Staaten wurde in der Präambel der Verträge deren Wunsch 
nach Aufnahme in die EG vermerkt, worin aber noch keine verbindliche Absichtserklärung 
oder Zusage der EG zu sehen war. Ein automatischer Übergang von der Assoziierungs- zur 
Beitrittsstufe wurde kategorisch und unter Verweis auf das im damaligen Artikel 237 des 
EWG-Vertrags festgelegte Verfahren für den Beitritt abgelehnt.8  
 
Folgende Inhalte und Ziele wurden in den Abkommen festgehalten: 
 
• volle Beteiligung der Reformstaaten am europäischen Integrationsprozeß im politischen, 
wirtschaftlichen und handelspolitischen Bereich; 
• weitreichende Vereinbarungen zwischen der EU und den Reformstaaten; 
• Errichtung einer Freihandelszone für Industrieprodukte innerhalb von zehn Jahren; 
• früherer Abbau der Beschränkungen zum Schutz der eigenen Wirtschaft durch die EU im 
Bereich des Warenverkehrs als bei ihren Vertragspartnern; 
                                                 
7 Vgl. Kreile, M.: Die Osterweiterung der Europäischen Union, in: Weidenfeld, W. (Hrsg.): Europa-Handbuch, Bonn 1999, S. 802-822, S. 
805. 
8 Vgl. Lippert, B.: Möglichkeiten und Grenzen der Europaabkommen in den mittel- und osteuropäischen Staaten, a.a.O., S. 81. 
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• Vorbereitung der MOE-Staaten für den EU-Beitritt, darunter Bestimmungen über die 
stufenweise Liberalisierung im Dienstleistungs-, Kapital- und Personenverkehr sowie die 
Angleichung der Rechtsvorschriften an den EU-Rechtsstand.9 
 
Das primäre Ziel der Europa-Abkommen bestand in der Verwirklichung eines Freihandels 
zwischen der EU und den einzelnen MOE-Staaten innerhalb von maximal zehn Jahren. Um 
dieses Ziel zu erreichen, wurde in den Europa-Abkommen ein gradueller Abbau von 
Handelsrestriktionen sowohl seitens der EU als auch der MOE-Staaten vorgesehen. Die 
Reformländer verpflichteten sich, zehn Jahre nach Inkrafttreten der Europa-Abkommen Zölle 
und mengenmäßige Beschränkungen für Industriegüter abzuschaffen. (Die baltischen Staaten 
vereinbarten auf eigenen Wunsch eine Frist von fünf Jahren.) Darüber hinaus kam es seitens 
der EU zu einer einseitigen Verpflichtung, Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse 
innerhalb von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten der Europa-Abkommen abzubauen. Die EU 
hat aber weiterhin ihren Markt in den sensiblen Bereichen (Landwirtschaft, Kohle und Stahl, 
Textil- und Bekleidungsindustrie) geschützt10. Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer wurde 
seitens der EU ebenfalls nicht liberalisiert. Die MOE-Länder verfolgten ihrerseits spezifische 
Schutzinteressen im Bereich des Kapitalverkehrs und der Dienstleistungen sowie Maßnahmen 
zum Schutz der jungen Industrien. 
 
Für die sensiblen Bereiche, in denen die assoziierten Länder große komparative Vorteile 
aufwiesen, wurden für die schrittweise Liberalisierung Zeitpläne bis Ende 1997 vereinbart. 
Die landwirtschaftlichen Produkte klammerte die EG von Anfang an aus dem 
Freihandelsangebot aus; es wurden lediglich auf der Grundlage des präferentiellen Handels 
produktbezogen reziproke Sondervereinbarungen in nachträglichen Zusatzprotokollen 
beschlossen, d.h. Quoten festgelegt. Dieser selektive Protektionismus ist seitens der MOE-
Länder häufig kritisiert worden und führte zu heftigen Streitfällen.11  
 
Unterhalb der Erwartungen und traditionellen Angebote der EG blieben auch die 
vertraglichen Regelungen über die sogenannte finanzielle Kooperation. Es kam weder zu den 
üblichen Finanzprotokollen noch zu irgendwelchen anderen finanziellen Verpflichtungen 
seitens der EG. Die finanzielle Kooperation wurde vor allem auf das PHARE-Programm12 
abgestellt, das zunächst jährlich und dann bis 1999 (ca. 6 - 7 Mrd. € für die Jahre 1995 - 1999) 
fortgeschrieben wurde. Es konzentrierte sich zu Beginn ausschließlich auf den Transfer von 
Know-how. Die Beratungsleistungen der EU-Vertreter wurden in mehreren  
                                                 
9 Vgl. DIHT: Erweiterung der Europäischen Union: Strategie, Maßnahmen, Stand, a.a.O., S. 18 f. 
10 Vgl. Leipold, H.: Die EU im Spannungsverhältnis zwischen Vertiefung und Erweiterung, in Leipold, H. (Hrsg.): Ordnungsprobleme 
Europas:  Die EU zwischen Vertiefung und Erweiterung, Marburg 1994, S. 57. 
11 Vgl. Dicke, H., Foders, F.: Wirtschaftliche Auswirkungen einer EU-Erweiterung auf die Mitgliedstaaten, Tübingen 2000, S. 96; Lippert, 
B.: Möglichkeiten und Grenzen der Europaabkommen in den mittel- und osteuropäischen Staaten, a.a.O., S. 83. 
12 PHARE wurde 1989 seitens der EU als Förderprogramm eingerichtet, um technische Hilfe zur Restrukturierung der Planwirtschaften in 
Polen und Ungarn zu leisten. Mit der Zeit wurde die geographische Abdeckung durch PHARE schrittweise auf alle MOE-Länder 
ausgedehnt und die finanzielle Ausstattung erhöht.  
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Transformationsländern als nicht problemadäquat, häufig verspätet und obendrein als sehr 
aufwendig bemängelt. Nach den nachdrücklichen Bemühungen der MOE-Länder um die 
Neuausrichtung der Ziele des Mitteleinsatzes wurde ab 1995 eine Möglichkeit geschaffen, 
25_% der Mittel für Infrastrukturprojekte einzusetzen.13 
 
Die Europa-Abkommen wurden nicht nur in den Beitrittsländern, sondern auch in der EU 
wegen ihrer zahlreichen Schwachstellen und Abwehrhaltungen kritisiert. A. Inotai 
bezeichnete beispielsweise die EU bezüglich des Assoziierungsabkommens mit Ungarn als 
den großen Nutznießer des Assoziierungsabkommens im Agrarhandel - und nicht Ungarn.14 
H. Kohlmann untersuchte die Auswirkungen der Europa-Abkommen auf die Visegrad-Staaten 
und kam zu dem Ergebnis, daß die protektionistischen Interessen der EU-Mitgliedstaaten und 
ihrer Lobbygruppen offene Märkte und damit eine mögliche Beschleunigung des 
Transformationsprozesses in den Visegrad-Staaten verhinderten. Dennoch wurden durch die 
institutionellen und reformunterstützenden Teile der Europa-Abkommen die Voraussetzungen 
für einen späteren Beitritt in die EU gelegt. Die Beziehungen zum wichtigsten Handelspartner 
der MOE-Staaten, der EU, wurden intensiviert. Trotz Restriktionen konnten die 
Wettbewerbspositionen ausgebaut werden.15  
 
B. Lippert beurteilt die Schwachstellen der Europa-Abkommen folgendermaßen: “Jedoch 
standen die eng und auf kurze Sicht definierten wirtschaftlichen Interessen der EG in krassem 
Widerspruch zu den hehren Zielen der Assoziierungsbeziehungen: Integration in den 
Gemeinsamen Markt und die internationale Arbeitsteilung, wirtschaftliche Entwicklung und 
politische Stabilität der Transformationsländer mit der EG als Eckpfeiler einer neuen 
europäischen Ordnung”.16 In diesem Zusammenhang soll auch die Forderung nach einer 
formalen Angleichung des Wirtschaftsrechts an die EU innerhalb von drei Jahren nach 
Unterzeichnung der Europa-Abkommen kritisch hinterfragt werden. Die Anforderungen an 
die Wettbewerbspolitik in den Reformländern sind im Zuge der Privatisierung und 
Transformation grundlegend andere als in einer entwickelten Marktwirtschaft. Verfrühte 
Rechtsangleichung in diesem Bereich kann dem raschen Übergang zur Marktwirtschaft auch 
entgegenwirken.17  
 
Auf den Verlust an Vertrauen in die EU und die scharfe Kritik an einer “international 
handlungsunfähigen, zur Festungsmentalität neigenden Gemeinschaft”18 reagierte die EU auf 
                                                 
13 Vgl. Lippert, B.: Möglichkeiten und Grenzen der Europaabkommen in den mittel- und osteuropäischen Staaten, a.a.O., S. 87. 
14 Vgl. Ludwig-Erhard-Stiftung: Die Erweiterung der EU nach Osten: Wirtschaftspolitische Fragen, Symposium 37, Krefeld 1997, S. 21. 
15 Vgl. Kohlmann, H., a.a.O., S. 268. 
16 Lippert, B.: Möglichkeiten und Grenzen der Europaabkommen in den mittel- und osteuropäischen Staaten, a.a.O., S. 84 f. 
17 Vgl. Heitzer-Suša, E.: Die ökonomische Dimension der EU-Osterweiterung: Eine Analyse spezifischer Einflußkanäle zur Ermittlung von 
Chancen und Risiken in ausgewählten Regionen der EU, Baden-Baden 2001, S. 39. 
18 Lippert, B.: Möglichkeiten und Grenzen der Europaabkommen in den mittel- und osteuropäischen Staaten, a.a.O., 84 f. 
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der Tagung des Europäischen Rates in Kopenhagen mit einer Nachbesserung der Europa-
Abkommen und einem Ausbau der Assoziierungspolitik.   
 
3. Integrationsbereitschaft der Transformationsländer 
 
3.1 Voraussetzungen und Prinzipien des EU-Beitritts 
 
Nach dem Abschluß des Vertrages von Maastricht faßte der Europäische Rat im Juni 1993 in 
Kopenhagen den Beschluß, den assoziierten MOE-Staaten eine klarere Perspektive für ihren 
Beitritt zu geben: “Der Europäische Rat hat heute beschlossen, daß die assoziierten mittel- 
und osteuropäischen Länder, die dies wünschen, Mitglieder der Europäischen Union werden 
können. Ein Beitritt kann erfolgen, sobald ein assoziiertes Land in der Lage ist, den mit einer 
Mitgliedschaft verbundenen Verpflichtungen nachzukommen und die erforderlichen 
wirtschaftlichen und politischen Bedingungen zu erfüllen.”19 
 
Außerdem hat der Europäische Rat die Kriterien formuliert, deren Erfüllung eine 
unabdingbare Voraussetzung für einen möglichen Beitritt zur EU ist: 
 
1) Aufbau eines demokratischen Staates, d.h. Sicherstellung der institutionellen Stabilität als 
Garantie für die demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der 
Menschenrechte sowie den Schutz von Minderheiten; 
2) marktwirtschaftliche Ausrichtung der wirtschaftlichen Grundordnung; 
3) Fähigkeit und Bereitschaft zur Übernahme des “aquis communautaire”, d.h. die 
Übernahme der Verpflichtungen, die aus der EU-Mitgliedschaft erwachsen, wozu auch 
das Ziel der Politischen Union sowie der Wirtschafts- und Währungsunion gehört; 
4) Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der EU standhalten zu 
können; 
5) Integrationsfähigkeit der EU.20 
 
Die ersten vier Bedingungen beziehen sich auf die Transformationsländer. Die fünfte 
Bedingung richtet sich an die EU selbst (siehe Kapitel III).  
 
Diese Beitrittsbedingungen beinhalten jedoch keinen Rechtsanspruch auf eine EU-
Mitgliedschaft. Die Entscheidung, ob ein Staat der EU beitreten darf oder nicht, ist politischer 
Natur, die vom Europäischen Rat und den EU-Mitgliedstaaten getroffen wird. Den rechtlichen 
Rahmen für die Aufnahme neuer Mitglieder in die EU stellt Art. 49 des EU-Vertrags dar: 
                                                 
19 Europäischer Rat: Schlußfolgerungen der Tagung des Europäischen Rates der Staats- und Regierungschefs in Kopenhagen am 21. und 22. 
Juni 1993, in: Europa-Archiv, 13-14/1993, S. D258-D276, S. D258. 
20 Vgl. European Commission: The Europe Agreements and Beyond: A strategy to prepare the countries of Central and Eastern Europe for 
accession, Europe Documents Nr. 1893, Luxembourg 1994. 
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Abbildung 1: Beitritt zur EU nach Art. 49 EU-Vertrag 
 
Jeder europäische Staat, der die in Artikel 6 Absatz 1 genannten Grundsätze achtet, kann beantragen, Mitglied 
der Union zu werden. Er richtet seinen Antrag an den Rat; dieser beschließt einstimmig nach Anhörung der 
Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, das mit der absoluten Mehrheit seiner 
Mitglieder beschließt. 
 
Die Aufnahmebedingungen und die durch eine Aufnahme erforderlich werdenden Anpassungen der Verträge, 
auf denen die Union beruht, werden durch ein Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten und dem 
antragstellenden Staat geregelt. Das Abkommen bedarf der Ratifikation durch alle Vertragsstaaten gemäß ihren 
verfassungsrechtlichen Vorschriften. 
 
Quelle: EU-Vertrag.21  
 
Ferner wurde in Kopenhagen beschlossen, den in den Europa-Abkommen vorgesehenen 
bilateralen “politischen Dialog” um einen “strukturierten Dialog” im multilateralen Rahmen 
zwischen den Institutionen der EU und den assoziierten Ländern zu ergänzen.22 
 
Da die MOE-Länder eine Präzisierung der Kopenhagener Kriterien forderten und man die 
beitrittswilligen Staaten bei der Erfüllung nicht sich selbst überlassen wollte, entwickelten 
beide Seiten eine “Heranführungsstrategie” an die EU. Sie wurde auf dem Europäischen Rat 
von Essen im Dezember 1994 formell beschlossen. Ein Schlüsselelement zum Verständnis 
dieser Strategie ist neben den Europa-Abkommen das Weißbuch “Vorbereitung der 
assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas auf die Integration in den Binnenmarkt der 
Union”, das als Leitfaden für die Assoziationsländer gedacht ist und ihnen bei der 
Angleichung ihrer Rechtsvorschriften an den umfangreichen Bestand des Binnenmarktrechtes 
helfen soll.23 Dazu gehört auch die Schaffung der institutionellen und administrativen 
Voraussetzungen für die Umsetzung des Gemeinschaftsrechtes. Die MOE-Staaten müssen 
demnach eine erhebliche Leistung vollbringen, um die Angleichung von Normen, 
Institutionen und Strukturen durchzuführen, ohne daß die EU eine nur entfernt vergleichbare 
Selbstbindung einging.24  
 
Mit Hilfe eines “verstärkten strukturierten politischen Dialogs” als einem weiteren Bestandteil 
der Heranführungsstrategie soll das gegenseitige Verständnis für Fragen des gemeinsamen 
Interesses gefördert, die frühzeitige Unterrichtung über Entwicklungen in der EU-Politik 
                                                 
21 Vgl. Läufer, T. (Hrsg.): Vertrag von Amsterdam: Texte des EU-Vertrages und des EG-Vertrages mit den deutschen Begleitgesetzen, 2. 
Auflage, Bonn 1999, S. 45. 
22 Vgl. Europäischer Rat: Schlußfolgerungen der Tagung des Europäischen Rates der Staats- und Regierungschefs in Kopenhagen am 21. 
und 22. Juni 1993, a.a.O., S. D270. 
23 Vgl. European Commission: White Paper - Preparation of the Associated Countries of Central and Eastern Europe for Integration into the 
Internal Market of the Union, COM(95)163/2 final, Brussels 1995. 
24 Vgl. Kreile, M., a.a.O., S. 806. 
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sichergestellt und die Transformationsländer mit den institutionellen Verfahren sowie den 
Entscheidungsfindungsprozessen der EU vertraut gemacht werden.25  
 
Nach dem Essener Gipfel wurden die Ziele des PHARE-Programms neu bestimmt. Anstelle 
der Unterstützung des Transformationsprozesses stand nun die Hilfe zur Vorbereitung auf den 
EU-Beitritt im Mittelpunkt. Dies hatte eine Schwerpunktverlagerung zur Folge, so daß die 
Verbesserung der Infrastruktur zu einer prioritären Aufgabe wurde. Außerdem stellte die EU 
Mittel für die Restrukturierung von Unternehmen, für grenzüberschreitende Zusammenarbeit, 
zur Entwicklung des privaten Sektors, für das Bildungswesen, den Umweltschutz u.ä. bereit.26 
 
Erste Aufnahmeanträge aus Mittel- und Osteuropa auf Vollmitgliedschaft in der EU gingen in 
Brüssel bereits 1994 ein. Bis Mitte Oktober 1996 hatten alle zehn MOE-Staaten ihre 
Beitrittsanträge für eine Aufnahme in die EU gestellt (siehe Tabelle 1). 
 
Der Europäische Rat prüfte auf seiner Tagung im Dezember 1997 in Luxemburg die 
Stellungnahmen zu den Aufnahmeanträgen, die die Kommission im Juli 1997 im Rahmen der 
“Agenda 2000” vorgenommen hatte. Anhand der Länderberichte, in denen die Kommission 
die Beitrittsfähigkeit der MOE-Staaten im Hinblick auf die Kopenhagener Kriterien bewertet 
hatte, wurde die Empfehlung ausgesprochen, die Beitrittsverhandlungen mit den am weitesten 
fortgeschrittenen Ländern (Polen, Tschechien, Ungarn, Slowenien und Estland) aufzunehmen. 
Außerdem hat der Europäische Rat in Luxemburg beschlossen, Beitrittspartnerschaften zum 
Kernstück einer intensivierten Heranführungsstrategie zu machen. Ab dem Jahr 1998 wurden 
sie mit jedem beitrittswilligen Land einzeln abgeschlossen. 
 
Das Instrument der Beitrittspartnerschaften erlaubt es der EU, jedem einzelnen 
Beitrittskandidaten gezielt dabei zu helfen seine spezifischen Beitrittsprobleme zu bewältigen, 
indem ihm ein Mitgliedstaat zur Seite gestellt wird. Die Beitrittspartnerschaft legt die 
Prioritäten bei der Übernahme des Besitzstandes fest und vereint die verschiedenen Formen 
der EU-Hilfe in einem einzigen Rahmen. Die finanziellen Hilfen der Union werden an die 
Fortschritte bei den Vorbereitungen auf den Beitritt geknüpft. Jeder Kandidat wurde im 
Rahmen der Beitrittspartnerschaften aufgefordert, ein Nationales Programm für die 
Übernahme des “aquis communautaire” zu erstellen. Das wichtigste Merkmal der 
Beitrittspartnerschaften ist die Ausrichtung der Programme auf konkrete Ergebnisse, die auf 
der Grundlage eines klaren Arbeitsprogramms und Zeitplans vereinbart werden. 
 
                                                 
25 Vgl. Heitzer-Suša, E., a.a.O., S. 40. 
26 Vgl. Brusis, M., Ochmann, C.: Mittel- und Osteuropa auf dem Weg in die Europäische Union: Bericht zum Stand der 
Integrationsfähigkeit 1996, in : Weidenfeld, W. (Hrsg.): Mittel- und Osteuropa auf dem Weg in die EU: Bericht zum Stand der 
Integrationsfähigkeit 1996, Gütersloh 1996, S. 9-27, S. 26. 
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Die PHARE-Finanzmittel sollten nunmehr auf die Übernahme des Besitzstandes konzentriert 
werden. Dazu gehört die Stärkung der Verwaltungsstrukturen und -kapazitäten in den 
Beitrittsländern sowie der Investitionen zur raschen Anwendung des Gemeinschaftsrechts. 
Ergänzend kamen zu den PHARE-Mitteln zwei neue Finanzierungsinstrumente hinzu: 
SAPARD27 zur Unterstützung der Landwirtschaft und ISPA28 für Investitionen im Umwelt- 
und Verkehrsbereich (siehe hierzu Kapitel III.3.1.1). 
 
Die intensivierte Heranführungsstrategie stützt sich demnach auf folgende Elemente: 
 
1) Beitrittspartnerschaften und Nationale Programme,  
2) Europa-Abkommen, 
3) Vorbeitrittshilfe, darunter: 
• PHARE-Programm, 
• SAPARD, 
• ISPA, 
• gemeinsame Kofinanzierung mit den internationalen Finanzinstitutionen (IFIs), 
• Öffnung der Europäischen Gemeinschaftsprogramme und -agenturen.29 
  
Im Rahmen der Heranführungsstrategie sind jährliche Fortschrittsberichte vorgesehen, in 
denen die Fortschritte der Beitrittskandidaten von der Europäischen Kommission bewertet 
werden, die sie beim Erreichen der in den jeweiligen Beitrittspartnerschaften festgelegten 
Ziele gemacht haben.  
 
Am 30. März 1998 haben die Beitrittsverhandlungen mit den fünf am meisten 
vorangeschrittenen MOE-Ländern (Polen, Tschechien, Ungarn, Slowenien, Estland) 
begonnen. Im Dezember 1999 wurde auf dem EU-Gipfel in Helsinki beschlossen, auch die 
restlichen beitrittswilligen MOE-Staaten (Slowakische Republik, Lettland, Litauen, Bulgarien 
und Rumänien) zu den Verhandlungen einzuladen.  
 
Die Beitrittsverhandlungen selbst bestehen aus zwei inhaltlich unterschiedlichen 
Hauptphasen. Die erste Phase “Screening” wurde durch die Aufnahme der Verhandlungen mit 
der ersten Gruppe der Beitrittsländer eröffnet. Zunächst fand dabei eine Überprüfung statt, 
inwieweit die Gesetzgebung des jeweiligen Landes mit den EU-Rechtsvorschriften vereinbar 
ist. Danach wurden durch die Kommission die Einzelheiten, Interpretationen und 
Umsetzungserfordernisse aller EU-Rechtsakte erläutert sowie der Stand der Übernahme des 
                                                 
27 SAPARD = Special Accession Programme for Agriculture and Rural Development. 
28 ISPA = Instrument for Structural Policies for Pre-Acession. 
29 Vgl. DIHT: Erweiterung der Europäischen Union: Strategie, Maßnahmen, Stand, a.a.O., S. 34. 
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gemeinschaftlichen Besitzstandes in den Bewerberländern analytisch untersucht.30 Dieses 
“Screening” wurde in einem getrennten Verfahren mit allen Kandidatenländern durchgeführt 
und im Juli 1999 im wesentlichen abgeschlossen. Die im Rahmen der multilateralen und 
bilateralen Treffen zwischen den Delegationen der EU und der MOE-Länder gesammelten 
detaillierten Informationen bildeten die Basis für die zweite Phase der Verhandlungen, die im 
November 1998 - und damit schon vor dem Abschluß der ersten Phase - eröffnet wurde. In 
dieser Phase geht es bereits um konkrete Fragen, Erwartungen, Übergangsregelungen usw. 
Den Ausgangspunkt hierfür bilden die sogenannten thematischen Positionspapiere der EU 
und der Beitrittskandidaten, die aufgrund des “Screenings” sowie entsprechend der jeweiligen 
Verhandlungsstrategie entwickelt werden.31  
 
3.2 Die Beurteilung der Beitrittsreife  
 
Wie im vorangegangenen Kapitel erwähnt, ist eine Voraussetzung für den Beitritt der MOE-
Staaten zur EU die Erfüllung der Kopenhagener Kriterien. Die Kommission befürwortet den 
Beitritt eines Landes, wenn sie überzeugt ist, daß das Land bis zu seinem Beitritt diesen 
Kriterien genügen wird.32 Während die ersten beiden Kopenhagener Kriterien inzwischen bei 
den meisten Kandidaten als erfüllt gelten können, haben die Transformationsländer bei den 
übrigen zwei Kriterien noch erhebliche Schwierigkeiten. Es ist offensichtlich, daß trotz 
teilweise guter wirtschaftlicher Entwicklung in den letzten Jahren die Volkswirtschaften noch 
nicht in der Lage sind, dem Wettbewerb innerhalb der EU standzuhalten. 
 
In ihrem letzten Bericht vom November 2001 über den Stand der Beitrittsvorbereitungen der 
Bewerberländer bescheinigte die Kommission allen MOE-Ländern gute Fortschritte bei der 
Übernahme des EU-Rechts und hat die Empfehlung ausgesprochen, die Aufnahme der  MOE-
Staaten mit Ausnahme Bulgariens und Rumäniens bis zu den nächsten Wahlen des 
Europäischen Parlaments 2004 vorzubereiten. Da zur Zeit aber noch kein einziges der 
Bewerberländer alle Kriterien vollständig erfülle, ist das Zieldatum gemäß der Kommission 
keine Garantie: “Sofern die laufenden Anstrengungen fortgesetzt werden, müßte es möglich 
sein, Ende 2002 die Beitrittsverhandlungen mit den Staaten abzuschließen, die die 
Beitrittskriterien erfüllen. Danach wären diese Staaten bereit, 2004, gemäß dem vom 
                                                 
30 Die Komplexität dieser für die Transformationsländer “teuren und gravierenden Hausaufgabe” wurde von Rothacher als ein “Endlos-
Seminar (...), bei dem die Fachbeamten der Kommission den jeweilig zuständigen, eigens eingeflogenen Ministerialbeamten der 
Kandidatenländer (...) die Umsetzungserfordernisse aller 20 000 EU-Rechtsakte in buchstäblich erschöpfendem Detail (von den 
Dachziegelnormen bis zu den Traktorensitzen) erläutern” beschrieben. Vgl. Rothacher, A.: Herausforderungen an die Europäische Union: 
Strategien für eine erfolgreiche Osterweiterung, in: Caesar, R., Scharer, H.-E. (Hrsg.): Die Zukunft Europas im Lichte der Agenda 2000, 
Baden-Baden 2000, S. 191-208, S. 196.  
31 Vgl. Szemlér T.: Die Erweiterung als Herausforderung für die Beitrittskandidaten: Eine ungarische Sicht, in: Caesar, R., Scharer, H.-E. 
(Hrsg.): Die Zukunft Europas im Lichte der Agenda 2000, Baden-Baden 2000, S. 221-232, S. 227. 
32 Die präzisierten Kriterien, die eine Basis für die Bewertung der Beitrittsreife durch die Europäische Kommission bilden, sind in 
Abbildung A1 im Anhang  erläutert.  
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Europäischen Parlament und dem Rat festgelegten Ziel, EU-Mitglied zu werden”.33 Die 
Verhandlungen werden auf Basis des bestehenden Besitzstandes geführt und sollen mit jenen 
Bewerberländern, die alle Kriterien für eine Mitgliedschaft erfüllen, abgeschlossen werden. 
 
Ob sich dieser Fahrplan auch tatsächlich einhalten läßt, kann aus heutiger Sicht bezweifelt 
werden. Bei den schwierigsten Themen wie z.B. Landwirtschaft und Regionalförderung ist 
noch keine Einigung bzw. Kompromißlösung in Sicht, obwohl die Bilanz der geöffneten und 
geschlossenen Verhandlungskapitel auf den ersten Blick bei fast allen Kandidatenländern 
weitgehend positiv ausfällt (siehe Tabelle 2). Gemäß dem vom Europäischen Rat in Nizza 
2000 beschlossenen Verhandlungsfahrplan ist derzeit die einvernehmliche Übernahme von 
allen Kapiteln des Rechtsbestands der Union (ohne oder mit Übergangsregelungen) durch die 
MOE-Länder Verhandlungsgegenstand. 
 
Tabelle 2: Stand der EU-Beitrittsverhandlungen, April 2002 
 Ungarn Tschechien Slowenien Slowakei Estland Lettland Litauen Polen Bulgarien Rumä-
nien 
Anzahl 
geschlosse-
ner Kapitel 
24 25 26 24 24 24 26 23 17 11 
Anzahl 
geöffneter 
Kapitel 
30 30 30 30 30 30 30 30 30 24 
Bemerkung: Es gibt insgesamt 31 Verhandlungskapitel. Das 31. Kapitel umfaßt “Sonstiges”. 
 
Quelle: Europäische Kommission: Accession Negotiations: Stay of Play, April 2002, in: http://europa.eu.int. 
 
Im Fortschrittsbericht wurden Aktionsfelder ermittelt, in denen die weiteren Anstrengungen in 
jedem Beitrittsland am nötigsten sind. Die EU hat bei allen Kandidaten vor allem Defizite 
beim Wettbewerbsrecht und der Beihilfenkontrolle festgestellt. Außerdem können bisher in 
praktisch keinem Kandidatenland die Kartellregeln wirksam durchgesetzt werden. Weitere 
generelle Lücken bei der Vorbereitung auf den EU-Binnenmarkt betreffen die 
Industrienormung, den Schutz des geistigen Eigentums sowie die gegenseitige Anerkennung 
von Berufsabschlüssen. Hinzu kommen Mängel in der Justiz und Verwaltungspraxis sowie 
das Fehlen unabhängiger Regulierungsbehörden für die Telekommunikation. Im Bereich der 
Regionalpolitik müssen die Verwaltungskapazitäten in den wichtigsten Ministerien gestärkt 
und angemessene Verwaltungsstrukturen für die Planung, Verwaltung und Kontrolle der 
Strukturfonds geschaffen werden.  
 
Im einzelnen wurden bei den Kandidatenländern folgende spezielle Stärken und Schwächen 
festgestellt:34 
 
                                                 
33 Vgl. Europäische Kommission: Erweiterung erfolgreich gestalten: Strategiepapier und Bericht der Europäischen Kommission über die 
Fortschritte jedes Bewerberlandes auf dem Weg zum Beitritt, November 2001, in: http://europa.eu.int, S. 4. 
34 Eine ausführliche Beschreibung ist gegeben in: Europäische Kommission: Erweiterung erfolgreich gestalten, a.a.O., S. 39 ff. 
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Polen 
Polens Wirtschaft kann nach Auffassung der Kommission in naher Zukunft der EU-
Konkurrenz standhalten. Schwierigkeiten sieht man unter anderem bei der Schaffung eines 
gut ausgebildeten und motivierten öffentlichen Dienstes, bei der Korruptionsbekämpfung und 
bei der Justiz, die vor allem größere Transparenz benötigt. Die generell funktionierende 
Marktwirtschaft wird durch eine hohe Arbeitslosigkeit belastet und mußte einen drastischen 
Wachstumsrückgang hinnehmen. Zusätzlich wird in der Landwirtschaft eine 
Verwaltungsreform immer dringlicher. Um das Vertrauen ausländischer Investoren zu 
gewinnen, wird neben einer besseren Abstimmung der Finanz- und Währungspolitik sowie 
einer Stabilisierung der öffentlichen Finanzen auch eine Beschleunigung bei der 
Privatisierung und eine weitere Restrukturierung erforderlich sein. 
 
Tschechien 
Tschechien wird eine funktionierende Marktwirtschaft mit einer niedrigen Inflation sowie 
einer hohen Attraktivität für ausländische Investoren bescheinigt, die in naher Zukunft die 
EU-Konkurrenz aushalten kann. Auf dem weiteren Weg müssen die Finanzen mittelfristig 
konsolidiert und die Strukturreformen zu Ende geführt werden. Trotz eines noch fehlenden 
Gesetzes zum öffentlichen Dienst lobt die Kommission die Verbesserung der zentralen und 
regionalen Verwaltung, wobei der Kampf gegen die Korruption auch in diesem Land verstärkt 
werden muß. Gleichzeitig werden Fortschritte bei der Übernahme des Gemeinschaftsrechts 
bestätigt, auch wenn die Verwaltung bisher oft nicht in der Lage ist, EU-Gelder effizient zu 
nutzen. 
 
Ungarn 
Ungarn erhält generell eine gute Bewertung bezüglich der wirtschaftlichen Entwicklung und 
der sinkenden Arbeitslosigkeit. Außerdem werden Fortschritte bei der Übernahme des 
Gemeinschaftsrechts und im Umweltschutz anerkannt. Die Reform der Verwaltung zugunsten 
von mehr Berechenbarkeit und Effizienz wird ausdrücklich gelobt. Verbesserungen werden 
auch bei der Arbeit der Justiz bescheinigt, wobei jedoch auch hier die Korruptionsprobleme 
nicht unerwähnt bleiben. Der Passus zur Minderheitenpolitik enthält Anerkennung, benennt 
aber auch das ungelöste Problem der Roma. Außerdem steht das “Statusgesetz” zugunsten 
von im Ausland lebenden Ungarn teilweise im Widerspruch zu europäischen Standards im 
Minderheitenschutz. 
 
Slowakei 
Der Slowakei wird eine funktionierende Marktwirtschaft bescheinigt, die in naher Zukunft der 
Konkurrenz der EU standhalten kann. Die allgemein stabile Wirtschaftslage wird aber von 
einer hohen und steigenden Arbeitslosigkeit überschattet. Bei der Stabilisierung der 
Institutionen für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und Minderheitenschutz 
wurden gute Fortschritte festgestellt. Ebenso ist eine Verbesserung bei der Justiz zu 
bescheinigen, auch wenn die Korruptionsbekämpfung nach wie vor ein wichtiges Thema 
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darstellt. Die Übernahme des Gemeinschaftsrechts ist nach Auffassung der Kommission noch 
uneinheitlich, wobei Fortschritte vor allem beim freien Warenverkehr ausgemacht werden und 
die Hauptschwächen in der Landwirtschaftspolitik liegen. 
 
Litauen 
In Litauen wurde eine relativ stabile wirtschaftliche Lage mit einem abgebauten 
Haushaltsdefizit festgestellt, wobei das Bild durch die hohe Arbeitslosigkeit und eine noch 
nicht umgesetzte Rentenreform eingetrübt wird. Ein großes Problem ist in dem nur geringen 
Zustrom an in- und ausländischen Investoren zu sehen. Die Kommission sieht erhebliche 
Fortschritte bei der Stabilisierung der demokratischen Institutionen, der auch ein Gesetz zur 
Korruptionsbekämpfung helfen soll. Bedeutende Fortschritte sind auch bei der Umsetzung 
und Anwendung des Gemeinschaftsrechts festzustellen. Als besonders positiv wird die 
Einsetzung eines Gleichstellungsbeauftragten hervorgehoben. In der Umweltpolitik wurde ein 
Großteil des Rechtsrahmens in Kraft gesetzt. Eine Umsetzung des Umweltrechts ist aber 
häufig nicht möglich, da das erforderliche Kapital fehlt. Zusätzlich muß Litauen noch für ein 
hohes Maß an nuklearer Sicherheit sorgen und seine Stillegungsverpflichtungen erfüllen. 
 
Slowenien 
Für Slowenien werden beträchtliche Fortschritte in vielen Bereichen (Justiz, Landwirtschaft, 
Verkehr) bestätigt, aber noch Probleme in der Sozial- und der Beschäftigungspolitik 
festgestellt. Trotz einer geringen Arbeitslosigkeit hält die Kommission den Arbeitsmarkt für 
nicht flexibel genug und mahnt eine Verringerung des staatlichen Einflusses an. Außerdem 
findet die hohe Inflation (8,9 % im Jahr 2000) im Bericht besondere Erwähnung. 
 
 Estland 
Bei Estland als dem am weitesten fortgeschrittenen baltischen Staat wird angemahnt, daß die 
Einführung der Normen zur Lebensmittelqualität auf EU-Standard noch erfolgen muß. 
Außerdem wird der Drogenhandel, organisierte Kriminalität, die Produktpiraterie und in 
diesem Zusammenhang die unterbesetzte Polizei angesprochen. Die Integration der russischen 
Minderheit ist außerdem nicht auf dem wünschenswerten Niveau. 
 
Lettland 
In Lettland wurden wichtige Schritte zur Integration der Minderheiten unternommen, obgleich 
das Sprachengesetz nach Auffassung der Kommission noch zu rigide und zu Lasten der 
Minderheiten angewandt wird. Der Zustand der Verwaltung und der Justiz ist allgemein noch 
nicht auf dem erforderlichen Stand, was sich insbesondere in langen Verfahren und  
Korruption ausdrückt. Trotzdem werden erhebliche Fortschritte bei der Konsolidierung der 
institutionellen Stabilität bescheinigt. 
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 Rumänien 
Rumänien werden große Fortschritte im Bereich der Marktwirtschaft bestätigt, auch wenn das 
Land mittelfristig dem Wettbewerbsdruck der EU noch nicht gewachsen sein dürfte. Die hohe 
Inflationsrate (45,7 %) kann nur abgebaut werden, wenn man die eingeleiteten 
Wirtschaftsreformen beibehält. Die Arbeitslosigkeit liegt aber unter dem EU-Durchschnitt. 
Die früher festgestellten Demokratiedefizite sind weitgehend beseitigt, aber die sozialen 
Probleme bedürfen weiterhin einer Lösung. Ebenso wurde die Strategie zur Verbesserung der 
Lage der Roma bisher nicht umgesetzt, und die Bestimmungen zur Verhinderung von 
Diskriminierung finden in der Praxis keine Anwendung. Weiterhin werden die 
unzureichenden Lebensbedingungen für Kinder in Heimen kritisiert. Positive Erwähnung 
findet die Entkriminalisierung der Homosexualität und die Einführung einer 
Bewährungsmöglichkeit bei der Verurteilung zu Haftstrafen. 
  
 Bulgarien 
Trotz einer hohen Arbeitslosigkeit und einer Inflationsrate von 10,3 % (2000) ist die EU-
Kommission optimistisch, daß in Bulgarien bald eine funktionierende Marktwirtschaft 
entstehen wird, wenn man die eingeleiteten strukturellen Reformen fortsetzt. In diesem 
Zusammenhang sind insbesondere die Privatisierungen im Bankensektor gut 
vorangekommen. Ein großes Problem Bulgariens stellt die Korruption dar, der mit dem bisher 
nur schwach entwickelten Justizsystem ohne wirkliche Rechtssicherheit nicht beizukommen 
ist. Damit einher geht die Sorge der Kommission über das Verhalten der Polizei 
(Mißhandlungen). Die öffentliche Verwaltung ist weder effizient noch transparent. Sie hat 
außerdem keine Pflicht zur Rechenschaftslegung. Auch in Bulgarien ist die Situation von 
verwaisten und vernachlässigten Kindern zu verbessern. Desweiteren muß Bulgarien seinem 
Versprechen zur Stillegung der Kernkraftwerksanlagen noch nachkommen. 
 
Das Wohlstandsgefälle zwischen der EU und den Bewerbern ist in den letzten Jahren kaum 
geringer geworden. Ausgedrückt in Kaufkraftstandards betrug das durchschnittliche Pro-
Kopf-Einkommen der acht aussichtsreichsten MOE-Kandidaten im Jahr 2000 gerade ca. 46 % 
des EU-Mittelwerts. Dahinter verbergen sich allerdings gewaltige Unterschiede zwischen den 
einzelnen Ländern: Während Slowenien das EU-Mitglied Griechenland schon überholt hat, 
kam Lettland lediglich auf 30 % des Durchschnittsniveaus der EU-15 (siehe Tabelle 3). Diese 
Zahlen lassen erahnen, wie schwierig es sein wird, die Verhandlungen über die Regional- und 
Strukturpolitik für alle Seiten zufriedenstellend abschließen zu können. 
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Tabelle 3: BIP pro Kopf in KKS der MOE-Beitrittskandidaten im Jahr 2000   
Beitrittskandidaten BIP pro Kopf in KKS, in %   
 EU-15 = 100 EU-25 = 100 
Bulgarien 28 38 
Tschechien 59 80 
Estland 38 52 
Ungarn 51 70 
Lettland 30 41 
Litauen 33 46 
Polen 39 54 
Rumänien 23 32 
Slowakei 48 66 
Slowenien 69 95 
 
Quelle: Eigene Berechnungen, Daten nach Eurostat.35 
 
 
4. Vor- und Nachteile des EU-Beitritts für die mittel- und osteuropäischen 
Länder 
 
Viele Analysen und Berichte, die in Westeuropa zur EU-Osterweiterung erstellt werden, 
beschäftigen sich in erster Linie mit den Auswirkungen bezüglich Kosten und Nutzen, die der 
Beitritt der osteuropäischen Staaten auf die EU haben wird. Dabei können die Auswirkungen 
dieser Vorgänge auf die EU kaum von den Auswirkungen getrennt werden, die sich innerhalb 
der künftigen Teilnehmerländer ergeben. Die Prozesse innerhalb der neuen Mitgliedstaaten 
verdienen besondere Aufmerksamkeit, weil sich darin in besonderem Maße auch die 
zukünftige Stärke oder Schwäche der EU entscheiden wird. Im Rahmen dieser Arbeit soll 
daher versucht werden, auch die Vor- und Nachteile eines EU-Beitritts oder Nichtbeitritts für 
die Transformationsländer zu untersuchen sowie deren Einfluß bei der Auswahl einer 
geeigneten Vorbereitungs- und Beitrittsstrategie zu skizzieren.  
 
Von einem Beitritt zur EU versprechen sich die MOE-Staaten generell die Beschleunigung 
und Unumkehrbarkeit des Transformationsprozesses. Auf dieser Grundlage sollen sich 
wirtschaftlicher Wohlstand sowie politische Sicherheit und Stabilität entwickeln. Konkret 
richten sich die Hoffnungen der Regierungen und der Wirtschaftseliten auf eine Zunahme der 
Direktinvestitionen, Transfers aus den Agrar- und Strukturfonds, auf eine bessere Versorgung, 
auf höhere Exporte infolge der Teilnahme am Binnenmarkt, eine intensivere Kooperation mit 
EU-Unternehmen, einen raschen Ausbau der Infrastruktur, eine schnelle Modernisierung der 
Volkswirtschaft, einen besseren Zugang zu den westlichen Märkten usw.36  
 
                                                 
35 Vgl. Pasanen, J.: Das BIP der Beitrittskandidaten, in: Statistik kurz gefaßt, Europäische Gemeinschaften, Nr. 42/2001, S. 3. 
36 Vgl. Bariska, Z.: Die EU: Beittrittserwartungen der Visegrad-Länder, in: Süssmuth, H. (Hrsg.): Transformationsprozesse in den Staaten 
Ostmitteleuropas 1989 - 1995, Baden-Baden 1998, S. 477 ff. 
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Den großen Hoffnungen der beitrittswilligen Regierungen stehen aber auch enorme Risiken 
für die betreffenden Länder gegenüber. Die in Kauf zu nehmenden Nachteile insbesondere auf 
wirtschaftlichem Gebiet betreffen verschärfte Konkurrenz, einen partiellen Verlust des 
Lohnkostenvorteils, eine mögliche Peripherisierung der MOE-Staaten, einen hohen 
Anpassungsdruck und einen erheblichen Investitionsbedarf. Aus gesellschaftlicher und 
politischer Sicht befürchtet man Souveränitätsverluste, geringere wirtschaftspolitische 
Spielräume, die Gefahr politischer Polarisierung in der Bevölkerung, neue Armut, 
Arbeitslosigkeit usw.37 
 
4.1 Wirtschaftliche Kosten-/Nutzenanalyse 
 
Die zu erwartenden Integrationseffekte hängen immer vom Grad der Integration ab. Die 
MOE-Länder treten der EU zu einem Zeitpunkt bei, in dem sie auf einigen Feldern wie der 
Zollunion, dem Binnenmarkt und der Wirtschafts- und Währungsunion bereits die höchste 
Stufe der wirtschaftlichen Integration erreicht hat. Nach den Vorgaben der Europäischen 
Kommission wird die Osterweiterung in zwei Schritten erfolgen: Die neuen Mitgliedstaaten 
werden zuerst auf der Stufe des Binnenmarkts in die EU eintreten. Erst in einem zweiten 
Schritt, wenn sie die Maastrichter Konvergenzkriterien erfüllt haben, können sie an der WWU 
teilnehmen. Deshalb beziehen sich die meisten wirtschaftlichen Berechnungen und 
Simulationen auf die Auswirkungen einer Teilnahme am Binnenmarkt.  
 
Durch diese Vorgehensweise werden sich die aus der Literatur bekannten theoretischen 
Integrationseffekte38 und einige weitere Effekte ergeben, die speziell für den Fall der 
Osterweiterung zutreffen: 
 
• Handelseffekte: Kostensenkung durch Wegfall der restlichen Zölle und Handelskosten, 
• Binnenmarkteffekte: Effizienzsteigerung, Intensivierung des Preiswettbewerbs, 
• Faktorwanderung: Direktinvestitionen von West nach Ost, Arbeitsmigration von Ost nach 
West, 
• Transfers für die MOE-Länder bzw. Kosten der Erweiterung.39    
 
                                                 
37 Vgl. Dauderstädt, M.: Europaskepsis im Osten: Schwierigkeiten und Bedenken beim EU-Beitritt, in:  www.fes.de/organisation/europe/ 
info/1998. 
38 Grundsätzlich lassen sich die ökonomischen Integrationswirkungen in Allokations- und Akkumulationswirkungen unterscheiden. 
Teilweise erfolgt auch die Unterscheidung in statische und dynamische Effekte. Vgl. Alecke, B., Untiedt, G.: Perspektiven der EU-
Osterweiterung: Gesamt- und regionalwirtschaftliche Ergebnisse, in: ifo Schnelldienst, 55. Jg. 1/2002, S. 15  und Baldwin, R.E., 
Venables T.: Regional Economic Integration, in: Grossman, G., Rogoff, K. (Hrsg.): Handbook of International Economics, Vol. III, 
Amsterdam 1995, S. 1597-1644, S. 1598 ff. 
39 Vgl. Breuss, F.: Strukturpolitik und Raumplanung in den Regionen an der mitteleuropäischen EU-Außengrenze zur Vorbereitung auf die 
EU-Osterweiterung: Teilprojekt 12: Makroökonomische Auswirkungen der EU-Erweiterung auf alte und neue Mitglieder, Internationales 
Projekt Preparity, Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung April 2001, in: www.preparity.wsr.ac.at., S. 4. 
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Die EU-Erweiterung ist ein Projekt der regionalen Integration mit zahlreichen Asymmetrien. 
Einerseits wird ein Block armer Länder (MOE) in einen Block reicher Länder (EU) integriert, 
andererseits kommt es zur Integration eines großen mit einem kleinen Block.  
 
Mittlerweile gibt es einige Studien, die neben den rein fiskalischen Budgeteffekten die 
ökonomischen Folgen des Beitritts der MOE-Länder mit Hilfe von Welt- (allgemeine 
Gleichgewichtsmodelle (CGE) und Makromodelle) oder Einzellandmodellen untersuchen. 
Der Mangel der meisten Simulationen besteht darin, daß sie zum einen nicht alle zu 
erwartenden Effekte umfassen oder lediglich die Auswirkungen einzelner EU-Politikbereiche 
einbeziehen und zum anderen nur die Blöcke MOE und EU in verschiedenen 
Größenordnungen und Zusammenstellungen bzw. nur einzelne Länder (z.B. Polen, 
Tschechien und Ungarn) betrachten. Eine weitere Unterscheidungsebene betrifft die zeitliche 
Untersuchungsspanne bzw. den unterschiedlichen Zeitpunkt des Beitritts. Durch diese 
Umstände wird die Vergleichbarkeit der unterschiedlichen Berechnungen erheblich erschwert. 
Einen Überblick über die Effekte der EU-Erweiterung in der ökonomischen Literatur geben 
B. Alecke und G. Untiedt40 sowie F. Breuss.41  
 
In diesem Kapitel werden die Ergebnisse von zwei neueren Studien näher erläutert, die von 
der Europäischen Kommission und dem Österreichischen Institut für Wirtschaftsforschung 
(WIFO) im Jahr 2001 durchgeführt wurden. Als Grundlage dienten dabei diejenigen 
Erweiterungsszenarien, die zur Zeit am ehesten der Realität entsprechen. Dennoch muß auch 
in Bezug auf die Ergebnisse dieser Studien darauf hingewiesen werden, daß sie weder die 
bereits vereinbarten siebenjährigen Übergangsfristen bezüglich der Arbeitnehmermigration 
und Dienstleistungsfreiheiten noch die sich abzeichnende eingeschränkte Beteiligung der 
Beitrittsländer an den Transfers im Rahmen der Agrar- bzw. Strukturpolitik der EU 
berücksichtigen.  
 
Die Europäische Kommission geht in ihrer Studie zu den wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Osterweiterung auf die acht MOE- und 15 EU-Staaten davon aus, daß der Beitritt zur EU im 
Jahr 2005 erfolgt. Untersucht wird der Zeitraum von 2000 - 2009, wobei die Erweiterung als 
eine Kombination der Effekte vor (d.h. 2000 - 2004) und nach dem Beitritt (d.h. 2005 - 2009) 
verstanden wird. Die Grundlage für die Berechnungen der Integrationseffekte für die MOE-
Länder bildet ein “Transition Economy Model”. Zunächst werden für die künftige 
Wirtschaftsentwicklung von acht Beitrittsländern (alle MOE-Länder außer Bulgarien und 
Rumänien) drei Wachstumsszenarien angenommen, die jeweils von den 
Anfangsbedingungen, dem makroökonomischen Rahmen und dem Durchführungsstand der 
                                                 
40 Alecke, B., Untiedt, G., a.a.O., S. 15-23, S. 15 ff. 
41 Breuss, F.: Makroökonomische Auswirkungen der EU-Erweiterung auf alte und neue Mitglieder, WIFO Monatsberichte 11/2001, S. 655-
666, in: www.wifo.ac.at, S. 663 f. 
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Strukturreformen abhängig sind. Ein Basisszenario, wonach die angefangenen Reformen wie 
bisher fortgeführt werden, aber der Beitritt nicht vor dem Jahr 2010 erfolgt, bildet die 
Vergleichsgrundlage für die beiden anderen Szenarien, in denen eine “normale” und eine 
“optimistische” Entwicklung in den MOE-8 nach einem Beitritt im Jahr 2005 unterstellt wird. 
Demgemäß könnte durch den EU-Beitritt das reale BIP-Wachstum in den MOE-8 um 
durchschnittlich 1,3 bis 2,1 Prozentpunkte pro Jahr höher sein als im Basisszenario ohne 
Erweiterung. Diese zusätzlichen Wachstumseffekte entstehen vorwiegend aus den EU-
Transfers für die Investitionen in die Infrastruktur sowie den höheren Zuflüssen von 
ausländischen  Direktinvestitionen (0,4 - 0,5 % p.a.), dem Beschäftigungswachstum (0,2 - 0,3 
% p.a.) und der Erhöhung der Faktorproduktivität (0,6 - 1,3 % p.a.). 42 
 
Die makroökonomischen Effekte des Beitritts zur EU für die größten MOE-Länder Polen, 
Tschechien und Ungarn wurden in einer WIFO-Studie von F. Breuss analysiert. Gemäß den 
Ergebnissen der Simulationen mit dem OEF-Weltmakromodell43 könnten Ungarn und Polen 
ihr reales BIP innerhalb des Zeitraums 2001 - 2010 einschließlich der 
Beitrittsvorbereitungsphase bis 2004  um ca. 8 - 9 % steigern. Das entspricht einem jährlichen 
Wachstum von rund 1 %. Tschechien würde etwas weniger vom EU-Beitritt profitieren, d.h. 
das BIP könnte einen zusätzlichen Impuls von ca. 0,5 - 0,75 % pro Jahr erhalten (siehe 
Tabelle 4). Diese drei MOE-Länder erwirtschaften rund zwei Drittel des absoluten BIP aller 
zehn MOE-Staaten und besitzen engere Handelsbeziehungen zur EU als der Rest der 
Beitrittskandidaten. Deshalb wird in der Studie davon ausgegangen, daß die gesamten 
makroökonomischen Effekte bei einem EU-Beitritt aller osteuropäischen Staaten um rund ein 
Drittel höher liegen würden, als die Schätzungen für den Beitritt nur der drei untersuchten 
Länder ergeben. 
 
Man muß allerdings darauf hinweisen, daß die Evaluierung der gesamten Integrationseffekte 
nicht ganz unproblematisch ist. Nicht alle o.g. Teileffekte sind gleichermaßen einfach zu 
quantifizieren. Während die Quantifizierung der EU-Transfers, der ADI-Ströme und der 
Migrationsströme relativ unkompliziert möglich ist, besteht bei den anderen Effekten, z.B. 
den Binnenmarkteffekten in Form der Produktivitätsschocks bzw. beim Preiswettbewerb, eine 
größere Fehlerwahrscheinlichkeit. Als Basis für die Netto-Transfers der EU wird die leicht 
angepaßte Finanzplanung der Agenda 2000 genommen. (Für die Zeit nach 2006 wurde bei der 
Simulation unterstellt, daß zu den Transfers im Rahmen der GAP noch 80 % für 
Direkteinkommenszahlungen dazugezählt werden.) 
 
                                                 
42 Vgl. European Commission, DG Economic and Financial Affairs: The economic impact of enlargement, Enlargement Papers No. 4, June 
2001, http://europa.eu.int/economy_finance, S. 33 ff. 
43 Die Modellbeschreibung ist gegeben in: Oxford Economic Forecasting: The Oxford World Macroeconomic Model - An Overview, 
Oxford 2000. 
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Tabelle 4: Ausgewählte Integrationseffekte der EU-Erweiterung: Reales BIP 
(in %, kumuliert) 
 Handelseffekte Binnenmarkt-
effekte 
ADI-Zufluß Transfers der EU Gesamteffekte* 
 ∅ 2005/ 
2006
∅ 2008/ 
2010 
∅ 2005/ 
2006
∅ 2008/ 
2010
∅ 2005/ 
2006
∅ 2008/ 
2010
∅ 2005/ 
2006
∅ 2008/ 
2010 
∅ 2005/ 
2006 
∅ 2008/ 
2010
Polen 1,95 2,47 1,23 2,07 0,21 0,45 1,87 3,15 5,26 8,02
Ungarn 3,95 4,20 1,58 1,25 0,32 0,81 1,45 2,23 7,32 8,40
Tschechien 1,79 2,84 1,02 0,54 0,14 0,37 1,10 1,98 4,03 5,65
*In den Gesamteffekten werden außerdem noch geringe Migrationseffekte mitberücksichtigt.  
 
Quelle: Breuss, F.: Strukturpolitik und Raumplanung in den Regionen an der mitteleuropäischen EU-
Außengrenze zur Vorbereitung auf die EU-Osterweiterung, a.a.O., S. 32. 
 
Die größten Vorteile für die MOE-Länder werden in Form von Handelseffekten durch den 
Wegfall der restlichen Zölle, Beschränkungen und Transaktionskosten erwartet. Diese Effekte 
sind jedoch von Land zu Land verschieden und hängen vom Grad der Handelsverflechtung 
mit der EU ab. Da in den meisten MOE-Ländern 70 % der Exporte in die EU gehen und ca. 
60 % der Importe aus der EU stammen (siehe Tabelle 5), bewirkt die Zollbeseitigung eine 
Handelsintensivierung bzw. Handelsschaffung und bringt somit positive Effekte für das BIP. 
Die gesamten Kosteneinsparungen durch den Wegfall der restlichen Grenzkontrollen lassen 
sich jedoch nicht exakt bestimmen. Daher variieren in der Literatur die Zahlen über die 
Verringerung der Handelskosten zwischen 5 % und 10 %.44 
 
Tabelle 5: Außenhandel der zehn MOE-Länder mit der EU 
 Exporte in die EU  
(in % der Gesamtexporte) 
Importe aus der EU  
(in % der Gesamtimporte) 
 1993 1995 1999 2000 1993 1995 1999 2000 
Ungarn 58,13 62,79 76,23 75,17 54,38 61,52 64,44 58,48
Tschechien 45,77 55,18 69,24 68,61 46,37 56,39 64,21 61,99
Polen 69,25 70,04 70,51 69,96 64,79 64,65 64,96 61,20
Bulgarien 45,46 36,95 54,20 51,74 41,38 36,98 50,02 44,92
Rumänien 39,86 51,56 64,35 62,25 43,98 48,40 59,40 55,18
Slowakei 28,65 36,30 59,49 54,65 27,09 33,52 51,71 49,19
Slowenien 60,78 65,57 66,14 63,89 61,15 66,12 68,81 67,82
Estland 47,68 53,21 62,79 68,51 59,31 64,48 57,78 56,12
Lettland 30,60 43,29 62,55 64,65 26,33 48,60 53,73 52,45
Litauen 63,42 35,32 50,11 47,90 48,24 35,67 46,50 43,58
MOEL - 10 52,85 57,05 68,36 67,13 51,36 55,78 61,99 58,31
 
Quelle: OECD: Monthly Statistics of International Trade; IMF: Direction of Trade Statistics, in: Breuss, F.: 
Kosten der Nicht-Erweiterung der EU für Österreich, Studie des Österreichischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung im Auftrag der Wirtschaftskammer Österreich, März 2002, S. 31. 
 
Ein wichtiger Faktor für die Verbesserung des künftigen Wachstumspotentials sind die 
Direktinvestitionen. Ausländische Direktinvestitionen verstärken Akkumulation und 
Erneuerung des Kapitalstocks. Der Zustrom von ADI in die MOE-Länder wird sich nach 
deren Beitritt zum Gemeinsamen Markt wegen der gestiegenen Sicherheit für die Investoren 
                                                 
44 Vgl. Breuss, F.: Makroökonomische Auswirkungen der EU-Erweiterung auf alte und neue Mitglieder, a.a.O., S. 657. 
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und einer Reduktion der Risikoprämien nach Meinung zahlreicher Experten auf jedem Falle 
erhöhen.45  
 
Trotz der zahlreichen Unterschiede in den durchgeführten Studien ist es möglich, einige 
gemeinsame Erkenntnisse zusammenzufassen:   
 
• Die gesamten Nettoeffekte des Beitritts zur EU lassen sich nur schwer einschätzen. 
• Für die Beitrittskandidaten ermitteln alle Studien deutlich positive Wirkungen, obwohl 
verschiedene Länder (und Regionen) unterschiedlich betroffen sind. 
• In der Regel sind die Wohlfahrtsgewinne umso größer, je größer die Handelsanteile der 
Länder mit der EU sind. 
• Die ermittelten Wohlfahrtsgewinne sind als Integrationsgewinne auf lange Sicht zu 
interpretieren. 
 
Bei diesen Aussagen ist jedoch zu bedenken, daß die Simulationsergebnisse auch die 
positiven Wohlfahrtseffekte umfassen, die bereits durch die Handelsliberalisierung über die 
Europa-Abkommen erzielt wurden. Obwohl der vollständige Abbau nicht-tarifärer 
Handelshemmnisse, die Abschaffung der Zölle im Agrarsektor und bei den geschützten 
sensiblen Sektoren sowie die Integration in den Binnenmarkt einen weiteren 
Wohlfahrtsgewinn bringen, ist nur schwer zu ermitteln, wie groß dieser zusätzliche Anteil 
sein wird. Einige Wissenschaftler gehen sogar noch weiter und behaupten, daß die meisten 
positiven Einkommensgewinne aus der Liberalisierung des Außenhandels bereits in den 
letzten Jahren durch dynamisch wachsende Ex- und Importe zwischen der EU und den MOE-
Ländern realisiert worden sind. Es wird auch die Meinung vertreten, daß das Handelspotential 
weitgehend ausgeschöpft ist und die Handelsbedingungen zwischen einigen EU-Ländern und 
den MOE-Staaten schon jetzt denen von EU-Mitgliedstaaten untereinander entsprechen.46 H. 
Dicke und F. Foders z.B. beziehen sich auf die Erfahrungen aus den bisherigen Erweiterungen 
und schlußfolgern, daß “in Zukunft nicht mit einer nennenswerten Zunahme der 
Handelsanteile in der EU und in den Beitrittsländern zu rechnen ist, auch nicht nach erfolgter 
Erweiterung”.47  
 
                                                 
45 Vgl. u.a. Gacs, J.: Makroökonomische Entwicklungen in den mittel-osteuropäischen Beitrittskandidaten im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der Europäischen Union, Preparity-Teilprojekt 2, 1999, in: www.preparity.wsr.at, S. 3 f., European Integration Consortium: 
DIW, CEPR, FIEF, IAS, IGIER: The Impact of Eastern Enlargement on Employment and Labour Markets in the EU Member States, 
Berlin and Milano 2000, S. 7, Dauderstädt, M.: Die wirtschaftlichen Folgen der EU-Integration für die Beitrittskandidaten, Bonn 2000, 
in: http://library.fes.de, S. 12, Dicke, H., Foders, F., a.a.O., S. 77.  
46 Das Potential ist nach den Berechnungen des DIW zu drei Vierteln erschöpft: Vgl. Franzmeyer, F.: Wirtschaftliche Voraussetzungen, 
Perspektiven und Folgen einer Osterweiterung der Europäischen Union, in: Osteuropa-Wirtschaft, 44. Jg., 2/1999, S. 135-159, S. 159; 
Vgl. auch Quaiser, W., Hartmann, M. u.a.: Die Osterweiterung der Europäischen Union: Konsequenzen für Wohlstand und 
Beschäftigung in Europa, in: www.fes.de/analysen/quaiser1.htm und Dauderstädt, M.: Europaskepsis im Osten: Schwierigkeiten und 
Bedenken beim EU-Beitritt, a.a.O., S. 3 ff. 
47 Vgl. Dicke, H., Foders, F., a.a.O., S. 140.  
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Ein weiterer zu berücksichtigender Aspekt besteht darin, daß die Integration nicht nur 
zusätzlichen Handel schafft, sondern auch wohlstandsmindernde Handelsumlenkung 
hervorrufen kann. So könnte sich im Agrarbereich und, bedingt durch die Übernahme der 
Protektionspolitik der EU, eventuell auch bei anderen geschützten Produktgruppen eine 
Tendenz zur wohlfahrtsmindernden Handelsumlenkung ergeben. Diese Effekte sind u.a. in 
Litauen zu beobachten, das in Vorbereitung auf den EU-Beitritt seine Währung 2002 an den 
Euro gebunden hat. Von diesem Schritt sind z.B. die auf Dollarbasis handelnden Exporteure 
stark betroffen und klagen demzufolge über die “aufgezwungene” Handelsumlenkung.48    
 
Weiterhin wird nur selten berücksichtigt, daß auf die Beitrittsländer selbst hohe Kosten 
zukommen, auch wenn sie sich Vorteile von den EU-Subventionen versprechen und den 
Anpassungsdruck der EU als “Peitsche für Reformen im eigenen Land” nutzen. Die 
wirklichen Probleme werden vornehmlich bei der Übernahme und Durchsetzung des “aquis 
communautaire” gesehen. Eine frühzeitige, rigorose Rechtsangleichung liegt nicht im 
Interesse der Beitrittskandidaten. Nationales Recht soll mit dem hochkomplizierten 
Gemeinschaftsrecht harmonisiert werden, das selbst die entwickelten Bürokratien der 
bisherigen Unionsmitglieder vor enorme Herausforderungen stellt. Der 
Harmonisierungszwang mag zwar dazu führen, daß der Reformwiderstand in Bereichen wie 
Finanzdienstleistungen oder Netzdiensten überwunden wird, die Rechtsangleichung kann 
jedoch auch bewirken, daß die gerade erst entstehenden Marktwirtschaften in ihrer 
Entwicklung gehemmt werden.49 Die vollständige Übernahme des derzeitigen “aquis 
communautaire” in den Beitrittsländern kann daher durchaus auch Produktions- und 
Beschäftigungsrückgänge auslösen. Das EG-konforme Wirtschafts- und Sozialrecht der 
Transformationsländer ist ihrem jeweiligen Entwicklungsstand nicht angepaßt. Die 
vollständige Einführung des unreformierten EU-Rechts hat für die örtlichen Unternehmen 
hohe Anpassungskosten zur Folge und mindert deren Wettbewerbsfähigkeit.50 In einigen 
MOE-Ländern, die ein hohes Niveau an Liberalisierung der Wirtschaft erreicht und die 
Subventionen in der Landwirtschaft abgebaut haben (z.B. Estland), ist die Übernahme des 
EU-Rechts sogar ein kostspieliger Rückschritt, der einen Verlust der Wettbewerbsfähigkeit 
mit sich bringen kann. Es stellt sich die Frage, ob nicht der Versuch einer frühen Übernahme 
des “aquis communautaire” bei den Reformländern zu unvertretbar hohen Kosten führt. 
Außerdem ist der daraus resultierende Aufwand des Aufbaus einer EU-tauglichen Verwaltung 
sehr hoch und belastet zusätzlich die Staatshaushalte der Transformationsländer bzw. geht auf 
Kosten der öffentlichen Investitionen. 
 
                                                 
48 Vgl. Deksnys, M.: Eksportas į  JAV sūrininkams jau lenda per gerklę, in: Lietuvos rytas, 4.6.2002, in: www.lrytas.lt. 
49 Vgl. Donges, J. B., Eekhoff, J., Möschel, W. u.a.: Osterweiterung der Europäischen Union: Als Chance zur Reform begreifen, Bad 
Homburg 1998, S. 82. 
50 Vgl. Gabrisch, H.: Osterweiterung der EU: Mehr Realismus ist notwendig, in: Wirtschaft im Wandel,  4. Jg., 13/1998, S. 3-15, S. 9. 
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Nach Auffassung des IWH-Präsidenten R. Pohl können  die Anpassungskosten auf 3 bis 4 % 
des Bruttoinlandsprodukts geschätzt werden, wenn die Beitrittsländer ihr Regelwerk gemäß 
den vielen EU-Normen umstellten.51 Andere Schätzungen gehen von 50 - 100 % des 
Bruttosozialprodukts der Beitrittsländer über mehrere Jahre verteilt aus.52 Zudem sind die 
Folgen des Verlustes an Humankapital durch die Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte 
nicht absehbar, die bereits jetzt in mehreren Ländern in hohem Maß stattfindet. Diese 
Faktoren werden auf lange Zeit den ohnehin langsamen wirtschaftlichen Aufholprozeß 
zusätzlich belasten. 
 
Angesichts der hier aufgeführten Vor- und Nachteile eines EU-Beitritts für die MOE-Länder 
kann man erkennen, daß ein Teil davon durch eine angemessene Gestaltung der 
Beitrittsbedingungen, z.B. in Form von Übergangsfristen und -regelungen, beeinflußt werden 
kann. Ein überstürzter EU-Beitritt als Selbstzweck um jeden Preis ist daher zu vermeiden. 
Leider fehlt es bisher in den meisten Transformationsländern (abgesehen von wenigen 
wissenschaftlichen Versuchen) an aussagekräftigen Untersuchungen und Analysen zur 
Quantifizierung von Kosten und Nutzen eines EU-Beitritts für die MOE-Länder, um eine 
Abwägung über den optimalen Beitrittszeitpunkt und möglichst günstige Beitrittsbedingungen 
zu treffen. Die Regierungen der MOE-Staaten tendieren nicht selten dazu, den politischen 
Aspekten Vorrang vor wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu geben.  
 
Nicht zu vernachlässigen ist ebenfalls die Abschätzung der Kosten eines Nichtbeitritts, die 
nicht nur die entgangenen o.g. wirtschaftlichen Gewinne umfassen dürfen. Mit hoher 
Wahrscheinlichkeit ist ein Teil der im letzten Jahrzehnt getätigten ausländischen Investitionen 
in den Transformationsländern auf die bevorstehende Integration zurückzuführen. Wie sich 
ein verzögerter Beitritt auf das Investitionsklima und die bereits getätigten Investitionen 
auswirken könnte, läßt sich nur schwer voraussagen. Eine Verzögerung des Beitritts könnte 
den Zustrom von Direktinvestitionen verringern und zu der Konsequenz führen, daß die 
Produktivitätssteigerung in den MOE-Ländern gebremst würde. Damit käme ein wichtiger 
Faktor für das Wirtschaftswachstum und somit für den Aufholprozeß nicht zur erwarteten 
Wirkung. Andererseits könnte sich der von der EU geforderte Preis für die schnelle 
Integration sowohl aus wirtschaftlicher als auch aus gesellschaftspolitischer Sicht für Länder 
mit spezifischen Problemen als zu hoch herausstellen (z.B. die ultimative Forderung der EU 
zur Schließung der Atomkraftwerke in Bulgarien und Litauen sowie die geplante 
Benachteiligung der Agrarbevölkerung bei den Direktbeihilfen in Polen, den baltischen und 
den südosteuropäischen Staaten). 
 
 
                                                 
51 Vgl. o.V.: “Ökonomisch ist die EU-Erweiterung schon gelaufen”, in: FAZ, Nr. 98, 27.04.2002, S. 14. 
52 Vgl. Dauderstädt, M.: Die wirtschaftlichen Folgen der EU-Integration für die Beitrittskandidaten, a.a.O., S. 16. 
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4.2 Gesellschaftliche und politische Auswirkungen  
 
Durch den Versuch, möglichst schnell die von der EU aufgestellten Kriterien zu erfüllen - was 
nicht selten mit einer Politik verbunden ist, die oft den nächstliegenden nationalen Interessen 
zuwiderläuft und der eigenen Bevölkerung Abstriche an ihren Bedürfnissen abverlangt - 
macht sich Skepsis bei den osteuropäischen Völkern breit. Die Umfragen in den MOE-Staaten 
zeigen, daß die Befürwortung der EU-Mitgliedschaft in fast allen MOE-Staaten in den letzten 
Jahren gesunken ist. Bei der Frage, wie im Fall eines Referendums über den Beitritt ihrer 
Länder zur EU die Bürger der ersten acht Kandidatenländer abstimmen würden, waren laut 
der letzten Eurobarometer-Umfrage Ende 2001 lediglich 54 % für einen Beitritt. In Estland 
und Lettland lag dieser Wert sogar bei weniger als der Hälfte.53 Fast ein Viertel der 
Bevölkerung ist unentschlossen, was das Ergebnis im Falle des Referendums völlig offen läßt. 
 
Zu erwähnen ist allerdings, daß der tatsächliche Kenntnisstand über die EU (z.B. über deren 
Organe und Funktionsweise) bei den mittel- und osteuropäischen Bürgern nach wie vor 
gering ist, was teilweise zu unrealistischen Erwartungen, aber auch zu Ängsten führt. Noch 
weniger fühlen sich die Bürger über den Beitrittsprozeß informiert: lediglich 33 % sehen sich 
darüber gut oder sehr gut informiert.54 Die Diskussionen über die einzelnen Aspekte und 
Bedingungen des Beitritts  haben in den meisten MOE-Ländern erst in den letzten Jahren 
begonnen, wobei es dabei fast ausschließlich um die finanziellen und wirtschaftlichen 
Aspekte der bevorstehenden Mitgliedschaft geht.  Die niedrige Zustimmung zum EU-Beitritt 
ist auch dadurch zu erklären, daß im Zuge der Implementierung des EU-Rechtsbestandes viele 
schwer zu erklärende Anpassungen vorgenommen werden mußten, die der Bevölkerung meist 
nur mit den EU-Forderungen begründet worden sind. Für die Zustimmung zur EU wird 
seitens der Regierungen fast ausschließlich mit der Aussicht auf Agrar- und 
Strukturfondstransfers geworben.55 Die wachsende Skepsis ist darüber hinaus auch Folge 
einer im Vergleich zu den 90er Jahren kritischeren Beurteilung der Europäischen Union durch 
die Bevölkerung.  
 
Die so verstandene EU-Mitgliedschaft kann im Falle eines verzögerten Beitritts oder eines 
Beitritts zu Bedingungen, die von vornherein die neuen Mitglieder benachteiligen, zu großen 
Enttäuschungen führen. Die ohnehin geringe Akzeptanz eines Beitritts ist somit problematisch 
für die Ratifikation der Verträge in Form der Referenden, die nach dem Abschluß der 
Verhandlungen in einigen Staaten erfolgen müssen. Es ist dabei nicht auszuschließen, daß 
                                                 
53 Vgl. European Commission: Applicant Countries Eurobarometer 2001, Results Summary, December 2001, in: 
http://europa.eu.int/comm/public_opinion, S. 11.  
54 Vgl. Ebenda, S. 14. 
55 Auf die Frage, welche Ergebnisse die litauischen Bürger von den Beitrittsverhandlungen erwarten, antworteten im März 2002 42 % der 
Befragten, daß der Erfolg der Verhandlungen an einer größtmöglichen finanziellen Hilfe gemessen wird. 62 % der Befragten verknüpften 
ihre Meinung zum Beitritt zur EU mit den Verhandlungsergebnissen. Quelle: Meinungsforschungsinstitut Vilmorus, in: o.V.: Kas gali 
paveikti Lietuvos gyventojų nuomonę dėl ES?, in: Veidas, 4.3.2002.  
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eine Ratifizierung durch einen oder mehrere Beitrittskandidaten scheitern kann - mit 
erheblichen wirtschaftlichen und politischen Folgen für das betreffende Land. Aber auch ein 
EU-Beitritt, bei dem große Gruppen der Bevölkerung als Verlierer dastehen bzw. 
Bedingungen akzeptieren müssen, die zu wirtschaftlicher, sozialer und/oder politischer 
Destabilisierung in den neuen Mitgliedstaaten führen, liegt nicht im Interesse der erweiterten 
EU. Die im Zuge des Beitrittsprozesses vernachlässigten bzw. ungelösten Probleme (das gilt 
auch für die EU selbst) werden nach dem Beitritt mit in die EU übernommen. Man kann 
erwarten, daß sich die Spannungen noch verschärfen, wenn der osteuropäischen Bevölkerung 
alle Konsequenzen (z.B. die Einschränkung der Souveränität) der europäischen Integration 
deutlich werden. Es wäre daher empfehlenswert, die zukünftigen EU-Mitglieder bereits jetzt 
in vollem Umfang in die laufende Diskussion über die notwendigen Reformen und über die 
Zukunft Europas einzubeziehen, denn dies würde ihren Politikern ermöglichen, die 
Bevölkerung besser auf die bevorstehende Integration vorzubereiten. 
 
5. Beitrittsszenarien und -perspektiven 
 
Da die EU beschlossen hat, mit allen MOE-Staaten Beitrittsverhandlungen aufzunehmen, 
hängt die Auswahl der geeigneten Strategie für die Erweiterung einerseits vom Zeitpunkt der 
Aufnahme der Neumitglieder und andererseits von der Form ihres Beitritts, d.h. dem Ausmaß 
der Übergangs- und Ausnahmeregelungen, ab.  
 
Aus Sicht der Transformationsländer lassen sich die verschiedenen Beitrittserwägungen in 
zwei Szenarien zusammenfassen: 
 
1) rascher Beitritt und lange Übergangszeiten56, 
2) lange Vorbereitungszeit bzw. schrittweise Annäherung  (Die Vorschläge reichen vom  
Beitritt in der Reihenfolge CEFTA-EFTA-EWR-EU bis zur Teilintegration) und 
darauffolgender Beitritt zur EU.57 
 
Mit den Entscheidungen von Luxemburg erscheinen die meisten der unter Punkt 2)  
zusammengefaßten Vorschläge überholt. Die EU und die Beitrittskandidaten steuern auf eine 
Vollmitgliedschaft mit Übernahme des gesamten “aquis communautaire” zu.  
 
                                                 
56 Vgl. Dauderstädt, M.: Das differenzierte Europa differenziert erweitern, in Politik und Gesellschaft Online, International politics and 
Society  3/1998, S. 10 ff. 
57 Vgl. Franke, S.: CEFTA und Europäische Union: Beitritt oder Erweiterung des Europäischen Wirtschaftsraumes?, in: Zohlnhöfer, W.   
(Hrsg.): Perspektiven der Osterweiterung und Reformbedarf der Europäischen Union, Berlin 1998,  S. 45 ff., Dauderstädt, M.: Das 
differenzierte Europa differenziert erweitern, a.a.O. und Schrader K., Laaser C.-F. : Die baltischen Staaten auf dem Weg nach Europa: 
Lehren aus der Süderweiterung der EG, Tübingen 1994, S. 230 und Janning, J.: Tendenzen politischer Integration in Europa. Szenarien, 
Gestaltungsoptionen und Konfliktpotentiale der europäischen Politik, in: Nötzold, J. (Hrsg.): Wohin steuert Europa? Erwartungen zu 
Beginn der 90er Jahre, Baden-Baden 1995, S. 135.   
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In diesem Zusammenhang werden in der Literatur mögliche Stufen einer solchen Erweiterung 
diskutiert: 
 
• Gruppenmodell  (Bildung von Ländergruppen für den Beitrittsprozeß), 
• Startlinienmodell (bei gleichzeitiger Aufnahme der Verhandlungen tritt ein Land nach dem 
anderen bei), 
• Stadion- bzw. Prozeßmodell (Aufteilung der Kandidaten in zwei Gruppen mit der Option, 
bei Erfüllung der Kriterien in die erste Gruppe aufzusteigen).58  
 
In der wissenschaftlichen Literatur wurde oft empfohlen, die Erweiterung nach dem 
Gruppenmodell durchzuführen. Dies wurde damit begründet, daß die EU die Erweiterung 
schrittweise besser verkraften kann. Andere Autoren befürchteten wiederum, daß nach der 
ersten Runde (z.B. Polen, Ungarn, Tschechien, Slowenien und Estland) die EU das Interesse 
an der weiteren Erweiterung verlieren würde.  
 
Im Rahmen des Osterweiterungskonzepts einer abgestuften Integration assoziierter MOE-
Länder in die EU hat sich insgesamt das Stadion- oder Prozeßmodell durchgesetzt. Die 
Aufteilung der zehn MOE-Beitrittskandidaten in zwei Gruppen bedeutete nicht, daß zunächst 
die Verhandlungen mit den Ländern der ersten Gruppe abgeschlossen sein müssen, bevor mit 
der zweiten Ländergruppe bilaterale Regierungskonferenzen eröffnet werden können. So 
haben die Slowakei, Lettland und Litauen die erste Gruppe bei den Beitrittsverhandlungen 
eingeholt, während Bulgarien und Rumänien ihren Beitritt auf einen späteren Zeitpunkt 
verschoben haben.  
 
Durch die von der EU anfangs vertretene Strategie, daß jedes MOE-Land einzeln in die EU 
aufgenommen werden kann, sobald es die Beitrittskriterien erfüllt, betrachteten sich die 
Beitrittskandidaten als Konkurrenten.59 Aus diesem Grund kam es zu keiner nennenswerten 
Zusammenarbeit bzw. zu gemeinsamen Standpunkten innerhalb der Transformationsländer, 
was die Durchsetzung der Interessen in den Beitrittsverhandlungen zusätzlich erschwerte. Im 
Laufe der Zeit änderte die EU ihre Erweiterungsstrategie mehrmals. Ende 2001 wurde 
bekannt, daß die ersten acht MOE-Staaten gemeinsam aufgenommen werden sollten, was 
einen Protest bei den am meisten fortgeschrittenen Ländern wie Ungarn und Slowenien 
auslöste. Später wurden unter dem Eindruck des von allen MOE-Ländern gemeinsam 
getragenen Widerstandes gegen die vorgesehenen Regelungen zu den Direktzahlungen in der 
                                                 
58 Vgl. Altmann, F.-L.: Die Heranführung der Staaten Mittel- und Osteuropas an die Europäische Union: Probleme und Perspektiven, in: 
Weidenfeld, W. (Hrsg.): Mittel- und Osteuropa auf dem Weg in die EU: Bericht zum Stand der Integrationsfähigkeit 1996, Gütersloh 
1996, S. 271, Lippert, B.: Der Gipfel von Luxemburg: Startschuß für das Abenteuer Erweiterung, in: Integration, Heft 1, S. 12-31, 1998, 
S. 15. 
59 Am Europazentrum der Warschauer Universität hat man die Brüsseler Strategie in den vergangenen Erweiterungsrunden untersucht. Nach 
dieser Studie kann man Brüssel durchaus ein Interesse unterstellen, die Kandidaten gegeneinander auszuspielen. Vgl. Ludwig, M.: Die 
Visegrad-Gruppe vor dem Ende?, in: FAZ, Nr. 57, 8.3.2002, S. 5. 
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Agrarpolitik60 in der EU Stimmen laut, wonach im Jahr 2004 nur diejenigen 
Beitrittskandidaten aufgenommen werden sollten, mit denen die Verhandlungen bis Ende 
2002 abgeschlossen worden sind.61 Diese Taktik der EU zwingt die MOE-Länder ihrerseits, 
den Beitritt auch zu für sie ungünstigen Bedingungen zu forcieren. Sie verbinden damit die 
Strategie, die ungelösten Probleme nach der Erweiterung in den EU-Gremien zur Sprache zu 
bringen und offensiv zu vertreten. Diese Vorgehensweise wird auch durch die Tatsache 
bestätigt, daß bisher nur wenige Übergangslösungen und -fristen für die Beitrittskandidaten 
vereinbart worden sind. Aus diesen Gründen kam auch der in der wissenschaftlichen Literatur 
erhoffte “Reformdruck” auf die EU nur in geringem Ausmaß zustande. 
 
Die bevorstehende Erweiterung wird zusätzlich dadurch erschwert, daß es bisher noch kein 
Beispiel einer erfolgreichen Integration junger Transformationswirtschaften in eine 
entwickelte Marktwirtschaft gab. Bei der Auswahl einer geeigneten Strategie kann man die 
Osterweiterung daher nur bedingt mit der bisherigen Süderweiterung oder der Eingliederung 
der ehemaligen DDR nach der Wiedervereinigung Deutschlands vergleichen. Nichtsdestotrotz 
weisen die erheblichen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Probleme in Ostdeutschland 
nach der Aufnahme in die EU darauf hin, daß eine überstürzte bzw. voreilige Integration 
gewaltige Kosten und Risiken in sich tragen kann.  
 
Von den Beitritten Irlands und der Mittelmeerländer, die eine erhebliche Ausweitung der 
Fördermaßnahmen nach sich gezogen haben, unterscheidet sich die bevorstehende 
Osterweiterung durch  folgende Aspekte: 
 
• Mit den zehn MOE-Staaten (sowie Malta und Zypern) ist die Zahl der Beitrittskandidaten 
ungleich höher und das wirtschaftliche Gefälle größer. 
• Der “aquis communautaire” der EU hat erheblich zugenommen (ca. 20 000 Rechtsakte). 
• Die Qualität des EU-Rechts und die Tiefe der Integration haben sich verändert (z.B. 
Umweltpolitik, WWU). 
• Die Produktivität des Agrarsektors der MOE-Staaten im Vergleich zur heutigen EU ist 
deutlich niedriger als bei den Beitrittsstaaten der Süderweiterung im Vergleich zur 
damaligen EU, obwohl der Anteil des Agrarsektors in den Ländern einen etwa gleich 
großen Anteil an der Volkswirtschaft wie bei den Südländern besitzt. 
• Die EU-Organe und die EU-Politik müssen in vielen Bereichen reformiert werden (siehe 
Kapitel  III). 
• Der Prozeß der EU-Osterweiterung ist von hoher außen- und sicherheitspolitischer 
Wichtigkeit geprägt. 
                                                 
60 Zunächst würden in den neuen Mitgliedstaaten Direktzahlungen von 25 % der gegenwärtigen EU-Direktbeihilfen eingeführt. Eine 
Gleichstellung soll stufenweise bis 2013 erfolgen. Vgl. Kommission der Europäischen Union: Informationsvermerk Gemeinsamer 
Finanzrahmen 2004 - 2006 für die Beitrittsverhandlungen, Mitteilung der Kommission SEK(2002) 102 endg., Brüssel 30.1.2002, S. 4. 
61 Dieser Vorschlag soll von der dänischen Regierung im bevorstehenden Zwischengipfel der Staats- und Regierungschefs im Oktober 2002 
unterbreitet werden. Vgl. Kuhn, G.: Der schöne Beitrittsplan gerät ins Wanken, in: Sächsische Zeitung, 5.6.2002, S. 4. 
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• Die Bereitschaft der EU zur erforderlichen finanziellen Unterstützung ist gering.62 
 
Man kann nur darüber spekulieren, ob sich die südeuropäischen Länder außerhalb der EU 
schneller oder langsamer entwickelt hätten. Trotzdem zeigt die unterschiedliche Entwicklung 
in Spanien und Portugal einerseits und in Griechenland andererseits, daß letztlich die 
nationale Politik darüber entscheidet, wie sich ein Neumitglied entwickelt. Die Mitgliedschaft 
in der EU als solche ist allein offensichtlich keine Erfolgsgarantie für wirtschaftliches 
Wachstum. Werden dagegen die Vorzüge der EU-Mitgliedschaft zielgerichtet und 
unterstützend für die aktive nationale Wirtschaftspolitik eingesetzt, dann beschleunigt sich der 
Strukturwandel, belebt sich das Wirtschaftswachstum und mehrt sich der Wohlstand eines 
Landes (siehe Irland). Die entscheidende Weiche für die künftige Prosperität der MOE-
Staaten muß demnach von ihnen selbst gestellt werden.  
 
Bei der Betrachtung des in diesem Kapitel untersuchten Beitrittsvorbereitungsprozesses der 
MOE-Länder wird deutlich, welch gewaltige Leistung die Transformationsstaaten und die 
Bevölkerung Mittel- und Osteuropas in den letzten zehn Jahren vollbringen mußten, um die 
Anforderungen der EU für den Beitritt erfüllen zu können. Wie sieht es aber mit der 
Bereitschaft der EU für die Osterweiterung aus? Ist sie der großen Herausforderung 
gewachsen und kann die MOE-Staaten erfolgreich integrieren?   
                                                 
62 Vgl. Carius, A., Homeyer von I., Bär, S.: Die Osterweiterung der Europäischen Union: Herausforderung und Chance für eine 
gesamteuropäische Umweltpolitik, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zu Parlament 48/99 S. 21; European Commission, DG 
Economic and Financial Affairs, a.a.O., S. 9. 
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III. Die Konsequenzen der Osterweiterung für die EU 
 
1. Die Interessenlage der EU-Mitgliedstaaten 
 
Neben dem in der anfänglichen Umbruchphase entstandenen moralischen Interesse, den lange 
unterdrückten mittel- und osteuropäischen Ländern bei ihren Reformbemühungen zu helfen, 
wurden bald auch andere Ziele der EU deutlich. Durch eine enge Zusammenarbeit mit den 
Staaten Mittel- und Osteuropas bestand die Möglichkeit, den globalen Einfluß der EU zu 
steigern und somit machtpolitische Zielsetzungen zu verfolgen. Deshalb war eine sich an die 
verstärkte Kooperation anschließende Osterweiterung für die Gemeinschaft vor allem aus 
politischen Gründen wichtig. Die Integration der MOE-Staaten sollte für ganz Europa die 
politische Stabilität und den Frieden sichern sowie das Risiko gewaltsamer Konflikte 
ausschließen.   
 
Daneben spielten auch die Exportinteressen der westlichen Marktwirtschaften eine 
bedeutende Rolle. Das mittel- und osteuropäische Markt- und Absatzpotential, insbesondere 
das der Visegrad-Staaten, übte zu Beginn der Transformationsphase für die westlichen Firmen 
eine große Anziehungskraft aus. Angesichts der immer offensichtlicheren Reformprobleme in 
den ehemaligen planwirtschaftlichen Staaten legte sich die Euphorie teilweise recht schnell. 
Erhalten blieb aber die Attraktivität der potentiell beachtlichen Absatzmärkte, was sich in der 
mit den Jahren steigenden Anzahl ausländischer Investitionen in den MOE-Staaten und dem 
zunehmenden Handelsvolumen mit der EU widerspiegelte.   
 
Obwohl die Osterweiterung der EU schon beschlossene Sache ist, macht sich insbesondere in 
den Beitrittsverhandlungen die unterschiedliche Interessenlage der Mitgliedstaaten 
bemerkbar. Der Beitritt der MOE-Staaten hat einerseits Auswirkungen auf die gesamte EU 
und beeinflußt z.B. deren Beschlußfassung und Entscheidungsfähigkeit, erhöht den Zwang 
zur Reformierung der Institutionen sowie der Agrar- und Regionalpolitik und verstärkt die 
Heterogenität und Differenzierung innerhalb der EU. Andererseits werden in 
unterschiedlichster Weise die nationalen bzw. regionalen Interessen der einzelnen Staaten 
berührt, die sich aus den jeweiligen Beziehungen zu den Beitrittsländern ergeben. Generell 
nehmen die Vorteile und damit die Befürwortung  der Osterweiterung von Ost nach West ab. 
 
Zentral gelegene Staaten, darunter vor allem die Bundesrepublik Deutschland, sind aus 
Gründen der politischen Stabilität und zur Abwehr des Migrationsdrucks, aber auch wegen 
der Gewinnung neuer Absatzmärkte an einem Beitritt vor allem Polens und Tschechiens 
interessiert. Ähnliches gilt auf einem geringeren Niveau für Österreich im Hinblick auf 
Ungarn, die Slowakei und Slowenien sowie für Schweden und Finnland in Bezug auf die 
baltischen Staaten. Deutschland und Österreich sind Länder, die unmittelbar an 
 33
Ostmitteleuropa angrenzen und von allen EU-Mitgliedern wirtschaftlich am engsten mit den 
MOE-Staaten verflochten sind. Sie haben die größten wirtschaftlichen Vorteile von der 
Öffnung der EU nach Osten und von einer positiven Entwicklung in der Region. Andererseits 
wären sie am stärksten von einer politischen oder wirtschaftlichen Destabilisierung sowie 
eventuellen Krisen und deren Folgen, wie z.B. einer erhöhten Migration, betroffen. 
 
Die Benelux-Staaten teilen in wesentlichen Punkten die deutsche Position der Erweiterung 
parallel zur und als zusätzlichen Impuls für die Vertiefung. Daher bestehen sie darauf, daß 
neue Mitglieder den gesamten acquis communautaire der EU uneingeschränkt einschließlich 
der Bestimmungen in der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik übernehmen.63  Einen 
besonderen Wert legen sie darauf, daß die für die Erweiterung notwendigen, institutionellen 
Veränderungen nicht auf Kosten der kleinen Mitgliedstaaten gehen.  
 
Für einen Beitritt, wenn auch aus ganz anderen Gründen, sind die Briten und Dänen: Sie 
sehen die Erweiterung als Gelegenheit an, sowohl die fortschreitende Integration und die 
damit verbundene Stärkung der Kommission als auch die Vorstellung eines föderalistisch 
konstruierten Europas mit staatsähnlichem Charakter in Frage zu stellen. Ihnen käme die 
eventuelle “Aufweichung” der Integration entgegen, wenngleich sie die mit einer Erweiterung 
verbundenen zusätzlichen Kosten ablehnen.64 Großbritannien hofft mit neuen osteuropäischen 
Mitgliedstaaten Verbündete ihrer integrationsunfreundlichen Haltung zu gewinnen. Der 
britische Premierminister Tony Blair bekräftigte in einer Rede in Warschau im Oktober 2000, 
daß seine Regierung aktiv für eine schnelle Erweiterung eintritt. Die EU müsse einen 
speziellen Rahmen für eine Beschleunigung der Verhandlungen und eines Beitritts schaffen.65 
Der britischen Position schloß sich Anfang 2001 auch Schweden an, wonach die 
Osterweiterung der EU ohne die in Deutschland und Frankreich für dringend gehaltene 
Vertiefung bewerkstelligt werden sollte.66 
 
Alle nordischen EU-Staaten (Dänemark67, Schweden und Finnland) treten seit dem Ende des 
Ost-West-Konflikts für eine Stärkung der Unabhängigkeit der baltischen Staaten und deren 
Integration in europäische Strukturen, demzufolge auch in die EU, ein. Die dahinter stehenden 
Motive lassen sich in den Aspekten Erweiterung des regionalpolitischen Handlungsraumes, 
Abschwächung nahegelegener Konfliktherde, Schaffung wirtschaftlich interessanter 
Verbindungen und Wiederentdeckung kultureller Gemeinsamkeiten zusammenfassen.68 
                                                 
63 Vgl. Van Scherpenberg, J.: Probleme und Optionen einer Erweiterung der Europäischen Union in Nötzold, J. (Hrsg.): Wohin steuert 
Europa? Erwartungen zu Beginn der 90er Jahre, Baden-Baden 1995, S. 85-107, S. 95. 
64 Vgl. Franke, S., a.a.O.,  S. 38 und Heinrich, B.: Schlägt die häßliche List der Geschichte zu? in: FAZ, Nr. 282,  4.12.2000, S. 10. 
65 Vgl. Bachmann, K.: Blair propagiert dritten Weg für die EU, in: Sächsische Zeitung, 7./8. 10.2000, S. 4.  
66 Vgl. o.V.: Schweden denkt über Europa nach, in: FAZ, 12.10.2000, S. 1. 
67 Dänemark erkannte sehr früh die Chancen, die sich in den letzten Jahren der Sowjetunion für das Baltikum ergaben. In der Baltikumfrage 
nimmt seither Dänemark unter den westlichen Ländern eine richtungweisende Rolle ein. 
68 Vgl. Schumacher, T.: Die nordische Allianz in der Europäischen Union, Opladen 2000, S. 125. 
 34
Neben direkter bilateraler Hilfe und multilateraler Unterstützung über den Nordischen Rat 
und den Nordischen Ministerrat besteht der Beistand für die drei östlichen Nachbarländer 
auch darin, daß ihre Anliegen von den Skandinaviern auf internationaler Ebene zur Sprache 
gebracht werden. Die EU ist in diesem Zusammenhang einer der wichtigsten Bezugsrahmen. 
Es geht darum, für Estland, Lettland und Litauen die gleichen Annäherungschancen an die 
westeuropäische Staatengemeinschaft herzustellen wie für die anderen MOE-Staaten und 
ihren Beitritt zur EU zu fördern. Zur Anwaltsrolle für die baltischen Staaten kommt ein 
grundsätzliches Bestreben seitens der Skandinavier, dem Ostseeraum erhöhte 
Aufmerksamkeit in der EU zu verschaffen.69 
 
Da die Vertiefung der EU in Frankreich deutlichen Vorrang vor der Erweiterung hat, vertrat 
die französische Regierung anfangs eine sehr zurückhaltende Position gegenüber den MOE-
Staaten. Nachdem in der ersten Phase bis zur deutschen Wiedervereinigung eine 
gesamteuropäische Lösung propagiert und danach in der zweiten Phase die Vertiefung als 
absolute Priorität verfolgt wurde, trat Frankreich im September 1991 in die dritte Phase seiner 
EG-Ostpolitik ein. Angesichts des zunehmenden wirtschaftlichen Engagements Deutschlands 
in Osteuropa befürchtete Frankreich, daß sich die MOE-Staaten zu sehr auf die Beziehungen 
mit der Bundesrepublik fixieren könnten und damit ein Alleingang Deutschlands denkbar 
würde. Um dieser Entwicklung zuvorzukommen, lockerte Frankreich seine Einstellung 
bezüglich der Osterweiterung. Der Primat der Vertiefung wurde zwar nicht aufgehoben, aber 
es wurde eine von Land zu Land variierende Beitrittsmöglichkeit ins Auge gefaßt.70 
Frankreich befürchtete, die eigene Vormachtrolle im europäischen Integrationsprozeß zu 
verlieren. Aus französischer “geopolitischer” Sicht erscheint eine Osterweiterung als 
Rückkehr “Mitteleuropas”, in dem das vereinigte Deutschland, das Frankreichs führende 
Rolle in Europa ohnehin in Frage gestellt hat, dominierenden Einfluß ausüben könnte. 
Demgegenüber droht mit der EU-Osterweiterung der Mittelmeerraum als traditionelle 
Interessensphäre Frankreichs vernachlässigt zu werden. 
 
Im September 1991 schlug Frankreich der Gemeinschaft vor, einen Plan für die Beitritte 
vorzubereiten, in dem ein Bericht über finanzielle Belastbarkeiten und mögliche 
Beitrittsfristen für jedes in Frage kommende Land erstellt werden sollte. Dieses Vorgehen war 
darin begründet, daß die EU auf diese Weise der deutschen Industrie und deutschen 
öffentlichen Geldern in Mittel- und Osteuropa das Feld streitig machen könnte.71 Damit ist die 
französische Haltung von diesem Zeitpunkt an zwar weiterhin politisch motiviert, jedoch mit 
veränderter Taktik. Die französische Regierung bemüht sich seit September 1991, für sich ein 
Maximum an Mitsprachemöglichkeit zu bewahren. Dennoch blieb im Grunde die 
                                                 
69 Vgl. ebenda, S. 126. 
70 Vgl. Pöthig, Ch.: Die Reaktion der EG/EU auf den Umbruch in Mittel- und Osteuropa: Die Haltung Frankreichs und Italiens, Frankfurt 
am Main 1996, S. 78. 
71 Vgl. ebenda. 
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französische Haltung immer noch zurückhaltend, was den Beitritt der MOE-Länder betrifft: 
maximale französische Mitsprache bei minimaler Beteiligung der MOE-Länder an der 
Gemeinschaft.72 Daher legt Frankreich viel Wert darauf, innerhalb der erweiterten Union ein 
Kerneuropa mit dem Ziel zu schaffen, die MOE-Staaten aus dessen forcierter Integration 
auszuschließen. Um den Einfluß der zukünftigen neuen EU-Mitglieder zu verringern, machte 
Frankreich - unterstützt von Italien und Belgien - die Verstärkung der Institutionen zu einer 
unumgänglichen Bedingung für den Abschluß der Beitrittsverhandlungen73. Die Bemühung 
Frankreichs, den Einfluß der MOE-Länder in der erweiterten Union zu begrenzen und dabei 
sogar die Verletzung des Prinzips der Gleichbehandlung in Kauf zu nehmen, wurde 
insbesondere während der Regierungskonferenz in Nizza im Dezember 2000 deutlich. Der 
französische Präsident kämpfte erbittert gegen jede zusätzliche Stimme im zukünftigen Rat 
für einige Beitrittskandidaten (Polen, Rumänien und Litauen), die die neuen Mitglieder den 
alten gleichstellen sollte.74 
 
Frankreich steht der Osterweiterung nicht zuletzt deswegen zurückhaltend gegenüber, weil es 
negative Auswirkungen auf seine Bevölkerung befürchtet, wenn die gemeinsame Agrarpolitik 
Änderungen erfahren muß. Der damalige Premierminister Alain Juppé betonte in seiner 
Regierungserklärung am 23. Mai 1995, daß bezüglich der Osterweiterung keine Abstriche am 
erreichten Stand der Gemeinsamen Agrarpolitik gemacht werden dürften.75 
 
Im Gegensatz zu Frankreich entschied sich Italien bereits zu Beginn der Reformen in 
Osteuropa, die Eingliederung der MOE-Staaten in das künftige Europa zu befürworten. Der 
damalige italienische Außenminister De Michelis stellte sich gegen die abwartende Haltung 
und forderte den sofortigen, rechtzeitigen Einsatz Italiens für Osteuropa, auch wenn damit 
Risiken verbunden sind.76 Die Gefahr von Gleichgewichtsverschiebungen - sei es innerhalb 
Europas oder im Hinblick auf die Mittelmeerregion - war auch in Italien von Beginn an ein 
maßgebliches Element der Reaktion auf die Umwälzungen in Mittel- und Osteuropa. Das 
Land hätte von den Auswirkungen solcher Ungleichgewichte aufgrund seiner geographischen 
Lage mehr als andere Staaten Westeuropas betroffen sein können.77 Italien versuchte, 
innerhalb der Gemeinschaft bei der Gestaltung des neuen Europa eine Hauptrolle zu spielen 
und eine wichtige Position einzunehmen. Diese Haltung fand in zahlreichen 
Initiativvorschlägen zur politischen und wirtschaftlichen Kooperation mit den MOE-Staaten 
ihren Ausdruck.  
 
                                                 
72 Vgl. ebenda, S. 79. 
73 Vgl. Froehly, J.-P.: Frankreichs Position zur EU-Osterweiterung im Herbst 1997, DGAP, Oktober 1997, in: www.dgap.org/frankreich. 
74 Z.B. bestand Jacques Chirac bis zuletzt hartnäckig darauf, daß Litauen trotz gleicher Einwohnerzahl wie Irland eine Stimme weniger im 
Rat bekommen sollte. Vgl. Bünder, H.: Telefondiplomatie zwischen Warschau und Nizza, in: FAZ, Nr. 288, 11.12.2000, S. 3. 
75 Zitiert nach Pöhlig, Ch., a.a.O., S. 81. 
76 Vgl. Pöthig, Ch., a.a.O., S. 97. 
77 Vgl. ebenda, S. 98. 
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Der besondere Einsatz Italiens galt dem Abschluß eines Assoziierungsvertrags mit Slowenien. 
Durch den Verlust der italienischen Gebiete im heutigen Slowenien 1947 wurde die in Istrien 
und Dalmatien ansässige italienische Bevölkerung größtenteils vertrieben, weswegen sich 
heute das Problem des Rückerwerbs stellt.78 Außerdem kann man den italienischen Einsatz 
auf wirtschaftliche Interessen zurückführen: Ein eventueller Beitritt Sloweniens würde zur 
Anpassung der wirtschaftlichen Normen führen, Handelshemmnisse beseitigen und in der 
Adria die Entstehung eines internationalen Transportzentrums von europäischer Größe 
ermöglichen. Daraus verspricht man sich positive wirtschaftliche Effekte für die italienische 
Region Friaul-Julisch-Venetien.79    
 
Reserviert bis ablehnend stehen die Nutznießer der Struktur- und des Kohäsionsfonds 
(Griechenland, Irland, Portugal und Spanien) einer Osterweiterung gegenüber.80 Durch einige 
Störmanöver in den bisherigen Verhandlungen hatte sich die spanische Regierung dem 
Verdacht ausgesetzt, sie spiele auf Zeit, um Spanien die Milliardensubventionen aus den EU-
Strukturfonds zu sichern.81 Ihre Zustimmung zur Osterweiterung hat sich Spanien letztlich 
teuer bezahlen lassen: Bei der Regierungskonferenz in Nizza im Dezember 2000 sicherte sich 
Spanien das Vetorecht in der Strukturpolitik de facto bis zum Ende der nächsten 
Förderperiode 2013. Außerdem wurde ihr Stimmenanteil im Europäischen Rat erheblich 
erhöht. Der Grund für die Ablehnung der bisherigen “Nettoempfänger”  ist offensichtlich: 
Durch den Beitritt der MOE-Staaten sinkt das Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt im EU-
Durchschnitt, und die bisher begünstigten Länder und Regionen könnten aus der Ziel-1-
Förderung der Regionalpolitik herausfallen. Unter Beibehaltung der jetzigen Regelungen 
müßten im Fall der Erweiterung entweder die Strukturfonds erheblich aufgestockt oder die 
bestehenden Mittel umverteilt werden. Außerdem zählen diese Länder zu den 
Niedriglohnländern in der Gemeinschaft, die eine den Transformationsländern ähnliche 
Kosten- und Produktionsstruktur aufweisen. Aus diesem Grund fürchten sie die Konkurrenz 
der Reformländer im Binnenmarkt, weil der wesentliche komparative Kostenvorteil der 
möglichen Beitrittskandidaten in ihrem niedrigen Lohnniveau liegt.82 Griechenland benutzt 
außerdem die Osterweiterung als Druckmittel für die Lösung des Zypern-Problems und droht 
die Aufnahme auch der anderen Bewerber zu blockieren, falls dem griechisch dominierten 
Inselteil der EU-Zutritt verwehrt werden sollte. 
 
Aus den hier aufgeführten Interessenkonflikten kommen Probleme zum Vorschein, die mit 
den geforderten und beabsichtigten Reformen der EU-Institutionen und -Politiken gelöst 
                                                 
78 Vgl. ebenda, S. 126. 
79 Vgl. ebenda, S. 159. 
80 Hier ist die Einstellung der Regierungen gemeint. In Umfragen äußern sich z.B. die Spanier und Iren positiver zur Osterweiterung als alle 
anderen Völker in der EU. 
81 Vgl. o.V.: Verheugen sieht große Lösung für die Erweiterung der Europäischen Union, in: FAZ, 20.10.2000, S. 2. 
82 Vgl. Franke, S., a.a.O., S. 40 und Psotta, M., Hanbrich, W.: In Spanien halten sich Ängste in Grenzen, in: FAZ, Nr. 282,  4.12.2000, S. 10. 
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werden sollen. Die Lösung dieser Konflikte wird sehr aufwendig sein, da jede vorgeschlagene 
Änderung zwangsläufig bei den Mitgliedstaaten und bei den Organen der EU die Frage nach 
Vorteilen oder Verlusten in Bezug auf die eigenen Ziele und Handlungsmöglichkeiten auslöst. 
Dennoch wird sich die EU nicht auf Dauer dem erheblichen wirtschaftlichen und 
institutionellen Anpassungsdruck entziehen können, der vom Transformationsprozeß in 
Ostmitteleuropa ausgeübt wird. 
 
2. Die Bereitschaft der EU für die Osterweiterung 
 
Die europäische Integration ist ein dynamischer Prozeß, der sich seit seinen Anfängen in 
verschiedenen kleineren und größeren Reformschritten weiterentwickelt hat. Nach der EEA 
von 1986, dem Maastrichter Vertrag über die EU von 1992 und dem Vertrag von Amsterdam 
von 1997 sind die im Dezember 2000 in Nizza beschlossenen Vertragsänderungen bereits die 
vierte  Reform der europäischen Gemeinschaftsverträge. 
 
In Kapitel II wurde die “Beitrittsreife” der MOE-Staaten beurteilt. Mindestens genau so 
wichtig ist aber die Erfüllung des fünften Kopenhagener Kriteriums - der “Erweiterungsreife” 
der EU. Dieses Kriterium bedeutet, daß die EU mit ihren inneren Strukturen in der Lage sein 
muß, beitrittswillige Staaten auch tatsächlich aufnehmen zu können. Zur Erfüllung dieser 
Bedingung müssen in einer sich vergrößernden und wandelnden Union erhebliche 
institutionelle Reformen stattfinden, um auch zukünftig die erforderliche Handlungsfähigkeit 
zu gewährleisten. Außerdem steht die Reform der zentralen Politikbereiche (Agrar- und 
Strukturpolitik) bevor, um die Osterweiterung zu bewältigen.  
 
2.1 Reform der Institutionen und Verfahren 
 
Die Notwendigkeit einer tiefgreifenden institutionellen Reform der EU wird seit Jahren von 
Europapolitikern sowie zahlreichen Wissenschaftlern und Forschungsinstituten betont. Im 
Jahr 1957 für eine Gemeinschaft mit sechs Mitgliedern konzipiert, haben die EU-Institutionen 
inzwischen einen Stand erreicht, bei dem kein effektives und vernünftiges Funktionieren mehr 
möglich ist. In einer EU-27 würden die Probleme überproportional zunehmen. Die große Zahl 
der Parlamentarier, Kommissare und Sprachen, die Zyklen der Präsidentschaft und die 
Stimmenverteilung im Rat müssen daher überprüft werden. Aus diesem Grund hat die EU in 
den letzten Jahren verstärkt versucht, Lösungsmöglichkeiten für diese Probleme zu finden. 
Die entscheidende Frage in diesem Kontext lautet: Wie kann die EU bei einer Erweiterung 
auf 27 und mehr Mitglieder handlungsfähig bleiben? 
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2.1.1 Der Reformversuch von Amsterdam 
 
Neben der Maastrichter Selbstverpflichtung (Revisionsklausel des Art. B Abs. 1 EU-Vertrag) 
aus dem Jahr 1992, die institutionellen Reformen des europäischen Integrationswerkes auf 
einer Folgekonferenz voranzutreiben, übte die bevorstehende Osterweiterung seit Mitte der 
neunziger Jahre Reformdruck auf die EU aus. Deshalb wurde die institutionelle Neuordnung 
der EU vom Europäischen Rat im Oktober 1996 in Dublin zur zentralen Voraussetzung für 
die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen erhoben.83 Damit mußten für die Zukunft neue 
institutionelle Rahmenbedingungen geschaffen werden. 
 
Der Vertrag von Amsterdam 1997 sollte u.a. die europäischen Institutionen gegen neuere 
Renationalisierungstendenzen in vielen EU-Mitgliedsländern stärken, die 
Entscheidungsverfahren in der EU grundlegend reformieren, das Verhältnis von kleinen, 
mittleren und großen EU-Mitgliedstaaten in den Entscheidungsorganen neu gewichten und 
dem Europäischen Parlament mehr Kompetenzen übertragen.  
 
Die Regierungskonferenz von Amsterdam scheiterte vor allem an der institutionellen 
Kernaufgabe, nämlich Reformvorschläge für die neue Struktur der Kommission und für die 
Stimmenverteilung im Rat durchzusetzen. Alle wichtigen institutionellen Entscheidungen 
wurden in die Zukunft verschoben (sogenannte “left-overs”). Nach dem “Protokoll über die 
Organe im Hinblick auf eine Erweiterung der Europäischen Union” sollte bis zur ersten 
Erweiterung am Status quo der 20-köpfigen Kommission festgehalten werden.84 Nach der 
ersten Erweiterung würde dann in der künftigen Kommission nur noch ein Staatsangehöriger 
je Mitgliedstaat vertreten sein. Als “Ausgleich” für die großen Staaten, die damit einen 
Kommissar verlieren, wird gleichzeitig die Stimmengewichtung im Rat in entsprechender 
Weise geändert. Die Abhängigkeit der Veränderungen in der Kommission und der 
Stimmengewichtung im Rat wird ausdrücklich festgeschrieben. Die endgültige Lösung für 
dieses “left-over” des Amsterdamer Vertrages sollte in einer weiteren Regierungskonferenz 
vor der ersten Erweiterungsrunde um die mittel- und osteuropäischen Staaten gefunden 
werden. 
 
Die Zahl der Sitze im Europäischen Parlament wurde im Amsterdamer Vertrag auf 700 
begrenzt, ohne allerdings eine weitere Festlegung für den Fall der Erweiterung zu treffen. Die 
parlamentarische Mitbestimmung wurde durch die Ausweitung des 
Mitentscheidungsverfahrens um über 20 zusätzliche Anwendungsfälle erheblich aufgewertet. 
Das Parlament hat auch von der weitgehenden Abschaffung des Verfahrens der 
                                                 
83 Vgl. Giering, C., Jung, Ch.: Reform der Europäischen Union, in: Weidenfeld, W. (Hrsg.): Europa-Handbuch, Bonn 1999,  S. 424-444, S. 
424.  
84 Vgl. Läufer, T. (Hrsg.), a.a.O., S. 243 f. 
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Zusammenarbeit profitiert. Darüber hinaus wurde keine Vereinfachung der 
Entscheidungsverfahren erzielt. Die Einstimmigkeit im Europäischen Rat ist in einer 
erheblichen Zahl von Politikbereichen unvermindert erhalten geblieben.85  
 
Unter dem Druck der anstehenden Erweiterung wurde durch Amsterdam zudem eine Reihe 
von Flexibilisierungsmöglichkeiten in die EU-Verträge eingebaut. Das Hauptargument für 
eine Differenzierung der Integration bestand darin, daß auf diese Weise die 
Handlungsfähigkeit der Union auch bei mehr als 20 Mitgliedern gewahrt bleibt. Durch die 
Einführung der verstärkten Zusammenarbeit könnten nun die bereits existierenden Blockaden 
integrationsunwilliger Mitgliedstaaten überwunden werden. Zwar wurde im Amsterdamer 
Vertrag jedem Mitgliedstaat bei zuwiderlaufenden nationalen Interessen ein Vetorecht gegen 
den Beginn einer Flexibilisierung eingeräumt, aber dennoch wurde ein neues 
Handlungsprinzip für die Zukunft der europäischen Integration eröffnet. 
 
Nach Abschluß der Regierungskonferenz mußte der Präsident der Europäischen Kommission, 
Jacques Santer, vor dem Europäischen Parlament feststellen, daß die Verhandlungen “in 
einigen Bereichen durch einen Mangel an politischem Willen und durch eine zum Teil 
besorgniserregende Tendenz zu rein nationalstaatlichem Handeln geprägt war”.86 
 
Trotz zahlreicher Verbesserungen blieb die institutionelle Reform mit substantiellen 
Anpassungen unumgänglich. Die institutionellen “left-overs” von Amsterdam -  
Zusammensetzung der Kommission, Stimmenneugewichtung im Rat und Ausweitung der 
Mehrheitsentscheidungen - sollten in einer Regierungskonferenz im Jahr 2000 bearbeitet und 
zum Abschluß gebracht werden. Erwartet wurde jedoch eher eine Anpassung der bekannten 
Strukturen zur Aufnahme der ersten Kandidaten  und nicht eine grundsätzliche Revision des 
politischen Systems der EU. Schließlich hat die EU in ihrer Geschichte bislang immer erst 
dann wirklich reagiert, wenn der aufgestaute Reformbedarf den Mitgliedstaaten keine andere 
Wahl ließ. 
 
2.1.2 Der Vertrag von Nizza 
 
Auf dem Kölner Gipfel im Juni 1999 einigten sich die Staats- und Regierungschefs auf die 
Einsetzung einer Regierungskonferenz zur Reform der europäischen Institutionen zu Beginn 
des Jahres 2000, um die Europäische Union beitrittsfähig zu machen. Die 
Regierungskonferenz sollte unter französischer Ratspräsidentschaft  Ende 2000 in Nizza zum 
Abschluß gebracht werden. 
                                                 
85 Vgl. Giering, C., Jung, Ch., a.a.O., S. 439. 
86 Der Vertrag von Amsterdam (Entwurf), 9.7.1997, S. I, zitiert nach Trautmann, G.: Die Osterweiterung der Europäischen Union - Chancen 
und Grenzen, in: Clemens, G. (Hrsg.): Die Integration der mittel- und osteuropäischen Staaten in die Europäische Union, Hamburg 1999, 
S. 40-75, S. 53 f. 
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Für diese Regierungskonferenz waren vier Kernthemen vorgesehen: 
 
1) die Zusammensetzung der Europäischen Kommission; 
2) die Erleichterung für die verstärkte Zusammenarbeit einiger Mitgliedstaaten  auf 
bestimmten Politikfeldern, auch wenn sich (noch) nicht alle Partner anschließen wollen 
oder können; 
3) die Ausweitung der Möglichkeit zu Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit im EU-
Ministerrat;  
4) die Gewichtung der Stimmen der Mitgliedstaaten im Rat.87 
 
Nicht behandelt wurden die für eine erweiterte Union ebenfalls wichtigen Fragen wie die 
Sprachenvielfalt und die Ratspräsidentschaft. 
   
Während sich bei der Verfahrensreform die meisten Untersuchungen auf die Ausweitung des 
qualifizierten Mehrheitsvotums im Rat mit der Ausdehnung des Mitentscheidungsverfahrens 
konzentrierten,88 waren bei der Stimmenverteilung in den EU-Institutionen mehrere 
Vorschläge zu finden. Sie reichten von der grundsätzlichen Reform zur Bildung eines  Zwei-
Kammer-Systems aus Rat und Parlament89 bis zu verschiedenen Arten der Proportionalität in 
der Stimmengewichtung (z.B. einer linearen, abgestuften, quadratischen Proportionalität)90. 
Dementsprechend waren für die Zusammensetzung der Kommission Vorschläge von der 
Formel “ein Land = ein Kommissar” bis zur Bildung einer effektiven “EU-Regierung” 
unabhängig von der Staatszugehörigkeit der Kommissare vertreten. 
 
Bereits im Vorfeld des Gipfeltreffens wurden die weit auseinanderliegenden Positionen der 
Mitgliedstaaten sichtbar, die bis zuletzt keine Kompromißbereitschaft erkennen ließen. Nach 
der Tagung des Europäischen Rates in Biarritz Mitte Oktober hatten viele Politiker eine Reihe 
von Erklärungen zur Hand: den Konflikt zwischen den großen und kleinen Mitgliedstaaten, 
den Interessenkonflikt zwischen Altmitgliedern und Beitrittskandidaten, zwischen 
Integrationsgegnern und -befürwortern und nicht zuletzt die erheblichen Probleme der 
deutsch-französischen Zusammenarbeit. Alle diese Erklärungen ließen sich jedoch zu einer 
einzigen zusammenfassen: Es ging um die Macht und den Einfluß der Nationalstaaten und 
deren Stellung im zukünftigen Europa. Diese Tendenz war bei den Diskussionen und 
Entscheidungen aller zu lösenden Fragen zu erkennen. Die EU hat inzwischen eine solche 
Integrationsdichte erreicht, daß jeder Zentimeter an Machtverschiebung sehr schwer fällt. 
                                                 
87 Vgl. Barnier, M.: Das Vetorecht - eine große Illusion, in: FAZ, Nr. 276, 27.11.2000, S. 9. 
88 Vgl. Dauderstädt, M., Lippert, B.: Die deutsche Ratspräsidentschaft: Doppelstrategie zur Vertiefung und Erweiterung der EU, Bonn 1998, 
in www.fes.de, S. 2 ff. und  Janning, J., a.a.O., S. 135.  
89 Vgl. Weidenfeld, W. nach  Leipold, H., a.a.O., S. 70. 
90 Vgl. Dauderstädt, M., Lippert, B., a.a.O., S. 3 ff. 
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In den nachfolgenden Abschnitten werden zuerst die in Nizza vereinbarten 
Vertragsänderungen näher erläutert, um danach zu diskutieren, ob die Union tatsächlich 
erweiterungsfähig geworden ist. 
 
Zusammensetzung der Kommission 
  
Die Zusammensetzung der Kommission war eine der wenigen Fragen, bei der bereits vor dem 
Gipfeltreffen in Nizza ein Kompromiß gefunden wurde. Das lag vor allem daran, daß die 
Mitgliedstaaten die Lösung dieses Problems praktisch “verschoben” haben. Entschieden 
werden sollte, wie die Kommission im Fall der bevorstehenden Erweiterung handlungsfähig 
bleibt.  Nach Meinung der Kommission selbst ist bei 27 Mitgliedsländern eine effektive 
Arbeit des supranationalen Organs der EU nicht mehr möglich, wenn jeder Mitgliedstaat 
einen Kommissar entsendet und die Kommission nicht reorganisiert wird.91 
 
Folgende Vorschläge für die Reorganisation der Kommission standen zur Debatte: 
 
1) Kommission nach der Formel “ein Mitgliedstaat = ein Kommissar”: 
• Senior-/Junior-Modell (Einführung von Stellvertreterpositionen und 
Sonderaufgaben für Kommissare); 
• Staatssekretärsmodell (Aufwertung der Generaldirektoren der Brüsseler 
Generaldirektionen); 
 
1) Kommission mit begrenzter Anzahl der Kommissare (z.B. 20) unabhängig von der 
Anzahl der Mitgliedstaaten: 
• Rotationsmodell (Rotation nach regionalen Kriterien oder nach der Größe der 
Mitgliedstaaten); 
• Regierungsmodell (Kommission als durch den Kommissionspräsidenten 
ausgewähltes Kabinett).92 
 
Die großen Staaten waren bereit, nicht nur ihren zweiten Kommissar zu “opfern”, sondern im 
Fall der Einführung des Rotationsprinzips zeitweilig überhaupt ohne einen nationalen 
Kommissar auszukommen. Die kleineren Mitgliedstaaten beharrten jedoch  auf “ihrem” 
Kommissar. Die Mehrheit der Stellungnahmen der Beitrittskandidaten zu diesem Thema 
unterstützte ebenfalls die Formel 1 Staat = 1 Kommissar.93 Die MOE-Staaten befürchteten 
                                                 
91 Vgl. European Commission: Adapting the institutions to make a success of enlargement, COM(2000)34, 26.01.2000, in: 
http://europa.eu.int, S. 11 ff.  
92 Vgl. Bertelsmann Europa-Kommission (Vorsitz: Weidenfeld, W.): Europas Vollendung vorbereiten: Forderungen an die 
Regierungskonferenz 2000, Gütersloh 2000, S. 10. 
93 Vgl. Ministry of Foreign Affairs of  the Republic of Poland: Intergouvernmental Conference 2000: the Polish Position, Warsaw, 
12.06.2000, S. 9 sowie Stellungnahmen Tschechiens, Ungarns, Estlands und anderer Beitrittskandidatenländer in: http://europa.eu.int. 
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u.a. einen weiteren Akzeptanzverlust der EU bei der eigenen Bevölkerung, sollten sie nicht 
gleichberechtigt in den Organen der EU vertreten sein. Die Gründe für solche Entscheidungen 
sind leicht nachvollziehbar. 
 
Die Europäische Kommission hat nach den Gründungsverträgen primär die Aufgabe, als 
Hüterin des bestehenden Gemeinschaftsrechts zu wirken, d.h. sie soll das 
Gemeinschaftsinteresse wahren. Die Mitglieder der Kommission “üben ihre Tätigkeit in 
voller Unabhängigkeit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus”.94  Diese formale 
Unabhängigkeit der Kommission weist sie als die zentrale supranationale Institution der 
Gemeinschaft aus. Darüber hinaus monopolisiert sie die Initiativfunktionen, weil sie über ein 
nahezu uneingeschränktes Vorschlagsvorrecht im Gesetzgebungsprozeß der Gemeinschaft 
verfügt.95 Der Ministerrat dagegen, das formal höchste und letztinstanzliche 
Entscheidungsgremium, verfügt demgegenüber über kein eigenständiges Vorschlagsrecht im 
Gesetzgebungsprozeß. Die Kommission wird deshalb oft als Motor des gemeinschaftlichen 
Entscheidungsprozesses bzw. der Integration bezeichnet. Außerdem besitzt sie die Befugnis 
“in eigener Zuständigkeit Entscheidungen zu treffen”.96  
 
Da die Kommission formal die entscheidenden Initiativ-, Kontroll- sowie Exekutivfunktionen 
bündelt, zentralisiert sie in der Praxis die entscheidenden politisch-administrativen 
Funktionen der Gemeinschaft. Dies führt zu der wichtigen Konsequenz, daß tatsächlich 
nahezu alle Entscheidungsvorgänge der EU in der Verwaltungsorganisation der Kommission 
stattfinden und in der Alltagsarbeit ihrer Expertenstäbe verarbeitet werden. 
 
Weder die Kommissare selbst und ihre Kabinettschefs, noch die beteiligten Experten gehen 
aus Wahlen hervor. Sie werden nach unterschiedlichen, meist informellen Kriterien, 
vornehmlich nach nationalem Proporz, “politischem Tausch” oder wissenschaftlicher 
Kompetenz benannt.97 Obwohl die Kommissare nicht  die nationalen Interessen in der 
Kommission vertreten dürfen, werden sie in der Praxis in ihrem Ressort den für den eigenen 
Mitgliedstaat wichtigen Fragen Vorrang geben, selbst wenn dies nur indirekt geschieht. Auch 
die Einflußnahme der  Interessengruppen auf die Entscheidungen der Kommission hat 
zugenommen, was sich insbesondere auf den Feldern Umwelt, Landwirtschaft, Technologie 
und Strukturpolitik zeigt.98 
 
                                                 
94 EG-Vertrag, Art. 213.  
95 Vgl. Bach, M.: Die Bürokratisierung Europas: Verwaltungseliten, Experten und politische Legitimation in Europa, (Campus: Forschung; 
Bd. 751), Frankfurt am Main, New York 1999, S. 15.  
96 EG-Vertrag, Art. 211. 
97 Vgl. Bach, M., a.a.O., S. 48.   
98 Vgl. Diekmann, K.: Die Vertretung spezifischer, deutscher Interessen in der Europäischen Union - Träger, Strategien, Erfolge, in: 
Weidenfeld, W. (Hrsg.): Deutsche Europapolitik: Optionen wirksamer Interessenvertretung, Bonn 1998, S. 209-265, S. 249 ff. 
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Die Mitgliedstaaten bemühen sich meistens, die für sie wichtigsten Politikbereiche mit 
“ihrem” Kommissar zu besetzen. Außerdem ist die Kommission das einzige Organ der 
Gemeinschaft, in dem alle Mitgliedstaaten “gleichberechtigt” sind.99 Es gibt formal keine 
“starken” und “schwachen” Kommissare, abgesehen von der Funktion des Präsidenten. Im 
Gegensatz zum Rat wird bei Abstimmungen nicht gewichtet.100 Über “ihren” Kommissar 
kann ein Mitgliedstaat die Behandlung der Themen forcieren, die sonst möglicherweise nicht 
so viel Aufmerksamkeit erregen würden. Das Vetorecht im Rat kann lediglich die 
Entscheidungen blockieren helfen, die zur Abstimmung vorgelegt werden. Die Auswahl und 
Vorbereitung der Entscheidungen obliegt in der Regel der Kommission.  
 
Aus diesen Gründen betrachten die kleineren Staaten die Kommission als das für sie 
wichtigste Organ und wollen auf keinen Fall auf den nationalen Kommissar verzichten. 
Außerdem hat die europäische Integration für die kleineren Staaten in der Regel eine sehr 
große Bedeutung, weil damit die Bevormundung durch die großen EU-Staaten leichter zu 
unterbinden ist. Daher bestehen sie auf der gleichberechtigten Beteiligung am “Motor der 
Integration”. Die Bereitschaft der großen Staaten, im Fall der Erweiterung unverzüglich zum 
Rotationsprinzip überzugehen, verdeutlicht die in der letzten Zeit zugenommenen 
intergouvernementalen Tendenzen und die besonders in Nizza zum Ausdruck gekommene 
Politik der “Verteidigung nationaler Interessen”. Das politische Gewicht der Kommission, des 
eigentlichen supranationalen Organs, nimmt ab. W. Weidenfeld bezeichnete den 
leichtgefallenen Verzicht der großen Staaten auf einen Sitz in der Kommission als  
“Anmutung eines politischen Todeskusses für den einstigen Motor der supranationalen 
Idee”.101  Das Fortschreiten des europäischen Einigungsprozesses scheint ins Stocken geraten 
zu sein und in eine Stagnationsphase überzugehen. 
 
Wegen der unterschiedlichen Interessen hat sich das Bestreben nach einer handlungsfähigen 
zukünftigen Kommission in Nizza zu folgendem “Kompromiß” durchgerungen, der eher eine 
Vertagung der Lösung als die Lösung selbst darstellt:  
 
                                                 
99 Mit der Ausnahme, daß die großen Staaten zwei Kommissare entsenden. 
100 Vgl. Dietz, W., Fabian, B.: Das Räderwerk der Europäischen Kommission, Bonn 1999, S. 40.  
101 Weidenfeld, W.: Die europäische Zeitenwende, in: FAZ, Nr. 381,  2.12.2000, S. 8. 
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Abbildung 2: Zusammensetzung der EU-Kommission 
Bisheriger EU-Vertrag Beschluß in Nizza 
Derzeit setzt sich die EU-Kommission aus 20 
Mitgliedern zusammen. 
 
Deutschland Großbritannien, Frankreich, Italien und 
Spanien stellen je zwei Kommissare, alle anderen 
Länder je einen. 
Ab 2005 soll jedes Land einen Kommissar stellen. 
Wenn die Kommission auf 27 Mitglieder angewachsen 
ist, wird die Verkleinerung neu diskutiert.  Ein 
“gerechtes” Rotationsprinzip für kleine Länder wird 
eingeführt.  
Der Kommissionspräsident wird gestärkt; er kann die 
Zuständigkeiten in der Kommission selbst festlegen 
und die Verteilung während der Amtszeit verändern. 
Er kann auch Kommissare mit Billigung der 
Kommission entlassen. 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach Europäische Union: Vertrag von Nizza: Zur Änderung des Vertrags über die 
Europäische Union, der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit 
zusammenhängender Rechtsakte, Abl. der EG 2001/C 80/01, 10.3.2001, S. 52 f. 
 
Die geplante Abgrenzung der Kompetenzen (horizontal wie vertikal) im Jahr 2004 wird mehr 
Klarheit in die Aufgaben und Zuständigkeitsbereiche der Kommission bringen. Dadurch 
könnte es den kleinen Staaten leichter fallen, die Kommission als eine “Regierung” aus 20 
unabhängigen Kommissaren zu akzeptieren. 
 
Verstärkte Zusammenarbeit 
 
Die Flexibilitätsklausel oder verstärkte Zusammenarbeit war schon in Amsterdam verankert 
worden (siehe Kapitel III.2.1.1). Dennoch war deren Anwendung in der Praxis durch die 
vereinbarten strengen Bedingungen nicht möglich. Für die Flexibilität haben sich vor allem 
die Deutschen stark gemacht. Bundeskanzler G. Schröder betonte in Nizza, daß Deutschland 
kein “Kerneuropa” anstrebe, sondern ein “Gravitationszentrum” derer, die in der Integration 
voranschreiten wollen.102 
 
Nach dem Vertrag von Nizza muß die verstärkte Zusammenarbeit mit qualifizierter Mehrheit 
beschlossen werden. Als Bedingung soll gelten, daß sich mindestens acht Staaten 
zusammenfinden. Das Veto der einzelnen Länder gegen ein solches Voranschreiten wird 
abgeschafft. Damit sich enger zusammenarbeitende Staaten nicht zu weit von den anderen 
Mitgliedern entfernen, werden verschiedene Bedingungen aufgestellt. Die verstärkte 
Zusammenarbeit soll laut Vertrag von Nizza nur als letztes Mittel möglich sein, wenn anders 
die “angestrebten Ziele mit den einschlägigen Bestimmungen der Verträge nicht in einem 
vertretbaren Zeitraum verwirklicht werden können”.103 Jeder Mitgliedstaat kann sich später 
anschließen. 
 
                                                 
102 Vgl. Bergdoll, U.: Grünes Licht für die Eiligen, in: Süddeutsche Zeitung, Nr. 285,  11.12.2000, S. 2. 
103 Europäische Union: Vertrag von Nizza: Zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union, der Verträge zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammenhängender Rechtsakte, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
2001/C 80/01, 10.3.2001, S. 12. 
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Laut dem Vertrag von Nizza verpflichten sich die Länder, die sich zur verstärkten 
Zusammenarbeit entschließen, damit auch den Integrationsprozeß zu stärken. Sie dürfen aber 
nicht in Bereichen vorangehen, die schon unter die ausschließliche Zuständigkeit der 
Kommission fallen. Die verstärkte Zusammenarbeit betrifft auch keine Fragen mit 
militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen.104 
 
Die verstärkte Zusammenarbeit hat schon im Vorfeld verschiedene Kritiken und Bewertungen 
nach sich gezogen. Als mögliche Folge wurde von einem Europa der ungleichen Klassen, von 
einer Flucht vor der Osterweiterung usw. gesprochen. Während die Politiker (J. Delors, G. 
Schröder, R. von Weizsäcker, H. Schmidt u.a.) diese Flexibilitätsklausel unterstützen, wird in 
der wissenschaftlichen Literatur oft die Meinung vertreten, daß sie den europäischen 
Gesamteinigungsprozeß behindern wird.105 Es werde eine verstärkte bi- und multilaterale 
Zusammenarbeit unter den Mitgliedstaaten in den Bereichen vorgesehen, in denen es auch 
künftig bei der Einstimmigkeit bleibt. Sollte es z.B. im Zuge der WWU zur Abkoppelung 
eines Kerneuropas oder einer Avantgarde-Gruppe106 kommen, wird die EU-Mitgliedschaft im 
Vergleich zur Euro-Zone an Bedeutung verlieren. Die eigentlichen Entscheidungen werden 
im Rahmen des privilegierten Kreises getroffen, von dem alle anderen Länder ferngehalten 
werden (z.B. MOE-Staaten). Der ehemalige polnische Außenminister Geremek führte im Mai 
2000 aus, daß Mitteleuropa aus der Geschichte der vergangenen Jahrhunderte das Trauma 
geerbt habe, wirtschaftliche und politische Peripherie zu sein. Nun bestehe die Gefahr, daß 
Polen und andere Länder der Region auf ihrem Weg in die euro-atlantischen Organisationen 
auf Dauer nicht mehr erreichten als eine Mitgliedschaft zweiter Klasse.107 Der polnische 
Präsident Kwasniewski bezeichnete “hastige Pläne zur Schaffung einer Avantgarde, nur um 
die intime Atmosphäre der europäischen Integration zu bewahren” als nicht gerechtfertigt.108 
Seiner Meinung nach bedeute es die Spaltung des Kontinents in “Avantgarde und 
Fußvolk”.109 
 
Dennoch muß man zugestehen, daß angesichts der Erweiterung der EU auf über 20 
Mitgliedstaaten mit einer sich verstärkenden Heterogenität der Union die Interessenvielfalt 
enorm zunehmen wird. Die schon jetzt unterschiedliche Integrationsbereitschaft der 
Mitgliedstaaten wird unter den dann vorhandenen Umständen die integrationsfreudigen  
Länder noch mehr motivieren, außerhalb der Union oder außerhalb des institutionellen 
                                                 
104 Vgl. ebenda, S. 8. 
105 Vgl. z.B. Böttcher, W., Krawczynski, J.: Europas Zukunft: Subsidiarität, Aachen 2000, S. 237. 
106 J. Delors bevorzugt eine kleine Avantgarde-Gruppe aus sechs Gründungsstaaten, die drei Bereiche der Zusammenarbeit praktiziert: eine 
bessere Abstimmung der wirtschaftspolitischen Entscheidungen, gemeinsame Initiativen in der Verteidigungs- und Außenpolitik sowie 
eine einheitliche Einwanderungs- und Ausländerpolitik. Vgl. Wiegel, M.: Vorschläge für eine europäische Avantgarde: Jacques Delors 
plädiert für einen Vertrag im Vertrag, in: FAZ, Nr. 110,  12.05.2000, S. 11. 
107 Vgl. o.V.: Gemischtes Echo in Polen: Reaktionen auf die europapolitische Rede Fischers, in: FAZ, Nr. 113,  16.5.2000, S. 10.  
108 Kwasniewski, A.: Der Weg zur politischen Union Europas, in: FAZ, Nr. 281,  2.12.2000, S. 12. 
109 o.V.: Kleine Länder warnen vor einer Spaltung, in: Handelsblatt, Nr. 93,  15.5.2000, S. 9. 
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Rahmens der EU zusammenzuarbeiten.110  Das aber könnte sogar zur “Verwässerung” der 
Union führen. Um dies zu verhindern, wurden die vertraglichen Bestimmungen über eine 
verstärkte Zusammenarbeit vereinfacht. Wichtig ist, daß Rat, Kommission und das 
Europäische Parlament stets einbezogen sowie die Offenheit für alle Mitglieder und die 
Union-Kompatibilität gewahrt werden.111 Den Beitritt neuer Mitglieder zur EU darf man 
dadurch nicht erschweren.  
 
Die Ausweitung der Mehrheitsentscheidungen im Rat 
 
Durch die Erweiterung entsteht zusätzlicher Reformdruck in Richtung Ausweitung der 
Mehrheitsentscheidungen. Dieser resultiert aus der Gefahr der Entscheidungsunfähigkeit eines 
Rates, in dem 27 Mitgliedstaaten zu einem einstimmigen Ergebnis kommen müssen. 
Andererseits wird gerade wegen der Schwierigkeit, in einer großen Union einen Kompromiß 
zu finden, das Vetorecht jedes Staates umso kostbarer. Das Einstimmigkeitsprinzip gibt jedem 
Mitgliedstaat den gleichen Einfluß auf die Entscheidung und jedem für sich die Möglichkeit, 
alle Entscheidungen zu blockieren. Das Vetorecht bestand auch nach Amsterdam noch für 
eine Vielzahl von Entscheidungen des Ministerrats, so z.B. für Abkommen mit Drittstaaten, 
Beitritte, Änderung der EU-Verträge, Steuerharmonisierung, Regional- und Strukturpolitik, 
Unionsbürgerschaft u.a. Die französische Ratspräsidentschaft hatte vor dem Gipfeltreffen in 
Nizza ein Arbeitspapier vorgelegt, in dem insgesamt 70 EU-Vertragsartikel aufgelistet waren, 
die dem Einstimmigkeitsprinzip unterlagen. Es bestand die Möglichkeit, daß von diesen 
siebzig Artikeln in der Zukunft 48 Artikel in ein Verfahren mit qualifizierter Mehrheit 
überführt werden.112 Konstitutionelle, institutionelle und finanzielle Fragen der EU sollten 
weiterhin dem Einstimmigkeitsprinzip unterliegen. 
 
Das Einstimmigkeitserfordernis führt aber bereits heute nicht nur zu Entscheidungsblockaden 
im Rat, sondern in viel größerem Umfang auch dazu, daß nur als konsensfähig erachtete 
Vorschläge überhaupt bis in die zuständigen Räte vordringen. Anstelle eines politischen 
Wettbewerbs um die Sachfrage, an dessen Ende sich eine Mehrheit mit den besseren 
Argumenten durchsetzt, werden viele Vorschläge aufgrund der hohen Hürde 
“Einstimmigkeitsvoraussetzung” erst gar nicht unterbreitet. Als Beispiel kann der Vorschlag 
der Kommission benannt werden, eine einfache doppelte Mehrheit im Rat als 
Abstimmungsmodalität einzuführen. Dieser Vorschlag wurde allein durch die Blockade der 
französischen Ratspräsidentschaft in Nizza gar nicht erst zur Diskussion vorgelegt. 
Unbeachtet blieb dabei auch die Tatsache, daß fast alle Staaten diesen Vorschlag befürwortet 
                                                 
110 Vgl. Von Weizsäcker, R., Dehaene, J.-L., Simon, D.: Die institutionellen Auswirkungen der Erweiterung: Bericht an die Europäische 
Kommission, Brüssel, 18.10.1999, S. 6. 
111 Vgl. Prodi, R.: In Nizza darf es keine ”Überbleibsel” geben, in: FAZ, Nr. 285,  7.12.2000, S. 1 und Steiger, H.: Bundesstaat, Staatenbund 
oder erweiterte Freihandelszone?, in: Delgado, M., Lutz-Bachmann, M. (Hrsg.): Herausforderung Europa: Wege zu einer europäischen 
Identität, München 1995, S. 51-67, S. 63. 
112 Vgl. o.V.: Blick zurück nach Amsterdam, in: Süddeutsche Zeitung, Nr. 282,  7.12.2000, S. 8. 
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hatten. Manche gute Initiative bleibt auf diese Weise in den Ausschüssen und Gremien 
hängen bzw. wird auf einen Minimalkompromiß zurückgeführt. Häufig stellt das dann erzielte 
Ergebnis nur noch eine Einigung auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner dar und ist alles 
andere als unkompliziert, transparent und effizient. Im Vergleich zur formellen 
Abstimmungsblockade im Rat liegt deshalb in der Nichtbehandlung eines Vorschlags bzw. in 
der Aufweichung der ursprünglichen Position der Kommission durch solche Kompromisse 
das eigentliche “Blockadepotential” der Einstimmigkeit.113 
 
Die Tendenz, daß nicht die Sachorientierung, sondern die Konsensfähigkeit der nationalen 
Interessen das ausschlaggebende Kriterium der Entscheidung ist, wird nach einer 
Osterweiterung der EU noch erheblich zunehmen. Deshalb wurde in Nizza ein weiterer 
Versuch unternommen, die Mehrheitsentscheidungen auszuweiten. Das Ergebnis hat das 
erwartete Ausmaß nicht erreicht, und die Ausdehnung der Mehrheitsentscheidungen betraf 
zumeist weniger wesentliche Bereiche. Bei etwa vierzig der zur Diskussion stehenden Punkte 
ist der Übergang zu Mehrheitsabstimmungen gelungen. Dazu zählen z.B. eine Reihe von 
Verfahrensordnungen für die europäischen Institutionen, die Regelungen für die Ernennung 
der Mitglieder des Wirtschaft- und Sozialausschusses usw.114  
 
Besonders umstritten war der Übergang zu den Mehrheitsentscheidungen in vier Bereichen: 
 
1) Asyl- und Einwanderungspolitik: Deutschland hat sich mit der Forderung durchgesetzt, daß 
die Vorschriften dazu erst dann mit qualifizierter Mehrheit beschlossen werden, wenn es 
zuvor in der EU einstimmig beschlossene einheitliche Regeln für diesen Bereich gibt. 
 
2) Steuern: Großbritannien und Schweden verhinderten, daß im Steuer- und Sozialbereich 
Beschlüsse mit qualifizierter Mehrheit gefaßt werden können.115 Frühestens fünf Jahre 
nach Inkrafttreten des Vertrages von Nizza können die EU-Länder einstimmig beschließen, 
bei einigen Aspekten der indirekten Besteuerung und der Unternehmensbesteuerung auf 
qualifizierte Mehrheiten überzugehen. Entscheidungen zu Umsatzsteuern, 
Verbrauchsabgaben und direkten Steuern bleiben einstimmig. 
 
3) Handelspolitik: Die Mehrheitsentscheidungen in diesem Bereich werden ausgeweitet, 
wobei es jedoch - etwa bei gemeinsamen Handelsabkommen - eine Reihe von 
Einschränkungen gibt. Dem Protest Frankreichs ist es zu verdanken, daß die EU-Partner 
künftig ein Vetorecht besitzen, wenn bei Dienstleistungsabkommen kulturelle und 
                                                 
113 Vgl. Giering, C.: Institutionelle Reformchancen, in: Bertelsmann Stiftung Forschungsgruppe Europa (Hrsg.): Kosten, Nutzen und 
Chancen der Osterweiterung für die Europäische Union, Gütersloh 1998, S. 55-68, S. 64. 
114 Vgl. Bünder, H.: Ein politischer Kompromiß mit vielen Ungereimtheiten, in: FAZ, Nr. 289,  12.12.2000, S. 3. 
115 Vgl. Bergdoll, U.: Stimmen, Vetos, Kommissare, in: Süddeutsche Zeitung, Nr. 286,  11.12.2000, S. 2. 
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audiovisuelle Güter sowie die Bereiche Gesundheit, Bildung und soziale Dienste berührt 
sind.116 
 
4) Strukturfonds: Bis zum Jahr 2007 bleibt es auch beim Zwang zur Einstimmigkeit in der 
Strukturpolitik. Für die Strukturfondsförderung setzte Spanien durch, daß auch über die 
Bestimmungen für den 2007 beginnenden und bis 2013 laufenden Förderzeitraum noch 
einstimmig entschieden werden muß.117 
 
Sowohl die Europäische Kommission als auch mehrere wissenschaftliche Untersuchungen 
stellen die Handlungsfähigkeit und die Effektivität der Union in den Vordergrund, wenn über 
die Verallgemeinerung der Mehrheitsentscheidungen gesprochen wird. Trotzdem darf man 
die Nachteile nicht außer acht lassen. In einem Gesamtgefüge wie der EU, in dem 
verschiedene nationale Staaten nebeneinander bestehen und in dem - wie man in Nizza 
unmißverständlich sehen konnte - zur Zeit nationale Interessen vor den gemeinschaftlichen 
stehen, ist die Einstimmigkeitsregel die liberalste Lösung. Sie ist jedoch mit hohen Kosten 
verbunden, die durch quälende Verzögerungen und durch die aufwendige Suche nach 
Kompromißpaketen entstehen. Dieser Tatsache steht aber eine weniger problematische 
Ratifizierung und Umsetzung der Kompromißlösungen in den Mitgliedstaaten gegenüber. Die 
strenge Anwendung der Mehrheitsregel kann jedoch noch andere Kosten verursachen: die 
Frustration, in einer kaum mehr überschaubaren Union immer wieder in die Minderheit zu 
geraten. Die überstimmten Mitgliedstaaten könnten sich weigern, die gegen sie getroffenen 
Entscheidungen umzusetzen. Solche Folgen können sich als explosiv erweisen, die EU 
sprengen oder sogar den europäischen Einigungsprozeß zurückwerfen.  
 
Bei einer sich vergrößernden Union werden die für die einzelnen Nationalstaaten “sensiblen” 
Bereiche immer zahlreicher, so daß es in Zukunft noch komplizierter wird, 
Mehrheitsentscheidungen auf die noch verbliebenen Politikfelder auszudehnen. Scheinbar ist 
die Grenze des Machbaren für die nächste Zeit erreicht. Die Kompetenzen der EU sind bereits 
so ausgeweitet, daß jeder weitere Schritt Kernbereiche der Politik der Nationalstaaten betrifft. 
Jeder weitere Verzicht auf Souveränität erfordert die sorgfältige Abwägung 
gemeinschaftlicher und nationaler Aufgaben. Was noch zu vergemeinschaften ist, läßt sich 
der europäischen Öffentlichkeit nur noch schwer als persönlicher Mehrwert an Wohlstand und 
Sicherheit verkaufen. Eine Abhilfe könnte hier eine strikte Einhaltung des 
Subsidiaritätsprinzips bzw. eine klare Kompetenzabgrenzung zwischen den EU-Strukturen 
schaffen.  
 
                                                 
116 Vgl. o.V.: Wirtschaft: In Nizza Erfolge und Mißerfolge, in: FAZ, Nr. 289,  12.12.2000, S. 17. 
117 Vgl. Bünder, H.: Ein politischer Kompromiß mit vielen Ungereimtheiten, a.a.O., S. 3. 
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Die Stimmengewichtung im Rat 
 
Die Stimmenneugewichtung im Rat zu vereinbaren, war die schwierigste Aufgabe des Gipfels 
in Nizza. Sie führte zu erbitterten Auseinandersetzungen zwischen den großen und kleinen 
Mitgliedstaaten, aber auch zu Auseinandersetzungen bei den Großen und Kleinen 
untereinander. Besonders die Prestigefrage zwischen Deutschland und Frankreich hat die 
Führungsachse außer Takt gebracht. 
 
Jedem Teilnehmer war bereits im Vorfeld des Gipfels klar, daß das fein abgestimmte System 
der Stimmengewichtung im Rat, anfangs für sechs Gründungsmitglieder der EWG gedacht 
und nach der ersten Erweiterung nicht mehr geändert, für eine Union mit 27 Staaten 
untauglich ist. Bei den vorangegangenen Erweiterungen konnte man den Status quo mehr 
oder weniger mit Hilfe der Änderung der Schwelle für die qualifizierte Mehrheit und die 
Sperrminorität noch erhalten. Somit umfaßte der Anteil der Bevölkerung, der bei den mit 
qualifizierter Mehrheit zu treffenden Entscheidungen repräsentiert wurde, immer noch die 
Mehrheit der Bevölkerung (67,7 % bei sechs, 63,29 % bei zwölf und 58,16 % bei fünfzehn 
Mitgliedstaaten) und mindestens die Hälfte der Mitgliedstaaten. Nach der kommenden 
Erweiterung allerdings würde unter Status-quo-Bedingungen dieser Anteil bis auf  50,2 % 
absinken.118 Diese Veränderung kommt zustande, weil mit der Erweiterung fast ausschließlich 
kleine und mittlere Staaten zur Union hinzukommen werden. Bei einer Fortschreibung des 
jetzigen Systems der Stimmengewichtung nach der EU-Osterweiterung würde das 
Stimmenverhältnis zwischen “Groß” und “Klein” zuungunsten der bevölkerungsreichen 
Staaten aus den Fugen geraten. 
 
Als weiterer Grund wurde auch die Hypothese genannt, daß sich die MOE-Länder zu einem 
regionalen Block bzw. einer Koalition innerhalb der EU zusammenschließen und so leichter 
gemeinsame Interessen gegenüber den Altmitgliedern durchsetzen könnten.119 Begründet wird 
dies mit den geographischen, demographischen, kulturellen und historischen 
Gemeinsamkeiten Mittel- und Osteuropas.120 Die Geschichte der EU hat aber gezeigt, daß 
sich die Abstimmungskoalitionen in der EU fast ausschließlich auf der Basis der jeweiligen 
Interessen bilden und somit je nach Politikbereich flexibel sind. Außer der deutsch-
französischen Zusammenarbeit konnten keine stabilen, einflußreichen Koalitionen in der EU 
festgestellt werden. Vor Nizza gab es auch keinen Konflikt zwischen den großen und kleinen 
Staaten. Die Angst vor einer Nordischen Allianz aus den skandinavischen Ländern erwies 
sich bisher aufgrund der divergierenden Interessen als unbegründet. Auch die 
Mittelmeerstaaten haben trotz relativ ähnlicher europapolitischer Ausrichtungen keine enge 
                                                 
118 Vgl. European Commission: Adapting the institutions to make a success of enlargement, a.a.O., S. 29 f. 
119 So könnten z.B. die MOE-Staaten auch eine Sperrminorität bilden und die Entscheidungen der Altmitglieder blockieren.  
120 Vgl. Schmitter, P.C., Torreblanca, J. I.: Old ”foundations” and new ”rules” - For an enlarged European Union, European Integration 
online Papers Nr. 1, 1997, in: http://eiop.or.at/eiop/texte/1997-001a.htm, S. 3. 
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Kooperation innerhalb der EU etablieren können. Bereits jetzt wird sichtbar, daß sich die 
Interessen der MOE-Länder teilweise erheblich unterscheiden. Eine regionale 
Zusammenarbeit kommt weder in der Visegrad-Gruppe noch bei den baltischen Staaten 
zustande. Sollte sich die Situation in der erweiterten EU ändern, muß das nicht automatisch 
negative Auswirkungen nach sich ziehen. T. Schumacher ist bei der Untersuchung zur 
Allianzbildung in der EU zu dem Schluß gekommen, daß sie einen konstruktiven und keinen 
zerstörerischen Einfluß auf die Staatengemeinschaft ausüben und sich oft als eine die 
Entwicklung des Gesamtsystems vorantreibende Kraft erweisen.121 
 
Beim Gipfel herrschte Einvernehmen darüber, daß die Kleinen auch künftig nicht in der Lage 
sein sollten, die Großen zu überstimmen, weswegen der demographische Faktor stärker 
berücksichtigt werden müßte. Genauso wenig wollte man zulassen, daß die Großen im 
Gleichschritt allein die Richtung vorgeben können. Diese grundsätzlichen Überlegungen 
bestimmten in Nizza die Ausgangslage bei der Entscheidung nach dem Stimmengewicht, das 
jeder derzeitige Mitgliedstaat sowie die zukünftigen mittel- und osteuropäischen 
Mitgliedstaaten bei den Abstimmungen im Rat haben werden. 
 
Eine Vielzahl von Institutionen, Ausschüssen, Wissenschaftlern und Politikern hat sich an den 
Diskussionen zu diesem Thema beteiligt. Zahlreiche Modelle und Vorschläge, die im Vorfeld 
des Gipfeltreffens in Betracht gezogen wurden, können folgendermaßen zusammengefaßt 
werden: 
 
1) Doppelte Mehrheit: 
• Kommissionsvorschlag der einfachen doppelten Mehrheit; 
• gewichtete doppelte Mehrheit; 
2) Stimmgewichtung: 
• einfache Neugewichtung;  
• Neugewichtung mit demographischem Sicherheitsnetz.  
 
Gemeinsam ist den Modellen, daß die Bevölkerungszahl stärker als bisher mitbewertet wird. 
 
Zu 1) 
 
Während die Modelle verschiedenen Rechenmustern, Interessenlagen oder Macht- und 
Prestigespielen folgten, erschien der Kommissionsvorschlag einer einfachen doppelten 
Mehrheit als einziger logisch, begründbar, legitim und demokratisch. Demnach sollte jeder 
Staat über eine Stimme verfügen. Ein Beschluß würde neben einer Mehrheit im Rat auch an 
die Voraussetzung geknüpft sein, daß diese Mehrheit der Staaten auch eine EU-
                                                 
121 Vgl. Schumacher, T., a.a.O., S. 245 f.  
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Bevölkerungsmehrheit widerspiegelt.122 Schließlich ist die EU eine Gemeinschaft 
gleichberechtigter Staaten und Völker.  
 
Die Vorteile dieses Vorschlags liegen auf der Hand: 
 
• Er wäre leicht nachvollziehbar und für jeden EU-Bürger transparent. 
• Es sind bei künftigen Beitritten keine Modifikationen notwendig. 
• Alle Staaten und Bürger der EU werden gleich und gerecht behandelt. 
• Es ist eine solide Grundlage für ein künftiges föderales europäisches System bzw. der 
Grundstein für einen Ausbau zu einem Zwei-Kammer-System (wenn man berücksichtigt, 
daß die EU die Vertiefung in kleinen Schritten vollzieht). 
 
Als Nachteil eines solchen Systems wurde die teilweise unterschiedliche Berechnung des EU-
Statistikamts und der nationalen Statistikämter aufgeführt. Dieser Einwand relativiert sich 
aber und die Berechnungsunterschiede werden ausgeglichen, wenn man sich auf eine 
Grundlage und einen prozentualen Anteil der Einwohner des Mitgliedstaates an der EU-
Gesamtbevölkerung einigt (siehe Tabelle 6). 
 
Interessant ist, daß nur die französische EU-Ratspräsidentschaft diesen Vorschlag verwarf. Im 
Vorfeld des Gipfels haben nicht nur die große Mehrheit der Mitgliedstaaten,123 sondern auch 
einige Beitrittskandidaten ihre Zustimmung zu diesem Vorschlag der Kommission 
signalisiert. Auch in der wissenschaftlichen Literatur wurde dieses Modell für die zukünftige 
EU im allgemeinen befürwortet.124  
 
Das Prinzip der gewichteten doppelten Mehrheit unterscheidet sich von dem Prinzip der 
einfachen Mehrheit lediglich dadurch, daß die Stimmen im Rat gewichtet werden. Bei diesem 
Verfahren wird die unterschiedliche Größe der Staaten zweimal berücksichtigt. Für die 
Stimmengewichtung wurde z.B. vorgeschlagen, den Status quo zu behalten oder den großen 
Mitgliedstaaten je zwei Stimmen mehr zuzuteilen. Gleichzeitig wird die Annahme einer 
Entscheidung daran gekoppelt, daß die Stimmen der qualifizierten Mehrheit mindestens 60 % 
der Bevölkerung repräsentieren. 
 
Zu den Hauptkritikpunkten des Ansatzes der doppelten Mehrheit zählt die Tatsache, daß die 
Einbeziehung der Bevölkerungsmehrheit oder -minderheit bei Ratsentscheidungen 
demokratietheoretisch nur bedingt überzeugt. Der Rat ist nicht Repräsentant eines 
                                                 
122 Vgl. European Commission: Adapting the institutions to make a success of enlargement, a.a.O., S. 31 f. 
123 Einige Quellen sprachen von allen Mitgliedstaaten mit Ausnahme Frankreichs, wie z.B. Stabenow, M.: Hitzige Kämpfe um die 
”Überbleibsel”, in: FAZ, Nr. 285,  7.12.2000, S. 8 und o.V.: CDU kritisiert EU-Politik Frankreichs, in: FAZ, Nr. 275,  25.11.2000, S. 4. 
124 Vgl. Böttcher, W., Krawczynski, a.a.O., S. 227; Club von Florenz (Hrsg.): Europa: Der unmögliche Status quo, Baden-Baden, 1996, S. 
70 ff.; Sinn, H.-W.: Falsche Gewichte: Anmerkungen zum bevorstehenden EU-Gipfel in Nizza: in: Süddeutsche Zeitung, Nr. 280,  
5.12.2000, S. 27. 
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europäischen Demos, sondern ein Organ, das Staaten vertritt, deren unterschiedliche Größe 
bei der Stimmengewichtung berücksichtigt werden kann. Letztlich ist die 
Mehrheitsentscheidung undemokratisch, solange sie nicht von einem Zwei-Kammer-System 
legitimiert und kontrolliert wird. Legitimation und Akzeptanz von Entscheidungen folgen in 
der EU als einem transnationalen Gemeinwesen im Kern bisher aus einer Kombination des 
demokratischen Mehrheitsprinzips und des Prinzips der staatlichen und 
bevölkerungsbezogenen Gruppenrepräsentation.125   
 
Zu 2) 
 
Die Gewichtung der Stimmen im Rat nach dem Status quo kann nicht nach einer Erweiterung 
fortbestehen. In einem solchen Fall würde der Anteil der großen Staaten, die gegenwärtig     
55 % (vier große Staaten) der Stimmen im Rat besitzen, auf 46,3 % (bei den sieben größten 
Mitgliedstaaten) absinken. Um die Vorschläge zur Stimmenneugewichtung vergleichen zu 
können, wird der prozentuale Anteil der großen Mitgliedstaaten im Vergleich zu den mittleren 
und kleinen Staaten bei der EU-27 ausgerechnet.126 
 
Aus einer Vielzahl der zu diesem Thema diskutierten Modelle werden nachfolgend einige der 
interessantesten kurz erläutert: 
 
• Luxemburgs Vorschlag: Die Stimmenzahl aller Staaten soll verdoppelt werden. Jene 
Staaten, die durch die Reform der Kommission einen Kommissar einbüßen, sollen dafür 
durch 5 zusätzliche Stimmen entschädigt werden.127 Allerdings wird dabei das Gewicht der 
Großen in einer EU-27 nicht zunehmen (50,3 % für die sieben größten Länder). Diesem 
Vorschlag schloß sich Frankreich im Vorfeld des Gipfels an, allerdings mit der Einführung 
eines demographischen Sicherheitsnetzes, wonach zusätzlich eine Mindestanzahl von zehn 
zustimmenden Ländern erforderlich gewesen wäre.128  
 
• Schwedens Vorschlag oder proportionale Proportionalität: Grundlage bildet hierbei die 
Bevölkerungsanzahl eines Landes in Millionen, wobei von dieser Zahl die Quadratwurzel 
gezogen wird. Das Ergebnis stellt die Anzahl der Stimmen des Landes im Rat dar. Dieses 
Modell - leicht modifiziert - wurde auch von Schmitter129 empfohlen und als 
“proportionale Proportionalität” bezeichnet. Das Gewicht der Großen würde dann 52,6 % 
                                                 
125 Vgl. Bertelsmann Europa-Kommission (Vorsitz: Weidenfeld, W.), a.a.O., S. 13. 
126 In Schmitter, P.C., Torreblanca, J. I., a.a.O., S. 3 f. werden die EU-Mitgliedstaaten in drei Kategorien unterteilt, sog. concurrent 
majorities, um die Proportionen unabhängig vom Erweiterungsstand aufrechterhalten zu können.  
127 Vgl. Didzoleit, W. u.a.: Aufgeregte Beschwörungen, in: Der Spiegel, Nr. 49,  4.12.2000, S. 210-212, S. 211. 
128 Vgl. Stabenow, M.: Hitzige Kämpfe um die ”Überbleibsel”, in: FAZ, Nr. 285,  7.12.2000, S. 8. 
129 Ein auf diesem Prinzip basierendes Modell wird als universeller Standard für die EU auch von Schmitter, P.C., Torreblanca, J. I., a.a.O., 
S. 4 ff. empfohlen. 
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betragen. Den Einfluß der Großen könnte man erhöhen, indem man ihnen eine zusätzliche 
Stimme gibt.        
 
• abgestuftes Modell:  Eine deutliche Aufwertung der Stimmen der großen Mitgliedstaaten 
ist mit einem Modell der abgestuften Neugewichtung zu erreichen. Nach diesem Modell 
wird für die ersten 18 Mio. Einwohner pro angefangene 1,5 Mio., für den Bereich 
zwischen 18 und 45 Mio. Einwohner pro angefangene 3 Mio. und über 45 Mio. Einwohner 
für jeweils weitere angefangene 5 Mio. je eine Stimme vergeben. Die drei kleinsten 
Staaten mit unter 1 Mio. Einwohner erhalten je zwei Stimmen und Deutschland erklärt 
einseitig, die Stimmenparität mit Frankreich beizubehalten.130 Das Gewicht der sieben 
größten Staaten erhöht sich dann auf 56 %. 
 
Alle diese Modelle haben ihre Vor- und Nachteile. Es waren aber insbesondere die Modelle 
der proportionalen Proportionalität und der abgestuften Integration an eine klare Formel 
gebunden, die die Zuteilung der Stimmen an künftige Mitgliedstaaten transparent gestaltet 
und unabhängig von der Anzahl und dem Zeitpunkt der beitretenden Länder unverändert 
anwendbar gewesen wäre. 
 
Eine weitere wichtige Frage unabhängig von der Art und Höhe der neuen Gewichtung der 
Stimmen im Rat bildete die Gestaltung der qualifizierten Mehrheit und der Sperrminorität. 
Die im vorangegangenen Absatz beschriebenen Vorschläge zur Stimmengewichtung wollten 
den bisherigen Schwellenwert für eine qualifizierte Mehrheit beibehalten. Gleichzeitig sollte 
die Sperrminorität 29 % der Stimmen betragen, was bedeutet, daß die Sperrminorität von 3 - 4 
Staaten ausgeübt werden könnte.  
 
Eine Absenkung der Hürde der qualifizierten Mehrheit wäre aber wünschenswert, um auch in 
einer erweiterten Union das Erreichen von Gestaltungsmehrheiten zu erleichtern. Die 
Bertelsmann-Europakommission hat dafür eine Zweidrittelmehrheit vorgeschlagen, also      
66,7 % statt bisher 71,3 % der Stimmen. Eine solche Regelung würde einer üblicherweise 
“verfassungsändernden” Mehrheit entsprechen.131  
 
Der Europäische Rat in Nizza entschied sich letztlich für eine Erhöhung der Schwelle einer 
qualifizierten Mehrheit bis zu einem Höchstsatz von 73,4 % bei der EU-27, d.h. 258 Stimmen. 
Bis zum Erreichen der EU-27 wird diese Schwelle “entsprechend dem Beitrittsrythmus 
erhöht, wobei von einem Prozentsatz der Stimmen unterhalb des derzeitigen Prozentsatzes 
                                                 
130 Vgl. Bertelsmann Europa-Kommission (Vorsitz: Weidenfeld, W.), a.a.O., S. 14. 
131 Vgl. ebenda, S. 14 und Club von Florenz (Hrsg.), a.a.O., S. 73. 
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ausgegangen wird”.132 Wenn alle  Bewerberstaaten beigetreten sind, wird die Sperrminorität 
auf 91 Stimmen erhöht. 
 
Im Ergebnis von Nizza wurde folgende Stimmenverteilung vereinbart: 
 
Tabelle 6: Stimmenverteilung im Rat und im Parlament 
Mitgliedstaaten Bevölkerung 
 (in Mio.) 
Bevölkerung, 
(in %) 
Gewichtete 
Stimmen im Rat
Sitzverteilung 
im EP 
Deutschland 82,038 17,0 29 99 
Großbritannien 59,247 12,3 29 72 
Frankreich 58,966 12,2 29 72 
Italien 57,672 12,0 29 72 
Spanien 39,394 8,2 27 50 
Polen 38,667 8,0 27 50 
Rumänien 22,489 4,7 14 33 
Niederlande 15,760 3,3 13 25 
Griechenland 10,533 2,2 12 22 
Tschechische Rep. 10,290 2,1 12 20 
Belgien 10,213 2,1 12 22 
Ungarn 10,092 2,1 12 20 
Portugal 9,980 2,1 10 22 
Schweden 8,854 1,8 10 18 
Bulgarien 8,230 1,7 10 17 
Österreich 8,082 1,7 10 17 
Slowakische Rep. 5,393 1,1 7 13 
Dänemark 5,313 1,1 7 13 
Finnland 5,160 1,1 7 13 
Irland 3,744 0,8 7 12 
Litauen 3,701 0,8 7 12 
Lettland 2,439 0,5 4 8 
Slowenien 1,978 0,4 4 7 
Estland 1,446 0,3 4 6 
Zypern 0,752 0,2 4 6 
Luxemburg 0,429 0,1 4 6 
Malta 0,377 0,1 3 5 
Insgesamt 481,179 100 345 732 
 
Quelle: Eigene Zusammenstellung, Bevölkerungszahlen nach Eurostat 1999, mit Ausnahme von Malta (1998); 
Europäische Union: Vertrag von Nizza, a.a.O., S. 81 f. 
 
Mit dieser Entscheidung folgte der Rat von Nizza bereits im Vorfeld des Gipfeltreffens der in 
der Presse angekündigten Abkehr von “mathematischen” Modellen hin zur politischen 
Lösung der Stimmenneugewichtung im Rat, was zum “Gipfel der Teppichhändler”133  führte. 
Es wurde ein Ergebnis erzielt, das am Ende keiner der Beteiligten erklären konnte. Das Ziel 
einer Aufwertung der großen Mitgliedstaaten wurde nur bedingt erreicht. Die sieben größten 
Staaten werden im Rat der EU-27 lediglich 53,3 % der Stimmen besitzen. In Verbindung mit 
einer Schwelle für die qualifizierte Mehrheit bedeutet dieses Ergebnis, daß eine Koalition aus 
drei großen Mitgliedstaaten mit einem mittleren EU-Land (in Tabelle 6 alle Staaten außer 
Malta) ausreicht, um jeden Beschluß zu blockieren. Zusätzlich muß für einen 
                                                 
132 Europäische Union: Vertrag von Nizza, a.a.O., S. 85. 
133 Wiegel, M.: Auf dem Gipfel der Teppichhändler, in: FAZ, Nr. 289, 12.12.2000, S. 2. 
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Mehrheitsbeschluß künftig die Bedingung erfüllt sein, daß mindestens die einfache Mehrheit 
der Mitgliedstaaten zustimmt.  
 
Um Deutschland für seinen Verzicht auf eine höhere Stimmenanzahl im Rat zugunsten von 
Frankreich zu entschädigen, wurde zusätzlich ein “demographisches Sicherheitsnetz” 
eingebaut (Option einer Überprüfung, ob 62 % der Bevölkerung der EU hinter einer 
Entscheidung stehen), das versteckt das stärkere Gewicht Deutschlands widerspiegelt. Die 
Lösung garantiert Deutschland, daß es wegen seiner Bevölkerungsgröße zusammen mit nur 
zwei anderen großen Mitgliedstaaten jeden Beschluß gegen seine Interessen verhindern kann. 
Für die anderen Staaten verschafft diese Klausel keine Vorteile, da von jeder Entscheidung 
mit qualifizierter Mehrheit und der Mehrheit der Staaten mindestens 62 % der EU-
Gesamtbevölkerung repräsentiert werden. 
 
Nach dem Gipfel von Nizza hagelte es von allen Seiten Kritik an den getroffenen 
Beschlüssen. Angesichts der hartnäckigen Weigerung Frankreichs, einer unmittelbar an den 
Bevölkerungszahlen orientierten und damit in sich widerspruchsfreien Lösung zuzustimmen, 
ist das Ergebnis von Nizza ein politisch ausgehandelter Kompromiß, dessen Ungereimtheiten 
machtpolitische Erwägungen und das Prestigedenken vor allem Frankreichs und Spaniens 
reflektiert. Nicht nur unter den Beitrittskandidaten, sondern auch unter den Altmitgliedern 
stieß die Weigerung des französischen Staatspräsidenten auf Protest, die zukünftigen EU-
Mitglieder bei der Stimmenfestlegung nicht gleichberechtigt behandeln zu wollen. Dieses 
Verhalten brachte den Gipfel zeitweilig an den Rand des Scheiterns. Offensichtlich wollten 
die Franzosen verhindern, daß die MOE-Länder nach dem Beitritt im Ministerrat eine 
Sperrminorität erreichen und damit Beschlüsse der Altmitglieder blockieren können. 
Pikanterweise verlangte J. Chirac im selben Atemzug eine Gleichstellung der “Ungleichen”, 
nämlich Deutschlands und Frankreichs.  
 
Während eine Herabstufung der zukünftigen Mitgliedstaaten im vergrößerten Rat noch 
korrigiert werden konnte, blieb sie bei der Sitzverteilung im Europäischen Parlament (EP) 
bezüglich Tschechiens und Ungarns erhalten (siehe Tabelle 6).  Es stellt sich unweigerlich die 
Frage, wie man in der zukünftigen EU, in der die Entscheidungen “möglichst offen und 
möglichst bürgernah getroffen werden”134 und auf den Grundsätzen von Freiheit und 
Demokratie beruhen sollen, 10,29 Mio. tschechischen Bürgern erklären will, warum sie 
lediglich mit 20 Stimmen im Europäischen Parlament vertreten sein werden, während 
gleichzeitig Portugals 9,98 Mio. Einwohner 22 Volksvertreter zum EP entsenden dürfen. 
Solche Abstufungen widersprechen dem Grundsatz proportionaler Repräsentanz in 
demokratischen Gremien. 
 
                                                 
134 EU-Vertrag, Art. 1. 
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Als Gewinner des Gipfels wurden in der Presse trotzdem häufig die Beitrittskandidaten 
genannt, allen voran Polen, das durch die Aufwertung Spaniens profitierte. Positive 
Reaktionen kamen auch aus allen anderen MOE-Ländern. Die durchgesetzte 
Gleichbehandlung der zukünftigen Mitgliedstaaten wird zumeist mit der Begründung als 
Erfolg verbucht, daß “es hätte schlimmer kommen können”. Nach Nizza wird der 
Entscheidungsfindungsprozeß noch komplizierter und noch weniger transparent für den 
Bürger. Zur Behebung der Legitimations- und Demokratiedefizite sowie zur Erhöhung der 
Akzeptanz in der Bevölkerung wurde ebenfalls kein Beitrag geleistet.  
 
Obwohl die Reformen der wichtigsten Gemeinschaftspolitiken sowie eine Reihe anderer 
institutioneller Fragen noch zur Bereinigung anstehen, erklärte sich die EU auf dem Gipfel 
von Nizza bereit, “ab dem Ende 2002 neue Mitgliedstaaten aufzunehmen, die entsprechend 
vorbereitet sind”.135 Trotz zahlreicher Kritik an den Reformergebnissen, u.a. im Europäischen 
Parlament, wird der neue Vertrag in den nationalen Parlamenten höchstwahrscheinlich 
ratifiziert werden. Sollte dies nicht der Fall sein, würde sich die EU-Osterweiterung erheblich 
verzögern. 
 
Auch wenn sich die EU mit der Vertragsreform von Nizza als “erweiterungsfähig” bezeichnet 
hat, bleibt dennoch eine Reihe von institutionellen und Verfahrensfragen, deren Lösung das 
Funktionieren der zukünftigen Union erheblich erleichtern würde. Dazu gehören: 
 
• Reduzierung der Sprachenvielfalt im Europäischen Parlament; 
• Reform der Ratspräsidentschaft; 
• Demokratiedefizit: stärkere Einbeziehung des EP und der nationalen Parlamente in die 
Entscheidungsfindung der EU; 
• Akzeptanzfrage: Vereinfachung der Verträge; 
• vertikale und horizontale Kompetenzabgrenzung. 
 
2.2 Reformerfordernis der Gemeinschaftspolitiken 
 
Institutionelle Reformen waren als eine Voraussetzung für die Erweiterungsfähigkeit 
betrachtet worden. Die für die nächsten Jahre vorgesehene Reform der 
Gemeinschaftspolitiken (z.B. 2002 für die Strukturpolitik), wird dagegen nicht als notwendige 
Bedingung für die Erweiterung gehandelt. Dennoch ist das Reformbedürfnis insbesondere bei 
der Agrar- und Regionalpolitik enorm. Unter Beibehaltung der bisherigen Bestimmungen und 
Verfahren würde der Beitritt mehrerer mittel- und osteuropäischer Länder den finanziellen 
Rahmen der EU sprengen. Die Versuche der EU, während der Beitrittsverhandlungen lange 
                                                 
135 Europäischer Rat: Schlußfolgerungen des Vorsitzes der Tagung des Europäischen Rates in Nizza am 7., 8. und 9. Dezember 2000, 
DOC/00/30, in: http://europe.eu.int, Zugriff September 2001, S. 2. 
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Übergangsfristen für diese Politiken zu vereinbaren, finden keine positive Resonanz in den 
Beitrittsländern.  
 
Reform der Regionalpolitik 
 
Bei der bevorstehenden Erweiterung spielt die Regionalpolitik eine herausragende Rolle. Die 
bisherige Regionalpolitik der EU hat ihre Zielsetzung im Prinzip nicht erreicht, denn auch 
nach Jahrzehnten des Einsatzes der Fördermittel haben sich die Unterschiede zwischen den 
EU-Regionen (mit Ausnahme von Irland) in vielen Fällen nur in geringem Maß verändert. 
Deshalb braucht dieser zentrale Politikbereich mehr Effizienz, bessere Kontrolle und 
innovative Problemlösungen. Die Problematik der regionalen Disparitäten wird nach 
Aufnahme der MOE-Länder noch gewichtiger, da - unter der Beibehaltung der Status quo 
Bedingungen - fast 30 % der EU-Bürger in förderfähigen Ziel-1-Regionen leben würden. Aus 
diesem Grund bildet die Regionalpolitik in der erweiterten Union einen Schwerpunkt dieser 
Arbeit und wird in den Kapiteln IV - VII behandelt. 
 
Reform der Agrarpolitik 
 
Die bevorstehende EU-Osterweiterung hat den ohnehin von der WTO ausgehenden Druck zu 
einer sich stärker am Markt orientierenden Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) weiter 
verstärkt. Während die schärfsten Kritiker eine Renationalisierung der GAP in Betracht 
ziehen, bestehen die GAP-Nettoempfängerländer, wie z.B. Frankreich, auf langen 
Übergangsfristen für die Beitrittsländer bezüglich des Agrarmarkts und einer 
Nichtausdehnung der Subventionszahlungen an die MOE-Staaten. Dagegen haben Polen, die 
Tschechische Republik, Ungarn, Estland, Slowenien und Zypern bereits im Februar 2000 in 
ihrem “Positionspapier” zu den Beitrittsverhandlungen lange Übergangszeiten für die 
Landwirtschaft  abgelehnt. Sie bestanden stattdessen auf der vollen Zahlung von 
Agrarsubventionen aus Brüssel (jährlich ca. 6 Mrd. € für die sechs Kandidaten) ab dem 
Zeitpunkt des Beitritts.136 
 
Die Übernahme des hochsubventionierten Agrarpreissystems würde in den MOE-Ländern zu 
beträchtlichen Produktionssteigerungen führen. Damit käme es zu einem Aufbau teurer 
Überschüsse, die dann durch zusätzliche Ausgleichszahlungen und Quotierungsmaßnahmen 
wieder reduziert werden müßten. Die Kosten des EU-Agrarhaushalts könnten dadurch bis zu 
einem Drittel ansteigen, was finanztechnisch und ordnungspolitisch für die EU auf Dauer 
nicht verkraftbar und vertretbar wäre.137 Von den Kosten abgesehen, würde die Übertragung 
                                                 
136 Vgl. Kuhn, G.: Kandidaten streiten um EU-Gelder, in: Sächsische Zeitung, 6.1.2000, S. 4. 
137 Vgl. Leipold, H.: Offene Ordnungsprobleme einer Osterweiterung der EU, in: Paraskewopoulos, S. (Hrsg.): Die Osterweiterung der 
Europäischen Union: Chancen und Perspektiven, Berlin 2000, S. 41-60, S. 51. 
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der bestehenden GAP auf die neuen Mitgliedstaaten die heutigen Agrarstrukturen 
konservieren und die Entwicklung einer modernen Landwirtschaft verhindern. Die in der 
Agenda 2000 vorgeschlagenen Reformschritte reichen in keinem Fall aus, da sie die 
interventionistischen Grundzüge der GAP weiterhin erhalten. Die EU-Osterweiterung und die 
immer wieder in verschiedenen EU-Ländern ausbrechenden Krisen des Agrarsystems sollten 
als Katalysator genutzt werden, um die GAP radikal zu reformieren.  
 
Alle Untersuchungen deuten darauf hin, daß die Reformen von Nizza nicht ausreichen 
werden, um die EU “erweiterungsfähig” zu machen. Ohne tiefgreifende Veränderungen in 
den oben genannten Bereichen kann eine heterogene und sich schon jetzt differenziert 
integrierende EU nicht funktionieren. Es wird zunehmend deutlich, daß ohne konsequente 
Durchsetzung des in Art. 5 des EG-Vertrages verankerten Subsidiaritätsprinzips einer EU-27 
das notwendige Maß an Flexibilität und Anpassung an die veränderten Bedingungen und 
somit die Unterstützung der Bürger fehlen wird.   
 
3. Kosten und Nutzen der Osterweiterung für die EU 
 
Die Diskussion um die Anpassungserfordernisse der EU bei der Osterweiterung wird relativ 
eng und einseitig geführt. Sie konzentriert sich fast ausschließlich auf die ”Kosten” der 
Erweiterung, wobei hauptsächlich die Ausgaben im Rahmen der Struktur- und Agrarpolitik 
betrachtet werden. Es geht dabei weniger um die volkswirtschaftlichen Kosten, sondern um 
die erforderlichen zusätzlichen Ausgaben seitens der EU. Die Entwicklung der EU wurde mit 
dem Problem der Finanzierung immer wieder konfrontiert, und es bleibt auch in Zukunft ein 
wichtiger Aspekt. Dennoch sollte nicht übersehen werden, daß man bei einer alleinigen 
Konzentration auf diesen Aspekt der Osterweiterung in vielerlei Hinsicht nicht gerecht wird.  
 
3.1 Budgetäre Konsequenzen 
 
3.1.1 Finanzierungsinstrumente für die Beitrittsvorbereitung 
 
Um die Osterweiterung sowohl für die EU als auch für die MOE-Staaten möglichst 
unproblematisch zu vollziehen, leistet die EU eine Heranführungshilfe für die 
Beitrittskandidaten. Obwohl deren Umfang relativ gering ist, stellt sie einen wichtigen Beitrag 
zu den erheblichen Angleichungs- und Vorbereitungskosten der Transformationsländer für 
den EU-Beitritt dar. 
  
Die Maßnahmen im Rahmen der drei bereits im Kapitel II.3.1 erwähnten Beihilfeinstrumente 
(PHARE, SAPARD und ISPA) werden zur Gewährleistung der erforderlichen Kohärenz in 
die Beitrittspartnerschaften mit jedem der Beitrittsländer eingebunden. Insgesamt werden für 
diese Hilfen im Zeitraum 2000 -2006 jährlich 3 Mrd. € bereitgestellt (mehr als das Doppelte 
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des Jahres 1999), davon 0,5_Mrd._€ im Rahmen von SAPARD und 1 Mrd. € im Rahmen von 
ISPA.138 
 
Mit dem PHARE-Programm werden im Hinblick auf den Beitritt zwei prioritäre Ziele 
verfolgt: Die Stärkung der Kapazität von Verwaltung und Justiz (etwa 30 % des 
Gesamtbetrags) und die Realisierung von Investitionen im Zusammenhang mit der 
Übernahme und Anwendung des “aquis communautaire” (ca. 70 % des Gesamtbetrags).139 
 
In den Bereichen Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes beziehen sich die 
Heranführungsmaßnahmen auf die Verbesserung der Leistungsfähigkeit der 
landwirtschaftlichen Betriebe, der Veterinär- und Pflanzenschutzkontrollen, der 
Agrarumweltmaßnahmen, der Infrastruktur in den ländlichen Gebieten u.a. Die SAPARD-
Mittel werden nach objektiven Kriterien (landwirtschaftliche Bevölkerung,  landwirtschaftlich 
genutzte Fläche, BIP in Kaufkraftparitäten und spezifische Situation einzelner Gebiete)140 auf 
die Beitrittskandidaten aufgeteilt, wobei mit dem Beitritt ihr Anspruch auf  diese Förderung 
erlischt. Die Gemeinschaftsbeteiligung beträgt höchstens 75 % der insgesamt zuschußfähigen 
öffentlichen Ausgaben.  
 
Über das strukturpolitische Instrument ISPA werden die Mittel für Projekte in den Bereichen 
Umwelt und Verkehr bereitgestellt. ISPA ist Bestandteil einer umfassenderen und 
intensiveren Heranführungsstrategie und erfordert zur Vermeidung von Überschneidungen 
eine enge Koordinierung mit PHARE und SAPARD. Aufgrund  der ähnlichen Zielsetzung 
und des ebenfalls vorhabenbezogenen Ansatzes wird ISPA nach dem Vorbild des 
Kohäsionsfonds durchgeführt. Außerdem werden aus dem ISPA nur Vorhaben mit einem 
Investitionsvolumen von mindestens 5 Mio. € gefördert, um eine deutliche Förderwirkung zu 
erzielen. Der Satz der Gemeinschaftsunterstützung im Rahmen von ISPA beläuft sich auf bis 
zu 75 % der öffentlichen oder gleichgestellten Ausgaben. Dieser Satz kann in besonderen 
Fällen von der Kommission auf 85 % angehoben werden.141 
 
In der Praxis wirft die Handhabung dieser Instrumente einige Probleme auf. Angesichts der 
leeren nationalen Kassen und der Kofinanzierungserfordernisse kann die Hilfe der EU oft gar 
nicht in Anspruch genommen werden.  So hat z.B. Polen als größtes Beitrittsland Anspruch 
auf ca. 170 Mio. € pro Jahr, von denen aber im Zeitraum von Beginn des Jahres 2000 bis 
                                                 
138 Vgl. Europäische Kommission: Agenda 2000 - Band I: Eine stärkere und erweiterte Union, DOK/97/6, 15.7.1997, in: Wittschorek 
(Hrsg.): Agenda 2000: Herausforderungen an die Europäische Union und an Deutschland, Baden-Baden, 1999, S. 267-366, S. 362. 
139 Vgl. Europäische Kommission: Agenda 2000: Legislativvorschläge, 18.03.1998, in: Wittschorek (Hrsg.): Agenda 2000: 
Herausforderungen an die Europäische Union und an Deutschland, Baden-Baden, 1999, S. 367-385, S. 380. 
140 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1268/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über eine gemeinschaftliche Förderung 
für Maßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes zur Vorbereitung des Beitritts der 
Bewerberländer in Mittel- und Osteuropa während des Heranführungszeitraums, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 
26.6.1999, S. 91. 
141 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über ein strukturpolitisches Instrument 
zur Vorbereitung auf den Beitritt, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 26.6.1999, S. 76.. 
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Ende März des Jahres 2002 noch nichts angekommen war. Nach den Korruptionsskandalen in 
der Europäischen Kommission und in Polen hat Brüssel die Anforderungen an die 
Mittelvergabe so verschärft, daß kaum ein Beitrittskandidat in der Lage ist, die 
Kontrollvorgaben zu erfüllen. Lediglich Estland und Bulgarien erhielten bislang einen kleinen 
Teil der SAPARD-Unterstützung.142 Die von der Kommission geforderten Vorgaben für die 
SAPARD-Verwaltung konnten bis Ende 2001 nur von zwei weiteren Ländern (Slowenien und 
Litauen) erfüllt werden. Von der litauischen SAPARD-Verwaltung wurde festgestellt, daß die 
Bauern wegen der hohen Projektvorbereitungskosten und der Ungewißheit über die letztliche 
Bewilligung der Mittel häufig gar keine Anträge auf Förderung stellen. Dem entspricht auch 
die Tatsache, daß erst im Jahr 2002 die Auszahlung der seit 2000 bewilligten Finanzmittel 
erwartet wird.143 
 
Nicht viel besser sieht es mit der Unterstützung durch ISPA aus. Brüsseler Quellen zufolge 
sind bisher noch keinerlei Mittel nach Polen geflossen.144 Nach Auskunft des estnischen 
Finanzministeriums wurden in den Jahren 2000 - 2002 14 ISPA-Projekte unterzeichnet, in 
deren Folge bisher aber erst ca. 2,5 Mio. € der insgesamt vereinbarten 81,8 Mio. € zur 
Auszahlung gekommen sind. Im Jahr 2002 wird die Zahlung weiterer 15 Mio. € erwartet. In 
diesem Zusammenhang ist anzumerken, daß aus Gründen der geforderten EU-Standards  
häufig ausländische Unternehmen für die Baumaßnahmen herangezogen werden müssen, 
wodurch sich keine Unterstützungseffekte für die einheimische Bauwirtschaft ergeben. 
 
3.1.2 Finanzielle Herausforderungen nach der Osterweiterung 
 
Zunächst ist festzustellen, daß sich die zusätzlichen Ausgaben seitens der EU nicht konkret 
ermitteln lassen. Szenarien zur Finanzierung der Osterweiterung beruhen auf einer Vielzahl 
von Hypothesen, die mit erheblichen Unsicherheiten belastet sind. Die Höhe der Kosten hängt 
stark vom Beitrittszeitpunkt, von den Übergangs- und Aufnahmemodalitäten und dem Erfolg 
des Transformationsprozesses sowie der wirtschaftlichen Entwicklung der einzelnen MOE-
Staaten und der EU selbst ab. Die Vorbereitungen zur Reform der Agrar- und Strukturpolitik 
werden parallel zu den Beitrittsverhandlungen geführt, wobei letztere die aktuellen 
(unreformierten) Regelungen als Grundlage haben. Außerdem wird häufig die geringe 
Absorptionsfähigkeit der Beitrittskandidaten für die Finanztransfers aus der EU (insbesondere 
bei der Anwendung der Kofinanzierungsbestimmungen bei den Strukturfonds) übersehen.145 
 
                                                 
142 Vgl. Lesser, G.: “Große Klappe und nichts dahinter”, in: Sächsische Zeitung,  19.3.2002, S. 19. 
143 Vgl. Deksnys, M.: SAPARD pinigai - 2002 metų pradžioje, in: Lietuvos rytas, 31.12.2001, in: www.lrytas.lt. 
144 Vgl. Ludwig, M.: Das Geld der EU fest eingeplant, in: FAZ, Nr. 29, 4.2.2002, S. 14. 
145 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung: Die Kosten der Osterweiterung der EU werden überschätzt, Arbeitspapier Nr. 2, 1996, in: www.fes.de, S. 
2 f. 
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Aus den genannten Gründen divergieren die Kostenschätzungen der letzten Jahre teilweise 
erheblich. Einen Überblick über die breite Palette dieser Schätzungen geben N. Eickhof146, M. 
Dauderstädt/B. Lippert147, H. Leipold148 und Z. Bariska149.  
 
Bei der Festlegung des gemeinschaftlichen Finanzrahmens für die Jahre 2000 - 2006 ging die 
Europäische Kommission Mitte 1997 von der Annahme aus, daß die erste Erweiterungsrunde 
im Jahr 2002 stattfinden wird. In der Agenda 2000 wurde mit hohen zusätzlichen Folgekosten 
für die künftigen Beitritte gerechnet. Die Kosten für die EU-Osterweiterung wurden aber als 
tragbar eingestuft. Unter der Voraussetzung, daß künftig die Eigenmittelobergrenze der EU 
1,27 % des BSP nicht überschreitet, sprach nach Auffassung der Kommission einiges dafür, 
daß im Zeitraum 2000 - 2006 die prioritären Maßnahmen aus dem Gemeinschaftshaushalt 
finanziert werden können. Auf der Obergrenze von 1,27 % des BSP hatten die EU-
Finanzminister bestanden, um eine Kostenexplosion als Folge der Osterweiterung zu 
verhindern. Die Zahlungen im Rahmen der GAP wurden dabei nicht berücksichtigt. Für die 
Strukturfondszahlungen wurde eine Obergrenze von 4 % des BIP der Kandidatenländer 
festgelegt. Die Berechnungen der Kommission legten ein prognostiziertes 
Wirtschaftswachstum von durchschnittlich 2,5 % in der EU-15 und von 4 % in den 
Beitrittsländern zugrunde.150  
 
Mit der Änderung des Erweiterungsfahrplans, wonach die erste Erweiterungsrunde bereits 
2004 vollzogen werden sollte, wurden die Kostenschätzungen revidiert. Für die acht MOE-
Staaten sowie Zypern und Malta will die Europäische Kommission von 2004 - 2006 
Verpflichtungsermächtigungen von 40,16 Mrd. € eingehen (siehe Tabelle 7).151 Damit bleibt 
sie unter dem Eindruck wachsender Kritik Deutschlands und anderer Nettozahler an den 
hohen Kosten der Agrar- und Strukturpolitik um ca. 2,4 Mrd. € unter der Obergrenze der 1999 
in Berlin beschlossenen EU-Finanzplanung (Agenda 2000).  
 
                                                 
146 Vgl. Eickhof, N., a.a.O., S. 18. 
147 Vgl. Dauderstädt, M., Lippert, B., a.a.O., S. 17.  
148 Ca. 70 Mrd. € jährlich für 10 MOE-Staaten nach  Leipold, H.: Offene Ordnungsprobleme einer Osterweiterung der EU, a.a.O., S. 63. 
149 11,7 - 37,6 Mrd. € jährlich nach Bariska, Z., a.a.O., S. 478. 
150 Vgl. Trautmann, G.: Die Osterweiterung der Europäischen Union - Chancen und Grenzen, in: Clemens, G. (Hrsg.): Die Integration der 
mittel- und osteuropäischen Staaten in die Europäische Union, Hamburg 1999, S. 40-75, S. 57. 
151 Zum Vergleich: Den 15 alten Mitgliedstaaten stehen 2000 - 2006 immer noch ca. 230 Mrd. € zur Verfügung. Vgl. Trautmann, G., a.a.O., 
S. 57. 
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Tabelle 7: Finanzrahmen für die Erweiterung 2004 - 2006 
(Mio. € in Preisen von 1999) 
Szenario: Beitritt von 10 neuen Mitgliedstaaten im Jahr 2004 2004 2005 2006 
Mittel für Verpflichtungen  
     Landwirtschaft gesamt 2 048 3 596 3 933
                davon Direktzahlungen 0 1 173 1 418
                Agrarmarktpolitik 516 749 734
                ländliche Entwicklung 1 532 1 674 1 781
     Strukturpolitische Maßnahmen 7 067 8 150 10 350
     Interne Politikbereiche 1 176 1 096 1 071
     Verwaltung 503 558 612
Insgesamt 10 794 13 400 15 966
Obergrenze (nach Berliner Szenario 1999) 11 610 14 200 16 780
  
Mittel für Zahlungen (Erweiterung) 5 686 10 493 11 840
Obergrenze (nach Berliner Szenario 1999) 8 890 11 440 14 220
 
Quelle: Eigene Darstellung nach Kommission der Europäischen Union: Informationsvermerk Gemeinsamer 
Finanzrahmen 2004 - 2006 für die Beitrittsverhandlungen, a.a.O., S. 4 ff. 
 
Bei den absehbaren tatsächlichen Ausgaben errechnet sich mit 28 Mrd. € sogar eine Differenz 
von 6,5 Mrd. € zum Limit. Die Verzögerung der ursprünglich für 2002 geplanten Erweiterung 
hat den heutigen Mitgliedstaaten Einsparungen von 15,5 Mrd. € gebracht. Die von der 
Kommission kalkulierten Kosten beliefen sich lediglich auf 0,09 - 0,14 % der EU-
Wirtschaftsleistung.  
 
Viele Zahlungen aus der EU-Kasse fallen mit einiger Verzögerung an. So werden z.B. die 
Zahlungen aus den Agrarfonds erst ein Jahr später erstattet, so daß die neuen Mitgliedstaaten 
hierfür eine Zwischenfinanzierung leisten müssen. Dazu kommen noch die Mitgliedsbeiträge 
der neuen Mitgliedstaaten in Höhe von ca. 5,55 Mrd. € im Jahr 2004, die ohne Rabatte und 
Übergangsfristen erhoben werden sollen.152  
 
Sorge bereitet den neuen Mitgliedsländern auch der üblicherweise von den Empfängerländern 
zu leistende Eigenanteil bei der Finanzierung strukturpolitischer Vorhaben. Da sich die leeren 
nationalen Kassen bereits im Rahmen der Vorbeitrittshilfe negativ ausgewirkt haben, schlägt 
die Kommission eine Beschränkung der nationalen Kofinanzierung auf 15 - 20 % vor. 
Bezogen auf das BIP pro Kopf werden die neuen Mitgliedstaaten im Jahr 2006 Strukturmittel 
in Höhe von 137 € pro Einwohner erhalten. Der Durchschnitt der jetzigen vier 
Kohäsionsländer beträgt bei diesem Wert 231 €.153  
 
                                                 
152 Vgl. o.V.: Verheugen: Vorschläge keine Ausgangsbasis für Feilscherei, in: FAZ, Nr. 26,  31.01.2002, S. 6. 
153 Vgl. Kommission der Europäischen Union: Informationsvermerk Gemeinsamer Finanzrahmen 2004 - 2006 für die 
Beitrittsverhandlungen, a.a.O., S. 6. 
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Bei den Agrarsubventionen konnten sich die EU-Mitgliedstaaten nicht zu einer Reform 
durchringen und schlugen daher ein Zwei-Phasen-Konzept als Grundlage für die 
Beitrittsverhandlungen vor: 
 
1) Zunächst würden in den neuen Mitgliedstaaten Direktzahlungen von 25 % (2004), 30 % 
(2005) und 35 % (2006) der im gegenwärtigen System üblichen Höhe eingeführt. 
2) Als zweiter Schritt würden ab 2006 die Direktzahlungen so gestaltet, daß die neuen 
Mitgliedstaaten bis 2013 das dann geltende Unterstützungsniveau erreichen.154 
  
Auch bei ihren Vorschlägen für Produktionsquoten und subventionierte Mengen ist die 
Kommission deutlich unter den Wünschen der Bewerber geblieben. 
 
Die Vorschläge der Kommission wurden in allen MOE-Ländern scharf kritisiert. So 
widersprächen die Übergangsfristen bis zur Gewährung der vollen Leistungen aus dem 
Struktur- und Agrarfonds für die neuen Mitgliedstaaten den Grundsätzen der 
Gleichbehandlung und des fairen Wettbewerbs. Nach Auffassung des ungarischen 
Ministerpräsidenten Orban werden keine Zuschüsse von der EU verlangt: “... wir fordern 
lediglich, daß die Basis für einen fairen Wettbewerb geschaffen wird.” Die langen 
Übergangsfristen bei der Agrarförderung würden faktisch eine Zwei-Klassen-Gesellschaft in 
der EU schaffen.155 
 
Nach Berechnungen des DIW und anderer Forschungsinstitute ist die Erweiterung auch unter 
Status-quo-Bedingungen bis hin zur Größe einer EU-27 über das Jahr 2006 hinaus 
“problemlos finanzierbar”. Selbst wenn in einer EU mit 27 Mitgliedern keine Reformen 
durchgeführt würden, lägen die Ausgaben (in Preisen von 1999) im Jahr 2013 mit ca. 
10_Mrd._€ unter der Gesamtsumme der Verpflichtungen im Jahr 2006. Voraussetzung dafür 
ist jedoch, daß die Strukturfondsförderung auf Basis der gegenwärtig existierenden 
Verteilungsregeln durchgeführt wird. Für die bei diesem Vorgehen aus der Ziel-1-Förderung 
herausfallenden Regionen der EU-15 würde eine Übergangsfinanzierung vorgesehen. Die 
Neumitglieder würden dabei ab dem Zeitpunkt ihres Beitritts volle Direktzahlungen im 
Rahmen der GAP erhalten. Obwohl diese Aussage über die Finanzierbarkeit der EU einem 
Szenario gilt, in dem die Nicht-Reform der EU-Politik unterstellt wird, mahnen die 
Forschungsinstitute aus inhaltlicher und finanzpolitischer Sicht Reformen als unverzichtbar 
an.156  
 
                                                 
154 Vgl. ebenda, S. 4. 
155 Vgl. o.V.: “Wir wollen fairen Wettbewerb”: Ungarns Ministerpräsident Orban lehnt Vorschläge der Kommission ab, in: FAZ, Nr. 27,  
1.2.2002, S. 7. 
156 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Institut für Agrarökonomie der Georg-August-Universität Göttingen, Institut für 
europäische Politik: Reformbedarf bei den EU-Politiken im Zuge der Osterweiterung der EU, Studie für das Bundesministerium der 
Finanzen, Berlin und Göttingen 2001, S. 127. 
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Unbestritten bleibt, daß die meisten neuen Mitgliedstaaten zunächst über längere Zeit zu den 
Nettoempfängern der EU zählen werden. Dennoch werden in der Debatte über die 
Erweiterung oft die positiven Auswirkungen auf die EU vernachlässigt. Dabei ist 
insbesondere der gesamtwirtschaftliche Wohlfahrtsgewinn einzubeziehen, der den 
Mitgliedstaaten in einer größeren Union entsteht. 
 
3.2 Wirtschaftliche Folgen  
 
Der gesamtwirtschaftliche Nutzen der Osterweiterung für die EU läßt sich nur schwer 
ermitteln, geschweige denn quantifizieren.157 Abgesehen von den positiven gesellschaftlich-
politischen Aspekten wie der Friedenssicherung in Europa, der Vereinigung von West und 
Ost und dem Bedeutungsgewinn der EU durch die gestiegene Größe rechnen Experten mit 
einem volkswirtschaftlichen Wachstum des BIP der EU, das von der Erschließung neuer 
Märkte, der verstärkten Entwicklung des Handels und der Arbeitskräftemigration ausgehen 
sollte. Ein großer Teil dieser Effekte wurde bereits in der Vorbeitrittsphase wirksam.  
 
Wie bereits bei der Behandlung der Integrationseffekte auf die MOE-Staaten erwähnt, 
beschäftigen sich in den letzten Jahren mehrere wissenschaftliche Studien mit den 
makroökonomischen Auswirkungen der Osterweiterung auf die EU. Die Erweiterung wird 
dabei von allen Untersuchungen als eine “Win-Win-Situation” für beide Seiten bezeichnet. 
Trotz der zahlreichen Unterschiede, die inhaltlich und methodisch zwischen den Studien 
bestehen (siehe Kapitel II.4.1), kommen sie zu drei wichtigen Ergebnissen: 
 
1) Für die bisherigen Mitgliedstaaten der EU-15 ergeben sich positive Wohlfahrtsgewinne 
aus der Osterweiterung. 
2) Die Osterweiterung hat in den gegenwärtigen EU-Mitgliedstaaten wesentlich geringere 
positive Auswirkungen als in den Beitrittsländern. 
3) Diese Wohlfahrtsgewinne sind regional und sektoral stark differenziert. In der Regel sind 
sie umso größer, je enger die Handelsverflechtung der Länder oder Regionen mit den 
MOE-Ländern ist.158 
 
Die ungleichmäßige Verteilung der positiven Integrationseffekte ergibt sich aus der Tatsache, 
daß der Block der zehn MOE-Länder im Vergleich zur EU klein ist. Deswegen werden die 
Effekte in den neuen Mitgliedstaaten nur relativ schwach auf die alten Mitglieder 
                                                 
157 Vgl. Eickhof, N., a.a.O., S. 18. 
158 Vgl. European Commission, DG Economic and Financial Affairs, a.a.O., S. 35 ff.; Kohler, W.: Osterweiterung der EU: Die 
Mitgliedschaft wird teuer - Wird sie auch wertvoller?, Institut für Volkswirtschaftslehre, Johannes Kepler Universität Linz Januar 2001, 
in: www.economics.uni-linz.ac.at, S. 8 ff.; Breuss, F.: Strukturpolitik und Raumplanung in den Regionen an der mitteleuropäischen EU-
Außengrenze zur Vorbereitung auf die EU-Osterweiterung, a.a.O., S. 8 ff.; Quaiser, W., Hartmann, M. u.a., a.a.O., S. 7 ff. 
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übertragen.159 Da insgesamt nur 4 % des Außenhandels der EU mit den MOE-Staaten 
abgewickelt werden, erhält man asymmetrische Handelseffekte.  
 
Unter der Voraussetzung, daß die “Luxemburger”-Gruppe 2005 und die “Helsinki”-Gruppe 
2007 der EU beitritt, ergaben die Simulationen des österreichischen WIFO-Instituts anhand 
des OEF-Weltmakromodells für die Periode 2005 - 2010 einen kumulierten Einfluß der 
Handelseffekte auf das reale BIP der EU in Höhe von ca. 0,05 %.160 Die Berechnungen der 
Europäischen Kommission mit Hilfe des makroökonomischen QUEST-II-Modells ließen für 
die Periode 2000 - 2009 kumulierte Handelseffekte bis zu 0,1 % auf das BIP erwarten, wenn 
im Jahr 2005 acht MOE-Länder der EU beitreten. Zu den weiteren bei diesen Simulationen 
getroffenen Annahmen wird auf Kapitel II.4.1 verwiesen. 
 
Während für die MOE-Länder die größten Vorteile in Form von Handelseffekten erwartet 
werden, sind für die EU die Binnenmarkteffekte deutlicher ausgeprägt. Die Ausdehnung des 
Binnenmarktes führt zu einem zunehmenden Wettbewerbsdruck in den neuen und den 
gegenwärtigen EU-Mitgliedstaaten. Nach den Erfahrungen mit dem Binnenmarktprogramm 
sollte dadurch ein Anstieg der Produktivität (Ausnutzung von economies of scale) und ein 
Sinken des Preisniveaus (über eine Verringerung der Mark-ups) erfolgen. 
Zusammengenommen können diese beiden Auswirkungen das Wachstumspotential 
vergrößern. Die Europäische Kommission geht unter o.g. Bedingungen für die 
Zehnjahresperiode von kumulierten Binnenmarkteffekten für die EU-15 in Höhe von 0,3 % 
des realen BIP aus. Aufgrund der asymmetrischen Produktivitätsschocks entwickelt sich das 
reale BIP in den gegenwärtigen kleinen EU-Ländern besser als in den großen Ländern 
(sogenannter “Casella-Effekt”161). Die gesamten kumulierten Netto-Effekte für die EU-15 aus 
der Erweiterung um acht MOE-Staaten werden für die Periode 2000 - 2009 auf 0,5 - 0,7 % 
des BIP geschätzt, wobei zusätzlich zu den o.g. Auswirkungen auch die positiven 
Migrationseffekte eingerechnet wurden.162 (Die Migrationseffekte werden vorerst wegen der 
vereinbarten siebenjährigen Übergangsfrist für die Arbeitnehmerfreiheit entfallen.) 
 
Die Effekte verteilen sich unregelmäßig auf die einzelnen EU-Mitgliedstaaten (siehe Tabelle 
8). Gemäß den Ergebnissen der Mehrheit der untersuchten Studien profitieren Deutschland, 
Österreich und Finnland am meisten von der Osterweiterung. B. Heijdra, Ch. Keuschnigg und 
W. Kohler bezeichnen Österreich als den größten Nutznießer der Osterweiterung mit 
                                                 
159 Vgl. Breuss, F.: Makroökonomische Auswirkungen der EU-Erweiterung auf alte und neue Mitglieder, a.a.O., S. 657. 
160 Vgl. Breuss, F.: Strukturpolitik und Raumplanung in den Regionen an der mitteleuropäischen EU-Außengrenze zur Vorbereitung auf die 
EU-Osterweiterung, a.a.O., S. 6.  
161 Casella-Effekt: Kleine Länder profitieren überproportional von einer regionalen Integration. Der Eintritt neuer Länder in eine 
Integrationsgemeinschaft verringert die Bedeutung des Heimmarktes und verbessert die relative Konkurrenzfähigkeit kleiner Länder. 
162 Vgl. European Commission, DG Economic and Financial Affairs, a.a.O., S. 39. 
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positiven jährlichen Wohlfahrtseffekten von über 2 % des BIP.163 Die positiven 
Integrationseffekte ergeben sich aus der geographischen Nähe und der starken 
Handelsverflechtung zwischen diesen Ländern und den Beitrittskandidaten. Aus ähnlichen 
Gründen werden die Binnenmarkteffekte auch bezüglich der Direktinvestitionen und der 
Migration nicht in allen EU-Ländern gleich ausfallen. Zugleich sind die Mitgliedsländer auf 
der Ausgabenseite des EU-Budgets sehr unterschiedlich positioniert, so daß auch die 
fiskalischen Konsequenzen der Erweiterung stark variieren werden. Das trifft zumindest dann 
zu, wenn die Finanzierung der Kosten durch Ausgabenkürzungen erfolgen soll. 
 
Tabelle 8: Integrationseffekte der EU-Erweiterung auf ausgewählte EU-Länder: Reales BIP 
( in %) 
 Handelseffekte 
 
Binnenmarkteffekte Kosten der 
Erweiterung 
Gesamteffekte 
 
 ∅ 2005/ 
2006 
∅ 2008/ 
2010 
∅ 2005/ 
2006
∅ 2008/ 
2010
∅ 2005/ 
2006
∅ 2008/ 
2010
∅ 2005/ 
2006 
∅ 2008/ 
2010
Deutschland 0,15 0,01 0,50 0,37 -0,01 -0,01 0,63 0,48
Frankreich 0,02 0,12 0,21 0,27 -0,05 -0,04 0,10 0,11
Italien 0,09 0,16 0,46 0,49 -0,03 -0,03 0,50 0,50
Großbritannien 0,01 -0,06 0,22 0,19 -0,02 -0,02 0,24 0,18
Spanien -0,06 -0,11 0,48 0,37 -0,08 -0,07 0,28 -0,18
Niederlande 0,08 0,17 0,72 0,31 -0,06 -0,04 0,71 0,15
Belgien 0,06 0,09 0,31 0,40 -0,01 -0,01 0,33 0,26
Schweden 0,04 0,06 0,65 0,04 0,00 0,00 0,69 -0,07
Österreich 0,20 0,14 0,59 0,64 0,00 0,01 0,83 0,66
Dänemark 0,07 0,07 0,35 0,10 -0,01 -0,02 0,35 -0,11
Finnland 0,07 0,08 0,52 0,55 -0,02 -0,02 0,53 0,31
Irland 0,07 0,20 0,64 0,77 -0,15 -0,13 0,47 0,40
Portugal 0,04 0,12 0,68 -0,12 -0,05 0,05 0,63 -0,21
EU-13 0,07 0,05 0,40 0,33 -0,03 -0,03 0,42 0,26
Bemerkung: Griechenland und Luxemburg wurden bei dieser Simulation nicht berücksichtigt. 
 
Quelle: Breuss, F.: Strukturpolitik und Raumplanung in den Regionen an der mitteleuropäischen EU-
Außengrenze zur Vorbereitung auf die EU-Osterweiterung, a.a.O., S. 32. 
 
Nur geringe positive Einflüsse werden von der Europäischen Kommission den 
Kohäsionsländern zugerechnet. Negative Erweiterungseffekte dürften gemäß Tabelle 8 
Spanien, Portugal, Schweden und Dänemark aufweisen, obwohl Schweden und Dänemark in 
anderen Studien positive Integrationseffekte vorausgesagt werden.164 Nach den Berechnungen 
von W. Kohler haben Belgien, Griechenland, Irland und Spanien geringe Nachteile von der 
Osterweiterung zu erwarten.165  Auch bei diesen Aussagen gilt die bereits für die MOE-
Länder benannte Eingrenzung, wonach diese Studien auch Effekte umfassen, die bereits mit 
der Handelsliberalisierung durch die Europa-Abkommen der Erweiterung 
“vorweggenommen” wurden.  
                                                 
163 Vgl. Heijdra, B., Keuschnigg, Ch., Kohler, W.: Eastern Enlargement of the EU: Jobs, Investment and Welfare in Present Member 
Countries, February 2002, in: www.iff.unisg.ch, Anhang: Figure 5.  
164 Vgl. ebenda und Kohler, W., a.a.O., Anhang: Tabelle 3. 
165 Vgl. Kohler, W., a.a.O., Anhang: Tabelle 3.  
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Der Umstand, daß der Handel zwischen der EU und den MOE-Staaten aus Sicht der 
gegenwärtigen Mitgliedstaaten zu gering ist, um die relativen Löhne und die Beschäftigung 
auf der aggregierten Ebene erheblich zu beeinflussen, schließt nicht aus, daß einzelne 
Regionen und Sektoren stärker betroffen sind. Die gezogenen Schlußfolgerungen bezüglich 
räumlicher Nähe und Handelsverflechtung lassen sich für die regionale Verteilung innerhalb 
der Mitgliedsländer verallgemeinern. Außerdem werden auf beiden Seiten dann positive 
Entwicklungschancen für die Grenzregionen gesehen, wenn aus einer momentan noch sehr 
schwach ausgeprägten Zusammenarbeit eine qualitativ hochentwickelte regional integrierte 
Kooperation entsteht.166 Für Ostdeutschland liefern die Analysen aufgrund der geringen 
Handelsverflechtung mit polnischen und tschechischen Regionen nur wenige Hinweise auf 
positive Effekte durch die Integration der MOE-Länder nach einem Beitritt, obwohl der 
ostdeutschen Wirtschaft generell eine Reihe von Chancen bescheinigt wird.167 
 
Im Gegensatz zur regionalen Verteilung kann eine eindeutige Aussage zur sektoralen 
Verteilung der Wohlfahrtsgewinne nicht getroffen werden, was zum Teil mit der 
unterschiedlichen Tiefe der sektoralen Disaggregation zu erklären ist. Negative Effekte 
könnten sich in Branchen wie Bekleidung, Schuhe und Bau ergeben. Umgekehrt sind hohe 
Exportüberschüsse auf der Seite der EU z.B. bei der Herstellung von 
Kommunikationsgeräten, Computern und Fahrzeugen zu verzeichnen, was geringe positive 
Effekte nach der Erweiterung erbringen könnte.168 Verschiedene Analysen sprechen dafür, 
daß bereits vor der Erweiterung mehrere zehntausend Arbeitsplätze durch den Handel mit den 
MOE-Ländern gesichert werden konnten. So wurde z.B. der sich aus der intensiven 
Arbeitsteilung mit Osteuropa ergebende Beschäftigungseffekt für Deutschland im Jahr 1993 
auf 60 000 Arbeitsplätze geschätzt.169 
 
Zu bemerken wäre weiterhin, daß nur sehr wenige Untersuchungen die Nicht-Erweiterungs-
Kosten bzw. Nachteile aus der Verzögerung der Erweiterung für die EU in Betracht ziehen. 
Wenn man die Nachteile als die entgangenen Integrationseffekte (insbesondere für Österreich 
und Deutschland) betrachtet, so sind sie für die EU deutlich geringer als für die MOE-Länder. 
Vorteile der Nichterweiterung könnten in Bereichen “Faktorwanderung des Kapitals” und bei 
der Einsparung der Transfers an die neuen Mitglieder entstehen.170 Die indirekten Nicht-
Erweiterungs-Kosten könnten jedoch erheblich sein, wenn man bedenkt, welche nicht 
                                                 
166 Vgl. Riedel, J., Pintarits, S.: Sozioökonomische Entwicklung in den EU-Beitrittsländern Polen und Tschechien sowie deren 
Grenzregionen: Der Transformationsprozeß und seine Perspektiven, Teilprojekt D-2, Transnationales Projekt Preparity, in: 
www.preparity.wsr.ac.at, Februar 2001, S. 49 f. 
167 Vgl. Ragnitz, J.: EU-Osterweiterung: Auswirkungen auf die neuen Länder, in: Wirtschaft im Wandel Nr. 2/2002, S. 41-47, S. 42 ff. 
168 Vgl. European Integration Consortium: DIW, CEPR, FIEF, IAS, IGIER, a.a.O., S. 5 f. 
169Vgl. Bruecker, H.: Europäische Union: Osterweiterung beschleunigt Konvergenz, in DIW-Wochenbericht 14/97, S. 6. 
170 Vgl. Breuss, F.: Kosten der Nicht-Erweiterung der EU für Österreich, a.a.O., S. 44. 
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bezifferbar hohen Kosten bzw. Schäden durch politische Instabilitäten wie in Ex-Jugoslawien 
entstanden sind.  
 
Als Fazit der Untersuchungen in diesem Kapitel ist festzuhalten, daß die Osterweiterung für 
die EU-15 zu einem positiven wirtschaftlichen Netto-Nutzen führt, dessen Größenordnung 
ausreicht, um zumindest die fiskalischen Belastungen des EU-Budgets durch die 
Nettotransfers an die neuen Mitgliedstaaten zu kompensieren. 
 
4. Auswirkungen auf die Finalität der EU 
 
Die Osterweiterung der Europäischen Union wird einen entscheidenden Einfluß auf den 
weiteren Verlauf des europäischen Einigungsprozesses und somit auf die künftige Gestalt 
Europas haben. Eine gleichzeitige Vertiefung und Erweiterung der EU ist eine harte Probe für 
das System der Integration. Diese Prozesse haben in der letzten Zeit viele Politiker und 
Wissenschaftler in Europa gezwungen, über die Präzisierung der früher eher vage 
formulierten Vorstellungen von der Finalität der “immer engeren Union der Völker Europas” 
(Art. 1 EU-Vertrag) nachzudenken. Heute steht die Einigung an einem Punkt, an dem die 
Auseinandersetzung mit den Grundfragen unerläßlich ist. Dazu gehört auch die Frage der 
Konzeption der zukünftigen EU.  
 
Nach der Analyse der gegenwärtigen Entwicklung in den Beitrittsländern sowie der 
Reformversuche in der EU kann festgestellt werden, daß der Erfolg des 
Transformationsprozesses in den MOE-Ländern eine Grundvoraussetzung für die Prosperität 
der erweiterten Union darstellt. Die MOE-Staaten durchlaufen unterschiedliche politische und 
wirtschaftliche Entwicklungsstadien. Gemeinsam ist aber, daß fast allen Kandidaten noch die 
Kompatibilität mit der EU fehlt. 
 
Es ist unbestritten, daß die Heterogenität in einer erweiterten EU stark zunehmen wird. Unter 
der Voraussetzung, daß man bei den künftigen Entscheidungsfindungsprozessen auf diese 
Tatsache Rücksicht nimmt, muß sich das nicht unbedingt negativ auswirken. Dennoch kann 
dadurch der Weg der weiteren Integration auf vielfache Weise bestimmt werden (siehe 
Abbildung A2: “Integrationspolitische Konzepte” im Anhang,).  
 
Starke Divergenzen in der wirtschaftlichen Entwicklung zwischen den neuen und alten 
Mitgliedstaaten könnten zur Abkoppelung einer Gruppe von EU-Kernstaaten führen. Dies 
würde automatisch ihre Wettbewerbsvorteile gegenüber den übrigen Mitgliedstaaten erhöhen. 
Eine solche Organisationsbasis könnte der “Euro-Club” bieten. Bereits im Vorfeld der 
Osterweiterung mehren sich in der EU Stimmen, die vor einem frühzeitigen  Beitritt der 
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MOE-Staaten zum Euro-Raum warnen und sogar die Aufstellung zusätzlicher 
Aufnahmebedingungen fordern.171  
 
Da zwischen den MOE-Staaten und der EU die Unterschiede im Niveau der wirtschaftlichen 
Entwicklung mittelfristig groß bleiben werden (Setzt man realistische Wachstumsraten 
voraus, wird es nach Berechnungen der Dresdner Bank noch 20 Jahre dauern, bis die meisten 
Kandidatenländer auch nur 50 % des durchschnittlichen EU-Standards erreicht haben.)172, 
erscheint ein  Zutritt der MOE-Länder zu einer Kerngruppe der EU in absehbarer Zeit nicht 
wahrscheinlich. Diese Aussicht bringt es mit sich, daß die Intensivierung der 
protektionistischen Annahmen und eine mögliche Politisierung der Wirtschaft auf 
europäischer Ebene nicht auszuschließen sind, die zur Abschwächung der supranationalen 
Ebene sowie zur Eingrenzung der transnationalen Netzwerke führen könnte.173 Eine solche 
Situation würde wiederum die wirtschaftliche und gesellschaftliche Anpassung der MOE-
Staaten behindern. 
 
Dennoch muß man die wohl unausweichliche Entwicklung Europas auf dem Wege der 
differenzierten Integration zu den wahrscheinlichen Szenarien zählen. Wenn es im Zuge der 
Osterweiterung nicht gelingen wird, die politischen Ziele der Union durchzusetzen, bestünde 
die einzige Chance einer Stärkung des Zusammenhalts der EU darin, daß die dazu fähigen 
Staaten das Integrationsprojekt auf der Basis der in Nizza erleichterten verstärkten 
Zusammenarbeit voranbringen. Eine Gruppe von Staaten müßte dazu jeweils die 
Wirtschaftsunion, die Union der inneren Sicherheit und die Verteidigungsunion bilden und 
könnte auf diese Weise das Konzept einer Europäischen Föderation aufrechterhalten.174 
Voraussetzung für einen solchen Weg ist aber, daß die genannten Vertiefungsschritte durch 
die weitgehend gleiche Gruppe von Avantgarde-Staaten vollzogen werden und sich die 
anderen Mitgliedstaaten nach und nach anschließen.  
 
Es muß auch in Betracht gezogen werden, daß bei einem Szenario mit einer schnellen 
Erweiterung ohne entsprechende Vertiefung ein “l´Europe à la carte” entstehen kann. Damit 
könnte eine Reduzierung der EU zu einem reinen Binnenmarkt einhergehen, was letztlich 
nicht wünschenswert ist. Zu den negativen Folgen würde auch der voraussichtliche Verlust 
des politischen Magnetismus und seiner ordnungsstiftenden Wirkung in den MOE-Ländern 
zählen. Eine solche Konstellation könnte die kleinen und mittleren Staaten nicht nur in Mittel- 
und Osteuropa, sondern auch im alten Westeuropa deutlich marginalisieren und potentiell 
                                                 
171 Die Bundesbank forderte im Dezember 2000 Zusatzkriterien für die Beitrittskandidaten, wie z.B. das Pro-Kopf-Einkommen, den 
Privatisierungsgrad, die Preispolitik und einen stabilen Bankensektor. Vgl. Reiermann, Ch.: Aktive Beratung, in: Der Spiegel, Nr. 49,  
4.12.2000, S. 132. 
172 Vgl. o.V.: Hohe Kosten durch EU-Osterweiterung, in: Financial Times Deutschland,  3.5.2001, in: www.ftd.de/pw/eu/ftdpb5rbamc-
s.html. 
173 Vgl. Karolewski, I. P.: Die künftige Gestalt Europas: Funktionalismus oder Föderalismus? Am Beispiel der Osterweiterung der 
Europäischen Union, Münster, 2000, S. 359. 
174 Vgl. Weidenfeld, W., Janning, J.: Jenseits der alten Grenzen, in: FAZ, Nr. 17,  20.01.2001, S. 8. 
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majorisieren.175 Unter dem Druck der inneren Spannungen würde die EU politisch handlungs- 
und entscheidungsunfähig. Die gemeinsame Entscheidungsfindung reduzierte sich auf das 
Minimum, wobei immer mehr Mitglieder Opting-out-Optionen anwenden würden.176  
 
Die dargestellten desintegrativen Szenarien könnten eintreten, wenn MOE-Länder in die EU 
aufgenommen würden, die die Transformation noch nicht vollendet haben. Demzufolge sollte 
es im Interesse der EU-Mitgliedstaaten sein, die Transformation der MOE-Länder massiv zu 
fördern, bevor die Osterweiterung stattfindet.   
 
G. Pridham unterscheidet drei Phasen der mittel- und osteuropäischen 
Transformationsprozesse: 
 
1) die Liberalisierung (eine Auflockerung des autoritären Regimes, die Liberalisierung der 
Preise, wirtschaftliche Öffnung nach außen usw.); 
2) die Transition (Demokratisierung, Stabilisierung der Wirtschaft, Privatisierung usw.); 
3) die Konsolidierung (Akzeptanz der demokratischen Regeln durch die Bevölkerung und 
Eliten sowie Entstehung der Konkurrenzfähigkeit der Wirtschaft). 177 
 
Demnach sollte die EU-Osterweiterung nur dann durchgeführt werden, wenn die MOE-
Länder alle drei Phasen abgeschlossen haben. Erst zu diesem Zeitpunkt können die 
Spannungen innerhalb der EU vermindert und der europäische Einigungsprozeß weniger 
problematisch fortgeführt werden. Sollte die Aufnahme in die EU auch bei Ländern mit 
unvollendeter Transformation erfolgen, droht die Entwicklung der EU zu einer vertieften 
Freihandelszone, in der supranationales Denken die zwischenstaatliche Politik nur ergänzt.  
 
Ein Zerfall der Europäischen Union nach der Erweiterung ist nicht sehr wahrscheinlich. 
Einige Tatsachen sprechen eher dafür, daß im ungünstigsten Fall der Erweiterungsprozeß 
selbst scheitern könnte. In einem Interview faßte der für die Osterweiterung zuständige 
Kommissar G. Verheugen die wesentlichen Gründe zusammen, die gegenwärtig eine 
Einigung Europas verhindern oder auf unabsehbare Zeit verzögern könnten: 
 
1) Die Ratifizierung des Nizza-Vertrages, der gegenwärtig die Grundlage für die 
bevorstehenden Beitritte liefert, kann durch ein Referendum in Irland endgültig zum 
Scheitern gebracht werden. 
2) Die Akzeptanz des Erweiterungsprozesses ist bei den EU-Bürgern gering, ein “neues 
politisches Klima” ist zur Zeit in den meisten Mitgliedstaaten dafür unvorteilhaft. 
                                                 
175 Vgl. Dauderstädt, M., Lippert, B., a.a.O., S. 5. 
176 Vgl. Karolewski, I. P., a.a.O., S. 363. 
177 Vgl. Pridham, G. et al.: Building Democracy, London: Leicester University Press 1994, zitiert nach Karolewski, I. P., a.a.O., S. 364 f. 
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3) Es besteht keine Einigung bezüglich der finanziellen Aspekte der Erweiterung. Eine für 
alle Seiten annehmbare Regelung ist noch nicht in Sicht und bleibt äußerst 
problematisch.178 
 
Diesen Gründen können weitere hinzugefügt werden wie z.B. das Veto eines oder mehrerer 
Länder der EU gegen den Beitritt einzelner oder aller mittel- und osteuropäischen Staaten aus 
politischen oder wirtschaftlichen Gründen (z.B. Österreich gegen den Beitritt Tschechiens, 
Griechenland wegen der Zypern-Problematik oder Spanien wegen der 
Strukturfondsförderung). Eine Ablehnung oder Verzögerung des Beitritts seitens einzelner 
MOE-Staaten ist ebenfalls nicht auszuschließen, würde aber keine erheblichen Schäden für 
die gesamte EU nach sich ziehen.  
 
Ein Zukunftskonzept, das in der letzten Zeit besonders oft diskutiert wurde, ist die 
Entwicklung der EU zu einer Föderation europäischer Staaten, die sich auf einen 
Verfassungsvertrag mit abgegrenzten Zuständigkeiten und Kompetenzen der verschiedenen 
Ebenen stützt und demokratische Legitimations- und Kontrollverfahren aufweist. Die meisten 
Vorschläge befürworten in diesem Zusammenhang das bewährte Zwei-Kammer-System.179 
Eine Kammer würde durch gewählte Abgeordnete besetzt. Bei der Zusammensetzung der 
zweiten Kammer variieren die Vorschläge zwischen einem Senatsmodell mit direkt gewählten 
Senatoren der Mitgliedstaaten oder einer Staatenkammer. W. Böttcher und J. Krawczynski 
haben ein Drei-Kammer-System aus Staaten-, Völker- und Regionenhaus vorgeschlagen, das 
sich später zu einem Europa der Regionen (Völkerhaus und Regionenhaus) entwickelt.180   
 
Alle Anzeichen sprechen dafür, daß nach der Osterweiterung die intergouvernementalen 
Tendenzen in der EU zunächst noch zunehmen werden. Neue Mitgliedstaaten werden in die 
EU eintreten, ohne direkte Erfahrungen mit der positiven Integration zu haben, wie sie sich 
seit den 50er Jahren nach dem Prinzip des gemeinsamen Souveränitätsgewinns durch 
nationalen Souveränitätsverzicht entwickelte. M. Brusis hat die Integrationsbereitschaft der 
vier MOE-Staaten Polen, Slowakei, Tschechien und Ungarn untersucht und kam zu dem 
Ergebnis, daß die “vermessenen Koordinaten der Integrationsbereitschaft - 
Integrationserfahrungen, nationale Identitätskonzepte, Akteur- und Themenkonstellationen - 
ein differenziertes Bild ergeben, das mehr Anreize und Antriebe zu einer 
intergouvernementalistischen Europa-Politik nach dänisch-britischem Muster enthält”.181 
 
                                                 
178 Vgl. o.V.: Doubts are growing about the European Union´s plan to sign up ten new members by the end of the year, in: The Economist, 
6.6.2002, in: www.economist.com. 
179 Vgl. Fischer, J.: Das Ziel ist die Europäische Föderation, in: FAZ, Nr. 112,  15.05.2000, S. 15; Holzinger, K., Knill, Ch.: Eine 
Verfassung für die Europäische Föderation, in: FAZ, Nr. 278,  29.11.2000, S. 11, Weidenfeld, W. (Hrsg.): Europa ´96: 
Reformprogramm für die Europäische Union, Gütersloh 1994, S. 34 u.a. 
180 Vgl. Böttcher, W., Krawczynski, J., a.a.O., S. 248 ff. 
181 Vgl. Brusis, M.: Vergemeinschaftungsfreundlich oder auf Vetopunkte bedacht? in: FAZ, Nr. 264,  13.11.2000, S. 12. 
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Es wäre ein Fehler zu glauben, daß der Drang der osteuropäischen Länder in die EU der 
Anziehungskraft des europäischen Integrationsmodells als solchem zuzuschreiben ist. Die 
Gründe sind vielschichtig. Der wichtigste ist aber die Wiederherstellung der historischen 
Zugehörigkeit zu “Europa”, das nunmehr als EU organisiert ist.  Die “Krise des 
Nationalstaates” ist ein westeuropäisches, vor allem deutsches Phänomen.182 Die 
osteuropäischen Staaten sind von ihr nicht ergriffen. So sieht der polnische Präsident die 
zukünftige EU als “eine Projektion der Nationalstaaten in einem weiter gefaßten 
geopolitischen Raum” oder “eine gemeinsame Plattform für die Nationalstaaten Europas”.183 
 
Die Transformationsprozesse in den MOE-Ländern und die schwierigen 
Beitrittsverhandlungen haben die Mängel und Schwachstellen der über die Jahrzehnte durch 
schrittweise Versuche vollzogenen Integration offenbart. Der Ost-West-Konflikt in Europa, 
der wohl eine der wichtigsten Ursachen und Antriebskräfte für den erreichten 
Integrationsstand der heutigen supranationalen EU war, gehört endgültig der Vergangenheit 
an. Die Tendenzen des Nationalen und Regionalen kommen in der Europäischen Union als 
Ergebnis der zunehmenden Europäisierung und Globalisierung immer häufiger zum 
Ausdruck. Es ist an der Zeit, nach neuen Gemeinsamkeiten, Grundsätzen und Zielen des 
europäischen Zusammenhaltes zu suchen und darauf eine neue Europäische Union mit 27 
Gründungsmitgliedern aufzubauen. Der ins Leben gerufene Reformkonvent, der Vorschläge 
zur politischen und institutionellen Gestalt der erweiterten Europäischen Union vorlegen soll, 
könnte bereits den ersten Grundstein für das neue gemeinsame Europa legen. 
                                                 
182 Vgl. Schwarz, K.-P.: Die Nationalstaaten und die EU, in: FAZ, Nr. 3,  4.1.2002, S. 1. 
183 Vgl. Kwasniewski, A.: Der Weg zur politischen Union Europas, in: FAZ, Nr. 281,  2.12.2000, S. 12. 
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IV. Die Regionalpolitik der Europäischen Union  
 
Eines der Ziele der EU, das auch in einer erweiterten EU eine wichtige Rolle spielen wird, 
besteht in der Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts und insbesondere in 
der Unterstützung der rückständigen Regionen.  
 
Allgemein wird anerkannt, daß die wirtschaftliche Integration in Europa nur funktionieren 
kann, wenn die regionalen Ungleichgewichte vor allem in Bezug auf Einkommen, 
Beschäftigung und Infrastrukturausstattung nicht zu groß sind. Der Prozeß der 
wirtschaftlichen Entwicklung verläuft meistens ungleichmäßig und hängt teilweise von 
natürlichen Gegebenheiten ab, woraus einige Regionen Vorteile erzielen, während andere 
Regionen benachteiligt werden. Die meisten Staaten versuchen daher, durch  Maßnahmen der 
Regionalpolitik den Wohlstand unter ihren Regionen gleichmäßiger zu verteilen. Unter 
Regionalpolitik wird der Mitteleinsatz staatlicher Instanzen verstanden, der an den regionalen 
Disparitäten der wirtschaftlichen Entwicklung ansetzt.184 In der Fachliteratur wird 
Regionalpolitik als regionale Strukturpolitik (Teilbereich der Strukturpolitik) oder regionale 
Wirtschaftspolitik bezeichnet.185 Dementsprechend werden als Ziele der Regionalpolitik das 
Wachstums-, das Stabilitäts- und das Ausgleichsziel unterschieden.186 
 
Um die Auswirkungen der regionalpolitischen Maßnahmen in den  Förderregionen 
untersuchen zu können, werden in den nachstehenden Kapiteln zunächst die Entwicklung, die 
Ziele und die Funktionsweise der Regionalpolitik der EU dargestellt. 
 
1. Die Entwicklung der Regionalpolitik der Gemeinschaft 
 
Die Europäische Union ist durch bedeutende regionale Disparitäten hinsichtlich des 
Volkseinkommens, der Beschäftigung und der Produktivität gekennzeichnet. In der heutigen 
EU haben die reichsten 10 % der Regionen ein Pro-Kopf-BIP (ausgedrückt in KKS), das 
2,6_Mal so hoch ist wie das der am geringsten entwickelten 10 % (in der EU-27 läge dieses 
Verhältnis bei 5,8). Noch größer sind die Unterschiede zwischen den Arbeitslosenquoten. 
Während die Arbeitslosigkeit in Regionen, in denen die Quote am niedrigsten war (die 
Regionen mit den niedrigsten Quoten, in denen 10 % der Bevölkerung der EU-15 lebten), im 
Jahr 2000 durchschnittlich nur 2,7 % betrug, erreichte sie in denjenigen mit den höchsten 
                                                 
184 Vgl. Dichtl, E., Issing, O. (Hrsg.): Vahlens Großes Wirtschaftslexikon, München 1987, S. 1582. 
185 Vgl. Woll, A.: Wirtschaftslexikon, München 1993, S. 592; Gabler Lexikon Wirtschaft, Wiesbaden 1995, S. 288; Deutscher Bundestag: 
27. Rahmenplan der Gemeinschaftsausgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeitraum 1998 - 2001 (2002), S. 
5. 
186  Vgl. Jürgensen, H.: Regionalpolitik in: Issing, O. (Hrsg.): Spezielle Wirtschaftspolitik, München 1982, S. 21-42, S. 23 ff. 
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Quoten einen Mittelwert von 21,9 %.187 Auch innerhalb einiger Mitgliedstaaten sind nach wie 
vor große regionale Unterschiede vorhanden, die in manchen Fällen während der letzten Jahre 
sogar zugenommen haben. Insgesamt ist festzustellen, daß sich die sozioökonomische Lage in 
einigen der schwächsten Regionen der Union in den letzten Jahren positiv entwickelt hat, aber 
die meisten Regionen ihren Rückstand erst langfristig aufholen können. 
 
Mit dem Problem der regionalen Disparitäten war die Gemeinschaft schon von ihrer 
Gründung an beschäftigt, aber erst durch die Erweiterungen seit 1973 wird sie in verstärktem 
Maß mit regionalpolitischen Problemen konfrontiert. Aus diesem Grund wurde 1975 der 
Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) geschaffen, mit dem eigene 
regionalpolitische Maßnahmen der Gemeinschaft finanziert werden sollten.  
 
In der Literatur zur Entwicklung der Regionalpolitik der EU werden mehrere Phasen 
unterschieden, in denen jeweils Reformen der gemeinschaftlichen Regionalpolitik 
stattfanden.188 Ein wirklicher Neuanfang der EU-Regionalpolitik war aber erst mit der 
Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) 1987 und dem Vertrag von Maastricht 1992 
verbunden, in denen sich die Mitgliedstaaten der EG ausdrücklich zum strukturellen 
Ausgleichsziel bekannten. Durch die EEA bekam der EWG-Vertrag den neuen Teil  
“Wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt”, durch den explizit das Ziel einer Verringerung 
von regionalen Ungleichgewichten in den EWG-Vertrag aufgenommen wurde.189 Im neu 
hinzugekommenen Art. 130 b) wurde eine gemeinsame Regionalpolitik als Aufgabe der 
Gemeinschaft festgelegt. Als die wichtigsten Instrumente für den Abbau der regionalen 
Disparitäten und damit für die Förderung von Wachstum und Beschäftigung wurden die drei 
Strukturfonds EFRE, ESF und EAGFL (ergänzt 1993 um den FIAF) bestimmt. Die 
Finanzinstrumente EIB und EGKS sollten ergänzend zu den Fonds eingesetzt werden. 
Während in der Vergangenheit die unterschiedlichen Strukturfonds unabhängig voneinander 
intervenierten und dadurch widersprüchliche Ergebnisse hervorriefen, wurde von diesem 
Zeitpunkt an die Tätigkeit der Fonds aufeinander abgestimmt, um die Effizienz der 
Maßnahmen zu steigern.   
 
Die Finanzmittel wurden für die Förderperiode 1994 - 1999 erheblich erhöht, wenn auch nicht 
verdoppelt wie beispielsweise im Vergleich der Jahre 1988 und 1992. Die Förderung der 
Strukturfonds erfolgte nun im Rahmen von 6 Zielen sowie 13 Gemeinschaftsinitiativen, die 
                                                 
187 Vgl. Europäische Kommission: Erster Zwischenbericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, KOM(2002) 46 endg., 
Brüssel 2002, S. 10 f. 
188 Vgl. Fischer, C.: Das Europa der Regionen: Die Regionalpolitik der Europäischen Gemeinschaft und das Subsidiaritätsprinzip in: 
Leschke, M. (Hrsg.): Probleme der deutschen und der europäischen Integration: Institutionenökonomische Analysen, Münster/Hamburg 
1994, S. 216-240, S. 227 ff.; Klodt, H., Stehn, J. et al.: Die Strukturpolitik der EG, Tübingen 1992, S. 54 ff. und Beckmann, K.: 
Probleme der Regionalpolitik im Zuge der Vollendung des Europäischen Binnenmarktes: eine ökonomische Analyse, Frankfurt am 
Main 1995, S. 90 ff., Axt, H.-J.: EU-Strukturpolitik: Einführung in die Politik des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts, 
Opladen 2000, S. 59 f.  
189 Vgl. Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. März 1957 in: Beck Texte, Europa-Recht, 2. Aufl. 
München 1972, S. 20-93, Art. 130 a) - e).  
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sich zum Teil mit den Förderzielen überschnitten.190 Insgesamt lebte über 50 % der EU-
Bevölkerung in Regionen, die von der EU-Strukturpolitik begünstigt wurden.191 Dabei wurden 
nach dem Beihilfebericht der Kommission 85 % der ca. 43 Mrd. € Regionalbeihilfen 
zwischen 1992 und 1994 in den vier “reichsten” Mitgliedstaaten, darunter auch Deutschland, 
vergeben. Im gleichen Zeitraum waren die vier Kohäsionsstaaten Spanien, Irland, Portugal 
und Griechenland mit ca. 8,3 % an den EU-Regionalbeihilfen beteiligt.192 
 
Die zunehmende Kritik an dieser Art Förderung nach dem Gießkannenprinzip sowie die 
wachsende Intransparenz, Ineffizienz, der häufig beklagte Zentralismus und eine 
festzustellende Zielverfehlung führten zu einer erneuten Revision der europäischen 
Regionalpolitik im Jahr 1999. Das Ziel dieser Reform der Strukturfondsförderung bestand 
darin, die Anpassungsfähigkeit der Regionalpolitik im Hinblick auf die bevorstehende 
Osterweiterung der Europäischen Union um Länder von sehr unterschiedlichem 
Entwicklungsniveau zu erhöhen. Auf Basis der Agenda 2000 und den Vorschlägen der 
Kommission wurde daraufhin am 21. Juni 1999 eine Neuordnung der EU-Regionalpolitik ab 
dem Jahr 2000 mit einer bis 2006 erneut fällig werdenden Überprüfung beschlossen.193 
 
Die politische Priorität des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts bleibt auch 
weiterhin bestehen, da das in Art. 130a EG-Vertrag (Art. 158 nach dem Vertrag von 
Amsterdam) genannte Hauptziel einer Verringerung des Entwicklungsgefälles nicht verändert 
wird. Bezüglich der Strukturfonds waren die Vorschläge der Kommission zur Neuordnung 
der EU-Regionalpolitik in drei Themenbereiche gegliedert: 
 
1) stärkere Konzentration der Fondsinterventionen, 
2) vereinfachte und dezentralisierte Durchführung der Fonds, 
3) Einschätzung der Effizienz und Ausübung von besserer Kontrolle.194  
 
Die wichtigsten Ergebnisse der Reform lassen sich wie folgt zusammenfassen: Der 
Europäische Rat hat den für die gemeinschaftliche Strukturpolitik vorgesehenen Rahmen auf 
0,46 % des BSP der EU begrenzt. 4 % der verfügbaren Mittel wurden als leistungsgebundene 
Reserve vorgesehen. Die verschiedenen Strukturfonds blieben erhalten. Die 
Kohäsionsfondsförderung wird fortgeführt. Die Erweiterung um neue Mitgliedsländer wurde 
                                                 
190 Die Gemeinschaftsinitiativen sind näher beschrieben in: Europäische Kommission: Leitfaden der Gemeinschaftsinitiativen 1994 - 1999, 
2. Teil, Luxemburg 1998. 
191 Vgl. Ridinger, R.: Die Reform der Strukturfonds - eine Bilanz, in: Gick, W. (Hrsg.): Die zukünftige Ausgestaltung der Regionalpolitik 
der EU, München 1996, S. 133-148, S. 134. 
192 Vgl. Fabian, B.: EU-Strukturpolitik in Deutschland, Bonn, 1998, S. 167 f. 
193 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit allgemeinen Bestimmungen über 
die Strukturfonds, Abl. L 161 vom 26.6.1999. 
194 Damit wird ein neuer Grundsatz der Durchführung der EU-Regionalpolitik angesprochen - die Effizienz der finanziellen Beteiligung der 
Strukturfonds. Vgl. Kommission der Europäischen Union:  Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates mit allgemeinen 
Bestimmungen zu den Strukturfonds, Brüssel 18.03.1998, http://europa.eu.int. 
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im Rahmen der Regionalpolitik durch die Bereitstellung von Fördermitteln aus dem 
neugeschaffenen Instrument zur Finanzierung von Maßnahmen auf dem Gebiet 
Verkehrsinfrastruktur und im Umweltbereich (ISPA) in der Beitrittsphase und durch die 
Reservierung von Finanzmitteln nach einem Beitritt berücksichtigt. Die bisherigen sechs Ziele 
wurden zu drei Zielen zusammengefaßt, wobei jedoch keine inhaltliche Konzentration 
erfolgte. Die Zahl der Gemeinschaftsinitiativen wurde auf vier begrenzt. Für alle Regionen, 
die den Förderkriterien nicht mehr entsprachen, wurden Übergangsunterstützungen 
beschlossen.  
 
Die Grundprinzipien der Strukturfondsreform von 1988 sollen für die Tätigkeit der Fonds bis 
zum Jahr 2006 weiterhin ihre Gültigkeit behalten. Insgesamt stehen der EU zur Verfolgung 
regionalpolitischer Zielsetzungen folgende Instrumente zur Verfügung: 
 
1) Strukturfonds und sonstige Finanzinstrumente, 
2) Beihilfenaufsicht.195 
 
Nachfolgend werden die einzelnen Instrumente der EU-Regionalpolitik näher vorgestellt. 
 
2. Die Finanzierungsinstrumente  
 
Zur Finanzierung der Regionalpolitik der EU tragen vier verschiedene Fonds196 bei, deren 
Interventionen von der Kommission und den Mitgliedstaaten koordiniert werden. Die 
finanzielle Beteiligung der Fonds an der Durchführung der Maßnahmen erfolgt “insbesondere 
in Form einer nichtrückzahlbaren Direktbeihilfe (...), aber auch in anderer Form, insbesondere 
in Form von rückzahlbaren Beihilfen, Zinsvergütungen, Bürgschaften, Beteiligungen, 
Beteiligungen am Risikokapital oder in sonstigen Finanzierungsformen”.197  
 
2.1 Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 
 
Wie bereits erwähnt, repräsentiert die Gründung des EFRE den Beginn der ausdrücklichen 
regionalpolitischen Bemühungen der Europäischen Gemeinschaft. Zu Beginn besaß der EFRE 
den Charakter einer Beteiligung an der jeweiligen nationalen Regionalpolitik der einzelnen 
Mitgliedstaaten. Er wirkte ergänzend zu den einzelstaatlichen Maßnahmen, hatte aber keine 
gemeinschaftliche Kompetenz. Die Mittel  wurden über von der Kommission festgesetzte 
                                                 
195 Vgl. Laaser, C.-F., Soltwedel, R. et al.: Europäische Integration und nationale Wirtschaftspolitik, Tübingen 1993, S. 65; Klodt, H., 
Stehn, J. et al., a.a.O., S. 54; Beckmann, K., a.a.O., S. 118. 
196 Einige Literaturquellen zählen auch den Kohäsionsfonds dazu. Vgl. Axt, H.-J., a.a.O., S. 97 ff. und Rolle, C.: Europäische 
Regionalpolitik zwischen ökonomischer Rationalität und politischer Macht: eine föderalismustheoretische und politökonomische 
Analyse, Münster 2000, S. 62 ff. 
197 Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999, a.a.O., Art. 28, S. 24. 
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Quoten verteilt. Diese  häufig kritisierte Methode erfuhr nach und nach eine Veränderung. 
1985 - 1987 trat an die Stelle der Quotenregelung ein System von Beteiligungsspannen mit 
festen Ober- und Untergrenzen, um eine bessere Anpassung an die jeweiligen regionalen 
Probleme gewährleisten zu können.198 
 
Die Aufgaben des EFRE wurden erst mit der EEA 1987 und der darauf folgenden Änderung 
des EWG-Vertrags näher spezifiziert. Der EFRE stellt keinen Fonds im Sinne eines 
Sonderhaushalts dar, sondern ist Bestandteil des über den Gesamthaushalt finanzierten 
Ausgabenbereichs der Gemeinschaft.  Gemäß Art. 160 (ex-Art. 130 c) des EG-Vertrags hat 
der EFRE die Aufgabe “durch Beteiligung an der Entwicklung und an der strukturellen 
Anpassung der rückständigen Gebiete und an der Umstellung der Industriegebiete mit 
rückläufiger Entwicklung zum Ausgleich der wichtigsten regionalen Ungleichgewichte in der 
Gemeinschaft beizutragen”.199 Dieses Ziel soll durch die Beteiligung im Rahmen von 
gemeinsam mit den Mitgliedstaaten und den örtlichen Behörden aufgestellten Programmen 
zur Finanzierung folgender Vorhaben verwirklicht werden: 
 
1) produktive Investitionen zur Schaffung oder Erhaltung dauerhafter Arbeitsplätze; 
2) Errichtung oder Modernisierung von Infrastrukturen der betreffenden Regionen; 
3) Maßnahmen zur Erschließung des endogenen Potentials der entsprechenden Regionen 
und zur Unterstützung der KMU-Aktivitäten; 
4) Investitionen im Bildungs- und Gemeinschaftswesen in den unter das Ziel 1 fallenden 
Regionen.200 
 
Bei den Gemeinschaftsinitiativen beteiligt sich der EFRE an der Finanzierung von 
INTERREG und URBAN. Die Bedeutung des EFRE wird durch einen durchschnittlichen 
Zuwachs von 26 % pro Jahr zwischen 1975 und 1992 unterstrichen.201 
 
2.2 Der Europäische Sozialfonds (ESF) 
 
Im Bereich des ESF hatte die Gemeinschaft bereits durch den im Jahr 1957 ratifizierten 
EWG-Vertrag eigene wirtschaftspolitische Kompetenzen. Die Aufgabe des ESF gemäß Art. 
146 (ex-Art. 123) des EG-Vertrages besteht darin, “innerhalb der Gemeinschaft die berufliche 
Verwendbarkeit und die örtliche und berufliche Mobilität der Arbeitskräfte zu fördern sowie 
die Anpassung an die industriellen Wandlungsprozesse und an die Veränderungen der 
Produktionssysteme insbesondere durch berufliche Bildung und Umschulung zu 
                                                 
198 Vgl. Marx, F.: EG-Regionalpoltik: Fortschritt und Stagnation im Spannungsfeld von Integrationsziel und nationalstaatlichen Interessen, 
Aachen 1992, S. 70 ff. 
199 Läufer, T. (Hrsg.), a.a.O., Art. 160., S. 143. 
200 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1783/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 1999 über 
den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, Abl. L 213 vom 13.8.1999, S. 2 f. 
201 Vgl. Bauer, U.: Europa der Regionen - zwischen Anspruch und Wirklichkeit, ISR-Forschungsberichte Heft Nr.12, Wien 1994, S. 29. 
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erleichtern”.202 Der ESF trägt zu den Aktionen bei, die zur Verwirklichung  der europäischen 
Beschäftigungsstrategie und der jährlich festgelegten beschäftigungspolitischen Leitlinien 
durchgeführt werden.203  
 
Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur Entwicklung der Humanressourcen beteiligt 
sich der ESF insbesondere an 
 
1) der Erleichterung des Zugangs zum Arbeitsmarkt, 
2) der Förderung der Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt, 
3) den Qualifizierungsmaßnahmen, 
4) der Förderung der Schaffung neuer Arbeitsplätze.204 
 
Der ESF unterstützt damit den Anpassungsprozeß von der arbeitsmarktpolitischen Seite, 
wobei er ergänzend neben die finanziell deutlich stärkere nationale Arbeitsmarktpolitik tritt. 
Besondere Bedeutung besitzen die Ausbildungs- und Umschulungsmaßnahmen für spezielle 
Zielgruppen wie Jugendliche und Langzeitarbeitslose. Die genannten Maßnahmen sind 
horizontal einsetzbar, d.h. sie haben keine Beschränkung auf bestimmte Regionen. Da 
Arbeitsmarktprobleme sehr oft in strukturschwachen Regionen auftreten, wird der ESF meist 
als ein Ergänzungsinstrument zum EFRE betrachtet. Der EFRE übernimmt zum größten Teil 
die Förderungsfinanzierung von Investitionen, während der ESF die gegebenenfalls 
notwendigen berufsbildenden Maßnahmen finanziert.205 Die Kofinanzierung der 
Fördermaßnahmen erfolgt im Rahmen von gemeinsam mit den Mitgliedstaaten und den 
örtlichen Behörden aufgestellten Programmen. Der ESF beteiligt sich außerdem an der 
Gemeinschaftsinitiative EQUAL zur Bekämpfung von Diskriminierungen und Ungleichheiten 
jeglicher Art auf dem Arbeitsmarkt.  
 
2.3 Der Europäische Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
(EAGFL) 
 
Laut Art. 33 (ex-Art. 39) des EG-Vertrages ist es Ziel der Agrarpolitik der Europäischen 
Union, die europäischen Agrarmärkte zu stabilisieren, die Versorgung der Verbraucher mit 
landwirtschaftlichen Produkten zu angemessenen Preisen zu gewährleisten und den 
Lebensstandard der im Agrarbereich tätigen Personen zu sichern. Die Aufgabe der 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik wurde dem 1962 errichteten EAGFL zugeteilt, 
der seit 1964 aus zwei Abteilungen besteht: der Abteilung “Garantie” und der Abteilung 
                                                 
202 Läufer, T. (Hrsg.), a.a.O., Art. 146., S. 133.  
203 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1784/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 1999 
betreffend den Europäischen Sozialfonds, Abl. L 213 vom 13.8.1999, Art. 1, S. 6. 
204 Vgl. ebenda, S. 6 f. 
205 Vgl. Beckmann, K., a.a.O., S. 111. 
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“Ausrichtung”. Die Abteilung “Garantie” hat die Finanzierung der durch die Errichtung des 
gemeinsamen Agrarmarktes entstehenden öffentlichen Ausgaben als Ziel. Die Abteilung 
“Ausrichtung” fördert die Entwicklung des ländlichen Raums und dient der Finanzierung der 
agrarstrukturellen Interventionen, insbesondere 
 
1) der Stärkung und Reorganisation der land- und forstwirtschaftlichen Strukturen; 
2) der Umstellung der Agrarproduktion und der Förderung komplementärer Tätigkeiten für 
die Landwirte; 
3) der Sicherung eines angemessenen Lebensstandards für die Landwirte; 
4) der Entwicklung des sozialen Gefüges in den ländlichen Gebieten und der Erhaltung der 
natürlichen Ressourcen.206 
 
Aufgrund der beschränkten Mittelausstattung (nur ca. 5 % des Agrarfonds 1993 - 1999 und 
ca. 8 % seit 2000) und der breiten Streuung der Mittel sind die regionalpolitisch wirksamen 
Effekte im Vergleich zu den Aktivitäten des EFRE relativ beschränkt.207 Dennoch deckt der 
EAGFL-Abteilung Ausrichtung den auf die Probleme der Landwirtschaft gerichteten Teil des 
Gesamtbereichs der Regionalpolitik der EU ab und ergänzt somit die anderen Strukturfonds 
EFRE und ESF. 
 
2.4 Das Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei (FIAF) 
 
Als Antwort auf die strukturbedingte Krise und die tiefgreifenden Veränderungen in der 
europäischen Fischereiindustrie hat die Kommission 1993 mit der Verordnung (EWG) Nr. 
2080/93  das FIAF geschaffen.208 In den wirtschaftlich stark von der Fischerei abhängigen 
Gebieten wird das FIAF zusammen mit den Strukturfonds EFRE und ESF im Rahmen von 
Ziel 1 eingesetzt, kann aber nach Art. 2 der aktuellen Verordnung (EG) Nr. 1263/1999 auch 
außerhalb von Ziel 1 aktiv werden. Das FIAF wird für die Finanzierung folgender 
Maßnahmen eingesetzt: 
 
1) Herstellung eines dauerhaften Gleichgewichts zwischen den Fischereiressourcen und 
ihrer Nutzung; 
2) Aufbau von wirtschaftlich rentablen Unternehmen; 
3) Verbesserung der Versorgungslage; 
4) Neubelebung der von der Fischerei und der Aquakultur abhängigen Gebiete.209  
                                                 
206 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung 
des ländlichen Raums durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL) und zur Änderung 
bzw. Aufhebung bestimmter Verordnungen, Abl. L 160 vom 26.6.1999, Art. 2. 
207 Vgl. Beckmann, K., a.a.O., S. 113. 
208 Rat der Europäischen Gemeinschaften: Verordnung (EWG) Nr. 2080/93 des Rates vom 20. Juli 1993 zur Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 in bezug auf das Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei, ABl L 193 vom 31. Juli 1993, S. 1-4, S. 1.  
209 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1263/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 über das Finanzinstrument für die 
Ausrichtung der Fischerei (FIAF), Abl. L 161 vom 26.6.1999, Art. 1. 
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2.5 Die Europäische Investitionsbank (EIB) 
 
Neben den Transfers aus den Strukturfonds setzt die Union Darlehen zur Förderung ihrer 
regionalpolitischen Ziele ein. Wichtigstes Instrument dieser Darlehenspolitik ist die 
Europäische Investitionsbank. 
 
Die  EIB wurde bereits 1957 durch Art. 3j) und Art. 129 des EWG-Vertrages als finanziell 
und organisatorisch unabhängige Anstalt des öffentlichen Rechts gegründet, deren Mittel 
nicht in den Gemeinschaftshaushalt einfließen und die keinen Erwerbszweck verfolgt.210 Die 
Aufgabe der EIB laut Art. 267 (ex-Art. 198e) des EG-Vertrages besteht in der Gewährung 
von Darlehen und Bürgschaften zwecks “einer ausgewogenen und reibungslosen Entwicklung 
des Gemeinsamen Marktes” und darin, die Finanzierung folgender Vorhaben zu erleichtern: 
 
1) Vorhaben zur Erschließung weniger entwickelter Gebiete; 
2) Vorhaben zur Modernisierung oder Umstellung von Unternehmen oder zur Schaffung 
neuer Arbeitsmöglichkeiten, die mit den Mitteln der einzelnen Mitgliedstaaten nicht 
vollständig finanziert werden können; 
3) Vorhaben im gemeinsamen Interesse mehrerer Mitgliedstaaten, die wegen ihres Umfangs 
oder ihrer Art mit den vorhandenen Mitteln der einzelnen Mitgliedstaaten nicht 
vollständig finanziert werden können.211 
 
Die zur Finanzierung der genannten Vorhaben notwendigen Mittel beschafft sich die EIB auf 
den Kapitalmärkten und gibt sie zu bestmöglichen Bedingungen weiter. Die EIB vergibt auf 
Antrag Einzeldarlehen (Großprojekte von europäischem Interesse) und Globaldarlehen (z.B. 
für die KMU). 
 
Der Schwerpunkt der EIB-Interventionen besteht in der Entwicklung rückständiger Regionen. 
Von den Gesamtmitteln waren 1994 - 1999 65 % (ca. 86 Mrd. €) für die Regionalentwicklung 
bestimmt. Die Darlehen dienten überwiegend der Finanzierung von Infrastrukturprojekten in 
den Bereichen Verkehr, Telekommunikation und Energie.212 Die Finanzierungen betrafen zu 
31 % des Gesamtbetrags Vorhaben, die bereits Zuschüsse aus den Strukturfonds erhielten, 
was die strukturpolitische Bedeutung der EIB unterstreicht.213 Außerdem kann die EIB wegen 
ihres fehlenden Erwerbscharakters Darlehen mit günstigeren Zinssätzen vergeben und damit 
                                                 
210 Vgl. Beckmann K., a.a.O., S. 115. 
211 Läufer, T. (Hrsg.): Vertrag von Amsterdam, a.a.O., Art. 267, S. 189. 
212 Vgl. Europäische Kommission: Einheit Europas, Solidarität der Völker, Vielfalt der Regionen: Zweiter Bericht über den wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalt, 31.01.2001, in: www.inforegio.org, Tabelle A.35, S. 55.  
213 Vgl. Europäische Union, Generaldirektion Regionalpolitik und Kohäsion: Strukturfonds 1995: Zusammenfassung des Jahresberichts, 
Mitteilungsblatt 30.10.1996 DE, S. 3. 
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besonders bei kleinen und mittleren Unternehmen eine Förderwirkung erzielen, die einen 
komplizierten Zugang zum Kapitalmarkt haben. 
 
Abschließend ist in diesem Zusammenhang noch darauf hinzuweisen, daß 1994 mit dem 
Europäischen Investitionsfonds (EIF) ein neues Instrument zur Gewährung von Bürgschaften 
zur Darlehensabsicherung errichtet wurde. In Verbindung mit den anderen 
Finanzinstrumenten der Union soll es in den Bereichen KMU und transeuropäische Netze in 
den kommenden Jahren an Bedeutung gewinnen.214 
 
2.6  Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 
 
Die aus dem ersten Vertrag der Gemeinschaft 1951 hervorgegangene EGKS gewährt 
verschiedene Darlehen, um die Regionen zu fördern, die besonders von der Umstrukturierung 
der Kohle- und Stahlindustrie betroffen sind.215 Mit den EGKS-Darlehen können bestimmte 
Arten von Infrastrukturprojekten wie die Sanierung von Industriebrachen und Großbaustellen 
einschließlich der Verkehrsverbindungen finanziert werden. Zusätzlich können noch 
Investitionen in Zusammenhang mit dem Technologietransfer sowie Maßnahmen zur 
Kapitalbeteiligung an innovationsorientierten KMU in Ziel-1- und Ziel-2-Regionen 
unterstützt werden. Der Schwerpunkt liegt allerdings auf der Förderung der von rückständiger 
industrieller Entwicklung betroffenen Ziel-2-Gebieten.216 
 
Obwohl es sich bei den EGKS-Darlehen um eine Sektoralförderung handelt, muß wegen der 
regionalen Konzentration der Montanunternehmen (z.B. Ruhrgebiet) die regionalpolitische 
Bedeutung dieser Förderung berücksichtigt werden. Die EGKS-Kredite werden entweder 
direkt an den Investitionsträger oder als Globaldarlehen an zwischengeschaltete Institutionen 
vergeben.217 Der EGKS-Vertrag läuft im Jahre 2002 aus.218 
 
3. Beihilfenaufsicht 
 
Das zweite Instrument der europäischen Regionalpolitik wurde bereits mit der Gründung der 
Gemeinschaft zur Kontrolle der Beihilfen aller Art geschaffen. Für die Kontrolle der 
Regionalpolitik der Mitgliedstaaten werden die wettbewerbsrechtlichen Bestimmungen der 
Art. 87 - 89 (ex-Art. 92 - 94) EG-Vertrag herangezogen. Die nationalen Regionalbeihilfen 
übersteigen in der Regel die gemeinschaftlichen Beihilfen um ein Vielfaches. Die 
                                                 
214 Vgl. Europäische Kommission: Die Strukturfonds in 1994: Sechster Jahresbericht, Brüssel, Luxemburg 1996, S. 126. 
215 Vgl. Beckmann, K., a.a.O., S. 114. 
216 Vgl. Baumann, S.: Strukturpolitik in den neuen Bundesländern: Die Problematik eines Erhalts industrieller Kerne, Bayreuth 1997,  S. 
165. 
217 Vgl. ebenda. 
218 Trotzdem wurde im Jahr 2002 beschlossen, die Subventionen in angepaßter Größenordnung für die betroffenen deutschen Gebiete 
weiterhin aufrechtzuerhalten. 
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Beihilfenkontrolle bezieht sich dabei ausschließlich auf Subventionen, die im nationalen 
Rahmen von den einzelnen Mitgliedstaaten vergeben werden. Subventionen der Gemeinschaft 
sind nicht Gegenstand der Beihilfenkontrolle. 
 
Entsprechend ihrem wettbewerbspolitischen Charakter verfolgt die Beihilfenaufsicht  
folgende Ziele: 
 
1) Schaffung und Wahrung gleicher Wettbewerbsbedingungen für alle Unternehmen 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes; 
2) Vermeidung wettbewerbsverzerrender Beihilfepolitik einzelner Mitgliedstaaten; 
3) Verhinderung des Subventionswettlaufs der Mitgliedstaaten; 
4) Sicherstellung der Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs auch in räumlicher Hinsicht.219 
 
Obwohl in Art. 87 (ex-Art. 92) Abs. 1 des EG-Vertrages staatliche Beihilfen als unzulässig 
erklärt wurden, die “mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar”220 sind, werden in Art. 87 
Abs. 2 und Abs. 3 des EG-Vertrages Ausnahmen aufgezählt, die unter anderem regionale 
Beihilfen als Instrument der Regionalpolitik legitimieren. Zu den grundsätzlichen Ausnahmen 
nach Art. 87 zählen unter anderem Beihilfen, die auf die besondere wirtschaftliche Situation 
Deutschlands zurückzuführen sind. 
 
Grundsätzlich wird zwischen der Beurteilung von einzelnen Förderfällen ab einer bestimmten 
Größenordnung und der Beurteilung von ganzen Förderprogrammen unterschieden. Bei der 
Bewertung von Förderprogrammen werden einerseits die Förderhöchstsätze und andererseits 
die Fördergebietsauswahl überprüft. 
 
4. Die wichtigsten Funktionsprinzipien  
 
Für den zielgerechten Einsatz der gemeinschaftlichen Regionalpolitik wurden bei der 
Neufassung der Strukturfondsregelungen im Jahr 1993 folgende Grundsätze für die 
Durchführung der Maßnahmen formuliert: 
 
1) Konzentration, 
2) Partnerschaft, 
3) Programmplanung, 
4) Zusätzlichkeit.221  
 
                                                 
219 Vgl. Klodt, H., Stehn, J. et al., a.a.O., S. 75 ff.; Baumann, S., a.a.O., S. 200. 
220 Läufer, T. (Hrsg.), a.a.O., Art. 87, S. 93. 
221 Vgl.  Europäische Kommission: Die Strukturfonds in 1994: Sechster Jahresbericht, a.a.O., S. 11. 
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4.1 Die Konzentration 
  
Durch die Konzentration der Strukturfondsmaßnahmen auf drei klar definierte Ziele (sechs  
Ziele bis 1999) will man erreichen, daß regionalpolitische Aktivitäten auf die Regionen mit 
den größten Entwicklungsproblemen beschränkt werden und sich die Wirkung nicht durch 
eine allzu große Streuung vermindert. Regionalpolitische Priorität wird dabei den Zielen 1 
und 2 eingeräumt. Diese Ziele umfassen regionalpolitische Maßnahmen, die nur bestimmte 
Regionen oder Teile von Regionen umfassen. Das Ziel 3 (Humanressourcen) betrifft 
andererseits die gesamte Gemeinschaft: 
 
1. Förderung der Entwicklung und der strukturellen Anpassung der Regionen mit  
Entwicklungsrückstand (Ziel 1); 
2. Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Umstellung der Gebiete mit 
Strukturproblemen (Ziel 2); 
3. Förderung der Anpassung und Modernisierung der Bildungs-, Ausbildungs,- und 
Beschäftigungspolitiken resp. -systeme (Ziel 3). Dieses Ziel, für das eine finanzielle 
Unterstützung außerhalb der unter das Ziel 1  fallenden Regionen und Gebiete vorgesehen 
ist, dient als Bezugsrahmen für alle auf nationaler Ebene zugunsten der Humanressourcen 
durchgeführten Aktionen, unbeschadet der regionalen Besonderheiten.222 
 
Die objektiven Kriterien für die Förderung bleiben erhalten (siehe auch Tabelle 9): 
 
1) förderfähige Bevölkerung, 
2) nationaler Wohlstand, 
3) regionaler Wohlstand, 
4) relatives Ausmaß der Strukturprobleme, insbesondere der Arbeitslosigkeit. 
 
                                                 
222 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates, a.a.O., Art. 1. 
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Tabelle 9: Interventionen der Strukturfonds nach Zielen 
Ziel Finanzierungs-
anteil 
Bevölke-
rungsanteil 
in der EU 
Kriterien Fonds 
1 69,7 % der Mittel 
der Strukturfonds 
rund 20 % BIP pro Kopf unter 75 % des EU-Durchschnitts, 
Gebiete in extremer Randlage, frühere Ziel-6-
Gebiete 
EFRE, ESF, 
EAGFL-Abt. 
Ausrichtung, FIAF 
2 11,5 % der Mittel 
der Strukturfonds 
max. 18 %  Umfangreicher Kriterienkatalog für städtische und 
ländliche Gebiete, vorwiegend von der Fischerei 
geprägte Gebiete und weitere Gebiete mit 
schwerwiegenden Strukturproblemen und hoher 
Arbeitslosigkeit. Hauptkriterien sind dabei die 
Bevölkerungs- und Beschäftigungsentwicklung 
sowie die Arbeitslosigkeit. 
EFRE, ESF 
3 12,3 % der Mittel 
der Strukturfonds 
 Arbeitslosigkeit, Gender Gap (Benachteiligung von 
Frauen), Qualifikationen, Armut, 
Übereinstimmung mit nationalem 
Beschäftigungsplan 
ESF 
 
Quelle: Eigene Darstellung. Daten nach Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des 
Rates, a.a.O., S. 7 ff. 
 
Regionen, die wegen ihrer zufriedenstellenden Entwicklung künftig nicht mehr unter die Ziele 
1 und 2 fallen werden, erhalten eine schrittweise abnehmende Unterstützung. Diese 
Übergangsregeln mit auslaufender Förderung gelten z.B. für einige Regionen in Irland und für 
Berlin. 
 
Für die Realisierung der Ziele wurden die Haushaltsmittel für die Strukturfonds von 
7,2_Mrd._€ im Jahr 1987 auf 14,5 Mrd. € im Jahr 1993 (zu Preisen von 1989) verdoppelt.223 
Für den Zeitraum 1994 - 1999 waren 141,471 Mrd. € (zu Preisen von 1992) vorgesehen. Das 
entspricht im Jahresdurchschnitt ca. 23,6 Mrd. € und damit einer weiteren Erhöhung der 
Mittel der Strukturfonds. Für den Zeitraum 2000 - 2006 wurden 195 Mrd. € (zu Preisen von 
1999), bzw. 27,8 Mrd. € pro Jahr bereitgestellt.224 Die jährlichen Zuweisungen werden 
degressiv gestaltet. 
 
Die Beteiligung der Gemeinschaft liegt in Ziel-1-Regionen maximal bei 75 % der 
Gesamtkosten einer Maßnahme und generell bei mindestens 50 % der öffentlichen Ausgaben 
(mit einigen Ausnahmen für die Kohäsionsländer). In anderen Förderregionen sinken die 
Gemeinschaftsbeiträge auf maximal 50 % der Gesamtkosten und mindestens 25 % der 
öffentlichen Ausgaben. Maßnahmen der technischen Hilfe auf Initiative der Kommission 
können zu 100 % aus Fondsmitteln bezahlt werden.225 Eine detaillierte Beschreibung der 
Förderhöchstsätze ist im Anhang (Tabelle A2) aufgeführt. Eine einzelne Maßnahme wird 
während eines bestimmten Zeitraums immer nur aus einem Fonds finanziert. 
                                                 
223 Vgl. Baumann, S., a.a.O., S. 163. 
224 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates, a.a.O., Art. 7. 
225 Vgl. ebenda, Art. 29. 
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4.2 Die Partnerschaft 
 
Das Partnerschaftsprinzip ist vom Subsidiaritätsprinzip abgeleitet. Es bedeutet, daß alle von 
den einzelnen Mitgliedstaaten bestimmten Behörden und Einrichtungen in die Vorbereitung, 
Finanzierung, Begleitung und Bewertung der Gemeinschaftsaktionen einbezogen werden. 
Deren Zuständigkeit kann dabei auf lokaler, regionaler oder nationaler Ebene liegen. Unter 
Umständen können auch die Wirtschafts- und Sozialpartner einbezogen werden. Alle Parteien 
verfolgen als Partner ein gemeinsames Ziel. Wie die Partnerschaft konkret ausgeübt wird, 
hängt vom institutionellen Aufbau der einzelnen Mitgliedstaaten ab.226  
 
Auf diese Weise wird eine gewisse Dezentralisierung vollzogen, um der realen Situation in 
der jeweiligen Region besser entsprechen zu können und die Effizienz der finanziellen 
Beteiligung der Strukturfonds zu verbessern. Außerdem werden alle Programme wie GFK, 
EPPD und OP mit einem Begleitausschuß ausgestattet, der sich aus regionalen und nationalen 
Vertretern, Vertretern der Europäischen Kommission und der EIB zusammensetzt. 
 
Um die Vorgabe der Dezentralisierung zu erfüllen, wurde bei der letzten Reform der 
Strukturfonds für die Jahre 2000 - 2006 eine stärkere Erweiterung der Partnerschaft auf 
regionale und lokale Behörden, auf die Wirtschafts- und Sozialpartner und andere 
Institutionen (insbesondere die Umweltbehörden) vorgesehen. Die Partner sollen in Zukunft 
direkt nach Annahme des Entwicklungsplans einbezogen werden. Die Mitgliedstaaten werden 
aufgefordert, eine einzige Verwaltungsbehörde zu benennen, deren Aufgabe es ist, die 
korrekte Durchführung und Verwaltung sowie die Kontrolle der Effizienz des Programms zu 
sichern. Die Ergebnisse werden von der Europäischen Kommission zusammen mit dieser 
Verwaltungsbehörde jährlich untersucht und beraten. Ein Vertreter der Verwaltungsbehörde 
führt auch den Vorsitz des Begleitausschusses.227 
 
Die Teilung der Zuständigkeiten war sehr verschwommen, denn in der Praxis beteiligten sich 
die Kommission, die Mitgliedstaaten und andere Organe immer und überall. Dieses 
Kompetenzwirrwarr machte die gesamte Struktur schwerfällig und undurchsichtig. Deshalb 
wurde bei der letzten Reform der Versuch unternommen, klare Verantwortungsgrenzen der 
einzelnen Beteiligten innerhalb jedes Programmabschnitts festzulegen. Um der Kritik an der 
Nichteinhaltung des Subsidiaritätsprinzips bei der Programmplanung Rechnung zu tragen, 
                                                 
226 Der institutionelle Aufbau der EU-Mitgliedstaaten weicht zum Teil stark voneinander ab, wodurch sich Schwierigkeiten bei der 
Beurteilung und Kontrolle der europäischen Regionalpolitik ergeben. Vgl. z.B. Eser, T. W.: Subsidiarität in der regionalen 
Wirtschaftspolitik Englands und Deutschlands, in: Gick, W. (Hrsg.): Die zukünftige Ausgestaltung der Regionalpolitik der EU, 
München 1996, S. 85-120, S. 98 ff.  und Schoneweg, E.: Die zukünftige Gestaltung der EU-Strukturpolitik, in: Gick, W. (Hrsg.): Die 
zukünftige Ausgestaltung der Regionalpolitik der EU, München 1996, S. 121-131, S. 128 f., Böttcher, W., Krawczynski, J., a.a.O., S. 
189 ff. 
227 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates, a.a.O., Art. 34 - 35. 
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wird sich die Kommission stärker auf strategische Erwägungen konzentrieren. Die 
Durchführung soll dezentralisiert erfolgen, d.h. sie fällt in den Zuständigkeitsbereich der 
Mitgliedstaaten.  
 
Die dezentralisierte Programmabwicklung sieht vor, daß die Mitgliedstaaten neben der 
Durchführung auch die Hauptverantwortung für die Kontrolle tragen, um Unregelmäßigkeiten 
zu verfolgen. Für den Fall, daß Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht, Unregelmäßigkeiten 
oder Fehler vom jeweiligen Mitgliedstaat nicht behoben werden, behält sich die Kommission 
das Recht vor, Finanzkorrekturen  festzulegen.228   
 
4.3 Die Programmplanung 
 
Im Zuge der Reformierung der Strukturfonds wurden hinsichtlich der Erstellung und 
Abwicklung der Interventionspläne organisatorische Änderungen vorgenommen. An die 
Stelle der Förderung von Einzelprojekten treten in Zukunft mehrjährige Programme (z.B. 
1994 - 1999, 2000 - 2006). 
 
Nach der aktuellen Verordnung sind zwei Verfahren für den Einsatz der Förderung möglich: 
das herkömmliche Dreistufenverfahren und der vereinfachte Zweistufenplan.229 
 
1) Das Dreistufenverfahren wird folgendermaßen abgewickelt: 
• der betreffende Mitgliedstaat legt der Kommission einen Entwicklungsplan vor; 
• die Kommission arbeitet auf der Grundlage des Plans und in Absprache mit dem     
Mitgliedstaat und den betroffenen Regionen ein Gemeinschaftliches Förderkonzept 
(GFK) aus; 
• vor Ort erfolgt in der Regel eine direkte Intervention in Form eines operationellen 
Programms (OP); in selteneren Fällen in Form eines Großvorhabens oder durch 
Globalzuschüsse. 
2) Der vereinfachte Zweistufenplan läuft folgendermaßen ab: 
• der  Mitgliedstaat legt der Kommission einen Entwicklungsplan vor; 
• die Kommission erstellt ein Einheitliches Programmplanungsdokument (EPPD).230 
 
Es wird angestrebt, daß der Kommission die operationellen Programme zusammen mit den 
Entwicklungsplänen zur Genehmigung vorgelegt werden, um den Bearbeitungszeitraum 
effektiver zu gestalten. Während des Programmplanungszeitraums erfolgen drei 
                                                 
228 Vgl. ebenda, Art. 39. 
229 Vgl. Maier, G., Tödtling F.: Regional- und Stadtökonomik  2: Regionalentwicklung und Regionalpolitik (Springers Kurzlehrbücher der 
Wirtschaftswissenschaften, Wien/New York 1996, S. 209 f. 
230 Wenn in den Ziel-1-Regionen die Zuwendungen unter 1 Mrd. € liegen sollen, ist die Erstellung eines EPPD vorgesehen. Bei den Ziel-2- 
und Ziel-3-Gebieten ist das EPPD der Regelfall.  
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Überprüfungen in Bezug auf die Einhaltung der Funktionsprinzipien der EU-
Regionalpolitik.231 
 
Das GFK gewährleistet die Koordinierung der gesamten Strukturhilfe der EU in den 
betreffenden Regionen. Jedes GFK umfaßt die Strategie, die Schwerpunkte, Ziele (wenn 
möglich quantifizierte Ziele), einen indikativen Finanzierungsplan und Bestimmungen zur 
Durchführung. 
 
Die Gemeinschaftlichen Förderkonzepte und die in einem einzigen Dokument 
zusammengefassten Programmplanungen werden durch die vier Gemeinschaftsinitiativen 
(siehe Tabelle A1 im Anhang) und innovative Maßnahmen (Studien, Pilotvorhaben usw.) 
ergänzt. Die im Jahr 1989 eingeführten Gemeinschaftsinitiativen sind spezifische 
strukturpolitische Instrumente der Europäischen Union. Die Programme im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiativen werden aus den Strukturfonds entsprechend den wirtschaftlichen 
oder sozialen Bedürfnissen auf nationaler bzw. regionaler Ebene finanziert. Zum Zwecke der 
Vereinfachung wird jede Gemeinschaftsinitiative in der Regel aus einem einzigen 
Strukturfonds finanziert. Die Festlegung der Gebiete, der Konzepte und der 
Interventionsprioritäten erfolgt durch die Europäische Kommission. Die 
Gemeinschaftsinitiativen, die 2000 - 2006 bis zu 5,35 % der Zuweisungen der Strukturfonds 
nutzen können, zielen auf die Durchführung von Maßnahmen mit einer besonderen 
Bedeutung für die Gemeinschaft. Den innovativen Maßnahmen wird 0,4 % der jährlichen 
Fondsmittel zugeteilt. Für Maßnahmen der technischen Hilfe stehen 0,25 % der jährlichen 
Mittel zur Verfügung.232 
 
4.4 Die Zusätzlichkeit 
 
Das Prinzip der Zusätzlichkeit der Mittel bedeutet, daß die Gemeinschaftsaktion “eine 
Ergänzung oder einen Beitrag zu den entsprechenden nationalen Aktionen”233 darstellt. Die 
Mittel der Fonds dürfen nicht an die Stelle der öffentlichen Strukturausgaben oder Ausgaben 
gleicher Art des Mitgliedstaats treten. Die Mitgliedstaaten müssen daher ihre nationalen 
Interventionsausgaben in allen betroffenen Regionen im gleichen Maße steigern, wie sich die 
EU-Interventionen vergrößern. Bei der Bestimmung der Ausgabenhöhe werden sowohl die 
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen dieser Finanzierung als auch einige spezifische 
Bedingungen berücksichtigt. Dies können unter anderem deutliche Abweichungen vom 
mehrjährigen Durchschnitt der öffentlichen Strukturausgaben, Besonderheiten durch 
                                                 
231 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates, a.a.O., Art. 17 - 19.  
232 Ebenda, Art. 7, Art. 22 - 23. 
233 Rat der Europäischen Gemeinschaften: Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 des Rates vom 20. Juli 1993 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2052/88 des Rates über Aufgaben und Effizienz der Strukturfonds und über die Koordinierung der Interventionen 
untereinander sowie mit denen der Europäischen Investitionsbank und der anderen vorhandenen Finanzinstrumente, ABl L 193 vom 31. 
Juli 1993, S. 8. 
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Privatisierungen oder die konjunkturelle Entwicklung der einzelnen Volkswirtschaften sein.234 
Damit wird angestrebt, daß die Mitgliedstaaten für alle Ziele in allen betroffenen Gebieten 
ihre öffentlichen Strukturausgaben oder Ausgaben gleicher Art in der Regel mindestens in 
Höhe des vorangegangenen Programmplanungszeitraums aufrechterhalten.  
 
Die Einhaltung des Zusätzlichkeitsprinzips wird anläßlich der Annahme des GFK oder des 
EPPD, zur Halbzeit und zum Ablauf der Förderperiode kontrolliert. Um diese Überprüfungen 
ordnungsgemäß durchführen zu können, sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, der 
Kommission zu diesen Zeitpunkten jeweils die entsprechenden Informationen zu liefern.235 
 
5. Die Bewertung  
 
Trotz des in den 90er Jahren stark erhöhten Finanzvolumens der Strukturfonds wurden die 
regionalpolitischen Ziele nicht überall im erwarteten Umfang erreicht. Damit stellte sich die 
Frage, wie man die Wirkung der eingesetzten Fördermittel verbessern kann. Zu diesem 
Zweck muß zunächst die Effizienz der Maßnahmen eingeschätzt werden. Deshalb hat die EU 
bei der letzten Reform der Regionalpolitik 1999 einen weiteren Grundsatz ausdrücklich 
formuliert - die Bewertung. Sie wird nicht mehr als gesonderte Tätigkeit verstanden. Sie 
bleibt zwar unabhängig, wird jedoch zu einem integralen Bestandteil der regionalpolitischen 
Aktivitäten. 
 
5.1 Das Effizienzerfordernis  
 
Durch die klare Verteilung der Zuständigkeiten und die Dezentralisierung soll in jeder 
Programmplanungsphase die Effizienz der Strukturfondsmaßnahmen gesteigert werden.   
 
Als weiteres Element zur Verbesserung der Wirksamkeit wird die leistungsgebundene 
Reserve eingesetzt. Bei Halbzeit des Programmplanungszeitraums erfolgt eine Aufteilung 
dieser Gelder an die leistungsstärksten Programme unter der Bedingung, daß der betreffende 
Mitgliedstaat die Verpflichtungen bezüglich der Zusätzlichkeitsbedingungen erfüllt hat. In 
den Vorschlägen zur letzten Reform der Strukturfonds wollte die Kommission 10 % der 
verfügbaren Finanzmittel als leistungsgebundene Reserve zurückstellen.236 Obwohl der 
Vorschlag in dieser Form in die Verordnung über die Strukturfonds aufgenommen wurde, 
kam es letztlich zu einer Beschränkung des Mittelansatzes auf 4 %. Die Zuweisung dieser 
                                                 
234 Vgl. Baumann, S., a.a.O., S. 163. 
235 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates, a.a.O., Art. 11.  
236 Vgl. Kommission der Europäischen Union: Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates mit allgemeinen Bestimmungen zu den 
Strukturfonds, Brüssel 18.03.1998, http://europa.eu.int, Art. 7. 
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Reserve wird anhand einer begrenzten Anzahl von Begleitindikatoren erfolgen, die von den 
Mitgliedstaaten in Absprache mit der Kommission festgelegt werden. 
 
Für die Effizienzbewertung der Strukturfondsinterventionen existieren drei Prüfungsarten, für 
die nunmehr klare Verantwortlichkeiten festgelegt wurden (siehe Tabelle 10). 
 
Tabelle 10: Verantwortlichkeiten nach Prüfungsarten 
Prüfungsart Träger der Verantwortung 
ex-ante die für die Ausarbeitung der Pläne zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten 
Halbzeitbewertung Verwaltungsbehörde 
ex-post Kommission, Mitgliedstaaten und Verwaltungsbehörden zusammen 
 
Quelle: Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates, a.a.O., Art. 40 - 43. 
 
Die Wirksamkeit der Strukturinterventionen wird anhand folgender Kriterien gemessen: 
 
1) Gesamtauswirkung auf die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts 
der Gemeinschaft, 
2) Auswirkung der in den Plänen vorgeschlagenen Prioritäten und der im Rahmen der 
einzelnen GFK sowie in den einzelnen Interventionen vorgesehenen Schwerpunkte.237 
 
Außerdem muß künftig dafür gesorgt werden, daß die Evaluierungsergebnisse tatsächlich in 
den Umsetzungsprozeß einfließen. Desweiteren ist vorgesehen, die Bewertungsberichte der 
Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. 
 
Eine effizienten Regionalpolitik erfordert auch eine Verbesserung der Bewertung. Die 
Anforderungen an die Evaluierungen haben im Zuge der Reformen stark zugenommen. Die 
Vorschriften zur Durchführung von Evaluierungen in der aktuellen Verordnung werden 
wesentlich detaillierter dargestellt und sind in den einzelnen Phasen besser aufeinander 
abgestimmt. 
 
Da die Evaluierung der Maßnahmen der Strukturfonds eine große wirtschaftliche Bedeutung 
besitzt, muß ein strenger methodischer Rahmen entwickelt werden, der den spezifischen 
Erfordernissen der Maßnahmen der Union gerecht wird. Die Evaluierung soll die Leistung der 
einzelnen Programme im Vergleich zu den jeweiligen spezifischen Zielen anhand der 
vereinbarten Indikatoren im Hinblick auf die Wirksamkeit, die Verwaltung und die finanzielle 
Abwicklung ermitteln. Allerdings muß an dieser Stelle vermerkt werden, daß bisher noch kein 
einheitliches Bewertungssystem für die Strukturfondsinterventionen existiert. Die 
Untersuchungen beschränken sich zumeist auf die finanzwissenschaftliche bzw. thematische 
                                                 
237 Vgl. Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates, a.a.O., Art. 40.  
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Überprüfung der Ziele oder der Entwicklung gesamtwirtschaftlicher Kriterien wie z.B. das 
BIP pro Kopf. Dennoch wurde in den letzten Jahren zunehmend eine Bewertung der 
Wirksamkeit des Strukturfondseinsatzes (bzw. des GFK) in Ziel-1-Regionen anhand 
makroökonomischer Modelle durchgeführt. Im nachfolgenden werden die Grundlagen einer 
solchen Evaluation genauer vorgestellt. 
  
5.2 Grundlagen der Evaluationsmethodologie  
 
Die Förderpolitik mittels der EU-Strukturfonds ist vor allem darauf ausgerichtet, die inneren 
Wachstumspotentiale der betroffenen Regionen zu stärken und zu aktivieren, um die 
interregionalen Disparitäten im Einkommen pro Kopf abzubauen. Diese Prozesse sind von 
ihrer Natur her langwierig und statistisch schwer zu erfassen. Mit Hilfe eines Modells sollen 
daher die Möglichkeiten zur Beurteilung der makroökonomischen Wirksamkeit der 
Strukturfonds verbessert werden, da die direkt berechenbaren Effekte der Förderung nach 
dem Auslaufen der Programme auf volkswirtschaftlicher Ebene nicht mit einfachen Ursache-
Wirkungs-Mechanismen nachzuvollziehen sind. Außerdem ergeben sich vielfältige 
Kombinationsmöglichkeiten bezüglich der jeweiligen konjunkturellen und 
weltwirtschaftlichen Situation sowie weiterer externer Einflüsse (Demographie, Entwicklung 
in Nachbarregionen bzw. -staaten usw.), die die Wirksamkeit der Strukturförderung enorm 
verstärken oder abschwächen können, aber in ihrer Komplexität nur schwer abbildbar sind.  
 
Grundsätzlich unterscheidet man daher verschiedene Arten von Modellen. Diese Modelle 
kamen auf unterschiedliche Weise in den Mitgliedstaaten der EU zum Einsatz, in denen die 
Ziel-1-Förderregionen einen erheblichen Anteil am gesamten Staatsgebiet ausmachen (Irland, 
Portugal, Spanien, Griechenland):  
 
• das “Beutel”-Modell auf der Grundlage von Input-Output-Rechnungen, das seinen 
Schwerpunkt bei den allgemeinen und sektoralen Effekten im Nachfragebereich hat und 
überwiegend keynesianisch geprägt ist (Beutel, 1993); 
• das “Peirera”-Modell als dynamisches Wachstumsmodell, das eine ausschließliche 
Angebotsorientierung besitzt und dessen Maßstab in erster Linie die Verbesserung der 
wirtschaftlichen Effizienz ist (Gaspar und Pereira, 1991); 
• allgemeine Gleichgewichtsmodelle (Bourguignon et al. 1992, Venables und Gasiorek 
1997); 
• makroökonomische Modelle, die sowohl angebots- als auch nachfrageseitige Effekte 
abbilden - das HERMIN- und das QUEST-Modell.238  
 
                                                 
238 Vgl. Europäische Kommission: Sechster Periodischer Bericht über die sozio-ökonomische Lage und die Entwicklung der Regionen der 
Europäischen Union, Luxemburg 1999, S. 155 ff. 
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Während das “Beutel”-Modell vor allem Antworten auf die Fragen nach dem Anteil des durch 
die GFK hervorgerufenen BIP-Wachstums, der Binnennachfrage und der Arbeitsplätze sucht, 
konzentriert sich das “Peirera”-Modell auf die Auswirkungen der GFK bezüglich der 
zusätzlichen Unternehmensinvestitionen, der öffentlichen Infrastruktur und des 
Humankapitals. Das QUEST bzw. QUEST-II-Modell unterscheidet sich einerseits vom 
nachfolgend ausführlicher beschriebenen HERMIN-Modell vor allem dadurch, daß es 
zusätzlich monetäre Größen (z.B. Zinsen und Inflationsbedingungen) berücksichtigt. 
Außerdem wird in diesem Modell unterstellt, daß sich Verbraucher und Unternehmen bei den 
Kauf- und Investitionsentscheidungen vorausschauend verhalten, wodurch rasche Reaktionen 
und Anpassungen der Politik hervorgerufen werden. Desweiteren wird eine expansive 
Haushaltspolitik angenommen, was in Wachstumsphasen eine Politik höherer Zinsen, eine 
Währungsaufwertung und eine teilweise Verdrängung privater Investoren hervorruft. 
 
Durch die Europäische Kommission wurde mit einem Forschungsprojekt die Entwicklung des 
Modells HERMIN239 vorangetrieben, das die makroökonomischen Auswirkungen der 
Strukturfondsförderung in Ziel-1-Regionen abbilden und auf dieser Grundlage eine 
wissenschaftlich fundierte Prognose bei der weiteren Gestaltung dieser Förderung erlauben 
sollte.  Für die weiteren Ausführungen in dieser Arbeit werden die Simulationen unter 
Anwendung dieses Modells genutzt.240 Das HERMIN-Modell wurde von der Autorin 
ausgewählt, um die Ergebnisse der geschätzten GFK-Auswirkungen in Irland und 
Ostdeutschland für die Betrachtung auf eine vergleichbare Grundlage zu stellen. Außerdem 
wird die Anpassung dieses Modells auch für die Simulation in ausgewählten osteuropäischen 
Beitrittsländern vorbereitet.  
 
Der Untersuchungsprozeß auf Basis dieses Modells hat den Vorteil, daß er im Gegensatz zu 
einigen anderen Modellen, die sich entweder auf die Nachfrage- oder Angebotsseite 
konzentrieren, beide Aspekte berücksichtigt, wodurch die Wirksamkeit der Interventionen des 
GFK sowohl im keynesianischen Sinne als auch bezüglich der langfristigen Erhöhung des 
Produktionspotentials bestimmt werden kann.  
 
In den Fällen, in denen verschiedene Modelle zur Simulation angewendet wurden, ergaben 
sich im Ergebnis graduelle Unterschiede in den Größenordnungen des Wachstumseinflusses 
der GFK. Es wiesen aber alle Modelle stets in die Richtung, wonach den GFK positive 
                                                 
239 Dabei handelt es sich um ein ökonometrisches Modell, das auf dem Originalmodell HERMES (“Harmonised Econometric Research for 
Modelling Economic Systems”) basiert, jedoch von geringerem Umfang ist (“Min”), daher (HER)MIN. Vgl. Europäische Kommission: 
Sonderbericht Nr. 15/98 über die Bewertung der Strukturfonds-Interventionen in den Zeiträumen 1989 - 1993 und 1994 - 1999, 
zusammen mit den Antworten der Kommission, Dokument 398Y1116(01) Amtsblatt Nr. C 347 vom 16.11.1989, S. 1-47, Anhang III. 
240 Die ausführliche Beschreibung des Modells findet sich u.a. in European Commission: Ireland: Community support framework 2000 - 
2006, Brussels, Luxembourg 2000, S. 52 ff., Bradley J., O´Donnell, N. et. al.: Regional Aid and Convergence: Evaluating the impact of 
the Structural Funds on the European Periphery, ESRI, Aldershot 1995, Reprinted 1997, S. 144 ff.  bzw. Bradley, J., Morgenroth, R., 
Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, Dresden 2001, S. 33 ff. 
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Auswirkungen bei der Verringerung der wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den vier 
Kohäsionsländern und der übrigen Europäischen Union zugewiesen werden können.241  
 
Im nachfolgenden Kapitel werden im ersten Teil die Wirkungskanäle des GFK auf die 
Volkswirtschaft analysiert. Danach folgt eine Erläuterung der Grundzüge des HERMIN-
Modells, das bei der  Wirksamkeitsanalyse der GFK eingesetzt wird. Die jeweiligen länder- 
bzw. regionalspezifischen Modifikationen des Modells für Irland und Ostdeutschland werden 
in Kapitel V.5.1.2 und Kapitel VI.4.3.1 beschrieben. 
 
5.2.1 Wirkungsweise des Gemeinschaftlichen Förderkonzepts 
 
Wenn eine makroökonomische Analyse des GFK durchgeführt werden soll, muß zunächst die 
große Anzahl individueller Investitionsvorhaben in drei ökonomische Kategorien eingeteilt 
werden. Dies sind: 
 
1) Investitionsausgaben im Bereich Infrastruktur, 
2) Investitionsausgaben in das Humankapital, 
3) Ausgaben an die Privatwirtschaft zur Förderung der Produktionsinvestitionen. 
 
Innerhalb von jeder dieser Kategorien können drei Förderquellen unterschieden werden: 
 
1) EU-Transfers in Form von Subventionen an die heimischen öffentlichen Behörden, 
2) Kofinanzierung durch den nationalen, öffentlichen Bereich,242  
3) Kofinanzierung durch den nationalen, privaten Bereich. 
 
Das GFK beeinflußt die Wirtschaft durch eine Mischung aus Angebots- und 
Nachfrageeffekten. Die kurzzeitigen keynesianischen Effekte können durch den 
entsprechenden Anstieg in den betreffenden Teilen der heimischen Ausgaben erfaßt werden. 
Diese Nachfrageeffekte haben nur eine Übergangsbedeutung und sind nicht der Grund für den 
Einsatz des GFK, wohl aber ein Nebeneffekt. Die GFK-Interventionen sollen das 
Langzeitpotential auf der Angebotsseite der Wirtschaft stärken.  
 
Diese Langzeiteffekte sind: 
 
• Steigerung der Investitionen zur Verbesserung der physischen Infrastruktur als Input für 
Produktionsaktivitäten des privaten Sektors; 
• Aufwertung des Humankapitals durch Ausbildungsinvestitionen als Input zugunsten des 
privaten Sektors; 
                                                 
241 Vgl. Europäische Kommission: Sechster Periodischer Bericht über die sozio-ökonomische Lage und Entwicklung der Regionen der 
Europäischen Union, a.a.O., S. 157. 
242 Im Fall Ostdeutschlands werden hier auch umfangreiche West-Ost-Transfers einbezogen. 
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• direkte Hilfe für den privaten Sektor zur Stimulierung von Investitionen, um somit die 
Faktorproduktivität zu erhöhen und die Kosten der Produktion und des Kapitals zu 
verringern. 
 
Mit den Interventionen des GFK sollen sowohl der aggregierte “Grundstock” an 
Humankapital und öffentlicher Infrastruktur als auch der private Kapitalstock verbessert 
werden. Das Angebot von mehr und besserer Infrastruktur, eine erhöhte Qualität der 
Arbeitskräfte und Investitionshilfen für die Firmen sind die Elemente, mit denen das GFK die 
Wettbewerbsfähigkeit bezüglich der Kosten in einer Region verbessern will. Aus der 
nachfolgenden Grafik geht die Wirkungsweise des GFK bezüglich der Investitionen in die 
grundlegende Infrastruktur hervor: Es ergeben sich Verbesserungen der Produktionskosten 
(z.B. billigerer Transport), geringere Produktionsbeschränkungen (z.B. durch verringerte 
Inventaranforderungen) und ein verbessertes, ökonomisches Umfeld (z.B. durch Wachstum in 
der Outputnachfrage und einem leichteren Zugang zu Arbeitskräften). Diese drei Aspekte 
führen zu einer verbesserten Wettbewerbssituation. 
 
Abbildung 3: Auswirkungen der GFK-Investitionen in die grundlegende Infrastruktur 
Unterstützung für
die grundlegende
Infrastruktur
Verringerte 
Produktionskosten
Verringerte 
Produktionszwänge
Gestärktes 
ökonomisches 
Umfeld
Bessere 
Lebensbedingungen
Erhöhte 
Wettbewerbsvorteile
(gemeinsam)
 
 
Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, Dresden 2001, S. 117. 
 
Die festgestellten Wettbewerbsvorteile befördern gemeinsam mit den verbesserten 
Lebensbedingungen mehrere Langzeitwirkungen, die in einen exogenen und einen endogenen 
Prozeß unterteilt werden können.  
 
Beim exogenen Prozeß ist durch die gesteigerte Attraktivität des jeweiligen Wirtschaftsraums 
zu beobachten, daß sowohl eine positive Wirkung auf die eingehenden Investitionen eintritt 
als auch wegen der relativen Kostenvorteile eine erhöhte Faktormobilität zu registrieren ist. 
Besonderes Augenmerk ist dabei auf den größeren Zustrom an Arbeitskräften bzw. den 
geringeren Weggang von Arbeitskräften zu richten. 
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Abbildung 4: Langzeitwirkungen des GFK: Exogener Prozeß 
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Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, a.a.O., S. 118. 
 
Der endogene Prozeß ist komplexer und wirkt durch die stärkere Spezialisierung und 
Diversifizierung, wodurch die lokale ökonomische Basis gestärkt wird. 
 
Abbildung 5: Langzeitwirkungen des GFK: Endogener Prozeß 
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Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, a.a.O., S. 119. 
 
Jüngste Fortschritte in der Wachstumstheorie haben die Rolle von externen Effekten 
(externalities)243 bzw. Spill-over-Effekten hervorgehoben, die aus öffentlichen Investitionen, 
z.B. in die Infrastruktur oder in das Humankapital, entstehen. Es wurde außerdem untersucht, 
wie der technische Fortschritt durch Investitionen in Forschung und Entwicklung direkt 
beeinflußt werden kann. Auch in diesem Zusammenhang kann man von externen Effekten 
sprechen, z.B. dann, wenn Innovationen der einen Firma auch anderswo übernommen werden 
und in diesem Sinne Innovationen die Qualität eines öffentlichen Gutes erlangen. 
 
                                                 
243 Unter externen Effekten versteht man Einflüsse, die durch die Aktivität einer Wirtschaftseinheit (Konsument oder Produzent) auf andere 
Wirtschaftseinheiten ausgeübt werden, ohne daß diese Einflüsse über einen Preismechanismus gesteuert werden. Um positive externe 
Effekte handelt es sich, wenn die Betroffenen durch die Aktivität einer anderen Wirtschaftseinheit begünstigt werden. Vgl. Fischer, G., 
Mohr, J.C.B., Vanderhoeck & Ruprecht: Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaften, 2. Band, Stuttgart 1980, S. 524. 
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Drei Arten von externen Effekten können mit den GFK-Ausgaben in Verbindung gebracht 
werden: 
 
1) externe Effekte im Zusammenhang mit den Faktorproduktivitäten durch Investitionen in 
die Infrastruktur, 
2) externe Effekte im Zusammenhang mit den Faktorproduktivitäten durch Investitionen in 
das Humankapital, 
3) externe Effekte im Output-Bereich.244 
 
Die in den ersten beiden Fällen genannten Effekte entstehen aus den verbesserten 
Angebotsbedingungen der Wirtschaft, die durch die GFK-Investitionen hervorgerufen 
werden. Dabei senken die Investitionen in die öffentliche Infrastruktur die Kosten des 
Transports und anderer Dienstleistungen, wodurch sich eine Erweiterung der Möglichkeiten 
des heimischen Wettbewerbs für die Wirtschaft mit nicht handelbaren Gütern ergibt. Die 
Investitionen in die öffentliche Infrastruktur wirken damit auf den Effizienzparameter der 
CES-Produktionsfunktion (CES = constant elasticity of substitution). Veränderungen bei den 
Lohnstückkosten im Dienstleistungsbereich haben auch einen Einfluß auf die 
Wettbewerbsfähigkeit bezüglich Preisen und Kosten im verarbeitenden Sektor, so daß deren 
Verringerung einen positiven Effekt auf der Angebotsseite bei den Waren besitzt, die im 
internationalen Wettbewerb stehen. Die Faktorproduktivität steigt damit. 
 
Auf identische Weise - nämlich ebenfalls über die Veränderung des Effizienzparameters der 
CES-Produktionsfunktion - wirken die Investitionen in das Humankapital. Dabei treten die 
Effekte sowohl im verarbeitenden als auch im Dienstleistungssektor auf. Der “Grundstock” 
und die Veränderungen im Humankapital sind nicht auf einfache Weise zahlenmäßig zu 
erfassen wie Investitionen in die Infrastruktur. Daher muß man auf Begriffe wie die Anzahl 
von Ausgebildeten zurückgreifen, um Entwicklungen zu quantifizieren. 
 
Die betrachteten externen Effekte im Zusammenhang mit den Faktorproduktivitäten sind im 
beschränkten Kontext eines festen Outputs jedoch ein zweischneidiges Schwert, denn 
Industrie und Dienstleistungen werden immer produktiver und wettbewerbsfähiger, die 
Nachfrage nach Beschäftigung wird dadurch aber geringer. Die Auswirkung eines solchen 
Wachstums ohne Arbeitsplätze ist z.B. in Ostdeutschland besonders ernst, da die ohnehin 
hohe Arbeitslosigkeit dadurch keine Entlastung erhält.  
 
Die externen Effekte im Output-Bereich sind hingegen unzweideutig nützlich: Je höher sie 
sind, desto schneller führt auch das Wachstum zu einem höheren Einkommensniveau.245 
                                                 
244 In einigen Modellen werden noch die externen Effekte im Zusammenhang mit dem Arbeitsmarkt berücksichtigt; die Modelle für Irland 
und Ostdeutschland beschränken sich auf die drei im Text aufgeführten externen Effekte. 
245 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, E., Untiedt, G.: Analysing the Impact of the CSF on an EU Regional Economy: The case of East Germany,  
presented at the Fourth European Conference on Evaluation of Structural Funds, Edinburgh, September 18-19, 2000, S. 14. 
 96
Diese Effekte stehen ebenfalls im Zusammenhang mit der Rolle der verbesserten Infrastruktur 
und der Ausbildung. Sie wirken über Mechanismen wie dem Anziehen von 
Produktionsaktivitäten durch ausländische Direktinvestitionen und steigern sowohl die 
Fähigkeit der heimischen Industrie zum Wachstum als auch die Wettbewerbsfähigkeit auf 
dem internationalen Markt.  
 
In diesem Zusammenhang ist zu erläutern, daß die Behandlung des verarbeitenden Sektors bei 
der Analyse der Wirkungen im allgemeinen eine Betrachtung auf der Angebotsseite 
voraussetzt, wonach der Anteil des Outputs in einer betrachteten Region oder im Land am 
Welt-Output durch die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Region oder des Landes 
bestimmt wird. Man  muß jedoch berücksichtigen, daß Firmen in keiner Weise in Betracht 
ziehen, sich in einem für sie fremden oder peripheren Gebiet anzusiedeln, wenn 
Grundvoraussetzungen wie entsprechend qualifizierte Arbeitskräfte oder notwendige 
Infrastruktur nicht ohnehin vorhanden sind. Erst danach entscheidet in einer zweiten Stufe 
(bei der die Grundvoraussetzungen als gegeben betrachtet werden) die tatsächliche 
Wettbewerbsfähigkeit des Gebietes darüber, ob Unternehmen, die sich ansiedeln könnten, es 
auch tatsächlich tun.246  
 
Von der Nachfrageseite aus kann man bei den externen Effekten im Output-Bereich auch 
interpretieren, daß durch den Einfluß des GFK Bandbreite und Qualität der heimischen 
Produkte immer komplexer und technologisch anspruchsvoller werden. Daher steigert sich die 
Nachfrage bei den ansässigen Firmen, unabhängig davon, ob es sich um in- oder ausländische 
Unternehmen handelt.247 
 
5.2.2 Das makro-sektorale Modellierungskonzept: HERMIN 
 
Ein makroökonomisches Modell ist eine explizite Beschreibung, wie eine Wirtschaft 
funktioniert und was ihre wichtigsten Antriebskräfte sind. Bei der GFK-Analyse liegt seine 
Nützlichkeit darin, daß man alternative Vorgehensweisen einführen und die jeweiligen 
direkten und indirekten Effekte analysieren kann. Außerdem wird dabei ein Versuch 
unternommen, die Effekte unterschiedlicher GFK-Wirkungen zu quantifizieren. Auf diese 
Weise erhält man eine Vorstellung von der relativen Bedeutung und Nützlichkeit der 
einzelnen Alternativen bei der Erreichung der Ziele des GFK.248 
 
Die theoretische Grundlage für das HERMIN-Modell bildet das Modell einer kleinen, offenen 
Volkswirtschaft mit zwei Sektoren, von denen der eine hauptsächlich international handelbare 
                                                 
246 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, 
a.a.O., S. 124. 
247 Vgl. ebenda, a.a.O., S. 125. 
248 Vgl. Bradley J., O´Donnell, N. et. al., a.a.O., S. 159. 
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und der andere überwiegend nicht handelbare Güter und Dienstleistungen erzeugt. Die 
heimische Nachfrage nimmt eine keynesianische Rolle ein. Zu dieser Art Modell wurden u.a. 
Beiträge von Helpmann (1977), Neary (1980), Calmfors und Viotti (1982) und Cuddington 
und Vinals (1986) geleistet.249 Die Erweiterung des Modells für die Analyse intertemporaler 
Aspekte der ökonomischen Entwicklung wurde von Barry und Devereux (1995)250 
vorgenommen.  
 
Mit dem HERMIN-Modell kann man die Mechanismen des Wirtschaftssystems eines Landes 
oder einer Region darstellen und die ökonomischen Effekte der Interventionen in der Art, wie 
sie durch die Programme der GFK vorgenommen werden, erforschen. Im besonderen kann 
man dabei die durch die öffentlichen Investitionen in die Infrastruktur und die öffentlich 
finanzierten Ausbildungsprogramme hervorgerufenen exogenen Schocks abbilden bzw. 
simulieren. Das Modell berücksichtigt die Besonderheiten der einzelnen Mitgliedstaaten und 
aggregiert die Auswirkungen auf nationaler oder regionaler Ebene. Es geht von der Annahme 
aus, daß die Produktionskapazitäten der Volkswirtschaften nicht voll ausgelastet sind und die 
mit steigenden Investitionsausgaben verbundenen Multiplikator- und Akzeleratoreffekte zu 
einem Produktions- und Beschäftigungszuwachs führen. Die Steigerung und Verbesserung 
des Humankapitals und des öffentlichen und privaten materiellen Kapitals bewirken externe 
Einsparungen, die im Modell erfaßt werden und sich letztlich als Produktivitätseffekte 
niederschlagen. Die Berücksichtigung dieses  Umstandes variiert von Land zu Land. 
 
Bei der Konzipierung des HERMIN-Modells wurde das Hauptaugenmerk auf einige 
Schlüsselelemente der untersuchten Wirtschaft gelegt, wobei unter anderem folgende Aspekte 
berücksichtigt worden sind: 
 
• ökonomische Offenheit einschließlich Weltmarktwettbewerb, Antwort auf externe und 
interne Schocks; 
• relative Größen und Charakteristiken der am internationalen Handel teilnehmenden und 
nichtteilnehmenden Sektoren sowie ihre Entwicklung, ihre Produktionstechnologie und ihr 
struktureller Wandel; 
• Lohn- und Preisbestimmungsmechanismen; 
• das Funktionieren und die Flexibilität des Arbeitsmarkts mit der möglichen Rolle von 
internationaler und interregionaler Arbeitsmigration; 
                                                 
249 Helpman, E.: Non-traded goods and macroeconomic policy under a fixed exchange rate, Quarterly Journal of Economics XCI, 1977, S. 
469-480; Neary, J.P.: Non-traded goods and the balance of trade in a Neo-Keynesian Temporary Equilibrium, Quarterly Journal of 
Economics, 1980, S. 403-429; Calmfors, L., Viotti, S.: Wage Indexation, the Scandinavian Model and Macroeconomic Stability in the 
Open Economy, Oxford Economic Papers, 34, 1982, S. 546-566; Cuddington, J., Vinals, J.: Budget Deficits and the Current Account: 
An intertemporal Disequilibrium Approach, Journal of International Economics, Vol. 21, Holland, Elsevier Science BV, 1986, S. 1-24 
und Budget Deficits and the Current Account in the Presence of Classical Unemployment, No. 96, England Blackwell, 1986, S. 101-119. 
250 Barry, F., Devereux M.B.: The ‚expansionary fiscal contraction‘ hypothesis: A neo-Keynesian analysis, Oxford Economic Papers 47, 
1995, S. 249-264. 
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• die Rolle des öffentlichen Sektors und der öffentlichen Schulden sowie die 
Austauschaktionen zwischen dem öffentlichen und dem privaten Sektor in der öffentlichen 
Politik.251 
 
Um den o.g. Erfordernissen zu entsprechen, wurde jedes nationale bzw. regionale HERMIN-
Modell252 als ein makroökonometrisches Modell konstruiert, das aus vier Sektoren besteht: 
Produktion (hauptsächlich Sektor mit handelbaren Gütern), Marktdienstleistungen 
(hauptsächlich Sektor mit nicht handelbaren Gütern), Landwirtschaft sowie staatliche 
Dienstleistungen (öffentlicher Sektor).  
 
Die  Modellstruktur besteht aus drei Hauptkomponenten, die wiederum jeweils mehrere 
Gleichungen umfassen: 
 
Abbildung 6:  Hauptkomponenten des HERMIN-Modells 
HERMIN
Einkommensverteilungsseite
(bestimmt das Einkommen von
öffentlichem und privatem Sektor)
Angebotsseite
(bestimmt Output, Faktor-
inputs, Löhne, Preise usw.)
Absorptionsseite
(bestimmt die Ausgabenseite der na-
tionalen Buchführunge wie Verbrauch,
Grundstockveränderungen usw.)  
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten nach European Commission (edt.): Aggregate and regional impact: The cases 
of Greece, Spain, Ireland and Portugal (prepared bei ESRI) in: The Single Market Review, Subseries VI: 
Volume 2, Luxembourg 1997, S. 35. 
 
Das Modell funktioniert als ein integriertes System von Gleichungen, die mit allen ihren 
Subkomponenten miteinander in Beziehung stehen. Einige dieser Gleichungen sind für alle 
HERMIN-Modelle gleich, andere werden entsprechend den nationalen bzw. regionalen 
Besonderheiten der Länder aufgestellt.253 
 
Das HERMIN-Modell trägt im Inneren konventionelle keynesianische Mechanismen in sich. 
Auf diese Weise bringen die Unterkomponenten der Absorption und Einkommensverteilung 
die Standard-Einkommen-Ausgaben-Mechanismen des Modells hervor. Das Modell besitzt 
aber auch neoklassische Merkmale, die hauptsächlich mit den Subkomponenten des Angebots 
verbunden sind. Auf diese Weise wird der Output in der Produktion nicht einfach von der 
                                                 
251 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, 
a.a.O., S. 34 und Bradley J., O´Donnell, N. et. al., a.a.O., S. 252. 
252 Es wurden vier HERMIN-Modelle für die jeweiligen Kohäsionsländer und eines für Ostdeutschland entwickelt bzw. angepaßt. 
253 Siehe Anhang, Abb. A4: HERMIN-Schema für Irland und Abb. A5: HERMIN-Schema für Ostdeutschland. Eine detaillierte 
Beschreibung der Modelle ist enthalten in European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 35 ff. und in Bradley, 
J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, a.a.O., S. 31 ff. 
 99
Nachfrage bestimmt. Er wird auch vom Preis und von der Wettbewerbsfähigkeit der Kosten 
beeinflußt, da Firmen die Standorte mit den niedrigsten Produktionskosten aussuchen. 
Zusätzlich wurde die Faktornachfrage bei der Produktion und den Dienstleistungen unter 
Nutzung einer CES-Produktionsfunktion hergeleitet, die auf das Kapital-Arbeits-Verhältnis zu 
den relativen Faktorpreisen sensitiv reagiert. Die Aufnahme eines strukturellen Phillips-
Kurven-Mechanismus in den Mechanismus der Lohnabschlüsse führt einen weiteren relativen 
Preiseffekt ein.254 
 
Die wesentlichen Daten bzw. Kennziffern für das Modell werden der jeweiligen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung entnommen. 
 
Nachdem die wichtigsten Grundzüge des HERMIN-Modells vorgestellt wurden, sei an dieser 
Stelle auf die Grenzen eines solchen Analysekonzepts hingewiesen. Ein modellgestützter 
Ansatz der GFK-Evaluierung kann sich nur auf die ökonomischen Indikatoren konzentrieren, 
wie z.B. auf das BIP und das BIP pro Kopf. Andere Aspekte wie die Verbesserung der 
Lebensqualität, die aus den Investitionen in die Infrastruktur herrühren, können nicht 
berücksichtigt werden. Folglich sollte die modellgestützte Analyse nie für sich allein stehen, 
sondern stets nur ein Element im Kontext einer umfassenden Betrachtung des Wirkens einer 
Volkswirtschaft darstellen. 
 
Die Ergebnisse der HERMIN-Evaluation der Strukturfondsförderung in Irland und 
Ostdeutschland werden in den Kapiteln  V.5.1.2 und VI.4.3.2 vorgestellt. 
                                                 
254 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, 
a.a.O., S. 36. und European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 35. 
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V. Die Auswirkungen der regionalpolitischen Maßnahmen in Irland 
 
Das folgende Kapitel beschäftigt sich mit der wirtschaftlichen Entwicklung Irlands während 
der 90er Jahre, in denen dieses Land eine vielfach bestaunte Verbesserung der meisten 
Wirtschaftsdaten vorweisen konnte und unter den Fördergebieten der EU die größten 
Fortschritte gemacht hat. Im Rahmen dieser Betrachtung sollen wesentliche Ursachen für den 
positiven Trend aufgezeigt und einige Bestimmungsfaktoren für diese Entwicklung benannt 
werden. 
 
Die Erfahrungen mit Irland könnten auch Relevanz für künftige Entscheidungen in den 
Beitrittsländern selbst besitzen. Aus diesem Grund wird der Versuch unternommen, einige 
Faktoren, die nur für die spezifisch irische Situation zutreffen, von den Faktoren zu trennen, 
die eine allgemeinere Bedeutung haben. Beispielhaft werden einige Grundfragen aufgeführt, 
deren Beantwortung das Phänomen Irland vielleicht erklären helfen: 
 
• Warum hat es seit dem EU-Beitritt Irlands fast 20 Jahre gedauert, bis eine wirkliche 
Wende zum Positiven sichtbar wurde? 
• Was gibt es für nationale Besonderheiten für diese Entwicklung?  
• Welche nationalen Maßnahmen Irlands trugen zum Aufschwung bei?  
• Welche Rolle spielten der Gemeinsame Markt und die ausländischen Direktinvestitionen? 
• Welchen Beitrag leisteten beim Wirtschaftswachstum des letzten Jahrzehnts die 
Förderprogramme der EU? 
 
1. Ausgangssituation Irlands 
 
Irland ist eine Insel westlich von Großbritannien mit ca. 84 000 km² Fläche und etwa 5,1 Mio. 
Einwohnern, wobei der Staat Irland nur eine Fläche von etwa 70 000 km² mit ca. 3,7 Mio. 
Einwohnern umfaßt. Irland, das seit dem 12. Jahrhundert teilweise oder vollständig von 
England beherrscht wurde, erlangte 1921 den Status eines Freistaats, wobei der Preis für 
diesen Teilerfolg in der vorher erfolgten Abtretung der Provinz Ulster (Nordirland) an 
Großbritannien bestand. Im Jahre 1937 wurde schließlich die erste republikanische 
Verfassung verabschiedet, in deren Folge die völlige Loslösung von Großbritannien möglich 
wurde.255 Seither verfolgt Irland außenpolitisch einen Neutralitätsstatus und konnte unter 
anderem vermeiden, in die Auseinandersetzungen des zweiten Weltkriegs hineingezogen zu 
werden.  
 
                                                 
255 Vgl. Bertelsmann Lexikon, Gütersloh 1992, Band 7, S. 224 ff. 
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1.1 Grundlagen des irischen Handels 
 
In Irland bestand bis 1932 das System des Freihandels. Unter dem Einfluß der erstmals in den 
Wahlen zum Dáil, dem irischen Parlament, siegreichen Partei Fianna Fáil begann danach eine 
lange Periode des Protektionismus. In dieser Zeit versuchte die Regierung in Ergänzung zur 
politischen Unabhängigkeit auch wirtschaftliche Autarkie zu erreichen, um sich insbesondere 
vom alten Widersacher England zu lösen und als völlig gleichberechtigter Partner in der Welt 
auftreten zu können. Die Verfolgung dieses Ziels schloß den Verzicht auf ausländische 
Investoren bewußt mit ein, was zur Folge hatte, daß sich die wirtschaftliche 
Wettbewerbsfähigkeit des Landes stetig verringerte und nur die ausgeprägte, heterogene und 
kleinbäuerlich geprägte Landwirtschaft für die meisten Bewohner als Haupterwerbsquelle 
blieb. Paradoxerweise wurde sogar zugelassen, daß irisches Kapital ins Ausland abfließen 
konnte, während durch die Gesetzgebung ausländisches Kapital in Irland nicht willkommen 
war.256  
 
Bis etwa zum Jahr 1950 war der Unterschied zwischen den übrigen Ländern Westeuropas und 
Irland in der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit nicht sehr ausgeprägt, da die meisten Staaten 
Westeuropas zu diesem Zeitpunkt vor allem die Kriegsfolgen zu bekämpfen hatten. Danach 
wuchs der Abstand aber von Jahr zu Jahr an. Irland erhielt ebenso wie andere europäische 
Staaten Unterstützung aus dem Marshall-Plan, wobei diese Gelder vor allem für den Ausbau 
der Energiewirtschaft und die Rohstofferschließung verwendet wurden. Eine 
Wachstumsförderung der Industriebetriebe, die nur geringes technisches Niveau, wenig 
Kapital und gering qualifizierte Arbeitskräfte besaßen, wurde seinerzeit nicht in 
ausreichendem Maße angestoßen. Die nationalistische Zoll- und Industriepolitik trug mit ihrer 
ausschließlichen Begünstigung des Aufbaus von kleinen, nur auf den engen irischen 
Binnenmarkt ausgerichteten Unternehmen dazu bei, daß die irische Wirtschaft den Anschluß 
an die europäische Konkurrenz verloren hatte. So waren im Jahr 1961 noch immer 36 % der 
Bevölkerung in der Landwirtschaft tätig, und der Wert der exportierten Industrieprodukte 
betrug beispielsweise im Jahr 1958 nur ein Viertel der landwirtschaftlichen Erzeugnisse. 
Bereits zu dieser Zeit existierte ein erhebliches Gefälle in Bezug auf die Industrialisierung und 
den Wohlstand zwischen den verschiedenen Landesteilen (ärmerer Nordwesten, reicherer 
Südosten), wobei besonders Dublin als industrielles und urbanes Zentrum hervorragte.257  
 
Die Konsequenzen der entwicklungsfeindlichen Politik trug die Bevölkerung durch 
zunehmende Verarmung, die sich nicht zuletzt bis in die 60er Jahre hinein in einer hohen 
Auswanderungsrate ausdrückte.  
 
                                                 
256 Vgl. Murphy, A. E.: The ”Celtic Tiger” - An Analysis of Ireland´s Economic Growth Performance, San Domenico 2000, S. 8. 
257 Vgl. Müller, M.: Regionalentwicklung Irlands: Historische Prozesse, Wirtschaftskultur und EU-Förderpolitik, Stuttgart 1999, S. 126 ff. 
 102
Ende der fünfziger Jahre befand sich das Land daher in einer langen, tiefen 
Wirtschaftsdepression mit einer Wirtschaftsleistung von deutlich unter 60 % BIP pro Kopf im 
Vergleich zu den Staaten der späteren EG-12 und einem Wirtschaftswachstum von weniger 
als 1 % pro Jahr. Die trotz der Wirtschaftsmisere noch immer gegen eine europäische Öffnung 
eingestellte Regierung verweigerte noch in den Gesprächen mit der EFTA in den Jahren 1956 
bis 1958 die Öffnung des Landes in Richtung Freihandel.258 Als eine wesentliche Ursache 
dieser Entwicklung ist die unter stark klerikal-konservativem Einfluß stehende Politik zu 
benennen, die ihre Orientierung eher in der katholischen Soziallehre als in der Förderung des 
freien Unternehmertums suchte.  
 
Erst im Jahr 1958 wurde die Wende in der wirtschaftspolitischen Grundorientierung 
eingeleitet. Nicht mehr die ideologische Ausrichtung gegen England und die auferlegte 
Selbstgenügsamkeit sollten im Vordergrund stehen, sondern die wirtschaftliche Wohlfahrt das 
Landes und seiner Bürger.  
 
Die damalige Regierung bemühte sich in der Folge in ihrer Politik vor allem darum, 
ausländische Investoren ins Land zu holen, um die Industrialisierung des Landes 
voranzubringen. Die bereits 1949 gegründete Industrial Development Authority (IDA) warb 
nunmehr verstärkt um ausländisches Kapital, und mittels des “Whittaker Plan for Economic 
Development” (benannt nach dem damaligen Staatssekretär Whittaker) wurde die 
Industrieförderung als Instrument regionaler Entwicklungspolitik eingesetzt. In dieser Zeit 
begann erstmals die Idee zu greifen, neben günstigen steuerlichen Bedingungen die 
ausländischen Investoren auch durch fertige Industrieparks (Industrial Estates) mit bereits 
vorgefertigten Fabrikhallen und Infrastruktureinrichtungen für eine Ansiedlung zu 
interessieren. Zunächst entstanden daher in einigen Ballungszentren und später im ganzen 
Land immer mehr solcher Einrichtungen.259 
 
Als Konsequenz aus der beginnenden Öffnung des Landes reifte Ende der 50er Jahre der 
Entschluß, sich um eine Mitgliedschaft in der damaligen EWG zu bewerben. Dabei spielte 
auch der Gedanke eine Rolle, daß Großbritannien einen Antrag auf Mitgliedschaft in der 
EWG stellen könnte, was bei gleichzeitiger Nichtmitgliedschaft Irlands unter Umständen zur 
Folge gehabt hätte, daß der Marktzugang zum bis dahin größten Außenhandelspartner 
besonders im Agrarbereich deutlich schwieriger geworden wäre. Zusätzlich sprach für diesen 
Antrag, daß der EWG-Markt für Agrarprodukte im Vergleich zum britischen Markt aus 
irischer Sicht als Hochpreismarkt angesehen wurde, wodurch die irischen Landwirte einem 
EWG-Beitritt ausgesprochen positiv gegenüberstanden.  
                                                 
258 Vgl. Driever, K.: Die Wirtschaftseuropäer: Irland in der EG/EU, Baden-Baden 1996, S. 61. 
259 So waren im Jahr 1969 bereits 43 Unternehmen mit 6 700 Beschäftigten allein auf dem ältesten Industriepark ”Shannon Free Airport 
Estate” tätig. Zum Vergleich: In ganz Irland waren zum gleichen Zeitpunkt 262 ausländische Firmen  aktiv. 
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1.2 Entwicklung nach dem Beitritt zur EWG 
 
Im Jahre 1958 traten die Römischen Verträge als grundlegende Vereinbarungen der 
Europäischen Gemeinschaft in Kraft und begründeten die Intensivierung des Handels 
zwischen den Unterzeichnerländern. In Konkurrenz dazu schuf Großbritannien mit sechs 
weiteren Staaten die EFTA, die ebenfalls Zollbegünstigungen zur Erleichterung des Handels 
mit sich brachten. Irland war bei keinem der beiden Zusammenschlüsse Mitglied.  
 
Die einseitige Abhängigkeit vom Handel mit Großbritannien und die Chance, sich im Markt 
der EWG neue Absatzquellen erschließen zu können, führten zu einem ersten Beitrittsgesuch 
zur EWG im Juli 1961. Neben Irland bemühte sich in der Tat auch Großbritannien parallel um 
Aufnahme in die EWG. Die nachfolgenden Vorverhandlungen führten aber nicht zum Erfolg, 
da die irische Regierung nicht von Beginn an ein klares Konzept vorlegte, wie sie künftig eine 
auch politisch tiefergehende Zusammenarbeit innerhalb der EWG mit dem propagierten 
Neutralitätsstatus des Landes in Einklang bringen wollte.  
 
Die übrigen Aufnahmekandidaten Großbritannien, Norwegen und Dänemark wurden in dieser 
Aufnahmerunde ebenfalls nicht zu Mitgliedern der EWG. Als Hauptgrund für das Scheitern 
aller Kandidaten stellte sich heraus, daß Frankreich erhebliche Vorbehalte gegenüber einer 
Aufnahme Großbritanniens hatte. General de Gaulle begründete die Ablehnung des Beitritts 
mit den “besonderen Beziehungen” Großbritanniens zu den USA. Dadurch hätten die 
amerikanischen Interessen die Gemeinschaftsbildung beeinflussen können.260 Ein Beitritt der 
anderen Länder ohne Großbritannien war zu dieser Zeit politisch nicht opportun. 
 
Der zweite Anlauf der gleichen vier Länder erfolgte 1967 und scheiterte erneut am 
Widerstand Frankreichs. Irland wurde die Assoziierung angeboten, die Mitgliedschaft aber 
mit der gleichen Begründung wie zu Beginn der 60er Jahre verwehrt. 
 
Erst der Rücktritt de Gaulles vom Amt des französischen Präsidenten im April 1969 brachte 
neuen Schwung in die Beitrittsverhandlungen, da der nachfolgende Präsident G. Pompidou 
und die neu zusammengesetzte Regierung den französischen Widerstand gegenüber 
Großbritannien aufgab. Durch die Aufhebung dieser Blockade nahm man Mitte des Jahres 
1970 die Beitrittsverhandlungen nicht nur mit Großbritannien, sondern mit allen vier 
Kandidaten offiziell auf. Die erforderlichen Gespräche wurden Anfang des Jahres 1972 
abgeschlossen. Im Mai kam es zum Referendum des irischen Volkes, bei dem 83 % der 
                                                 
260 Vgl. Marhold, H.: Erweiterung, in: Weidenfeld, W., Wessels, W. (Hrsg.): Europa von A-Z, Taschenbuch der europäischen Integration, 
Bonn 1995, S. 126-133, S. 127. 
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Bevölkerung für den EWG-Beitritt votierten. Am 1. Januar 1973 erfolgte die offizielle 
Aufnahme Irlands in die EWG. 
 
Über alle Parteien hinweg bestand Einigkeit darüber, daß der Beitritt Irlands zur EWG 
wünschenswert war. Er erschien den verantwortlichen Politikern in Irland aber längere Zeit 
nicht als Ansporn für vermehrte Anstrengungen, um die Leistungsfähigkeit des Landes für 
den Wettbewerb in Europa fit zu machen. Vielmehr war die Haltung anzutreffen, daß man mit 
dem Beitritt das eigentliche Ziel bereits erreicht habe und nun der besseren wirtschaftlichen 
Zukunft gelassen entgegensehen könne.  
 
Es wurde versäumt, die Herausforderungen der Mitgliedschaft in Kombination mit der 
Rezession jener Jahre offensiv in der (Wirtschafts-) Politik anzugehen. Die irischen 
Unternehmen hatten sich nicht auf den europäischen Wettbewerb vorbereitet (vorbereiten 
können?) und waren den nunmehr offenen Bedingungen nicht gewachsen. Die 
Ölpreissteigerungen nach 1973 und ein erster Versuch einer defizitfinanzierten 
Konjunkturankurbelung endeten schon nach kurzer Zeit bei einer Inflationsrate von 21 % 
(1975), überproportionalen Lohnabschlüssen und einer rapide ansteigenden 
Staatsverschuldung.261 
 
Trotz dieser Negativerfahrung versuchte es die nächste Regierung Ende der siebziger Jahre 
erneut, mittels staatlicher Interventionen das Land aus der Krise herauszuführen. Ein großer 
staatlicher Investitionsplan sollte einen allgemeinen Boom auslösen, der in der Folge die 
Steuereinnahmen erheblich ansteigen läßt und damit die anfängliche Verschuldung wieder 
zurückführt. Die Erfahrung blieb aber die gleiche: Staatsverschuldung, Inflation, 
Arbeitslosigkeit und Nominallohnentwicklung gingen rapide nach oben, die erhoffte 
Steigerung der Wirtschaftskraft blieb aus. Neben dem Anstieg der Ölpreise 1979 bestand die 
Hauptursache für das Scheitern erneut darin, daß nationale, staatsinterventionistische 
Programme in einem Land, daß in einem offenen, großen Markt agiert, keine Wirkung zeigen 
können. Die Kaufkraft der privaten Verbraucher richtet sich in diesem Fall in gleichem Maß 
an in- wie an ausländische Anbieter. Der Staat Irland finanzierte damit auch ein 
Konjunkturprogramm für das Ausland, und die erwarteten Wachstumseffekte verlagerten sich 
nach jenseits der nationalen Grenzen. Wegen des eine Zeitlang vermeintlich guten 
Wirtschaftsklimas kam eine Lohn-Preis-Spirale in Gang, die nach kurzer Zeit über ausufernde 
Inflation und eine massiv gewachsene Staatsverschuldung wieder zur Ausgangssituation 
zurückführte.262  
 
                                                 
261 Vgl. Mjoset, L.: The Irish Economy in a Comparative Institutional Pespective, Dublin 1992, S. 378. 
262 Vgl. Driever, K., a.a.O., S. 120 f. und Murphy, A. E., a.a.O., S. 10. 
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Diese Art des Herangehens sorgte dafür, daß das durchschnittliche Bruttosozialprodukt seit 
1960 etwa auf dem Niveau zwischen 55 % und 60 % des Durchschnitts der EU-Länder 
verblieb, wobei bis zur Mitte der 70er Jahre die Tendenz sogar leicht nach unten zeigte, bevor 
wenigstens ein geringer Anstieg festzustellen war.263  
 
Mehrere Kurzzeitregierungen versuchten Anfang der 80er Jahre eine Besserung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse ohne einschneidende Änderungen in der Wirtschaftspolitik 
herbeizuführen. Diese Bemühungen blieben ohne Erfolg. Das Land hatte weiterhin größte 
Schwierigkeiten, seine Politik an die europäischen Gegebenheiten anzupassen und sich von 
den rein nationalen Mustern zu lösen. Die Tatsache, daß für den wirtschaftlichen Erfolg 
gerade bei einem offenen Markt erhebliche Anstrengungen jedes einzelnen Akteurs für den 
Erfolg notwendig sind, war noch immer nicht zum Allgemeingut geworden. Zeitweilig gute 
Ergebnisse im Agrarbereich (die irischen Bauern konnten nach dem Beitritt zu relativ guten 
Absatzpreisen in einen großen Markt eindringen) überdeckten, daß die gesamte Wirtschaft 
erhebliche Anpassungen in Richtung Wettbewerbsfähigkeit nötig hatte. Die Regierung spielte 
zu dieser Zeit nicht die aktive Rolle in diesem Prozeß, die eigentlich erforderlich gewesen 
wäre. 
 
Dabei war ein wirklicher Widerstand gegen eine erneuerte Wirtschaftspolitik im Sinne einer 
verbesserten EG-Kompatibilität von keiner wichtigen politischen Richtung zu erwarten 
gewesen, da dieser Teil der Politik von allen Seiten mitgetragen wurde. Die noch 
ausbleibende Erneuerung war eher dem Fehlverhalten wichtiger Personen im 
Regierungsumfeld und situationsbedingten Fehlentscheidungen anzulasten. In Irland 
bestanden zu keiner Zeit wirklich starke Vorbehalte gegen eine stärkere Ausrichtung nach 
Europa. Auch die Frage der Neutralitätspolitik des Landes spielte nie eine so überragende 
Rolle, daß es zu einer Entweder-Oder-Diskussion bezüglich der Europapolitik gekommen 
wäre.264 
 
Das Gegenteil war der Fall: Irland verhielt sich hinsichtlich der institutionellen 
Voraussetzungen zur Umsetzung des Gemeinschaftsrechts vorbildlich und ging bezüglich der 
Übernahme der gesetzlichen Regelungen der EWG einen viel pragmatischeren Weg als die 
meisten Mitgliedstaaten. Durch eine Verfassungsänderung im Zuge der EWG-Aufnahme 
wurde ermöglicht, daß die Regelungen der EWG auf rein administrativem Weg per 
Rechtsverordnung durch die Exekutive in die irische Praxis umgesetzt wurden. Das Parlament 
gab damit sein Recht auf, die “sole and exclusive power of making laws” auszuüben (Art. 
15.2.1 der irischen Verfassung). Dieses Herangehen erleichterte die Handhabung des immer 
                                                 
263 Vgl. Bradley J., O´Donnell, N. et. al., a.a.O., S. 14 f. 
264 Vgl. Szpott, H.: Neutralität und Integration: Das Relationale der Neutralität im Beitrittsprozeß Irlands zur EG, Studien zur politischen 
Wirklichkeit Band 7, Wien 1997, S. 153 ff. 
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umfangreicher werdenden Rechtskatalogs der EU erheblich. Im Gegenzug ist die Regierung 
verpflichtet, dem Parlament zweimal pro Jahr einen Bericht über die Entwicklungen in der 
EU vorzulegen. Zusätzlich wurde eine Kommission eingesetzt, die das Verhalten der 
Regierung bei den EU-Angelegenheiten kontrollieren soll. Da die Effizienz dieser 
Kommission umstritten war, wurde sie mehrfach in ihren Aufgabenbereichen und in ihrer 
Zusammensetzung verändert.265  
 
All diese Maßnahmen sowie eine leistungsfähige Ministerialbürokratie haben dazu geführt, 
daß unter rein verwaltungstechnischen und juristischen Aspekten Irland von den weniger 
entwickelten Ländern die mit Abstand beste Implementationsbilanz vorweisen kann.266 
 
Irische Europapolitik war in den siebziger und achtziger Jahren ganz wesentlich damit 
beschäftigt, in einer Reihe von Einzelfragen kurzfristige Erfolge in Form eines möglichst 
großen Stückes bei der Verteilung europäischer Agrarhilfen zu erreichen, die sich beim 
heimischen Wähler gut verkaufen ließen. So gehörte Irland bei den Verhandlungen zur 
Gemeinsamen Agrarpolitik häufig zu den Gewinnern und konnte zum Beispiel bei der 
Einführung des Milchquotensystems als einziges Land gegenüber der damaligen aktuellen 
Höchstmenge sogar eine Steigerung seiner Quote durchsetzen. Auch im gewerblichen Bereich 
gab es durchaus Fortschritte: So wurden allein im Zeitraum von 1975 bis 1980 an 137 
Standorten die bereits erwähnten Industrieparks errichtet, was zu einer weiteren Ansiedlung 
ausländischer Betriebe führte. Im Jahr 1988 arbeiteten 43,5 % der Industriebeschäftigten in 
ausländischen Betrieben, die Quote der Beschäftigten im sekundären Sektor stieg  von 1961 
bis 1981 von 24,6 % auf 31 %.267  
 
Die erste Hälfte der achtziger Jahre markierte dennoch eine erneute wirtschaftliche Flaute mit 
geringem Wachstum, zahlreichen Betriebsschließungen und einem Anstieg der 
Arbeitslosigkeit auf über 18 %.268 Als Ursache sah man in Irland neben der allgemein 
ungünstigen weltwirtschaftlichen Entwicklung, daß die meisten ausländischen Unternehmen 
ihre irischen Tochtergesellschaften nur als “verlängerte Werkbank” betrachteten und keine 
Integration der einheimischen Industrie in den Wirtschaftskreislauf erfolgte. Es kam kein 
zusätzlicher Multiplikator-Effekt innerhalb des Landes zustande, sondern es bildete sich im 
Gegenteil ein Dualismus von zwei weitgehend unabhängigen Wirtschaftsbereichen heraus: 
Einerseits ein hochentwickelter, kapitalintensiver Zweig in den Zukunftsbranchen in 
ausländischer Hand und andererseits ein wenig zukunftsträchtiger einheimischer Zweig in 
traditionellen Branchen mit geringen Renditechancen, wobei in den Jahren 1982 - 1988 in 
                                                 
265 Vgl. Keatinge, P., Laffan, B.: Ireland: A small open polity, in: Coakley J., Gallagher, M. (edt.): Politics in the Republic of Ireland, 
London, New York 1999, S. 320-349, S. 337. 
266 Vgl. Driever, K., a.a.O., S. 117. 
267 Vgl. Müller, M., a.a.O., S. 132 ff. 
268 Vgl. Driever, K., a.a.O., S. 89. 
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diesem Bereich allein durch Konkurse 34 000 Arbeitsplätze verlorengingen.269 Der wertmäßig 
größte Exportanteil wurde bereits zu dieser Zeit von ausländischen Unternehmen abgewickelt.  
 
Die wirtschaftspolitischen Versuche bis zum Ende der achtziger Jahre brachten nicht den 
grundsätzlichen Umschwung, da kein integriertes Gesamtkonzept für die Entwicklung vorlag 
und eine allgemeine Europaausrichtung der Wirtschaftspolitik noch nicht sichtbar wurde. In 
den Jahren 1982 bis 1986 war das Wirtschaftswachstum in Irland zum Stillstand gekommen. 
Das Verhältnis der Staatsschulden zum Bruttoinlandsprodukt hatte zeitweilig die 
Größenordnung von 125 % erreicht.270 Die seinerzeit amtierende Koalitionsregierung aus Fine 
Gael und Labour (mit Ausnahme von Februar bis November 1982) war trotz anderslautender 
Rhetorik zu einschneidenden Kürzungen in den öffentlichen Haushalten nicht in der Lage. Sie 
war ausschließlich mit dem Überstehen der kurzfristigen Finanzkrisen beschäftigt und konnte 
keine längerfristigen Perspektiven aufzeigen.  
 
1.3 Irlands Aufstieg in den 90er Jahren 
 
Erst im Jahr 1987 war nach den vorangegangenen Unstetigkeiten in der Entwicklung mit der 
Regierungsübernahme von Fianna Fáil eine Konstellation gegeben, um die gesamte Politik 
des Landes konsequent nach Europa auszurichten. Nach den vorangegangenen Jahren der 
Stagnation und der Krise gab es einerseits einen gesellschaftlichen Konsens, die 
unvermeidlichen Maßnahmen bei der Kürzung der Staatsausgaben konsequent durchzuführen 
und das Land nicht noch weiter in die Verschuldung abdriften zu lassen. Andererseits wurde 
die Weltwirtschaft im Jahr 1987 von einem Aufschwung erfaßt, von dem die exportorientierte 
Wirtschaft  Irlands profitieren konnte. Auf dieser Grundlage war eine auf lange Sicht 
angelegte Politik wieder möglich geworden. In Irland wurde daher die sich immer deutlicher 
herausschälende Wirtschaftsintegration mit dem damals bereits absehbaren Gemeinsamen 
Markt und den grundlegenden Freiheiten des Wirtschaftsverkehrs als große Chance erkannt. 
Nicht zuletzt gab es zu dieser Zeit erstmals wissenschaftliche Studien271 über die 
Erfordernisse und Wirkungen der Integration, die Anstöße für das weitere Regierungshandeln 
geben konnten. Die in der nachfolgenden Tabelle zusammengefaßten wirtschaftlichen 
Ausgangsdaten zeigen die Dringlichkeit einer anderen Wirtschaftspolitik auf. 
 
                                                 
269 Vgl. Müller, M., a.a.O., S. 135.  
270 Vgl. Murphy, A. E., a.a.O., S. 10. 
271 Vgl. Coombes, D. (edt.): Ireland and the European Community, Dublin 1983 und Drudy, P.J., Mc Aleese, D. (edt.): Ireland and the 
European Community, Cambridge 1984. 
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Tabelle 11: Wirtschaftsdaten Irlands im Jahr 1987 
 1985 1986 1987 
BIP pro Kopf in Kaufkraftparitäten im Vergleich mit der EG 12 (in %)  64,3   67,8  64,1
Wirtschaftswachstum (in %) 3,2 -0,4   4,4
Arbeitslosigkeit (in %) 18,1 17,9  17,5
Staatsverschuldung in Prozent zum BIP (in %) 109 116   118
Budgetdefizit des Staates in Prozent des BIP (in %) 11,2 10,5    8,5
 
Quelle: Europäische Kommission: Europäische Wirtschaft Nr. 58, Brüssel, Luxemburg 1994, S. 120 ff. 
 
 
Tabelle 11 macht folgende Probleme deutlich: 
 
1) Die Arbeitslosigkeit war zu diesem Zeitpunkt die zweithöchste in der EG mit einem sehr 
hohen Sockel an Langzeitarbeitslosigkeit. 
2) Das Bruttoinlandsprodukt entsprach bei weitem nicht der Größenordnung, wie es in 
modernen Volkswirtschaften in Westeuropa erzielt wurde. 
3) Die Staatsverschuldung und das aktuelle Budgetdefizit führen bei Nichtbeachtung der 
Situation in  kurzer Zeit zu einer massiven Abnahme der Kreditwürdigkeit des Staates. 
 
Hinzu kamen einige Sonderaspekte: Irland hatte wegen seiner Insellage am westlichen Rand 
Europas besondere Transportprobleme, die durch eine auf niedrigem Niveau befindliche 
Infrastruktur verstärkt wurden (schlechter Straßen- und Schienenausbau, ungenügende Hafen- 
und Flughafenkapazitäten). Das schlechte Transportnetz erhöhte die Fahrzeiten, die 
Transportkosten und beeinträchtigte damit zusätzlich die Konkurrenzfähigkeit. Diese 
Probleme behinderten sowohl die Entwicklung der boomenden Region von Dublin als auch 
der Randlagen, die touristisch besser erschlossen werden könnten. Auch die EU-Kommission 
sah in der Kombination aus Randlage, geringer Bevölkerungsdichte, Unterinvestition und 
institutioneller Probleme einen wichtigen Faktor, der die Verfügbarkeit, die Qualität und/oder 
die Kosten von wichtigen öffentlichen Dienstleistungen beeinträchtigte.272  
 
Desweiteren gab es kaum einheimische Unternehmen, die eine für den internationalen 
Wettbewerb angemessene Größe aufwiesen. Die einheimischen Firmen litten vor allem an 
Management-, Marketing- und Produktionsschwächen, zu geringen Investitionen in 
Forschung und Entwicklung, einer zu schwachen technologischen Grundlage, einer generell 
zu geringen Investitionsrate und zu wenig verfügbarem Kapital. 
 
Ein ungelöstes Problem stellte außerdem der ungenügende Ausbildungsstand der Bevölkerung 
aufgrund eines nicht ausreichenden Bildungswesens dar. 
 
                                                 
272 Vgl. Europäische Kommission: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf die wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Union 1989 - 
1999: Erste Ergebnisse - dargestellt nach Ländern  (Oktober 1996),  Brüssel, Luxemburg 1997, S. 83. 
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Erschwerend kamen die enorme Staatsverschuldung, zu stark angestiegene Sozialleistungen, 
ein leistungshemmendes Steuersystem und - gemessen an der geringen Leistungsfähigkeit - 
ein auf zu hohem Niveau liegendes Lohnsystem hinzu. Eine Reformierung dieser Zustände 
war in der Vergangenheit immer daran gescheitert, daß der Aufbau neuer Systeme den 
Verlust der vertrauten Sicherheit mit sich gebracht hätte und daher auf Ablehnung stieß. Diese 
Faktoren zusammengenommen führten dazu, daß Irland in den 20 Jahren zuvor den Anschluß 
an die europäische Entwicklung verloren hatte. 
 
Die Voraussetzungen für eine rasche Verbesserung schienen daher nicht besonders günstig zu 
sein. Die Neuausrichtung der Politik und das stärkere Augenmerk der EU für die Entwicklung 
der schwächeren Länder (seit der EEA) schufen aber zusammen die Möglichkeit, daß für 
Irland mittlerweile der Begriff “Keltischer Tiger” als Synonym für Aufschwung und 
Prosperität allgemeine Verwendung findet. 
 
Der radikale Kurswechsel Ende der 80er Jahre ließ Irland zu einem Musterknaben bezüglich 
Integrationswilligkeit und -fähigkeit werden. Das Land entwickelte in der Folge eine enorme 
Betriebsamkeit, wenn es um Kontakte zwischen den Ministerien und der EU-Kommission 
ging. Gleichzeitig richtet sich seither die gesamte irische Wirtschaftspolitik daran aus, in 
möglichst großem Umfang europagerecht zu agieren und künftige Entwicklungen in Europa 
frühzeitig in die eigene Politik einfließen zu lassen. Sowohl die irische als auch die 
europäische Seite zeigten sich mit dem System frühzeitiger Abstimmung der Politik bis 
hinunter auf die Ebene einzelner Abteilungen der irischen Ministerien zufrieden. Es hat sich 
nahezu ein Wettbewerb zwischen den politischen Akteuren ergeben, wie man am besten den 
europapolitischen Anforderungen gerecht werden kann. Das liegt sicher einerseits daran, daß 
sich für die Iren mit dieser Politik ein noch nie gekannter Aufschwung verbindet, von dem 
inzwischen fast jeder erfaßt worden ist (obwohl der Sozialstaat nur langsam ausgebaut wird), 
andererseits ist die Integration dem Volk bisher vor allem als Wirtschaftsintegration 
geschildert worden, und die politische Klasse Irlands hat die tiefergehenden Probleme um die 
politische Integration in der Öffentlichkeit noch nicht wirklich angefaßt.273 
 
Mit zunehmender wirtschaftlicher Prosperität stieg der Anteil an Zustimmung zur 
Europapolitik in der Bevölkerung bis auf  85 % (1998) an, wie durch Eurobarometer-
Umfragen bestätigt wurde. Dies ist weit mehr Zustimmung als in jedem anderen Land der 
EU.274  
 
                                                 
273 Vgl. McLoughlin, E.: Irland, in: Weidenfeld, W. (Hrsg.): Europa-Handbuch, S. 139-151, S. 145 f. und Driever, K., a.a.O., S. 125. 
274 Vgl. Keatinge, P., Laffan, B., a.a.O., S. 341.  
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1.4 Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
 
In den folgenden Abschnitten sind die wichtigsten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
zusammenfassend aufgeführt, die in den letzten Jahren zu einer erhöhten Attraktivität des 
irischen Wirtschaftsraumes beigetragen haben, den Standort auch für ausländische Investoren 
interessant machten und damit als wichtige Wachstumsfaktoren angesehen werden können. 
 
Arbeitskosten 
 
Irland galt bis zu Beginn der siebziger Jahre als ausgesprochenes Niedriglohnland. Die 
verfehlte Wirtschaftspolitik nach dem Beitritt zur EU im Jahre 1973 führte aber über mehrere 
Jahre zu hohen Inflationsraten und einer entsprechenden Anpassung der Nominallöhne. Zu 
Beginn der achtziger Jahre war der Lohnabstand zu den meisten Staaten Westeuropas daher 
nicht mehr in gleichem Maße vorhanden, was die Attraktivität als Investitionsstandort unter 
diesem Gesichtspunkt verringerte. 
 
In Irland gab es einen mehrfachen Wechsel zwischen einem stärker zentral geprägten 
Lohnfindungssystem unter Einschluß der Regierung und einem dezentralen System, bei dem 
die Unternehmen im wesentlichen direkt mit den Arbeitnehmern die Entlohnung vereinbarten. 
Im Jahr 1987 gelang es der Regierung, Arbeitgeber, Gewerkschaften und Bauernverbände an 
einen Tisch zu bekommen und in einem “Programme for National Recovery” neben 
gemeinsamen wirtschaftspolitischen Zielen und konkreten Reformvorhaben auch moderate 
Lohnsteigerungen zentral festzulegen und damit für mehrere Jahre in den Unternehmen 
Planungssicherheit über die Arbeitskosten zu erzielen. Diese Tendenz konnte auch in 
Nachfolgevereinbarungen der Jahre 1991 und 1994 bis hin zum Programm “Partnership 
2000” fortgesetzt werden. Diese Nachfolgevereinbarungen basierten teilweise auch darauf, 
daß auf Vorschlag der Regierung moderate Lohnsteigerungsraten im “Tausch” gegen 
Senkungen bei der Einkommenssteuer vereinbart wurden. Gegen Ende der neunziger Jahre ist 
aber angesichts der stark veränderten Situation am Arbeitsmarkt ein gewisser Kampf der 
Arbeitgeber um die verbliebenen Arbeitskräfte zu beobachten, der sich auf die 
Lohnsteigerungsraten ausgewirkt hat.275 Die getroffenen Lohnvereinbarungen unterstreichen 
aber im wesentlichen die nach wie vor vorhandene Wirksamkeit der gemeinsamen, 
branchenübergreifenden Übereinkünfte zu den Lohnleitlinien. Nur in 11,6 % der Fälle wurden 
höhere Grundlöhne vereinbart, die in vielen Fällen in weiteren Produktivitätssteigerungen ihre 
Ursache hatten.276 Dies betraf zumeist die Firmen in hochtechnologischen Bereichen in einem 
immer enger werdenden Arbeitsmarkt. So wurde festgestellt, daß sich seit 1997 die Anzahl 
offener Stellen in einem starken Aufwärtstrend befindet und im Jahr 1998 besonders im 
                                                 
275 Vgl. OECD:  OECD-Wirtschaftsausblick, Nr. 65, Paris 1999, S. 95 f. 
276 Vgl. Government of Ireland: Annual Review for Ireland 1999, in: www.eiro.eurofound.ie, Zugriff Oktober 2000.  
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Bereich des höher qualifizierten Computer- und Ingenieurpersonals 15 % der Stellen 
unbesetzt waren.277 
 
Die normale Wochenarbeitszeit beträgt 39 Stunden. Gemessen an anderen 
Arbeitszeitvereinbarungen in Europa (z.B. Deutschland) stellt dies einen Wettbewerbsvorteil 
der irischen Wirtschaft dar. Außerdem wurde die “EU Directive on working time” umgesetzt, 
wodurch bei den Firmen ein hohes Maß an flexibler Arbeitszeitgestaltung in verschiedener 
Form möglich wurde und insbesondere die Teilzeitarbeit einen Aufschwung erlebte. 
 
Das bisher letzte zentrale Programm (“Programme for Prosperity and Fairness”) vom Februar 
2000, das “Partnership 2000” ablöste, verabschiedete als Richtwert eine minimale 
Lohnerhöhung von zwei Mal 5,5 % in den Jahren 2000 und 2001 und eine weitere Erhöhung 
von 4 % im Jahr 2002 der auf fast drei Jahre Laufzeit angelegten Vereinbarung.278 Angesichts 
der Inflationsbeschleunigung im Jahr 2000 wurde die Lohnerhöhung für das Jahr 2001 bereits 
auf 7,5 % angehoben.279 Ob diese Größenordnung ausreichen wird, bleibt abzuwarten. 
 
Steuerrecht 
 
Irland besitzt eine Reihe Besonderheiten bei der Besteuerung von Unternehmen, die für die 
Ansiedlung ausländischer Unternehmen entscheidend gewesen sein dürften. Die wesentlichen 
Grundsätze bei der Besteuerung in Irland seien kurz zusammengefaßt: 
 
• In Irland werden Steuern - mit Ausnahme der Grundsteuer - ausschließlich von der 
Regierung erhoben. Es existiert kein undurchschaubares Steuerdickicht. Mit einer Reihe 
von Staaten bestehen Doppelbesteuerungsabkommen. Auf Dividenden, Zinsen und 
Lizenzen werden nach diesem Abkommen keine Steuern, auch keine Quellensteuern, 
erhoben. 
 
• Das System der Mehrwertsteuer entspricht im wesentlichen dem in Deutschland 
gewohnten System mit einem grundlegenden Satz und einem verringerten Satz für 
bestimmte Waren und Dienstleistungen. Unternehmen, die mehr als 75 % ihrer Produkte 
exportieren, können eine Befreiung von der Zahlung der Umsatzsteuer für die 
erforderlichen Produkte und Dienstleistungen sowohl für die in- als auch die ausländischen 
Zulieferer erhalten. 
 
                                                 
277 Vgl. Williams, J., Hughes, G.: National Survey of Vacancies in the Private Non-Agricultural Sector 1998, October 1999, Summary in:  
www.esri.ie/1999_bk_mn_sum.htm. 
278 Vgl. o.V.: Irische Tarifparteien schmieden neuen Lohnpakt, in: Handelsblatt, Nr. 60,  25.03.2000, S. 10. 
279 Vgl. European Foundation for the improvement of Living and Working Conditions: Rescuing Ireland´s social pact, in: 
www.eiro.eurofound.ie, Zugriff  Februar 2001. 
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Die Körperschaftssteuer beträgt für Unternehmen, die Güter in Irland herstellen, lediglich 
10_% (ab 2003 sind es auf Druck der EU für alle Kapitalgesellschaften 12,5 %).280 Diese 
Regelung hat zunächst bis zum Jahr 2010 Bestand. Der Begriff ”Herstellen” wird dabei sehr 
weit gefaßt und umfaßt beispielsweise auch technische Dienstleistungen, Softwareherstellung 
und ähnliches.281 Bei Unternehmen, die sich im Finanzzentrum ”Custom House Docks” in 
Dublin angesiedelt haben, werden darunter auch die üblichen internationalen 
Finanzdienstleistungen verstanden.282 Die Einführung einer solch niedrigen 
Unternehmensbesteuerung wurde erleichtert, weil in Irland wegen der ursprünglich nur sehr 
schwach ausgeprägten Industrie diese Steuerart keine große Bedeutung im Haushalt des 
Landes besaß. Der Entwicklungsrückstand wirkte sich in diesem Fall vorteilhaft für die 
Ausgestaltung der Bedingungen für Industrieansiedlungen aus.283  
 
Das “International Financial Services Centre”284 bietet darüber hinaus noch für 10 Jahre nach 
der Ansiedlung eines Unternehmens die Befreiung von der örtlichen Grundsteuer, eine 
hundertprozentige Steuerabschreibung im ersten Jahr für selbstgenutzte Neubauten oder eine 
Abschreibung von 54 % im ersten Jahr, wenn das Gebäude vermietet wird (der Restwert wird 
mit 4 % pro Jahr abgeschrieben). Außerdem können an diesem Ort Zinserträge ohne Abzug 
einer Quellensteuer ausbezahlt werden, unabhängig vom jeweiligen Steuerabkommen.285 
 
Generell besteht für Unternehmen ein besonderes System von Sonderabschreibungen (capital 
allowances), wonach die steuerlich möglichen Abschreibungen die Buchabschreibungen 
deutlich übersteigen. So kann ein Unternehmen die Anschaffungskosten von Fabrikgebäuden 
und Maschinen im ersten Jahr mit 50 % absetzen. 
 
Besondere steuerliche Bedingungen gelten außerdem im Bereich des zollfreien Gebietes auf 
dem Flughafen Shannon Airport. 
 
Die geringen Steuersätze und die sehr guten Abschreibungsmöglichkeiten konnten von einem 
Teil der Firmen zu Beginn Ihrer Investitionen nicht voll genutzt werden. Aus diesem Grund 
wurden in Zusammenarbeit mit Banken besondere Finanzierungsinstrumente entwickelt, die 
unter Nutzung der Besonderheiten des Systems Kreditvergaben zu deutlich günstigeren 
Zinssätzen möglich machten. Ähnliche Modelle werden durch Übertragung der 
                                                 
280 Vgl. Schubert, Ch.: Irland müßte das zu starke wirtschaftliche Wachstum dämpfen, in: FAZ, Nr. 258,  6.11.2000, S. 20. 
281 In den sonstigen Sektoren beträgt der Regelsatz der Körperschaftssteuer  28 %. Vgl. Europäische Kommission: Europäische Wirtschaft 
Nr. 1, Brüssel, Luxemburg 1999, Beiheft A. 
282 Vgl. Vgl. Conrads-Hassel, E., Zimmermann, H. E.: Irland, in: Franke, R., Stollberg, F. (Hrsg): Investitions-Standorte in den Ländern der 
EG: Wegweiser für das Management, Frankfurt am Main 1990, S. 211-234, S. 227. 
283 Vgl. Murphy, A. E., a.a.O., S. 4. 
284 Eine Art Sonderwirtschaftszone im alten Hafengelände von Dublin. 
285 Vgl. Conrads-Hassel, E., Zimmermann, H. E., a.a.O., S 225. 
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Abschreibungsmöglichkeiten eines Unternehmens an ein finanzierendes Institut bei 
Leasingfinanzierungen genutzt und führen zu besonders vorteilhaften Leasingraten. 
 
Gewinne können generell ohne Hindernis ins Ausland transferiert werden. 
Dividendenzahlungen sind in Irland steuerfrei. Das Deutsch-Irische 
Doppelbesteuerungsabkommen eröffnet beispielsweise die Möglichkeit, Gewinne ohne 
Besteuerung durch die deutsche Steuer an die Besitzer in Deutschland auszuschütten.286 
 
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß aufgrund des bedeutenden Anteils 
ausländischer Unternehmen an der Wirtschaftsleistung Irlands zwischen dem 
Bruttosozialprodukt und dem Bruttoinlandsprodukt ein Unterschied von bis zu 12 % 
besteht,287 weil die erzielten Gewinne in hohem Maße repatriiert werden. Es gibt deshalb eine 
Tendenz, den Wohlstand der irischen Wirtschaft zu überschätzen. Für die Bemessung der EU-
Zuschüsse und der EU-Strukturförderung bildet das BIP pro Kopf eine wesentliche 
Grundlage, was zu Fehleinschätzungen führen könnte. Als Maßstab für die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit Irlands sollte daher eher das BSP herangezogen werden. 
 
2. Nationale  wirtschaftspolitische Maßnahmen 
 
2.1 Entwicklungsstrategie der irischen Regierung 
 
Die Wirtschaftspolitik des Landes wird aufgrund der geringen Größe Irlands zentral von der 
Regierung geführt. Sie orientiert sich - was die irischen Unternehmen angeht - hauptsächlich 
an den Bedürfnissen von Kleinunternehmen, da das gesamte Land vorwiegend 
kleinbetriebliche Strukturen aufweist (ca. 98 % aller Unternehmen haben weniger als 50 
Beschäftigte). Eine besondere Aufmerksamkeit kommt dabei noch einmal den Unternehmen 
mit weniger als 10 Beschäftigten zu (etwa 88 % aller Unternehmen). 288 
 
Die Neuausrichtung der nationalen Politik läßt sich an zwei wichtigen Punkten festmachen: 
Einerseits wurde im Jahr 1987 nach langem Kampf eine Politik der finanziellen Kürzungen 
im Staatshaushalt zum Schuldenabbau eingeführt und andererseits eine längerfristig angelegte 
Politik für die Entwicklung des Landes begründet, in deren Mittelpunkt ein unter 
Federführung der Regierung erarbeiteter Nationaler Entwicklungsplan (National Development 
Plan) stand, der die wesentlichen Entwicklungsziele für eine Periode von 1989 - 1993 enthielt. 
In diesem Plan wurden die besonderen Schwächen des Wirtschaftsstandortes Irland 
                                                 
286 Vgl. ebenda, S. 231. 
287 Vgl. McLoughlin, E., a.a.O., S. 149. 
288 Vgl. De, D., Wimmers, S.: Mittelstand und Mittelstandspolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union: Belgien, Frankreich, 
Großbritannien, Irland,  Stuttgart 1994., S. 159. 
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aufgezeigt und Maßnahmen für deren schrittweise Beseitigung angegeben. Gleichzeitig 
bildete er die Basis für die in diesem Zeitraum eingeführte Strukturförderung der EU für 
strukturell besonders benachteiligte Regionen. 
 
Die Regierungsmaßnahmen in der Strukturpolitik bezogen sich in erster Linie auf die 
Exportförderung, Gründungsförderung, Förderung des Zuliefererwesens und Schaffung eines 
international wettbewerbsfähigen Unternehmenssektors.  
 
Es wurden mit den Maßnahmen des Nationalen Entwicklungsplans in erster Linie solche 
Unternehmen begünstigt, die einen möglichst großen Beitrag zum Beschäftigungswachstum 
leisten, wobei sowohl einheimische als auch ausländische Unternehmen bei der Förderung 
Berücksichtigung fanden. Für ausländische Unternehmen waren neben den Maßnahmen des 
Nationalen Entwicklungsplans insbesondere die Gewährung von staatlichen Subventionen, 
Steuervergünstigungen, ein relativ niedriges Lohnniveau, der sich abzeichnende 
Arbeitsfrieden und hohe Arbeitskraftreserven bei ihrer Ansiedlungsentscheidung wichtig. 
 
Neben dem Bemühen um ausländische Direktinvestitionen strebte die Regierung auch an, 
Kooperationen zwischen ausländischen und einheimischen Unternehmen zu fördern. Zu 
diesem Zweck wurde bereits Mitte der achtziger Jahre das “National Linkage Programme” ins 
Leben gerufen, das insbesondere einheimischen Zulieferern den Weg zu den ausländischen 
Unternehmen ebnen sollte. 
 
Ein weiterer wichtiger Anstoß für die Politik in den neunziger Jahren war der als Culliton 
Report (1992) bekanntgewordene Bericht eines Ausschusses für die Industriereform, in dem 
die damalige Situation analysiert und Empfehlungen für die weitere Industriepolitik Irlands 
gegeben wurden. Kernstück der künftigen Politik sollte eine grundlegende Reform der 
irischen Industrie, des Steuersystems und der Berufsausbildung werden, um auf diesem Wege 
die hohe Arbeitslosigkeit zu beseitigen.  
 
Der Verbesserung der staatlichen Förderpolitik diente auch die Umstrukturierung der dafür 
zuständigen Organe. Die Industrial Development Authority (IDA)289 beschäftigte sich 
daraufhin, d.h. seit 1994, nur noch mit den Auslandsinvestitionen, während mit dem 
Forbairt290 die Organisation zur Förderung der heimischen Industrie geschaffen wurde. 
Schwerpunkte waren dabei Exportförderung, Energie, Transport, Kommunikation und 
Infrastruktur. 
 
                                                 
289 IDA untersteht dem Ministerium für Industrie und Handel und war bis zur Umstrukturierung 1993 an allen Fördermaßnahmen beteiligt, 
die die heimische Industrie voranbringen oder ausländische Investoren ins Land holen sollten. 
290 Forbairt hat die Aufgabe, alle Fördermaßnahmen für irische Industrieunternehmen zu koordinieren (einschließlich des “National Linkage 
Programme”). Während das Forbairt grundsätzlich zentrale Fördermaßnahmen durchführt, gibt es seit 1993 mit den County Enterprise 
Boards auf Bezirks- und Gemeindeebene ergänzende Einrichtungen (siehe auch Anhang, Abb. A3). 
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Zwei Jahre nach dem Culliton Report wurden im Report of Task Force on Small Business291  
Vorschläge für eine stärker strukturierte, effizientere Förderung und bessere 
Rahmenbedingungen der heimischen Industrie unterbreitet. Die Empfehlungen dieser Reports 
schlugen sich auch im Nationalen Entwicklungsplan für die Jahre 1994 - 1999 nieder. 
 
Die Ziele der irischen Wirtschaftspolitik blieben auch nach den Änderungen im Zuge der 
genannten Empfehlungen im wesentlichen erhalten: Abbau der Arbeitslosigkeit, Erhöhung 
der Produktivität der Volkswirtschaft, Erhöhung des Bruttoinlandsprodukts und Abbau der 
Staatsverschuldung. Gleichzeitig kam es aber im Laufe der Zeit zu einer leichten 
Akzentverschiebung bei den Förderprioritäten, die langfristig die sehr hohen steuerlichen und 
finanziellen Anreize für Auslandsinvestitionen zurückführen und stattdessen die 
einheimischen Klein- und Mittelunternehmen stärker fördern sollte. Auf diese Weise 
erwartete man, daß diese Unternehmen stärker wachsen und als Partner für ausländische 
Unternehmen attraktiver würden, ohne daß zusätzlich die bisherigen Förderanreize in 
gleichem Maß erforderlich bleiben müßten.  
 
Einige weitere Forderungen des Reports of Task Force on Small Business sind die Schaffung 
günstigerer Finanzierungsbedingungen für die Unternehmen, Steuererleichterungen, die 
Verringerung des bürokratischen Aufwandes für die Unternehmen, die Verbesserung der 
Informationsbeschaffung und die Unterstützung des Managements. In diesem Sinn kann man 
etwa seit 1995 von einer eigentlichen Mittelstandspolitik in Irland sprechen. 
 
Für die Periode ab dem Jahr 2000 ist neben dem Bemühen um Fortsetzung der stabilitäts- und 
wachstumsorientierten Politik eine stärkere Akzentuierung im Bereich einer besseren 
regionalen Verteilung von öffentlichen und privaten Investitionen und die Hinwendung bei 
der Arbeitsmarkt- und Ausbildungspolitik auf die wirklich Bedürftigen festzustellen.292 
 
2.2 Bereiche der Förderung 
 
Die vorteilhaften Förderbedingungen in den vergangenen Jahren sollten einerseits zu einer 
Belebung des Investitionsverhaltens der nationalen Unternehmen führen, aber auch 
ausländische Firmen überzeugen, die Neuansiedlung von Produktionsstandorten in Irland 
vorzunehmen. Die wichtigsten Teilaspekte, die den Standort Irland für Gründer und Ansiedler 
attraktiv machen sollten, werden in den nachfolgenden Abschnitten kurz dargestellt. 
 
                                                 
291 Irish Small & Medium Enterprises Association (edt.): Report of Task Force on Small Business, Dublin 1994. 
292 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, Dublin 1999, S. 33. 
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1)   Gründungsförderung 
 
Eine wichtige Maßnahme bei der Offensive zugunsten der Entwicklung eines einheimischen 
Mittelstandes ist in der Vereinfachung der Unternehmensgründung zu sehen. Einerseits 
betragen die Kosten für die Gründung eines Unternehmens nur etwa 100 - 150 €, andererseits 
wurde 1993 ein vereinfachtes Gründungsverfahren eingeführt, bei dem lediglich der 
Unternehmenszweck und das Gründungskapital angegeben werden muß, was den 
Gründungsprozeß erheblich beschleunigt.293  
 
Ein besonderes Förderungsprogramm stellt das “Enterprise Development Programme” dar, 
daß qualifizierten Personen Hilfe bietet, die ihr Unternehmen in einem Wachstumsbereich der 
Industrie gründen, exportorientiert sind und ein hohes Wachstumspotential aufweisen. Im 
Rahmen dieses Programms kann der Unternehmer verschiedene finanzielle Hilfen in 
Anspruch nehmen (im Regelfall bis 380 921 €), von denen er bei Erfolg nur 40 % 
zurückzahlen muß. Bei Mißerfolg werden die Kosten vollständig vom Forbairt übernommen. 
Bis 1994 wurden allein mit Hilfe dieses Programms 3 000 Arbeitsplätze in 160 Unternehmen 
geschaffen.294  
 
Eine weitere Hilfe ist im “Mentor Programme” zu sehen, bei dem Unternehmensgründer 
durch ehrenamtliche Mentoren, die zumeist selbst Unternehmer gewesen sind, beraten 
werden.  
 
2)   Exportförderung 
 
In der irischen Industrie sind über 60 % der Arbeitsplätze exportabhängig, was der 
Exportförderung einen hohen Stellenwert einräumt. Die irische Regierung verfolgt daher das 
Ziel, die heimischen, exportorientierten Unternehmen bei der Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit zu unterstützen und zu einer Größe heranwachsen zu lassen, die für den 
internationalen Erfolg erforderlich ist. Für die Unterstützung insbesondere der kleinen 
Unternehmen wurden sogenannte “Trading Houses” gegründet, die beim Aufbau von 
Marketingunternehmen helfen, um irische Produkte im Ausland vermarkten zu können. 
 
Eine weitere Maßnahme ist das “Targeted Marketing Consultancy Programme”, das die 
Inanspruchnahme eines externen Beraters für den Export finanziell unterstützt, der für das 
betroffene Unternehmen Exportmarketingpläne erarbeitet und bei deren Umsetzung beratend 
zur Seite steht. Daneben gibt es noch weitere Programme, die Hilfen beim Aufbau von 
Kontakten gewähren und Verkaufsmöglichkeiten im Ausland für bestimmte Branchen suchen. 
                                                 
293 Vgl. De, D., Wimmers, S., a.a.O., S. 169. 
294 Vgl. ebenda, S. 170. 
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3)   Forschungs- und Technologieförderung 
 
Eine entscheidende Ursache für den Rückstand der einheimischen irischen Industrie ist in der 
geringen Tätigkeit im Bereich Forschung und Entwicklung zu suchen. Forbairt bietet daher 
eine Reihe von Programmen an, bei denen finanzielle Hilfen bei der Entwicklung von 
Produkten und Prozessen mit innovativem Charakter gewährt werden. Ein Hauptmanko 
besteht in Irland darin, daß es kaum gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsarbeit von 
mehreren Unternehmen gibt, was angesichts der geringen Größe der meisten Gesellschaften 
aber der einzig erfolgversprechende Weg sein dürfte. Aus diesem Grund wurde das 
“Framework Programme” eingerichtet, das ausschließlich solche gemeinsam durchgeführten 
Projekte mehrerer Unternehmen fördert. 
 
Die irischen Programme für einheimische Unternehmen übernehmen bei der Forschungs- und 
Technologieförderung 50 % der Kosten, die bei der Einrichtung einer dauerhaften 
Forschungs- und Entwicklungsabteilung und der Beschäftigung eines Forscherteams 
entstehen. Ausländische Unternehmen erhalten fallweise Förderung, wenn sie eine 
Entwicklungsabteilung dauerhaft in Irland einrichten. 
 
4)   Förderung der heimischen Zulieferer 
 
Grundlage für die Einzelmaßnahmen ist das schon erwähnte “National Linkage Programme”, 
das die langfristigen Geschäftsbeziehungen zwischen Tochtergesellschaften ausländischer 
Unternehmen und einheimischen Zulieferern fördern soll. Im Rahmen des Programms werden 
für die interessierten Industrieunternehmen in erster Linie Informationen bereitgestellt und 
Beratungen durchgeführt. 
 
5)   Sonstige Maßnahmen für den Mittelstand 
 
In Irland bestand ein langjähriges Strukturproblem darin, daß aufgrund gesetzlicher Vorgaben 
im Bankwesen kleine Unternehmen kaum die Möglichkeit hatten, sich langfristiger 
Fremdmittel zu bedienen. Für diese Unternehmen gab es praktisch keinen Markt zur 
Aufnahme von Kapital. Diese Tatsache hatte zur Folge, daß irische Unternehmen wegen der 
geringen Kapitalausstattung häufig erst mit großer Verspätung ihren Zahlungsverpflichtungen 
nachkamen, was nicht zuletzt ein Grund für die lange Zeit hohe Insolvenzrate irischer 
Neugründungen war (z.B. existierten 56 % der staatlich geförderten Neugründungen des 
Jahres 1983 nach 10 Jahren nicht mehr295). In der zweiten Hälfte der neunziger Jahre wurden 
daher die Finanzierungsbedingungen für kleine Unternehmen unter anderem durch die 
                                                 
295 Vgl. ebenda, S. 156. 
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Einführung von Verzugszinsen und zügige gerichtliche Verfahren bei Nichtzahlung 
verbessert. 
 
6)   Bezuschussung von Investitionen 
 
Irland bietet ausländischen Investoren Kapitalzuschüsse bei Investitionen an. Diese Zuschüsse 
werden über die IDA abgewickelt und betreffen Grundstücks-, Gebäude- und 
Ausrüstungskosten. Sie werden bar zur Verfügung gestellt und können in speziellen 
Entwicklungsregionen bis zu 60 % der Investitionskosten betragen.296 
 
Für ausländische Unternehmen sind folgende weitere Zuschüsse von Bedeutung: 
 
• Ausbildung, Schulung der Mitarbeiter  bis 100 % 
• Forschung und Entwicklung   bis   50 % 
• Einführung neuer Technologien   bis   50 %  
 
der entstehenden Kosten.297 
 
Aufgrund der staatlichen Zuschüsse und der günstigen Finanzierungsbedingungen ist für 
einen Investor im produzierenden Bereich nur ein relativ geringer Kapitaleinsatz erforderlich. 
Die Kombination von günstiger Finanzierung oder günstigem Leasing mit einem 
Körperschaftsteuersatz von nur 10 % führt zu hervorragender Rentabilität, zumal im Regelfall 
wegen der Doppelbesteuerungsabkommen keine weitere Versteuerung im Heimatland des 
Unternehmens vorgenommen werden muß. 
 
7)   Betreuung ausländischer Investoren 
 
Die Steigerung der Wirtschaftsleistung wurde vor allem von Ansiedlungen hochproduktiver, 
kapitalintensiver ausländischer Unternehmen getragen. Obgleich Irland schon seit geraumer 
Zeit eine aktive Ansiedlungspolitik zugunsten ausländischen Kapitals betrieb, führte der 
Globalisierungsschub, in dessen Mittelpunkt die mit der Informationstechnologie verbundene 
“New Economy” steht, in den neunziger Jahren dazu, daß Irland von der Peripherie Europas 
in den Mittelpunkt der Weltwirtschaft rückte. Im Jahr 2000 war Irland der zweitgrößte 
Exporteur von Standardsoftware in der Welt. Daneben haben sich zwölf der zwanzig größten 
Elektronikunternehmen und die zehn größten pharmazeutischen Unternehmen auf der Insel 
angesiedelt.  
 
                                                 
296 Vgl. Conrads-Hassel, E., Zimmermann, H. E., a.a.O., S. 223. 
297 Vgl. ebenda, S. 230. 
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Ein wesentlicher Punkt für diese Entwicklung ist in der Betreuungsarbeit der ausländischen 
Unternehmen durch die bereits benannte Behörde IDA zu suchen. Potentielle ausländische 
Investoren werden schon in den jeweiligen Heimatländern mit umfangreichen Informationen 
versorgt. Die IDA besitzt zu diesem Zweck fünfzehn Auslandsvertretungen, die den direkten 
Kontakt mit den Unternehmen pflegen. Allein in Deutschland werden drei Stützpunkte in 
Düsseldorf, Stuttgart und München unterhalten.  
 
Bei der eigentlichen Ansiedlung gewährt die IDA Unterstützung bei der Auswahl geeigneter 
Standorte und bei der Grundstückssuche. In vielen Regionen existieren vollerschlossene 
Gewerbegrundstücke, auf denen sofort gebaut werden kann oder bei denen die Übernahme 
von auf Vorrat gebauten Fabrikgebäuden möglich ist. Diese Gebäude wurden im allgemeinen 
so konzipiert, daß die Anpassung an die spezifischen Bedürfnisse der Fertigung oder 
Dienstleistung ohne großen finanziellen oder zeitlichen Aufwand erfolgen kann. 
 
Wenn ein Investor die erforderlichen Fertigungsstätten dennoch selbst errichten will, erhält er 
schnelle und unbürokratische Hilfe durch die IDA in allen Fragen der Standortauswahl und 
bei erforderlichen Genehmigungsfragen. In diesen Situationen bewährt sich der direkte 
Aufbau der IDA als Regierungsbehörde, da das z.B. in Deutschland häufig beklagte 
Behördendickicht mit für einen Ausländer undurchschaubaren Kompetenzverhältnissen 
weitgehend entfällt und damit kein Zeitverzug bei der Verwirklichung einer Investition 
eintritt. 
 
Zusätzlich betreibt die IDA für die Europäische Investitionsbank ein Darlehensinstitut zur 
Finanzierung langfristiger Anlageinvestitionen, so daß notwendige Finanzierungen bei Bedarf 
unkompliziert ausgehandelt und koordiniert werden können. In diesem Rahmen finden auch 
die Verhandlungen statt, um die teilweise individuell zu vereinbarenden Zuschüsse für die 
Investition festzuschreiben. 
 
Weitere Unterstützung erhält der Investor seitens der staatlichen Ausbildungsbehörde 
Training & Employment Authority (FAS) bzw. von ihrer Abteilung National Manpower 
Service (NMS), deren Aufgabe es unter anderem ist, Investoren - Inländer wie Ausländer - bei 
der Suche nach geeignetem Personal zu unterstützen. Der NMS unterhält landesweit Büros 
und vermittelt Arbeitskräfte auf allen Ebenen bis hin zu Führungskräften. Außerdem wird 
finanzielle und organisatorische Unterstützung bei der Qualifizierung des Personals sowohl 
für Maßnahmen vor Ort als auch bei der Ausbildung in den jeweiligen Mutterunternehmen 
gewährt. 
 
Weitere Angaben zu den in Irland aktiven Organisationen der Wirtschaftsförderung sind im 
Anhang, Abbildung A3, zusammenfassend dargestellt. 
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3. Die regionalpolitische Strategie der EU in Irland 
 
Irland wurde zu Beginn der verstärkten Strukturfondsförderung im Jahr 1989 mit seinem 
gesamten Staatsgebiet als sogenannte Ziel-1-Region eingestuft.  
 
Daraufhin wurde für die einzelnen Perioden 1989 - 1993, 1994 - 1999 und 2000 - 2006  
jeweils ein Nationaler Entwicklungsplan erarbeitet, auf dessen Grundlage durch die 
Kommission in Absprache mit den nationalen Behörden ein Gemeinschaftliches 
Förderkonzept (GFK) entstand. Zur Implementierung dieses Förderkonzepts wurden in Irland 
operationelle Programme erstellt, die teilweise schon im GFK angelegt waren. Die durch die 
EU im Rahmen der Strukturfonds zur Verfügung gestellten Mittel werden bei den einzelnen 
Maßnahmen jeweils national kofinanziert, wodurch die Gesamtinterventionen des GFK 
deutlich höher sind als die eigentlichen Strukturfondsmittel.  
 
Tabelle 12: Interventionen nach Quellen und Perioden  
(in Mio. €) 
1989 – 1993 
 GFK 
Gesamt 
 
Öffentliche 
Mittel  
Gesamt 
Struktur- 
Fonds 
 
EFRE 
 
 
ESF 
 
 
EAGFL 
 
  
FIAF 
 
Nationale 
Mittel 
Gesamt 
Private 
Mittel 
 
Kohäsions-
fonds 
Ziel 1 10 252 7 382 4 460 1 966 1 681 762 51 2 922 2 870 
Kohäsions-
fonds 
 
166 
 
166 
 
 
 
22 
 
144
Insgesamt 
1. Periode 
 
10 418 
 
7 548 
 
4 460 1 966 1681 762 51
 
2 944 
 
2 870 144
1994 – 1999 
Ziel 1 10 383 7 955 5 620 2 562 1 953 1 058 47 2 335 2 428 
Kohäsions-
fonds 
 
1 530 
 
1 530 
 
 
 
229 
 
1 301
Insgesamt 
2. Periode 
 
11 913 
 
9 485 
 
5 620 2 562 1 953 1 058 47
 
2 564 
 
2 428 1 301
2000 – 2006 
Ziel 1 + 
Übergangs-
förderung 
 
 
7 002 
 
 
5 442 
 
 
3 172 1 863 1 057 182 71
 
 
2 270 
 
 
1 560 
Kohäsions-
fonds 
 
578 
 
578 
  
111 
 
567
Insgesamt 
3. Periode 
 
7 580 
 
6 020 
 
3 172 1 863 1 057 182 71
 
2 381 
 
1 560 567
Insgesamt 20 911 14 053 13 252 6 391 4691 2 002 169 7 889 6 858 2 012
Bemerkung: In der Spalte ”Öffentliche Mittel Gesamt” sind die Kofinanzierungsmittel des Landes enthalten, unter der Rubrik ”GFK 
Gesamt” wurden auch die privaten Kofinanzierungen erfaßt. 
 
Quelle: Zusammengestellt nach Daten der Europäischen Kommission.298 
 
Tabelle 12 macht deutlich, daß die gesamten Mittel der EU (Strukturfonds und 
Kohäsionsfonds)  in der zweiten Förderperiode erheblich angestiegen sind und pro Jahr damit 
                                                 
298 Vgl. Europäische Kommission: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf die wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Union 1989 - 
1999: Erste Ergebnisse - dargestellt nach Ländern (Oktober 1996),  Brüssel, Luxemburg 1997, S. 84 und European Commission: Ireland: 
Community support framework 2000 - 2006, Brussels, Luxembourg 2000, S. 111. 
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über 25 % mehr EU-Mittel zur Verfügung standen als in der ersten Periode. In der dritten 
Periode wurden die Mittel wieder erheblich reduziert. 
 
3.1 Förderung im Zeitraum 1989 - 1993 
 
Irland erhielt in der Periode 1989 - 1993 aus den Strukturfonds der EU Mittel in einer 
Größenordnung von etwa 4,5 Mrd. € (siehe Tabelle 12). 
 
Außerdem wurden durch die Europäische Investitionsbank (EIB) 500 Mio. € an Darlehen 
gewährt, zu denen weitere Zuschüsse der EU kamen. Diese Mittel flossen zu je 29 %  in den 
Energie- und Transportsektor, in die Telekommunikation (15 %), in sonstige 
Infrastrukturprojekte (14 %) und in die Stärkung des produktiven Umfelds.299  
 
Auf der Grundlage des GFK wurden zwölf operationelle Programme erstellt, in denen sich 
vier Prioritäten widerspiegelten:  
 
1) Entwicklung des Humankapitals,  
2) Maßnahmen gegen die Auswirkungen der Randlage, 
3) Industrie und Dienstleistungen, 
4) Landwirtschaft, Fischerei, Forstwirtschaft, Tourismus und Entwicklung des ländlichen 
Raums.300  
 
Jedes Programm setzte auf eine bestimmte Priorität in einem bestimmten Sektor oder bei 
einem speziellen Einzelproblem und hatte einzelne Ziele, um das jeweilige Problem zu 
bekämpfen.  
 
Für das der Industrie gewidmete operationelle Programm erhielt Irland in der ersten Periode 
Mittelzuweisungen, die unter dem Sub-Programm “Irische einheimische Industrie” und der 
KMU-Initiative der Gemeinschaft erfaßt wurden. Im inländischen Sektor konzentrierte sich 
die Förderung besonders auf Maßnahmen zur Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit auf 
Unternehmensniveau. Es wurden dazu Sub-Programme zur Förderung des Humankapitals 
implementiert, die insbesondere Trainingsprogramme für Manager und die Unterstützung der 
industriebezogenen Forschung umfaßten. 
 
Das operationelle Programm für den Tourismus sollte den allmählichen wirtschaftlichen 
Bedeutungsverlust der Landwirtschaft abmildern. Der Tourismus hat seinen Anteil am BIP 
                                                 
299 Vgl. Europäische Kommission: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf die wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Union 1989 - 
1999, a.a.O., S. 84 f. 
300 Vgl. ebenda, S. 85. 
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von 5,8 % auf 7 % (1993)301 erhöhen können  und sicherte Arbeitsplätze in Gebieten, die 
aufgrund der Randlage sonst kaum bewirtschaftet werden können. Im Bemühen um die 
Ausweitung der Touristensaison sind Erfolge festzustellen, denn mehr als 40 % des Umsatzes 
wurden außerhalb der sonst üblichen Saisonzeiten getätigt (Vgl. Tabelle 14). 
 
Auch im Bereich Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raums ging es vor allem 
um die Verbesserung der Qualität und des Marketing, der Neuausrichtung und Erhöhung der 
Effizienz der landwirtschaftlichen Produktion und damit der Verbesserung der 
Konkurrenzfähigkeit. Desweiteren wurden Bauern unterstützt, die umweltfreundliche 
Methoden in der Landwirtschaft einschließlich alternativer Landnutzung anstrebten. Die 
Maßnahmen förderten zudem auch außer-landwirtschaftliche Beschäftigung und die 
Gründung von Unternehmen.  
 
Das operationelle Programm für die landwirtschaftliche Entwicklung ergänzte diese 
Interventionen durch Förderung bei der Diversifizierung der Produktion, der Forschung und 
der Unterstützung der Nahrungs- und Genußmittelindustrie, der Ausbildung für 
Landwirtschaft und Fischerei und der Entwicklung der Infrastruktur bei den Straßen und der 
Fischerei.302  
 
Im Bereich zur Förderung der Infrastruktur verfolgte das operationelle Programm “Randlage” 
das Hauptziel, die Kosten für die Exporte zu senken und das inländische Transportnetz zu 
verbessern. Außerdem sollte die Entwicklung von Industrie und Tourismus unterstützt 
werden. Neben dem Straßenbau bestand Priorität für die Hafenanlagen und das 
Schienensystem. Zwischen 1989 und 1993 wurden rund 307 Kilometer an nationalen Straßen 
modernisiert und weitere 1 700 km sonstiger Straßen zur Förderung der industriellen und 
touristischen Entwicklung gebaut. Die Flughäfen Dublin, Shannon und Cork wurden erneuert, 
viele Eisenbahnstrecken modernisiert, Hafenanlagen verbessert, Fähranlegestellen 
nachgerüstet und Lager für Massengüter angelegt. Das operationelle Programm “Randlage” 
wurde als erfolgreiches Programm mit erheblichen Auswirkungen angesehen und sollte nach 
10 Jahren Dauer insgesamt 9 000 Arbeitsplätze schaffen.303 
 
Zur Förderung des Humankapitals wurden während der ersten Periode die Mittel des ESF 
über acht operationelle Programme verteilt (vier integrierte Programme und vier Programme, 
die ausschließlich vom ESF getragen wurden). Besonders umfangreiche Gelder wurden für 
die Erziehung und die Berufseinstiegsausbildung bereitgestellt, da während dieser Periode 
eine sehr große Zahl Jugendlicher vor dem Eintritt in das Berufsleben stand. Die Maßnahmen 
                                                 
301 Vgl. ebenda, S. 90. 
302 Vgl. Europäische Kommission: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf die wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Union 1989 - 
1999, a.a.O., S. 87. 
303 Vgl. ebenda, S. 91. 
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in diesem Bereich haben eine deutliche Verbesserung im Ausbildungsstand des 
Arbeitskräftepotentials bewirken können. In der ersten Programmperiode wurden etwa 
500_000 Personen in die veranstalteten Kurse einbezogen. 
 
Zusätzlich konnten im Verlauf der ersten Förderperiode einige der dringendsten Aufgaben bei 
der Abwasserentsorgung und anderer Umweltprobleme in Angriff genommen werden, wobei 
eine wesentliche Hilfe von der Gemeinschaftsinitiative ENVIREG kam, die den 
Kläranlagenbau fördert. Damit konnten das wirtschaftliche Entwicklungspotential und die 
Strukturanpassung vorangebracht und die öffentliche Gesundheit und die Umwelt geschützt 
werden. 
 
Zu den oben genannten thematischen Zielen wurden auch einige quantifizierte Ziele im GFK 
formuliert. Als gesamtwirtschaftliche Zielstellung wurde eine jährliche (positive) 
Wachstumsdifferenz von 0,5 % in Relation zum Wachstum der EU und als Ergebnis dessen 
eine kumulative Konvergenz von 3 % beim BSP pro Kopf festgehalten. Außerdem sollten im 
Jahr 1993 zwischen 29 000 und 35 000 neue Arbeitsplätze (brutto) geschaffen werden, um 
einen signifikanten Anstieg der Nettobeschäftigung zu unterstützen.304  
 
3.2 Förderung im Zeitraum 1994 - 1999 
 
Für die zweite Programmperiode waren ca. 5,6 Mrd. € aus den Strukturfonds der EU 
vorgesehen (siehe Tabelle 12). 
 
Im Vergleich zur ersten Periode wurden die Ausgaben der Strukturfonds zur Entwicklung des 
Humankapitals zu Lasten des Anteils für Infrastruktur und Umwelt erheblich ausgeweitet. Da 
aber während dieser Programmperiode der Kohäsionsfonds für die gesamte Zeit zur 
Verfügung stand, wurde die Verringerung in diesem Bereich mehr als ausgeglichen. Neu war 
außerdem die Bereitstellung beträchtlicher Mittel für die Entwicklung der 
Nahrungsmittelindustrie.305 
 
In der Periode 1994 - 1999 wurden außerdem 1,8 Mrd. € Darlehensmittel von der EIB für 
Irland vor allem für die Bereiche Transport und Industrie vorgesehen.  
 
Nach der Halbzeitüberprüfung wurden insgesamt 163 Mio. € in Richtung Forschung und 
Entwicklung, Nationalstraßen, Breitbandtechnologie, Kontrolle der Verschmutzung der 
Bauernhöfe und Betreuung der Schulabbrecher umgeleitet. Diese Maßnahmen zeigen, wie 
sich wegen des raschen industriellen Wachstums die Schwerpunkte verlagert haben und daher 
                                                 
304 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, Brussels, Luxembourg 1994, S. 16. 
305 Vgl. Europäische Kommission: Die Strukturfonds in 1994: Sechster Jahresbericht, a.a.O., S. 32. 
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für bestimmte Bereiche die Unterstützung in den Produktions- und Handelssektoren verringert 
werden konnte. 
 
In der zweiten Periode standen folgende Themen im Rahmen des GFK im Mittelpunkt:  
 
• Stärkung der Produktionskapazität; 
• Investitionen in die wirtschaftliche Infrastruktur zur Verbesserung  der 
Konkurrenzfähigkeit; 
• Entwicklung von Qualifikationen und Fähigkeiten im Hinblick auf die Bedürfnisse 
sowohl des produktiven Sektors als auch marginalisierter oder benachteiligter Gruppen.306 
 
In neun operationellen Programmen sollten dazu die Potentiale lokaler Initiativen gestärkt 
werden. Während im ersten GFK die Unterstützung von Unternehmen von lokaler Bedeutung 
und beschäftigungswirksame Maßnahmen eingeschränkt waren, wurden sie im zweiten GFK 
zu einem gesonderten Programm erhoben. Zusätzlich wurde das Prinzip nachhaltiger 
Entwicklung als weiteres strategisches Ziel definiert. Neben diesen Förderungen wurden die 
angegebenen Ziele seit 1994 durch erhebliche Zuwächse nicht-kofinanzierter Ausgaben durch 
den öffentlichen Sektor verfolgt.  
 
Das GFK wies in Ableitung der generellen Erfordernisse aus dem Nationalen 
Entwicklungsplan folgende Ziele aus: 
 
• Sicherung der besten Langzeitwirkungen auf die Wirtschaft durch Erhöhung des Outputs, 
des ökonomischen Potentials und langfristiger Arbeitsplätze; 
• Reintegration der Langzeitarbeitslosen und der von Langzeitarbeitslosigkeit bedrohten 
Menschen in das Wirtschaftsleben. 
 
Zur Erreichung dieser Ziele konzentrierte man das GFK auf folgende vier strategische 
Prioritäten:  
 
1) produktiver Sektor, 
2) wirtschaftsnahe Infrastruktur, 
3) Humankapital, 
4) lokale und städtische Entwicklung sowie Entwicklung des ländlichen Raumes.307 
 
Zur besseren Überprüfung der Erreichung der Vorgaben des GFK wurden mehrere 
quantifizierbare Ziele sowohl für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung als auch spezifisch 
                                                 
306 Vgl. Europäische Kommission: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf die wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Union 1989 - 
1999, a.a.O., S. 86. 
307 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, a.a.O., S. 32. 
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für diese Prioritäten festgelegt. In der nachfolgenden Tabelle werden die 
gesamtwirtschaftlichen Ziele aufgelistet. 
 
Tabelle 13: Gesamtwirtschaftliche Ziele des irischen GFK 1994 - 1999 
 Einheit 1993 1999 
Veränderung der Nettobeschäftigung Personen + 8 000 + 15 000 p.a. 
Schaffung neuer Arbeitsplätze (brutto) Arbeitsplätze - + 33 000 p.a. 
Beschäftigung Personen 1 130 000 1 220 000 
Bruttoanlagevermögen Mio. Euro 6 160 + 4 % p.a. 
BIP Mio.Euro 39 800 + 4 % p.a. 
BSP Mio. Euro 35 300 + 4 % p.a. 
 
Quelle: European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, a.a.O., S. 61. 
 
Im nachfolgenden Abschnitt sind die wichtigsten Maßnahmen und Ziele der einzelnen 
Prioritäten und operationellen Programme zusammengefaßt, um exemplarisch die 
Wirkungsweise des GFK darzustellen. 
 
 Produktiver Sektor 
 
Die gesamten Ausgaben für den produktiven Sektor betrugen ca. 5,6 Mrd. €, wovon 
2,5_Mrd._€ (44 % der gesamten EU-Unterstützung) Strukturhilfen der EU (EFRE, ESF, 
EAGFL und FIAF) waren.308  
 
Die prinzipiellen Ziele in diesem Bereich lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
 
• Schaffung von dauerhafter Beschäftigung im industriellen und im Dienstleistungssektor; 
• größere Integration  der industriellen Aktivitäten  mit den anderen Bereichen der 
Wirtschaft, wobei der irische Anteil der Wertschöpfung des industriellen Outputs erhöht 
werden soll; 
• Entwicklung der nationalen Ressourcen mit besonderer Betonung des 
Nahrungsgütersektors; 
• Wachstum der einheimischen Unternehmen, damit sie erfolgreich auf dem heimischen 
Markt und auf den Exportmärkten konkurrieren können, wobei der Schwerpunkt im 
technologisch orientierten Bereich liegt; 
• Erreichen eines zufriedenstellenden, regionalen Ausgleichs bei der ökonomischen 
Entwicklung.309 
 
Die vier operationellen Programme umfaßten die Bereiche  
 
                                                 
308 Vgl. ebenda, S. 78. 
309 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 275. 
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1) industrielle Entwicklung (Industrie, Forschung- und technologische Entwicklung), 
2) Landwirtschaft, Forstwirtschaft und ländliche Entwicklung, 
3) Fischerei,  
4) Tourismus. 
 
Im Rahmen des operationellen Programms für industrielle Entwicklung hatte der Bereich 
Forschung und Entwicklung den größten Strukturfondsanteil  mit allein 311 Mio. € EU-
Mitteln. Mit diesen Mitteln sollte den irischen Firmen und Forschern geholfen werden, dem 
Wettbewerbsdruck standzuhalten, dem sich die irische Wirtschaft ausgesetzt sieht. Den 
zweithöchsten Anteil nahmen Maßnahmen ein (237 Mio. € aus EU-Mitteln), die der 
Entwicklung der heimischen Industrie zugute kamen und das Wachstum der kleinen 
Unternehmen fördern sollten. Eine beachtliche Größenordnung wies mit 92 Mio. € auch die 
Unterstützung für Marketingmaßnahmen auf, die den Unternehmen Hilfe bei der 
Marktforschung, Marktförderung sowie Beratung und Unterstützung bei 
Marketinginvestitionen boten.310 
 
Das operationelle Programm für industrielle Entwicklung schaffte in den Jahren 1994 - 1997 
pro Jahr mehr als 26 000 Arbeitsplätze, wobei der Arbeitsplatzeffekt netto (neugeschaffene 
Arbeitsplätze abzüglich Verluste an Arbeitsplätzen) mit über 11 000 pro Jahr mehr als das 
Doppelte des Planungsziels betrug.311 Im Jahr 1997 stieg der Wert der Industrieexporte auf 
über 44 Mrd. €, wobei sogar das anvisierte Ziel für das Jahr 1999 von etwa 36,5 Mrd. € 
beträchtlich übertroffen wurde. Gleichzeitig stiegen die Gesamtausgaben für Forschung und 
Entwicklung in diesem Zeitraum erheblich an und erreichten bereits im Jahr 1997 die 
Größenordnung von 1,59 % des BIP gegenüber einer Planzahl von 1,3 %, die erst für das Jahr 
1999 vorgesehen war.312 
 
Im Rahmen des operationellen Programms Landwirtschaft, ländliche Entwicklung und 
Forstwirtschaft wurden 998 Mio. € ausgegeben, was 17 % der Gesamtausgaben der EU im 
Rahmen des GFK entspricht. 313 
 
Folgende Themen wurden als Hauptziele eingestuft: 
 
• Verbesserung der Effizienz in der landwirtschaftlichen Produktion, 
• Förderung umweltgerechter Produktionsweisen, 
• Diversifikation in bäuerliche und nichtbäuerliche Aktivitäten, 
• Entwicklung der Forstwirtschaft, 
                                                 
310 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, a.a.O., S. 78. 
311 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 276. 
312 Vgl. ebenda. 
313 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, a.a.O., S. 78. 
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• Einkommenserhalt in weniger bevorzugten Bereichen, 
• effektive Ausbildung, Schulung, Beratung und Forschung in Land- und Forstwirtschaft. 
 
Durch die verschiedenen Einzelmaßnahmen konnte die Produktivität - ermittelt als 
Nettowertschöpfung pro jährlicher Arbeitseinheit - um über 50 % gesteigert werden, wobei 
die Zielvorgabe bei 14 % lag. Das Verhältnis von Gesamtintervention zum gesamten Output 
wurde ebenfalls “substantially reduced.” Im Jahr 1998 gingen nur noch 4 % der gesamten 
Produktion in Interventionsaufkäufe gegenüber einer für das Jahr 1999 vorgesehenen 
Zielvorgabe von 8 %.314 Desweiteren wurde eine bedeutende Reduktion der 
Umweltbelastungen in den  Gewässern bescheinigt. 
 
Das strategische Ziel beim operationellen Programm für Tourismus (EU-Fördermittel: 
470_Mio. €) bestand darin, in diesem Zweig eine möglichst hohe Beschäftigungs- und 
Einkommensrate zu sichern. Hauptaugenmerk wurde darauf gelegt, ausländische Devisen 
einzunehmen, Arbeitsplätze zu schaffen und die Tourismussaison - ähnlich dem 
vorangegangenen Förderzeitraum - über die traditionellen Zeiten des Sommers einschließlich 
der Vor- und Nachsaison auszuweiten. Hierzu dienten die Entwicklung und Vermarktung der 
irischen Tourismusprodukte entsprechend der Marktnachfrage genauso wie der bewußte 
Schutz und die Bewahrung des irischen Naturerbes. 
 
Der Tourismus wurde im Programmzeitraum (1994 - 1999) zu einem der am schnellsten 
wachsenden Bereiche der irischen Wirtschaft. Für das Jahr 1999 bestand das Planungsziel, 
durch ausländische Touristen ca. 2,86 Mrd. € an Einnahmen zu erzielen. Das Ziel wurde 
bereits 1998 mit einem Umsatzvolumen von ca. 2,896 Mrd. € übertroffen. Die Einnahmen 
sind im Programmplanungszeitraum um ca. 79 % gestiegen (siehe Tabelle 14).  
 
Tabelle 14: Tourismus in Irland in der zweiten Förderperiode 
  
1993 
 
1997 
 
1998 
Ziel 
1999 
 
1999 
Einnahmen durch Auslandstourismus  
(in Mio. €) 
 
1 736 
 
2 673 
 
2 896 
 
2 857 
 
3 111 
Jobäquivalent durch Tourismus 94 000 119 000 126 000 123 000 133 000 
Hochsaisonanteil, in % (Juli/August) 30 27,7 27,9 25 27 
Vor- und Nachsaison, in % (Mai, Juni, Sept.) 30 30 29,4 34 30 
Außerhalb der Saison in % (Okt. Bis April) 40 42,3 42,6 41 43 
 
Quelle: Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 279. 
 
                                                 
314 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 277. 
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Tabelle 14 macht deutlich, daß mit 133 000 Vollzeitarbeitsplätzen das für das Jahr 1999 
gesetzte Ziel bereits um 8 % überschritten wurde. Pro Jahr entstanden damit im Tourismus 
etwa 5 500 neue Arbeitsplätze. 
 
Für das operationelle Programm Fischerei wurden lediglich 1,4 % der EU-Hilfen 
aufgewendet. 
 
Wirtschaftsnahe Infrastruktur  
 
Die drei operationellen Programme in diesem Bereich wurden allein durch EFRE-Mittel 
finanziert. In der zweiten Periode wurden ca. 20 % der Mittel der Strukturfonds für die 
Infrastruktur (davon zwei Drittel für Straßenbau) eingesetzt. 
 
Das operationelle Programm für Transport umfaßte Ausgaben in Höhe von 1,4 Mrd. € (davon 
888 Mio. EFRE-Mittel).315 Die wesentlichen Ziele bestanden in einer weiteren Verbesserung 
der infrastrukturellen Voraussetzungen für die Entwicklung des produktiven Sektors der 
Wirtschaft und der Schaffung dauerhafter Beschäftigung. Es sollte insbesondere zu einer 
Verbesserung der Transportinfrastruktur auf einer integrierten Grundlage kommen, um die 
Transportkosten zu senken und die negativen Aspekte der Randlage zu mildern. Desweiteren 
spielte die Verläßlichkeit des Transportsystems eine große Rolle, weswegen man sich 
insbesondere der Beseitigung von Engstellen widmete, Kapazitätsprobleme beheben und die 
Reisezeiten verringern wollte.  
 
Am Ende des Programmzeitraums (1994 - 1999) standen erhebliche Verbesserungen: Im Jahr 
1998 konnte der Transport auf 57 % des Netzes der Nationalstraßen  mit 80 km/h abgewickelt 
werden, was die Transportzeiten wesentlich verkürzt hat (zum Vergleich: 1994 waren es nur 
35 %). Bei den sonstigen Straßen wurden bis Ende 1998 fast 1 700 km erneuert, dabei 
vielfach Busstreifen, Radwege und andere Einrichtungen angelegt, die in der Summe eine 
substantielle Aufwertung darstellten.316 
 
Die anderen beiden operationellen Programme dieser Priorität “Post, Energie und 
Telekommunikation” und “Umweltservice” wendeten zusammen 3,3 % der für Irland 
bestimmten EU-Strukturfondsmittel auf. 
 
                                                 
315 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, a.a.O., S. 78. 
316 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 280. 
 129
Humankapital 
 
Insgesamt umfaßte dieser Teil des GFK 2,3 Mrd. €, wovon 1,7 Mrd. € (ca. 30 % der gesamten 
EU-Mittel) Unterstützungen der EU sind (90 % aus dem ESF).317 Außerdem wurden für den 
Bereich Humanressourcen innerhalb anderer operationeller Programme weitere Mittel 
eingesetzt. 
 
Das operationelle Programm “Entwicklung des Humankapitals” diente der Verbesserung des 
Ausbildungsstandes der Arbeitslosen, um deren Chancen auf dem Arbeitsmarkt zu erhöhen. 
Einen Schwerpunkt bildeten dabei die Langzeitarbeitslosen sowie die vom Arbeitsmarkt 
Ausgeschlossenen. Es gliederte sich in folgende Bereiche: Erstausbildung, Weiterbildung für 
Arbeitslose, Ausbildung für sozial Ausgeschlossene, Anpassung an den industriellen Wandel, 
Verbesserung der Qualität der Schulung. 
 
Tabelle 15: Abgeschlossene Kurse 
 1994 1995 1996 1997 1998 1999  Gesamt  
Erstausbildung 37 867 37324 35 904 41 363 65 739 45 000 263 197 
Weiterbildung für 
Arbeitslose 
 
16 331 
 
18 245 
 
13 887 
 
14 743 
 
10 386 
 
13 000 
 
86 197 
Sozial 
Ausgeschlossene 
48 933 68 045 67 143 68 286 49 804 49 000 307 211 
Anpassung an 
industriellen Wandel 
 
25 653 
 
32 445 
 
28 495 
 
21 889 
 
27 546 
 
25 000 
 
161 028 
Verbesserung des 
Ausbildungsstandes 
 
56 289 
 
68 709 
 
134 940 
 
131 764 
 
139 880 
 
132 000 
 
663 579 
Gesamt 185 073 224 768 280 369 278 045 293 877 264 000 1 481 607 
 
Quelle: Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 283. 
 
In Tabelle 15 spiegelt sich die gute Entwicklung am Arbeitsmarkt wider. Die starke 
Verringerung der Teilnehmer im Bereich “Sozial Ausgeschlossene” ab 1998 zeigt, daß 
korrespondierend mit der starken Abnahme der Arbeitslosenzahlen auch das hartnäckige 
Problem der Langzeitarbeitslosigkeit und der sozialen Ausgrenzung in den letzten Jahren an 
Schärfe abgenommen hat. 
 
Ein anderer Trend ist aus der Tabelle nicht ablesbar: Zwischen 1993 und 1998, also im 
wesentlichen während der zweiten Programmperiode, ist die Beschäftigungsquote auf 56,5 %, 
und damit um 9 % angestiegen. Gleichzeitig verringerte sich die Quote der Schulabgänger 
ohne Abschluß von 6,5 % auf 3,2 % (1997).318 
 
                                                 
317 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, a.a.O., S. 78. 
318 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 283. 
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Lokale und städtische Entwicklung sowie Entwicklung des ländlichen Raumes 
 
Diese Priorität enthielt lediglich ein gleichnamiges operationelles Programm, das mit 
insgesamt 420 Mio. € finanziert wurde (davon 257 Mio. € aus EU-Mitteln, entspricht 5 % der 
gesamten EU-Hilfe).319 
 
3.3 Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006 
 
Auch für den Förderzeitraum 2000 - 2006 wurde ähnlich den vorangegangenen Perioden ein 
Nationaler Entwicklungsplan aufgestellt, der aufgrund der vorangegangenen Erfahrungen und 
frühzeitigen Abstimmungen mit der EU in vielen Fragen bereits die Kernelemente des GFK 
und der operationellen Programme in sich trägt. Jedoch sind erstmals erhebliche 
Unterschiede, vor allem im Finanzierungsvolumen festzustellen. Der Nationale 
Entwicklungsplan erhält nicht nur die kofinanzierten Ausgaben, sondern auch die sehr 
beträchtlichen nichtkofinanzierten Ausgaben der irischen Behörden. Viele der 
nichtkofinanzierten Bereiche werden dennoch die Strukturfondsmaßnahmen unterstützen und 
mit diesen eng verknüpft sein. Somit belaufen sich die Gesamtausgaben auf rund 57 Mrd. €, 
während das GFK lediglich 7 Mrd. € umfaßt. 
 
Zu Beginn der dritten Förderperiode wird Irland entsprechend der eingetretenen Entwicklung 
(Irlands BIP pro Kopf in KKS lag 1998 ca. 6 % und 1999 ca. 12 % über dem EU-
Durchschnitt) in zwei unterschiedliche Förderregionen eingeteilt: Der Bereich Border, 
Midland und Western (BMW-Region, 27 % der Bevölkerung) wird bis zum Ende des 
Förderzeitraums als Ziel-1-Region (1,36 Mrd. € aus den Strukturfonds) eingestuft bleiben, 
während die besser entwickelten Landesteile Southern und Eastern (S&E-Region, 73 % der 
Bevölkerung) künftig den Status einer Region im Übergang (“Objective 1 in transition”) 
erhalten (1,8 Mrd. € aus den Strukturfonds bis 2005).320 Die Förderung für die letzgenannte 
Region wird degressiv gestaffelt. 
 
Im GFK wurden die vorhandenen Stärken und Schwächen des Landes aktuell analysiert und 
darauf aufbauend die notwendigen Maßnahmen vorgeschlagen. Als wichtigste Stärken 
wurden folgende Merkmale angeführt: 
 
• makroökonomische Stabilität, die sich in einem Budgetüberschuß und einer verringerten 
Schuldenquote widerspiegelt, 
• breiter Konsens über die Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
• wachsende Anzahl gut ausgebildeter Arbeitskräfte, 
• vorteilhafte demographische Struktur, 
                                                 
319 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, a.a.O., S. 78. 
320 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 2000 - 2006, a.a.O., S. 112. 
 131
• attraktiver Standort für ausländische Direktinvestitionen.321  
 
Als wichtigste Schwächen wurden analysiert: 
 
• Infrastrukturdefizite, insbesondere beim Transport, den Umweltdienstleistungen und beim 
Wohnen in urbanen Bereichen, 
• Kapazitätsengpässe im Verkehr bei den wichtigsten Straßenverbindungen und in 
städtischen Ballungszentren, 
• Ungleichgewichte beim Wachstum zwischen den einzelnen Regionen, 
• Knappheit an Arbeitskraftressourcen und Arbeitsfertigkeiten, weiterhin erforderliche Aus- 
und Fortbildung, 
• sektoraler Inflationsdruck, 
• unterentwickelter heimischer Industriesektor, 
• Konzentration sozialer Benachteiligung in bestimmten Bereichen sowohl auf dem Lande 
als auch in den Städten.322  
 
Anhand dieser Analyse setzt das GFK für die Programmperiode 2000 - 2006 folgende 
Prioritäten: 
 
1) Entwicklung der ökonomischen Infrastruktur, des öffentlichen Transports und der 
Umwelt, 
2) Entwicklung der Beschäftigung und der Humanressourcen, 
3) Investitionen in den produktiven Sektor, 
4) Pflege einer ausgewogenen regionalen und ländlichen Entwicklung, 
5) Förderung der sozialen Eingliederung, 
6) Sozialwesen (Wohnungs- und Gesundheitswesen).323 
 
Die EU- bzw. GFK-Mittel werden entsprechend diesen Prioritäten zwischen vier nationalen 
und zwei regionalen Programme verteilt: 
 
1) wirtschaftliche und soziale Infrastruktur, 
2) Beschäftigung und Humanressourcen, 
3) produktiver Bereich, 
4) technische Hilfe, 
5) Programme für  regionale Entwicklung jeweils für S&E- und BMW-Regionen.324 
 
                                                 
321 Vgl. ebenda, S. 13. 
322 Vgl. ebenda, S. 14. 
323 Vgl. ebenda, S. 33 f. 
324 Vgl. ebenda, S. 34. 
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Die Gesamtbeiträge der EU-Strukturfonds für das irische GFK 2000 - 2006 sind in einer Höhe 
von ca. 3,2 Mrd. € vorgesehen, was eine erhebliche Reduzierung im Vergleich zur zweiten 
Förderperiode (5,6 Mrd. €) bedeutet (Vgl. Tabelle 12).  Dazu sollen nationale 
Kofinanzierungen in Höhe von 2,27 Mrd. € und private Mittel in Höhe von 1,56 Mrd. € 
kommen. Durchschnittlich beträgt der Finanzierungsanteil der EU-Fonds an den Projekten 
58_%, wobei die EU-Fonds z.B. bei den  Investitionen in die Infrastruktur und die 
Humanressourcen in der Region mit der Übergangsförderung lediglich 50 % und nicht mehr 
75 % der Gesamtsumme betragen.325  
 
Zur Förderung des Humankapitals sind ca. 28 % der EU-Mittel eingeplant. Die Umgestaltung 
des irischen Arbeitsmarktes in den vergangenen sechs Jahren erforderte eine entschiedene 
politische Neuorientierung, die für den ESF zu einigen wichtigen Schwerpunktverlagerungen 
führte. Anstelle des eher präventiven Ansatzes in Bezug auf die Arbeitslosigkeit wird der 
politische Schwerpunkt nun auf die Mobilisierung des Arbeitskräfteangebots gelegt. Dieser 
Ansatz geht mit verstärkten Bemühungen einher, durch allgemeine und berufliche Bildung 
sowie durch lebenslanges Lernen die Beschäftigungsfähigkeit (50 % der ESF-Mittel) zu 
verbessern. Um die Beteiligung der Frauen am Arbeitsmarkt zu erhöhen, kofinanziert der ESF 
gemeinsam mit dem EFRE  bedeutende Investitionen in die Kinderbetreuung (115 Mio. € 
oder 12 % der ESF-Mittel im Rahmen der regionalen operationellen Programme. Für den 
Zeitraum 2000 - 2006 stellt der ESF rund 34 % der gesamten verfügbaren Strukturfondsmittel 
zur Verfügung, was einen höheren Anteil als in anderen Ziel-1-Regionen ausmacht.326  
 
Für die wirtschaftliche und soziale Infrastruktur weist das GFK 27 % der EU-Mittel aus.327 
Die Aufwendungen in diesem Bereich sind weiterhin beträchtlich, da die grundlegenden 
öffentlichen Einrichtungen dieser Art, insbesondere Straßen, öffentlicher Verkehr, Umwelt 
und Energie nicht mit den rasant gestiegenen Anforderungen der letzten Jahre mitgewachsen 
sind und daher hohe Priorität besitzen. 
 
Der Hauptanteil der EU-Fördermittel wird für die regionale Entwicklung und Beseitigung der 
entstandenen regionalen Disparitäten ausgegeben. Dementsprechend wird der größte Teil der 
Mittel (31 %) für eine ausgeglichene regionale Entwicklung zwischen den Regionen BMW 
und S&E verwendet, worin sich ein neuer Schwerpunkt des GFK 2000 - 2006 ausdrückt. 
 
In den eigentlich dem freien Markt zuzurechnenden Bereichen Industrie, Dienstleistungen,  
und Tourismus werden die Ausgaben reduziert, da mit dem schnellen Wachstum die 
Berechtigung für Eingriffe des Staates in entwickelte Marktverhältnisse nicht mehr gegeben 
                                                 
325 Vgl. ebenda, S. 112. 
326 Vgl. Europäische Kommission: Bericht der Kommission: 12. Jahresbericht über die Strukturfonds (2000), KOM(2001) 539,  Brüssel 
3.10.2001, in: www.inforegio.org, S. 44. 
327 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 2000 - 2006, a.a.O., S. 42. 
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ist und eine staatlich geförderte Ausweitung der Kapazitäten inadäquat wäre. Aus diesem 
Grund wird es nur noch in geringerem Umfang Unterstützung für kleine und mittlere 
Unternehmen geben. 
 
Die vorgenommenen Änderungen bei der Prioritätensetzung im aktuellen GFK sind positiv zu 
bewerten. Darin spiegelt sich die frühzeitige Anpassung der Strukturfondsförderung an die 
sich ändernden Gegebenheiten in Irland wider. 
 
Im GFK wird in Übereinstimmung mit dem Nationalen Entwicklungsplan für den Zeitraum 
2000 - 2006 unter anderem die Erfüllung folgender makroökonomischer Indikatoren erwartet: 
 
Tabelle 16: Quantifizierte gesamtwirtschaftliche Ziele des irischen GFK 2000 - 2006 
Indikatoren Vorhersage/Zielstellung 
BIP (jährlicher Zuwachs in %) 5,4 
Beschäftigung (jährlicher Zuwachs in %) 2,0 
Arbeitslosenquote (in %) < 5 
 
Quelle: European Commission: Ireland: Community support framework 2000 - 2006, a.a.O., Appendix 2. 
 
4. Unterstützung aus dem Kohäsionsfonds  
 
In der Folge des Maastrichter Vertrags wurde zusätzlich zu den EU-Strukturfonds der 
Kohäsionfonds eingerichtet. Leistungen aus diesem Fonds können Mitgliedstaaten in 
Anspruch nehmen, deren BIP pro Kopf weniger als 90 % des Gemeinschaftsdurchschnitts 
beträgt und die gemäß Artikel 104 des Vertrages von Amsterdam ein Programm besitzen, das 
die Bedingungen zum Erreichen ökonomischer Konvergenz erfüllt. Die gewährte 
Unterstützung beträgt dabei 80 - 85 % der öffentlichen Ausgaben.328  
 
Der Fonds unterstützt Projekte im Bereich Umwelt und Transportinfrastruktur, die zum 
Ausbau der transeuropäischen Netze benötigt werden. Im wesentlichen werden Projekte 
gefördert, die ein Volumen von mehr als 10 Mio. € aufweisen. In der Regel soll die parallele 
Finanzierung von Projekten durch den Kohäsionsfonds und die Strukturfonds ausgeschlossen 
werden. 
 
Im Gegensatz zu den Strukturfonds, die auf einer Programmbasis geführt werden, erfolgt die 
Förderung beim Kohäsionsfonds ausschließlich für spezielle Einzelprojekte. Die EU hat von 
                                                 
328 Vgl. Council of the European Union: Council Regulation (EC) No. 1164/94 of 16 May 1994 establishing a Cohesion Fund, No. L 130, 
25.5.1994, S. 3 f. 
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Irland seit 1993 mehr als 100 solcher Projekte angenommen. Die Unterstützung in den Jahren 
1993 bis 1999 ist aus der nachfolgenden Tabelle ersichtlich: 
 
Tabelle 17: Investitionshilfen durch den Kohäsionsfonds 1993 - 1999 
Kategorie Gesamtinvestitionen  
(Mio. €) 
Kohäsionsfondsbeitrag  
(Mio.  €) 
 Transport  
Straßen 790 561
Eisenbahn 171 142
Häfen 52 41
Flughäfen 4 3
Gesamt Transport 1 017 747
 Umwelt  
Wasserversorgung 353 251
Abwasser 711 479
Abfall 12 10
Wohnungswesen 3 2
Technische Unterstützung 9 7
Gesamt Umwelt 1 088 749
Gesamt 2 105 1 496
 
Quelle: Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, Dublin 1999, S. 285. 
 
Besonderes Augenmerk bei den Verkehrsprojekten wurde auf den Ausbau jener Bereiche 
gelegt, die Teil der transeuropäischen Netze werden. Dies betrifft 
Hochgeschwindigkeitsstrecken, konventionelle Straßen und kombinierten Transport. Das 
schließt auch den höherwertigen Ausbau bestehender Verbindungen ein, um die möglichen 
Transportgeschwindigkeiten zu steigern und die benötigten Zeiten zu verringern. Die gleiche 
Zielstellung wurde mit der Verbesserung der technischen Infrastruktur in mehreren Häfen 
angepeilt, wobei besonders jene Ausrüstungen erneuert wurden, die für den Umschlag der 
irischen Exportindustrie von Bedeutung sind. Die größten Erfolge sind im 
Containerfrachtbereich mit Ro/Ro-Technik329 zu verzeichnen gewesen, bei denen sich der 
Umschlag von 1993 bis 1997 um 122 % vergrößerte. Insgesamt konnten die generellen 
Hafen- und Schiffsladezeiten zwischen 1993 und 1997 um 15 % gesenkt werden, was einen 
beträchtlichen Einfluß auf die Produktionssektoren der Industrie hatte.330 
 
Einen weiteren Schwerpunkt setzte man beim Dubliner Flughafen, dessen Frachtkapazitäten 
erheblich ausgebaut wurden und der nach dem Ausbau auch bessere Bedingungen für die 
Nutzung von Großraumflugzeugen bietet. 
 
Der andere Schwerpunkt des Kohäsionsfonds - die Verbesserung der Umweltbedingungen - 
konzentrierte sich auf die Umsetzung der Prioritäten des Umweltaktionsprogrammes der EU. 
                                                 
329 Roll-on-Roll-off: Umschlagsprinzip in der Container-Schiffahrt. 
330 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 286. 
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Der wichtigste Teil dabei waren Projekte im Bereich städtischer Abwasserbehandlung und 
Trinkwasseraufbereitung.  
 
Die Mittel des Kohäsionsfonds werden in den Jahren 2000 - 2006 auf etwa ein Drittel des 
bisherigen Volumens reduziert (567 Mio. €) und ausschließlich in der Region mit 
Übergangsförderung eingesetzt. Die irischen Behörden erarbeiteten für den Einsatz ein 
gesondertes Programm, in dem auf eine maximale Nutzung des Leverage-Effekts orientiert 
wird.331 
 
5. Einflußfaktoren auf das Wirtschaftswachstum in Irland 
 
Irland hat in den letzten 10 Jahren eine außerordentliche Entwicklung verzeichnet. Nach einer 
Phase mit etwa 4 % jährlichem Wachstum des BIP bis Mitte der neunziger Jahre 
beschleunigte sich der Aufschwung auf über 9 % durchschnittlichen Wachstums in der 
zweiten Hälfte der neunziger Jahre (Vgl. Tabelle 18).  
 
Tabelle 18: Leistungsentwicklung Irlands 1961 - 1998  
(durchschnittliche jährliche Veränderung in %)  
 1961 - 1970 1971 - 1980 1981 - 1986 1987 - 1993  1994 - 1998 
BIP real 4,2 4,7 2,1 4,8 9,2
BSP real 4,2 3,9 0,1 4,1 8,3
Verbraucherpreise 4,8 13,6 10,8 2,9 2,1
Beschäftigung 0,0 0,9 -1,3 1,1 4,9
Arbeitslosigkeit  (∅) 4,8 6,8 13,8 15,2 11,4
Arbeitslosigkeit (am Periodenende) 5,6 7,0 17,1 15,7 7,7
Kreditaufnahme des Staates im  
Verhältnis zum BSP in % (∅) 
n.b. -10,3
(1977-80)
-12,5 -3,9 -0,2
Kreditaufnahme des Staates im 
Verhältnis zum BSP (am 
Periodenende) 
n.b. -12,7 -11,9
 
-2,7 2,4
 
Quelle: OECD: Economic Survey of Ireland, May 1999, S. 27. 
 
Das BIP pro Kopf in Kaufkraftparitäten übersteigt mittlerweile den Durchschnitt der EU-
Länder. Die Arbeitslosigkeit ist trotz einer angestiegenen Rückkehrerquote bei den früheren 
Emigranten inzwischen in einen Arbeitskräftemangel umgeschlagen. Im Land hat eine 
Umschichtung von traditionellen niedrigproduktiven Sektoren hin zur High-Tech-Industrie 
stattgefunden. Die Zahlen in den Bereichen Beschäftigung, Staatsverschuldung, Pro-Kopf-
Einkommen, Bruttoinlandsprodukt und Inflation sind durchweg mit guter Tendenz, 
wenngleich auch die Inflationsrate in jüngster Zeit einen Trend nach oben zeigte. 
 
                                                 
331 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 2000 - 2006, a.a.O., S. 14. 
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5.1 Auswertung der Strukturfondsförderung  
 
Der Beginn des wirtschaftlichen Aufwärtstrends Ende der 80er Jahre und die Ausweitung der 
Regionalpolitik der EU stehen in einem engen zeitlichen Zusammenhang. Bei oberflächlicher 
Betrachtung könnte daher auf eine unmittelbare Ursache-Wirkung-Beziehung geschlossen 
werden. In den nachfolgenden Ausführungen wird daher versucht, die bisher vorliegenden 
Untersuchungen zu dieser Thematik zusammenzufassen und den tatsächlichen Einfluß der 
EU-Strukturpolitik zu ermitteln.   
 
Irland hat während der gesamten Zeit seiner Mitgliedschaft  (also seit 1973) etwa 31 Mrd. € 
aus den Töpfen der EU erhalten, wobei der größte Teil dieser Mittel dem landwirtschaftlichen 
Bereich zuzurechnen ist.332 In den zwei Programmperioden der Jahre 1989 - 1999 erhielt 
Irland etwa 10 Mrd. € aus den Strukturfonds sowie etwa 1,4 Mrd. € aus dem Kohäsionsfonds. 
Unter Einbeziehung der Mittel der EIB, der privaten Mittel und der öffentlichen 
Kofinanzierungen konnten während des betrachteten Zeitraums über 24 Mrd. € für 
Interventionen genutzt werden (Preise des Jahres 1993).333  
 
Im Rahmen der Wirkungsanalyse der Strukturfonds wird überwiegend auf die Auswertungen 
des GFK zurückgegriffen, da eine separate Untersuchung der Einzelwirkung der EU-Fonds 
losgelöst von den nationalen Kofinanzierungsmitteln nicht sinnvoll ist. 
 
Zunächst soll die Erreichung der im GFK anvisierten gesamtwirtschaftlichen Zielsetzungen 
untersucht werden, die gleichzeitig die Entwicklung Irlands seit 1989 verdeutlichen. Danach 
wird ein Versuch unternommen, mit Hilfe des makroökonomischen HERMIN-Modells den 
Beitrag des GFK zu dieser Entwicklung zu erfassen.  
 
5.1.1 Analyse hinsichtlich des Erreichens der Ziele 
 
In der nachstehenden Tabelle kann die wirtschaftliche Entwicklung während der beiden 
Förderperioden verfolgt werden, wobei durch die Quantifizierung der Entwicklungsziele zum 
BIP in der zweiten Förderperiode auch ein Vergleich der geplanten Werte mit den 1999 
erreichten Werten möglich ist. Zusätzlich wird die Tendenz zu Beginn der derzeit laufenden 
Periode aufgezeigt. 
 
                                                 
332 Vgl. Schubert, Ch.: Irland müßte das zu starke wirtschaftliche Wachstum dämpfen, in: FAZ, Nr. 258,  6.11.2000, S. 20.  
333 Vgl. Europäische Kommission: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf die wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Union 1989 - 
1999, a.a.O., S. 84. 
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Tabelle 19: Entwicklung des BIP (konstante Preise) und der Arbeitslosigkeit 
                    (in %) 
Förderperiode Jahr BIP-Wachstum Plan BIP-Wachstum Ist Arbeitslosenquote
 1989 k.A. 6,1 14,9 
 1990 k.A. 7,8 13,1 
I. 1991 k.A. 2,2 14,6 
 1992 k.A. 3,9 15,3 
 1993 k.A. 3,1 15,7 
 1994 4 5,8 14,7 
 1995 4 9,7 12,2 
II. 1996 4 7,7 11,8 
 1997 4 10,7 10,1 
 1998 4 8,6 7,9 
 1999 4 9,8 5,9 
laufende Periode 2000 5,4 11,5 4,2 
 2001 5,4 5,9 3,8 
Bemerkung: Die BIP-Angaben bis 1993 sind auf Preisbasis von 1990, die BIP-Angaben ab 1994 sind nach ESVG 95, Preisbasis 1995. 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach Daten von Eurostat.334  
 
Am Ende der ersten Förderperiode konnte festgestellt werden, daß das BIP durchschnittlich in 
einer jährlichen Größenordnung von etwa 4,3 % gewachsen war und sich die Zahl der 
Beschäftigten von 1 092 000 (1989) auf 1 202 000 (1994) erhöht hatte335. Das Ziel, das 
durchschnittliche BSP-Wachstum der EU-Länder in jedem Jahr um mindestens 0,5 % zu 
übertreffen und damit die Konvergenz im BSP pro Kopf insgesamt um mindestens 3 % 
voranzubringen, wurde sowohl absolut als auch angesichts eines zeitweisen Rückganges in 
den übrigen EU-Ländern weit überschritten. Das produzierte BIP pro Kopf lag bereits im Jahr 
1993 auf einem Niveau von 77,7 % des EU-Durchschnitts gegenüber einem Ausgangswert 
des Jahres 1988 von 64,1 %.336 Ein Rückgang der Arbeitslosigkeit war aber noch nicht 
eingetreten, sondern die Arbeitslosenquote lag im Jahr 1993 mit 15,7 % sogar über dem Wert 
von 1989.337 
 
In der zweiten Programmperiode wurden die quantifizierten gesamtwirtschaftlichen Ziele 
(siehe Tabelle 13) gegenüber den geplanten Kennzahlen beträchtlich übertroffen. Das reale 
BIP wuchs im Programmzeitraum durchschnittlich um fast 9 % pro Jahr, womit die 
ursprünglich anvisierte Größenordnung mehr als verdoppelt werden konnte. Die Investitionen 
in das Bruttoanlagevermögen stiegen mit einer Zuwachsrate von 14 % pro Jahr gegenüber 
einer Zielstellung von 4 %. Die Nettobeschäftigung weitete sich mit einer jährlichen 
Zuwachsrate von 74 000 Arbeitsplätzen aus, verglichen mit einer Zielvorgabe von 15 000 
                                                 
334 Eurostat in: Europäische Kommission: Die Strukturfonds in 1994, a.a.O.,  S. 15; Stationery Office: Ireland, a.a.O., S. 32; European 
Commission: The economic and financial situation in Ireland: Ireland in the transition to EMU, Brussels, Luxembourg 1996, S. 111, 
Europäische Kommission: Einheit Europas, Solidarität der Völker, Vielfalt der Regionen, a.a.O., S. 65 sowie in: http://europa.eu.int, 
Zugriff Mai 2002.  
335 Eurostat, in: http://europe.eu.int, Zugriff Februar 2001. 
336 Vgl. European Commission: Ireland: Community support framework 1994 - 1999, a.a.O., S. 21. 
337 Eurostat, in: http://europe.eu.int, Zugriff Februar 2001.  
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Plätzen.338 Die Arbeitslosenquote sank damit um etwa 9 Prozentpunkte innerhalb der 
Programmperiode, betrug im Jahr 1999 noch 5,9 % und wurde zwei Jahre darauf sogar nur 
noch mit 3,8 % beziffert. Desweiteren ist der Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit 
bemerkenswert: Waren im April 1994 noch 128 000 Menschen als Langzeitarbeitslose 
registriert, so waren es im ersten Quartal 1999 weniger als 44 000, was einer Quote von etwa 
2,5 % entspricht. 339 
 
Die erhöhte Beschäftigungswirkung gegen Ende der zweiten Förderperiode ist auch als ein 
Erfolg des umgestellten GFK zu sehen. Einerseits ging man stärker auf die Bereiche ein, für 
die entsprechend der Empfehlung des Culliton Reports komparative Vorteile zu erkennen 
waren und wandte sich besonders den Investitionshilfen, der Forschung und Entwicklung, der 
Marketingunterstützung und dem Humankapital zu. Andererseits intensivierte man die 
Anstrengungen um Beziehungen zwischen den ansässigen ausländischen Konzernen und 
einheimischen Unternehmen aufzubauen, die eine Funktion als Zulieferer erhalten sollten. Die 
Dezentralisierung der Implementierung während der zweiten Förderperiode dürfte ebenfalls 
zu den verbesserten Ergebnissen beigetragen haben, da die verstärkte Einbeziehung von 
lokaler Kompetenz zu höherer Zielgenauigkeit der Maßnahmen beitrug. Standen im Jahr 1994 
1 202 000 Arbeitsplätze zur Verfügung, so waren es im Jahr 1999 bereits 1 583 000 
Beschäftigungsverhältnisse registriert, was einem Anstieg von 31,7 % entspricht.340 Damit 
war etwa jeder vierte Arbeitsplatz im Zeitraum der zweiten Förderperiode neu geschaffen 
worden. 
 
Strukturell gehörten im Jahr 1999 etwa 63 % der Arbeitsplätze zum Dienstleistungsbereich 
und etwa  28,5 % zur Industrie. Irland mit traditionell sehr vielen Beschäftigten in der 
Landwirtschaft konnte diesen Anteil in den vergangenen Jahren erheblich abbauen (1996 
noch 10,6 %341) und die wertschöpfungsstärkeren Bereiche erhöhen, wobei die einheimische 
Industrien begonnen haben, einen Beitrag zum Beschäftigungswachstum zu leisten.342 Der 
prozentuale Anstieg bei den Arbeitsplätzen betraf den Industrie- und den 
Dienstleistungssektor in ähnlich starkem Maß (34,6 % bei der Industrie und  39,1 % bei den 
Dienstleistungen).343 Die erfolgte Umschichtung ist deshalb so entscheidend, weil im Umfeld 
der sich entwickelnden Industrien auch im tertiären Bereich die für eine starke Ausweitung 
der Beschäftigung erforderliche Nachfrage entstehen kann.  
 
                                                 
338 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 273 f. 
339 Vgl. Daten nach ILO, in: European Commission: Ireland: Community support framework 2000 - 2006, a.a.O., S. 7. 
340 Eurostat, in: http://europa.eu.int, Zugriff  Februar 2001. 
341 Vgl. Europäische Kommission: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf die wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Union 1989 - 
1999, a.a.O., S. 81. 
342 European Commission: Labour Market Study: Ireland, Brussels, Luxembourg 1997, S. V. 
343 Alle Zahlen von Eurostat in: http://europa.eu.int, Zugriff Februar 2000. 
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Die Staatsverschuldung sank Ende des Jahres 1999 auf 50,1 % des BIP344 und lag damit weit 
unterhalb der Maastrichter Kriterien. Die Entwicklung erscheint auch deshalb so bedeutsam, 
da selbst irische Wirtschaftswissenschaftler mit Blick auf die Konvergenzkriterien des Euro 
noch 1995 gemeint haben, daß “the target debt/GDP ratio is unlikely to be reached by 
1999.”345  
 
Aber auch bezüglich anderer Kriterien wurde die Dynamik der Fortschritte in Irland nicht 
überall erkannt. So schrieb Aust noch 1997, daß “... nicht davon auszugehen (ist), daß das 
Problem der Massenarbeitslosigkeit in Irland in näherer Zukunft bewältigt wird.”346 Diese 
Feststellung erfolgte damit zu einem Zeitpunkt, als die Europäische Kommission bereits 
(1996) davon ausging, die irische Wirtschaft könne “safely absorb,..., a halving of Structural 
Funds without any significant impact on either the public finances or the overall level of 
economic activity.”347  
 
Das GFK der zweiten Förderperiode in Irland kann damit wohl als der erfolgreichste Teil der 
Regionalförderung der EU bezeichnet werden, denn auch das BIP pro Kopf der Bevölkerung 
in KKS überschritt deutlich die 100 %-Marke des EU-Durchschnitts (112 % im Jahr 1999 
bzw. 121 % im Jahr 2001348). 
 
Nachdem in Irland die drängendsten Fragen bezüglich der Annäherung an das Niveau der 
übrigen EU-Staaten gelöst sind, geht es im GFK der dritten Periode um eine Stabilisierung der 
erreichten Ergebnisse. Zwar wird nach wie vor ein beträchtliches Wachstum von etwa 5 % 
pro Jahr angestrebt (siehe Tabelle 19), die mittlerweile de facto eingetroffene 
Vollbeschäftigung kann aber kaum weiter gesteigert werden. Die Ziele beziehen sich daher 
mehr auf eine ausgeglichene Entwicklung der Landesteile, weitere infrastrukturelle 
Verbesserungen und eine stärkere Berücksichtigung von Zielen des Umweltschutzes.  
 
5.1.2 Makroökonomische Auswirkungen der Förderung 
 
Die Analyse der Bestimmungsfaktoren - insbesondere des Beitrags der EU-Fonds zum Abbau 
der Entwicklungsunterschiede - für den wirtschaftlichen Aufstieg Irlands ergibt je nach 
Standpunkt des Autors, der Evaluationsgrundlage und dem Zeitpunkt der Veröffentlichung 
bzw. der Simulation ein uneinheitliches Bild. So nahm Barry 1999 an, daß “... European 
structural funds may have raised Ireland’s GNP to a level of 4 per cent above what it would 
                                                 
344 Vgl. Department of Finance, Government of Ireland: December 2000 - Monthly Economic Bulletin, in: www.irlgov.ie/finance, Zugriff  
Februar 2001. 
345 Bradley J., O´Donnell, N. et. al., a.a.O., S. 200 f. 
346 Vgl. Aust, A.: Irland: ”Angebotskorporatistische” Modernisierung, in: Bieling, H.-J., Deppe, F.  (Hrsg.): Arbeitslosigkeit und 
Wohlfahrtsstaat in Westeuropa: neun Länder im Vergleich, Opladen 1997, S. 247-279, S. 276. 
347 European Commission: The economic and financial situation in Ireland, a.a.O., S. 40. 
348 Eurostat, in: http://europa.eu.int, Zugriff Juli 2002. 
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otherwise have been. Furthermore, during the 1990s it contributed ‚only half of one 
percentage point of the per annu, growth of GNP‘.”349 Im 6. Periodischen Bericht der EU-
Kommission hingegen wird der Einfluß des GFK auf das BIP-Wachstum auf bis zu 9,3 % (im 
Jahr 1999) eingeschätzt.350 Diese sehr unterschiedlichen Bewertungen deuten an, daß eine 
widerspruchsfrei “richtige” Einordnung der Wachstumseinflüsse des GFK derzeit noch nicht 
möglich ist und auch die Betrachtung und der Vergleich der verschiedenen Auffassungen nur 
näherungsweise ein zutreffendes Bild liefern kann. Gleichzeitig muß betont werden, daß die 
internationale Forschung auf diesem Gebiet noch am Anfang steht. 
 
Wie bereits ausführlich in Kapitel IV.5.2 beschrieben, tragen alle GFK-Programme 
kurzfristige Nachfrage-Effekte in sich, z.B. durch die Verwirklichung neuer 
Investitionsprojekte im Bereich der Infrastruktur oder des privaten Sektors bzw. bei neu 
geschaffenen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten des Humankapitals. Diese Investitionen 
erhöhen kurzfristig das Einkommen und das Arbeitskräftepotential des Landes. Derartige 
nachfrageseitigen Konsequenzen sind relativ einfach zu evaluieren. Das Hauptziel der 
Strukturfondsinvestitionen besteht jedoch in den Langzeit- bzw. Angebotseffekten: Wenn die 
Ursprungsförderung zu Ende geht, bleiben die positiven Einflüsse durch den erhöhten 
Bestand an Infrastruktur und Humankapital erhalten und äußern sich z.B. in Form von 
erhöhter Produktivität und Effektivität.   
 
Für die Erfassung der wahrscheinlichen Angebotseffekte nutzt eine Reihe von der EU-
Kommission in Auftrag gegebener Studien351 für Irland bei den Modellsimulationen 
Rentabilitätswerte, wie sie in der internationalen Forschungsliteratur verwendet werden, und 
übertragen sie auf die jeweiligen Formen der GFK-Interventionen, wie z.B. die Investitionen 
in die Infrastruktur oder das Humankapital.352 Die Angebotseffekte werden anhand von  
externen Effekten beschrieben, wobei die Simulationen mit niedrigen und hohen 
Elastizitätswerten durchgeführt werden.  
 
Alle Studien definieren ein sogenanntes Basisszenario, bei dem die zukünftige wirtschaftliche 
Entwicklung ohne GFK vorausgesetzt wird. Danach wird die Simulation mit Hilfe des 
Modells durchgeführt, wobei die Ergebnisse einschließlich GFK berechnet werden. Die 
Ergebnisse werden dann mit dem Basisszenario verglichen, woraus sich Schlußfolgerungen 
für die Auswirkungen des GFK ergeben.   
 
                                                 
349 ”... die europäischen Strukturfonds Irlands BSP um 4 % im Vergleich zu deren Nichtvorhandensein gesteigert haben könnten. Weiterhin 
trugen sie während der 90er Jahre lediglich zu einem halben Prozentpunkt des jährlichen BSP-Wachstums bei.‘”: Barry: Understanding 
Ireland’s Economic Growth, London 1999, zitiert nach Murphy, A. E., a.a.O., S. 11. 
350 Vgl. Europäische Kommission: Sechster Periodischer Bericht über die sozio-ökonomische Lage und Entwicklung der Regionen der 
Europäischen Union, a.a.O., S. 228. 
351 Vgl. Bradley J., O´Donnell, N. et. al., a.a.O., European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., Honohan, P. (edt.): 
EU Structural Funds in Ireland: A Mid-Term Evaluation of the CSF 1994 - 99, ESRI, Dublin 1997. 
352 Die meisten Studien nehmen eher konservative Renditewerte für Irland an, die in den erwähnten Studien zwischen 6 % und 7,5 % liegen. 
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Für die Untersuchung in Irland wurden die allgemeinen Grundsätze des Modells (siehe 
Kapitel IV.5.2.2) an die konkreten irischen Verhältnisse angepaßt und beziehen insbesondere 
folgende Besonderheiten ein: 
 
• Die wirtschaftliche Aktivität besitzt eine hohe Abhängigkeit von der Weltmarktnachfrage; 
die Wirtschaft ist nicht als homogenes Ganzes zu betrachten, sondern als duales System, 
das auf der einen Seite aus ausländischen High-Tech-Konzernen und auf der anderen Seite 
aus traditionellen einheimischen Unternehmen besteht. 
• Das Investitionsverhalten der ausländischen Konzerne steht in Abhängigkeit zu den 
relativen Produktionskosten in Irland. 
• Der geschützte einheimische Sektor ist abhängig von der einheimischen Nachfrage mit 
einer beschränkten Möglichkeit der Preisbestimmung. 
• Irland hat einen sehr offenen Arbeitsmarkt, bei dem insbesondere der Aspekt der 
traditionellen Ein- und Auswanderung berücksichtigt werden muß. 
• Die Aufnahme der Löhne in das Modell fand unter den Gesichtspunkten der 
Preisentwicklung, der Steuern, der Arbeitslosigkeit und des Produktivitätsniveaus statt. 
• Der öffentliche Sektor wird von der Regierungspolitik bezüglich des 
Schuldenmanagements wesentlich beeinflußt.353 
 
Bevor man sich mit den Auswirkungen der GFK auf das Wachstum in Irland beschäftigt, soll 
zunächst in der nachfolgenden Abbildung die Größenordnung der GFK (EU-Mittel, staatliche 
und private Kofinanzierung) und der Strukturfonds im Verhältnis zu den (zum Zeitpunkt der 
Erarbeitung der Studien (1997) unterstellten ex-post-) Werten des BSP aufgezeigt werden. 
 
                                                 
353 Vgl. Bradley J., O´Donnell, N. et. al., a.a.O., S. 143 ff. 
 142
Abbildung 7: GFK-Anteil am ex-post BSP 1989 - 1999      
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GFK in % des BSP Strukturfonds in % des BSP  
Anmerkung: Die Werte unterscheiden sich in Abhängigkeit vom Zeitpunkt der Ermittlung. 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 115 
und Honohan, P. (edt.), a.a.O., S. 29. 
 
Bezüglich der Wirksamkeit des GFK I (1989 - 1993) schätzte die Europäische Kommission 
ein, daß während der ersten Programmperiode eine Erhöhung des BIP durch die Maßnahmen 
des GFK in einer Größenordnung von 2,6 % (1992) und ein Spitzeneffekt bei der 
Beschäftigung von 31 000 Arbeitsplätzen eingetreten sei.354 Die Investitionsförderung der 
Gemeinschaft (Struktur- und Kohäsionsfonds) hatte in Irland ein noch größeres Ausmaß. Sie 
belief sich auf fast 15 % aller Investitionen 1989 - 1993.355 Die Simulationsergebnisse der 
makroökonomischen Analyse mit Hilfe des HERMIN-Modells werden in der nachfolgenden 
Tabelle zusammengefaßt, wobei auch der Anteil des GFK am Wachstum in die Darstellung 
aufgenommen wurde. 
 
Tabelle 20: Prozentualer Anteil des GFK (1989 - 1993) am BIP-Wachstum  
Jahr Wachstum des BIP 
(in %) 
Wachstumsanteil des 
GFK (in %) 
GFK-Anteil am Wachstum des BIP 
(in % des Gesamtwachstums) 
1989 6,1 0,9 15 
1990 7,8 1,7 22 
1991 2,2 2,0 91 
1992 3,9 2,6 67 
1993 3,1 2,5 81 
 
Quelle: Eigene Darstellung unter Nutzung folgender Quellen: European Commission: The economic and 
financial situation in Ireland, a.a.O., S. 111 und  Berechnungen des ESRI in: Bradley J., O´Donnell, N. 
et. al., a.a.O., S. 274. 
 
                                                 
354 Vgl. Europäische Kommission: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf die wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Union 1989 - 
1999, a.a.O., S. 89. 
355 Vgl. Europäische Kommission: Einheit Europas, Solidarität der Völker, Vielfalt der Regionen, a.a.O., S. 122. 
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Im Verlauf der ersten Förderperiode 1989 - 1993 kam es in Irland nur in den ersten beiden 
Jahren zu einer deutlichen Erhöhung der Wachstumsraten. In den Folgejahren bis 1993 
verringerte sich das Wachstum wieder auf Werte um 2 - 3 % trotz der unbestreitbaren 
Nachfragewirkung des GFK. Die in diesem Zeitraum allgemein flaue Konjunktursituation 
konnte durch die Interventionen nicht grundlegend verändert werden. Man kann spekulieren, 
daß sich ohne das GFK sogar ein Rückgang des produzierten BIP ergeben hätte (z.B. betrug 
der Wachstumsanteil des GFK am BIP-Wachstum im Jahr 1991 ca. 91 %). Tatsache bleibt 
aber, daß auch in dieser Phase wichtige Infrastrukturverbesserungen sowie 
Ausbildungsmaßnahmen vorgenommen werden konnten, die sich einige Jahre später positiv 
ausgewirkt haben. Die Arbeitslosenquote verringerte sich durch das GFK um 0,8 - 2,3 
Prozentpunkte.356 
 
Da bei den meisten Betrachtungen zur Wirksamkeit des GFK die langfristigen 
Angebotseffekte der vorangegangenen Periode durch die Nachfrageimpulse der 
nachfolgenden Periode überlagert werden, erfolgt zumeist keine gesonderte Betrachtung der 
Nachfolgewirkungen der abgeschlossenen Periode. Aus diesem Grund wurde bei den 
HERMIN-Simulationen für die erste Förderperiode zusätzlich der Versuch unternommen, 
auch die isolierten Langfristwirkungen des GFK 1989 - 1993 bis zum Jahr 2000 zu ermitteln. 
Die Ergebnisse werden in der folgenden Abbildung zusammengefaßt. 
 
Abbildung 8: Zusätzliches BIP-Wachstum durch das GFK 1989 - 1993 
Erhöhung des BIP-Wachstums durch das GFK
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Quelle: Eigene Darstellung nach Bradley J., O´Donnell, N. et. al., a.a.O., S. 274. 
 
In dieser Darstellung wird sowohl der Zeitabschnitt mit der kombinierten Nachfrage- und 
Angebotswirkung während der Laufzeit des Programms bis 1993 als auch der Zeitraum der 
ausschließlichen Angebotswirkungen ab 1994 wiedergegeben. Entgegen der üblichen 
                                                 
356 Vgl. Bradley J., O´Donnell, N. et. al., a.a.O., S. 274. 
 144
Vorgehensweise, bei der nur eine relativ kurzfristige Ursache-Wirkungs-Analyse 
vorgenommen wird, ist hier der in der Praxis stattfindende langfristige Wirtschaftsprozeß 
zugrundegelegt worden. Es ist erkennbar, daß diesen Berechnungen zufolge auch noch im 
Jahr 2000 - also sieben Jahre nach Programmabschluß - wichtige Wachstumsimpulse vom 
GFK der ersten Förderperiode ausgehen.357 
 
Während der zweiten Periode 1994 - 1999 belief sich die Förderung der Gemeinschaft in 
Irland auf ca. 2,4 % des BIP. Die Investitionsförderung der Gemeinschaft betrug ca. 10 % 
aller Investitionen.358  
 
Die Simulationsergebnisse der zweiten Förderperiode unterscheiden sich je nach Zeitpunkt 
der Durchführung, da die eingetretene wirtschaftliche Entwicklung die anfänglichen 
Erwartungen und Schätzungen erheblich übertraf. Außerdem ist anzumerken, daß sich die 
Untersuchungen bezüglich der gewählten Bezugsgrößen unterscheiden: Einige Arbeiten 
beziehen sich vorrangig auf das BIP, andere überwiegend auf das BSP, wobei die Differenz 
der beiden Größen im Fall Irland nicht einfach vernachlässigt werden kann, da sie teilweise 
bis zu 12 % voneinander abweichen. 
 
Das ESRI (The Economic and Social Research Institute (Dublin)), das die Untersuchungen im 
Auftrag der EU durchführte, hielt das GFK in seiner Einleitung zur Halbzeitevaluation der 
zweiten Periode für eine bemerkenswerte Erfolgsgeschichte. Es erklärte weiterhin, daß durch 
die EU-Förderung die mittelfristige Planung der öffentlichen Ausgaben in den Vordergrund 
rückte und auf vielen Gebieten systematischere und effektivere Programme erlaubte. Die 
Kapazität und Fähigkeit der produktiven Bereiche seien gestiegen; es habe einen 
Quantensprung in der Bereitstellung der öffentlichen Infrastruktur gegeben; die Fähigkeiten 
bei Ausbildung und Schulung seien vorangekommen und experimentelle institutionelle 
Arrangements hätten die örtlichen Initiativen überzogen.359  
 
Bei der Halbzeitevaluation der zweiten Periode wurden vom ESRI anhand eines 
makroökonomischen Medium-Term-Models360 die kurzzeitigen, nachfrageseitigen 
Auswirkungen der Strukturfonds auf bis zu 3 % des BSP bzw. bis zu 2,7 % des BIP und der 
Beschäftigungseffekt auf ca. 33 000 Arbeitsplätze p.a. geschätzt.361 Unter der Annahme, daß 
die Nachfrageeffekte nach dem Jahr 2000 nicht mehr vorhanden sein werden und sich die 
Angebotseffekte einstellen, sollen sich die Langzeiteffekte das BSP um 1 % (BIP um ca. 
                                                 
357 Vgl. ebenda, S. 273 f. 
358 Vgl. Europäische Kommission: Einheit Europas, Solidarität der Völker, Vielfalt der Regionen, a.a.O., S. 122. 
359 Vgl.  Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 274. 
360 Für die Simulation wurde eine ähnliche Methodologie benutzt wie bei der HERMIN-Simulation des GFK I. Vgl. Honohan, P. (edt.), 
a.a.O., S. 54 ff. 
361 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 274 und Honohan, P. (edt.), a.a.O., S. 48 f. 
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0,7_%) erhöhen im Vergleich zum Zustand ohne Strukturfondsinterventionen. Gleichzeitig 
werden weitere Faktoren benannt, die in großem Umfang zum Wachstum beitrugen, wie z.B. 
das ADI-Wachstum, eine starke Verbesserung der Humanressourcen, wettbewerbsfähige 
Arbeitskosten, ausgewogene Industrieverhältnisse, verbesserte öffentliche Finanzen und ein 
wirtschaftlicher Aufschwung bei den wichtigsten Handelspartnern Irlands (siehe Kapitel 
V.5.3).  
 
Die Auswirkungen auf das BIP bzw. das BSP unter Einbeziehung der nationalen 
Kofinanzierungen362 sind etwas größer als die reinen EU-Interventionen (in der Spitze ca. 
4_%, siehe Abbildung 9). Auf lange Sicht sind jedoch die Angebotswirkungen des GFK 
(Strukturfondsinterventionen einschließlich dem nationalen Kofinanzierungsanteil) ähnlich 
groß wie im Fall der Simulation mit Berücksichtigung nur der EU-Interventionen. Das 
widerspiegelt die Tatsache, daß die höheren Ausgaben der irischen Regierung durch 
ausländische Schuldenaufnahme finanziert werden. Das höhere Produktionspotential der 
irischen Wirtschaft wird also durch geringere Schuldenreduzierung erkauft. Trotzdem wird 
der höhere Kofinanzierungsanteil durch die verbesserte Konjunktur mehr als wettgemacht. 
Ebenso sind die Beschäftigungseffekte (bis zu 3,3 %) größer als bei reiner EU-Finanzierung 
und bleiben längerfristig auch nach dem Auslaufen des GFK bei ca. 0,5 %.363 
 
 Abbildung 9: Beitrag des GFK II (EU-Mittel + nationale Kofinanzierung) zum BIP/BSP 
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Annahme: Die Förderung endet 1999. 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach Honohan, P. (edt.), a.a.O., S. 52. 
 
                                                 
362 Der Anteil der privaten Kofinanzierung war bei den GFK I und GFK II gering. Außerdem wird in der Studie davon ausgegangen, daß 
private Investitionen keine Spill-over-Effekte haben. Vgl. Barry, F., Bradley, J., Hannan, A.: The Single Market, the Structural Funds 
and Ireland´s Recent Economic Growth, in: Journal of Common Market Studies, Vol. 39, No. 3, September 2001, S. 537-552, S. 546.  
363 Vgl. Honohan, P. (edt.), a.a.O., S. 52. 
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In den vorangegangenen Abschnitten wurde der Einfluß der GFK I und GFK II getrennt 
voneinander untersucht. Nachfolgend werden die Auswirkungen der beiden GFK als eine 
ununterbrochene Förderlinie in der Periode 1989 - 2010 betrachtet. 
 
Die kumulierten Wirkungen des GFK I und GFK II auf das BSP Irlands sind wegen des 
hohen Leistungsanteils ausländischer Unternehmen und der damit verbundenen Repatriierung 
der auflaufenden Gewinne etwas größer als auf das BIP. Sie werden in der folgenden 
Abbildung 10 zusammengefaßt, wobei sowohl die kurz- als auch die langfristigen Wirkungen 
beider Förderperioden bis zum Jahr 2010 in der Darstellung enthalten sind.  
 
Abbildung 10: Beitrag der Strukturfondsinterventionen (Struktur- und Kohäsionsfonds) zum 
BSP, 1989 - 2010 
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Annahme: Die Förderung endet 1999. 
 
Quelle: ESRI, in: Honohan, P. (edt.), a.a.O., S. 56. 
 
Die durch die Kommission bzw. das ESRI 1997 veröffentlichte HERMIN-Simulation stellt 
ebenfalls eine kombinierte Betrachtung der GFK I und II vor und entwickelt auf der 
Grundlage des Jahres 1988 mehrere Szenarien bis zum Jahr 2010. Für die Simulationen wurde 
zunächst ein Basisszenario erarbeitet, bei denen die Elastizitätswerte der externen Effekte bei 
Null lagen. Anschließend erfolgten weitere Simulationen mit den in der Literatur 
vorgefundenen und wahrscheinlichen Elastizitätswerten: Bei den Investitionen in die 
Infrastruktur und in das Humankapital, die direkt mit dem produzierten Output zu tun haben, 
wurden dabei Werte von 5 % für niedrige Elastizitäten und 10 % für hohe Elastizitäten 
angesetzt, bei allen anderen Bereichen fanden Werte von 2 % bzw. 4 % Verwendung.364 
 
Die Zahlen sind wegen der unterschiedlich gewählten Ausgangswerte (hier wurde das 
gesamte GFK betrachtet, d.h. Strukturfonds, nationale und private Kofinanzierung) nicht 
                                                 
364 Vgl. European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 114. 
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direkt mit den Zahlen in der o.g. Darstellung vergleichbar. Drei dieser Szenarien sollen 
angerissen werden:  
 
1) “unendliches” Weiterlaufen des GFK mit den Leistungen des Jahres 1999 ohne externe 
Effekte; 
2) Abbruch der Leistungen des GFK im Jahre 1999 bei Berücksichtigung hoher Elastizitäten 
der externen Effekte; 
3) Abbruch der Leistungen des GFK im Jahre 1999 ohne Berücksichtigung der externen 
Effekte. 
 
Unter den genannten Voraussetzungen wurden für die beschriebenen Szenarien folgende 
Zahlenwerte ermittelt: 
 
Tabelle 21: Auswirkungen der GFK I und II auf das BIP und die Arbeitslosenquote bei 
unterschiedlichen Szenarien 
(Basiswert 1988) 
 1995 2000 2010 
Szenario BIP  
(in %) 
Arbeitslosenquote 
(in Prozentpunkten)
BIP 
(in %) 
Arbeitslosenquote 
(in Prozentpunkten)
BIP 
(in %) 
Arbeitslosenquote  
(in Prozentpunkten) 
1 1,65 - 2,13 1,88 - 1,96 1,21 - 0,48
2  2,68 - 1,96 1,42 1,28 0,90 0,37
3 1,65 - 2,13 0,02 1,16 - 0,01 0,36
Anmerkung: Ein negatives Vorzeichen bei der Arbeitslosenquote bedeutet, daß die Quote um die angegebene Anzahl Prozentpunkte gesenkt 
wird. 
 
Quelle: European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 117 ff. 
 
Aus Tabelle 21 geht hervor, daß dem langanhaltenden Einfluß der externen Effekte der 
entscheidende Aspekt bei der wirtschaftlichen Entwicklung zukommt. Setzt man die externen 
Effekte auf Null, ergibt sich nach diesen Berechnungen eine einfache keynesianische 
Expansion, die mit Einstellung der Interventionen wieder endet. Im Falle Irlands ist hingegen 
bei fortwirkenden externen Effekten auch zehn Jahre nach Einstellung der Zahlungen durch 
die verbesserte Infrastruktur und das leistungsfähigere Humankapital fast der gleiche Effekt 
vorhanden wie bei fortgesetzten GFK-Zahlungen ohne Einfluß der externen Effekte. Damit 
wird deutlich, daß die richtige und zukunftsweisende Auswahl und Zusammenstellung der 
einzelnen GFK-Programme einen hohen Einfluß auf die langfristige wirtschaftliche 
Prosperität Irlands besitzt. 
 
Zusammenfassend kann man festhalten, daß sich die langfristigen kumulierten Wirkungen der 
GFK I und II auf das Wachstum je nach Quelle zwischen 0,9 % und 2 %  des BIP bzw. BSP 
gegenüber einem Basisszenario ohne GFK-Einwirkung bewegen. Diese Wirkungen könnten 
auch höher sein, wenn man berücksichtigt, daß sich die Berechnungen auf die zum jeweiligen 
Zeitpunkt absehbare Größenordnung des BIP stützen. Im Falle höherer Wachstumsraten (wie 
z.B. zwischen 1996 und 1999) sind natürlich auch die Infrastrukturmaßnahmen und 
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Bildungsinvestitionen stärker wirksam, so daß mit größeren Angebotswirkungen des GFK zu 
rechnen wäre.365  
 
Ergänzend zu den bisherigen Ausführungen werden noch die Ergebnisse der jüngsten 
Evaluationen der GFK für die vier Kohäsionsländer vorgestellt (siehe Tabelle 22). Auf Basis 
des HERMIN-Modells aus dem Jahr 2000 für die Programmperioden I und II liegt dabei die 
Wirkung auf das BIP-Wachstum in Irland im Jahr 1999 bei 3,7 %, d.h. das BIP lag 3,7 % über 
dem Wert, der den Schätzungen zufolge ohne Förderung erreicht worden wäre. Die 
Europäische Kommission beurteilt gleichzeitig, daß die angebotsseitigen Wirkungen auf das 
Wachstum im Jahr 2010 immer noch mit 2 % zu beziffern sind. Die Wirkung auf die 
Arbeitslosenquote 1999 wurde dabei mit minus 0,4 % angegeben.366  
 
Tabelle 22: Wirkung der Strukturhilfen der Gemeinschaft auf BIP und Arbeitslosigkeit 1989 
- 1999 
(% des Schätzwertes bei Nichtförderung)  
 Griechenland Irland Portugal Spanien 
Jahr BIP Arbeitsl.-
quote 
BIP Arbeitsl.-
quote 
BIP Arbeitsl.-
quote 
BIP Arbeitsl.-
quote 
1989 4,1 -3,2 2,2 -1,4 5,8 -3,6 0,8 -0,5
1993 4,1 -2,9 3,2 -1,0 7,4 -4,1 1,5 -0,8
1999 9,9 -6,2 3,7 -0,4 8,5 -4,0 3,1 -1,6
2006 7,3 -3,2 2,8 0,4 7,8 -2,8 3,4 -1,7
2010 2,4 0,4 2,0 0,5 3,1 -0,1 1,3 -0,4
 
Quelle:  ESRI, Schätzungen basieren auf dem HERMIN (2000) in: Europäische Kommission: Einheit Europas, 
Solidarität der Völker, Vielfalt der Regionen, a.a.O., S. 131. 
 
Für die laufende Programmperiode 2000 - 2006 wurde ähnlich dem Vorgehen bei den 
Programmperioden I und II eine Modellsimulation durchgeführt, um die makroökonomischen 
Effekte des GFK auf der Nachfrage- und der Angebotsseite abschätzen zu können (siehe 
Tabelle 23). Bei dieser Simulation wurde ein Ende der Förderung nach dem Jahr 2006 
unterstellt, um insbesondere die angebotsseitigen Wirkungen auf die Wirtschaft des 
Empfängerlands herauszufiltern. Bezüglich der externen Effekte wurden mittlere Werte 
zugrundegelegt, wie sie auch in der relevanten Literatur zur Anwendung kommen. 
 
                                                 
365 Vgl. Honohan, P. (edt.), a.a.O., S. 56. 
366 Vgl. Europäische Kommission: Einheit Europas, Solidarität der Völker, Vielfalt der Regionen, a.a.O., S. 131. 
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Tabelle 23: HERMIN-Simulation der makroökonomischen Auswirkungen des GFK 2000 - 
2006 (EU-Mittel und staatliche Kofinanzierung) 
(Veränderung gegenüber dem Basisszenario in realen Werten, in %)  
 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
BIP 1,16 1,28 1,44 1,51 1,59 1,83 1,8 1,38 1,29 1,23 1,18
Privater Verbrauch 0,77 1,46 1,45 1,36 1,21 1,13 1,19 0,83 0,54 0,5 0,5
Anlageinvestitionen 5,75 5,91 5,96 4,97 3,96 3,73 2,7 0,83 0,65 0,6 0,59
Beschäftigung 1,04 1,09 1,05 0,87 0,67 0,59 0,5 0,15 0,1 0,1 0,1
Preisniveau 0,54 1,07 1,04 0,76 0,42 0,13 - 0,01 - 0,26 - 0,45 - 0,47 - 0,43
Staatliches 
Haushaltsdefizit*° 
0,31 0,16 0,06 - 0,02 - 0,03 - 0,02 - 0,03 - 0,13 - 0,08 - 0,05 - 0,03
Handelsbilanz* - 0,58 - 0,69 - 0,56 - 0,36 - 0,14 0,02 0,09 0,29 0,36 0,34 0,33
* Veränderung in Prozentpunkten  im Verhältnis zum BIP 
° Ein negatives Vorzeichen zeigt ein geringeres Defizit an 
 
Quelle: European Commission: Ireland: Community support framework 2000 - 2006, a.a.O., S. 38. 
 
Auch nach den Ergebnissen dieser HERMIN-Simulation sollte das reale BIP Irlands unter der 
Annahme der Strukturfondsinterventionen im Rahmen des GFK 2000 - 2006 im 
Jahresdurchschnitt um ca. 1,5 % (Spitzenwert  im Jahr 2005 bei 1,83 %) höher sein als beim 
Ausbleiben dieser Interventionen, wobei der langfristige Effekt mit etwa 1 % einzuschätzen 
ist. In Irland, wo der Anteil der Strukturfonds an den gesamten staatlichen Ausgaben weniger 
als 10 % beträgt, ist das im Vergleich zu anderen Ziel-1-Regionen (z.B. Griechenland 6,2 %, 
Portugal 5,8 % jeweils im Jahr 2000)367 eine relativ geringe Wirkung. Durch das GFK werden 
sich die Investitionen während der Programmlaufzeit durchschnittlich um ca. 5 % p.a. 
erhöhen. Die zusätzlichen Investitionen steigern über Multiplikatoreffekte die effektive 
Nachfrage und verbessern im Laufe der Zeit durch das höhere Wirtschaftspotential auch die 
Produktivität. Die Auswirkungen auf die Beschäftigung betragen in den ersten Jahren des 
GFK III über 1 %, wobei sich später eine abnehmende Tendenz einstellt. Tabelle 23 läßt 
erkennen, daß Beschäftigungseffekte nach Abschluß der Förderung im Jahr 2006 nur noch in 
geringem Umfang nachweisbar sind. 
 
Aus den oben angeführten Schätzungen kann man schlußfolgern, daß die Fortführung des 
GFK im Falle von Irland einen gegenüber den vergangenen Jahren deutlich abnehmenden 
Nutzen aufweisen würde, was nicht allein auf die Reduzierung der Fördermittel 
zurückzuführen ist. Eine mittlerweile gut entwickelte Volkswirtschaft benötigt keine 
zusätzlichen exogenen Mittel, um ihr stabiles Wachstum sicherzustellen. In einem solchen 
Fall wird das Gewährleisten guter Rahmenbedingungen für die am Wirtschaftsprozeß 
Beteiligten wichtiger. Aus diesem Grund scheint es bei dieser Herangehensweise 
gerechtfertigt, die Interventionen des GFK auslaufen zu lassen. Eine Fortführung birgt die 
Gefahr in sich, daß negative Auswirkungen eintreten: Wenn mit zusätzlichen Geldern weitere 
Projekte initiiert würden (wobei sicher in manchen Bereichen noch ein Bedarf besteht), käme 
                                                 
367 Vgl. ebenda, Statistischer Anhang, S. 60. 
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es zu einem weiteren Nachfrageschub, was bei einer ohnehin stark ausgelasteten 
Volkswirtschaft das Inflationstempo beschleunigen kann. 
 
5.2 Einfluß des Gemeinsamen Marktes 
 
In dem vorangegangenen Abschnitt konnte festgestellt werden, daß das GFK eine wichtige 
Stütze des Aufschwungs in Irlands war, aber trotzdem nur zu einem Teil für die erhöhte 
wirtschaftliche Aktivität in den neunziger Jahren verantwortlich sein kann. Aus diesem Grund 
ist weiteren Faktoren nachzugehen, die Ursache für den “Celtic Tiger” sein können. Eine 
Reihe der dabei zu beantwortenden Fragen betreffen die Stärke und Zurechnung der exogenen 
Einflüsse durch die ausländischen Direktinvestitionen (ADI)368 und die Bedeutung des 
Einflusses des Gemeinsamen Marktes auf eine Vielzahl von Entscheidungen in den 
Unternehmen. Eine eindeutige Antwort auf diese und weitere Fragen ist auch in der 
wirtschaftswissenschaftlichen Fachliteratur umstritten: “In the light of the most recent 
research, we do not yet have definitive answers to these difficult questions.”369  
 
Die aktuelle Forschung versucht daher mittels Alternativbetrachtungen eine Lösung für die 
Probleme zu finden und unterstellt zunächst, daß für eine kleine offene Volkswirtschaft wie 
die irische die Effekte des Gemeinsamen Marktes bei einer theoretischen Betrachtung als 
statisch, dynamisch, lokal und wachstumsabhängig klassifiziert werden können, wobei die 
dynamischen Effekte unter den statischen und lokalen zu subsumieren sind.  
 
Die statischen Effekte sind jene, die sichtbar werden, wenn verschiedene Sektoren 
expandieren und sich andere im Gefolge der EU-Marktintegration verringern. Dieser 
sogenannte “statische Schock” hat sich im Falle von Irland als sehr positiv erwiesen, da der 
größte Anteil an Beschäftigung und Produktion in Sektoren liegt, in denen das Land vom 
Gemeinsamen Markt zu profitieren erwartet hatte, bezogen auf jene in den landesspezifischen 
Sektoren, in denen nachteilige Effekte prognostiziert wurden.370 Im Falle Irland kann die sehr 
exportorientierte Wirtschaft durch den Gemeinsamen Markt aus den statischen Effekten einen 
zusätzlichen Ausstoß im produzierenden Bereich von 18 % erzielen. Selbst unter der 
Bedingung, daß in diese Rechnung nur die ausschließlich heimische Industrie einbezogen 
wird, ergibt sich noch ein Nutzen von 8 %.371  
 
                                                 
368 Unter ausländischen Direktinvestitionen werden im allgemeinen Investitionen aus dem Ausland verstanden, mit denen die Investoren 
über Mehrheitsbeteiligungen an Unternehmen unmittelbaren Einfluß auf die Geschäftstätigkeit ausüben. Im Gegensatz zu reinen 
Portfolioinvestitionen ist damit im Regelfall auch der Transfer von Know-how, Vertriebsstrukturen, Kundenbeziehungen und weiteren 
unternehmensentscheidenden Fähigkeiten verbunden. Da sehr häufig ADI von Unternehmen getätigt werden, die bereits in ihren 
Heimatmärkten und anderen ausländischen Märkten erfolgreich sind, kommt es damit zum Zufluß zusätzlicher wirtschaftlicher 
Erfolgskomponenten im jeweiligen Empfängerland. Vgl. WTO: Trade an Foreign Direct Investment, Annual Report Vol. 1, Geneva 
1996, S. 3 ff. 
369 European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 3. 
370 Vgl. ebenda, S. 55 ff. 
371 Vgl. ebenda, S. 61 ff. 
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Lokale (standortbezogene) Effekte hängen mit den ADI zusammen, da 
Handelsliberalisierungen ganz generell Konzernentscheidungen zu Ansiedlungen 
beeinflussen. Wenn ADI von vornherein nur auf den Heimmarkt der Ansiedlung abzielen, 
kann es sogar zu einer Verringerung von ADI kommen, da sich dadurch der Wettbewerb 
intensiviert. Werden ADI seitens der Unternehmen in erster Linie unter Exportaspekten in die 
Länder der EU getätigt, verbessern sich die Bedingungen für die Investoren durch den 
Gemeinsamen Markt. Im Falle Irlands war für die ADI schon wegen der längeren 
Zugehörigkeit zur EU und den speziellen Handelsverbindungen zu Großbritannien der 
Zugang zum Exportmarkt die entscheidende Größe, weswegen sich hier kein direkter Bezug 
zum Zufluß von ADI herstellen läßt. In Ländern wie Portugal und Spanien hingegen ist nach 
Einführung des Gemeinsamen Marktes ein deutlicher Zuwachs an ADI feststellbar.372 
 
Als wachstumsabhängige Effekte bezeichnet man die Situation eines gesteigerten Wachstums 
infolge einer größeren Nachfrage in der ganzen Welt, die sich in den peripheren Ländern der 
EU sogar stärker auswirkt als in der EU insgesamt. Dieser Effekt tritt durch die Tatsache ein, 
daß der Anteil international handelbarer Waren im produzierenden Bereich gegenüber dem 
Anteil nicht international handelbarer Güter durch den Gemeinsamen Markt ansteigt und 
damit der Einfluß des Weltwirtschaftswachstums gegenüber dem von der heimischen 
Nachfrage bestimmten Wachstum höher wird. Bei der irischen Wirtschaft machen diese durch 
den Gemeinsamen Markt hervorgerufenen Effekte etwa 6 % aus, d.h. der Exportanteil steigt 
von ca. 67 % auf 73 % an.373 
 
Mit dem Begriff “dynamische Effekte” wird im allgemeinen die mit der 
Handelsliberalisierung verbundene Intensivierung des Wettbewerbs und die verstärkte 
Rationalisierung bezeichnet, die dabei Produktivitätsgewinne und Kostenreduzierungen 
bewirkt. Daneben ist in diesem Zusammenhang auch die durch den Gemeinsamen Markt 
verstärkte technologische Entwicklung zu zählen, die Auswirkungen auf den Zufluß von ADI 
sowie das Produktivitätsniveau besitzt.374 
 
Maßgeblich für eine positive oder negative Entwicklung einer Volkswirtschaft nach dem 
Eintritt in den Gemeinsamen Markt ist neben der bereits angeführten komparativen 
Kostensituation das Verhältnis der volkswirtschaftlichen Sektoren bezüglich jener Branchen, 
die durch den Wettbewerb Vorteile zu erwarten haben und anderer Branchen, die nachteilig 
betroffen sind. Die Untersuchung dieser Situation anhand der jeweiligen Anzahl Arbeitsplätze 
erbrachte für 1987 - also vor Vollendung des Gemeinsamen Marktes - bei den 40 wichtigen 
Sektoren in Irland folgendes Bild: 
                                                 
372 Vgl. ebenda, S. 57. 
373 Vgl. ebenda, S. 72 und S. 76. 
374 Eine detaillierte Beschreibung der einzelnen Effekte wird gegeben in: European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, 
a.a.O., S. 55 ff.  
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• 62 000 Arbeitsplätze bestanden in Branchen, die vom Gemeinsamen Markt voraussichtlich 
profitieren würden (davon 27 000 bei der heimischen Industrie); 
• 23 000 Arbeitsplätze bestanden in Branchen, die durch den Gemeinsamen Markt 
voraussichtlich bedroht würden (davon 14 000 bei der heimischen Industrie).375  
 
Bis zum Jahr 1996 wurde in den gefährdeten Sektoren ein Rückgang der Arbeitsplätze um 
4_181 und in den profitierenden Sektoren eine Steigerung um 17 589 Arbeitsplätzen ermittelt, 
was einen positiven Saldo von über 13 400 Arbeitsplätzen ergibt.376 Der Zuwachs geht vor 
allem auf das Konto der ausländischen Firmen in den Bereichen 
Datenverarbeitungsausrüstungen, Telekommunikation, pharmazeutische und medizinische 
Ausrüstungen. Diese Bereiche besaßen bereits vor Einführung des Gemeinsamen Marktes 
hohe Export- und Importraten mit den EU-Ländern und wiesen auch danach hohe 
Nachfragesteigerungen innerhalb der EU auf. Außerdem konnten die einheimischen Firmen 
dieser Sektoren Steigerungen erzielen, was auf Spill-over-Effekte der ausländischen Firmen 
hinweist. Die Hauptverluste traten im Bekleidungssektor auf, der zuvor stark geschützt und 
mit einer speziellen Quotenregelung versehen war, so daß der Wettbewerb hier eine 
Anpassung erzwang.  
 
Für Irland bestand insgesamt eine außerordentlich günstige Ausgangssituation, denn im 
Gegensatz zu den anderen Kohäsionsländern besaß es eine vorteilhafte Wirtschaftsstruktur, 
um in den intensiveren Wettbewerb des Gemeinsamen Marktes einzutreten. Es ist daher 
wahrscheinlich, daß die Interventionen der EU-Strukturfonds nicht die entscheidende Rolle 
für eine günstige Wirtschaftsentwicklung gespielt haben.  
 
Nachdem einige der durch den Gemeinsamen Markt zu beachtenden Effekte beschrieben 
wurden, sollen die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen betrachtet werden.  
 
Bei der Simulation des ESRI zum Einfluß des Gemeinsamen Marktes im Falle Irlands377 
wurde das makroökonomische Modell sieben “Schocks” ausgesetzt, von denen sich die ersten 
vier an den Cecchini-Report anlehnen. Diese sieben “Schocks” können folgendermaßen 
beschrieben werden: 
 
1) Produktivitätsgewinn in der Fertigung durch die gestiegene Wettbewerbsfähigkeit; 
2) Auswirkungen der EU-weiten Verringerungen an Preisen und Kosten; 
3) gewisse Verringerung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst aufgrund des Wegfalls 
der  Zollbarrieren; 
                                                 
375 Vgl. Barry, F., Bradley, J., Hannan, A., a.a.O., S. 539 ff. 
376 Vgl. ebenda, S. 540. 
377 Eine nähere Beschreibung der Evaluation ist gegeben in: European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 93 ff. 
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4) Verringerung der Beschäftigung bei den Marktdienstleistungen, da die Bereiche Vertrieb     
und Finanzdienstleistungen rationalisiert werden; 
5) Schock einer gesteigerten internationalen Nachfrage und intensiverem Wettbewerb, der 
sowohl auf die davon profitierenden als auch auf die dadurch bedrohten 
Wirtschaftszweige einwirkt; 
6) Öffnung von bisher geschützten Teilen des produzierenden Gewerbes für den 
internationalen Wettbewerb; 
7) Einfluß der durch die Öffnung des Gemeinsamen Marktes hervorgerufenen EU-
Nachfrage auf die noch offenere irische Volkswirtschaft.378  
 
Von diesen Einflüssen besitzen der Schock der industriellen Restrukturierung (Nr. 5) und die 
durch die Marktöffnung induzierte Ausweitung der Nachfrage (Nr. 7) die größte quantitative 
Bedeutung. Für das Jahr 2000 wurde vorhergesagt, daß jeder dieser Schocks dem irischen BIP 
4 % hinzufügen sollte, in der Summe aller Schocks sollte das BIP um etwa 7 % steigen. Diese 
Ergebnisse sind in der nachfolgenden Tabelle zusammengefaßt. 
 
Tabelle 24: Effekt des Gemeinsamen Marktes auf die irische Volkswirtschaft 
Veränderung im Vergleich zu einer Basis 
ohne Gemeinsamen Markt  (in %) 
 
1995 
 
2000 
 
2010 
BIP zu Faktorpreisen 5,0 7,2 9,2 
Anteil Prod.-leistungen am BIP 11,1 15,1 17,1 
Anteil Dienstleistungen am BIP 2,4 3,6 4,8 
Arbeitslosigkeitsrate - 1,4 - 1,6 - 1,2 
Nettohandelsüberschuß (in % des BIP) 0,9 1,3 1,6 
Gesamtverschuldung  (in % des BIP) - 5,5 - 11,1 - 21,6 
 
Quelle: OECD: Economic Survey of Ireland, May 1999, S. 47. 
 
Nach dieser Berechnung ergibt sich ein positiver Einfluß des Gemeinsamen Marktes auf das 
BIP-Wachstum zwischen 5,0 % (1995) und 9,2 % (2010), was einen ganz erheblichen 
Wohlstandsgewinn bedeuten würde. Die Simulationen, die zu diesen Ergebnissen führten,  
berücksichtigten dabei zwei verschiedene Fälle. In dem einen  Fall ging man davon aus, daß 
die Zugehörigkeit zum Gemeinsamen Markt eine entscheidende Voraussetzung für die Größe 
des Zustroms an ausländischen Direktinvestitionen ist,  im anderen Fall wurde eine solche 
unmittelbare Abhängigkeit nicht unterstellt. Im Gegensatz zu Ländern wie Spanien und 
Portugal wurde bei Irland in den beiden betrachteten Fällen kein signifikanter Unterschied bei 
den in Tabelle 24 aufgeführten wirtschaftlichen Daten festgestellt. Diese Aussage hängt 
wesentlich damit zusammen, daß Irland bereits seit den achtziger Jahren pro Kopf der 
Bevölkerung einen größeren ADI-Zustrom in das verarbeitende Gewerbe besaß als die 
anderen untersuchten Länder Portugal, Griechenland und Spanien.379 Trotzdem konnte Irland 
                                                 
378 Vgl. Barry, F., Bradley, J., Hannan, A., a.a.O., S. 542 f. 
379 Vgl. European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 68. 
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im Zeitraum der Einführung des Gemeinsamen Marktes insbesondere die Ansiedlung von US-
Unternehmen nochmals bedeutend steigern, d.h. etwa vervierfachen.380  
 
Die gegenüber der recht großen Auswirkung auf das BIP in der Simulation doch deutlich 
geringere Auswirkung auf die Arbeitslosenrate hängt wesentlich mit der großen Offenheit des 
irischen Arbeitsmarktes zusammen. Bei einer Verbesserung der gesamten Wirtschaftslage in 
Irland ist unmittelbar mit einer Nettoeinwanderung an Arbeitskräften und dadurch mit einer 
Vergrößerung der zur Verfügung stehenden Arbeitskräfteanzahl zu rechnen, wodurch sich der 
eigentlich erwartete Rückgang der Arbeitslosigkeit bei der Modellrechnung wieder etwas 
ausgleicht. 
 
In Tabelle 25 sollen die bei der Simulation ermittelten Gesamteffekte des Gemeinsamen 
Marktes und der GFK dargestellt werden. Bei den Berechnungen wurden für den 
Gemeinsamen Markt die volle Wirksamkeit  aller o.g. Effekte und für die GFK die 
Programmfortführung auf der Basis der Werte des Jahres 1999 unterstellt. Im Gegensatz zur 
Darstellung im vorangegangenen Kapitel wurde die Wirkung der externen Effekte hier nicht 
berücksichtigt. 
 
Tabelle 25: Gesamteffekte des Gemeinsamen Marktes und der GFK  
 1995 2000 2010 
Differenz vom 
Basisszenario 
Gem. 
Markt 
GFK Gesamt Gem. 
Markt 
GFK Gesamt Gem. 
Markt 
GFK Gesamt 
BIP,  in % 4,95 1,65 6,60 7,24 1,88 9,12 9,24 1,21 10,45
Arbeitslosenquote, 
in Prozentpunkten 
- 1,43 - 2,13 - 3,56 - 1,55 - 1,96 - 3,51 - 1,23 - 0,58 - 1,81
 
Quelle: European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 125. 
 
Tabelle 25 zeigt auf, daß im Falle Irland der Anteil des Gemeinsamen Marktes an einer 
positiven BIP-Entwicklung weit höher einzuschätzen ist als der Anteil des GFK (ohne externe 
Effekte). Dieser große Einfluß ist zunächst darauf zurückzuführen, daß in Irland der größte 
Anteil an Beschäftigung und Output in den Sektoren liegt, in denen man besonders vom 
Abbau der tarifären und nichttarifären Handelsbarrieren profitiert. Auch in dieser Darstellung 
ist man bei den Berechnungen davon ausgegangen, daß kein Zustrom von ADI eintritt, der auf 
dem Gemeinsamen Markt oder dem GFK beruht. Unter Beachtung dieser Voraussetzungen 
wird festgestellt, daß die Wirkung des Gemeinsamen Marktes in erster Linie im 
produzierenden Bereich und die des GFK in stärkerem Maß im Baubereich anzusiedeln ist.381 
Einwirkungen mit dem gleichem quantitativen Effekt auf das BIP ergeben im Baubereich 
höhere Arbeitsmarkteffekte als im produzierenden Bereich. Aus diesem Grund sind bis Mitte 
                                                 
380 Vgl. Barry, F.: Convergence is not Automatic: Lessons from Ireland for Central and Eastern Europe, in The World Economy, Vol. 23, 
No. 10, S. 1379-1394, S. 1387 f. 
381 Vgl. European Commission (edt.): Aggregate and regional impact, a.a.O., S. 126. 
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der 90er Jahre keine durchgreifenden Arbeitsmarkterfolge zu verzeichnen gewesen. Erst die 
über Erwarten großen Output-Steigerungen des verarbeitenden Gewerbes nach 1995 brachten 
auch auf dem Arbeitsmarkt den Durchbruch. 
 
Auch unter Berücksichtigung der weiter oben beschriebenen Auswirkungen des GFK mit 
hohen externen Effekten (siehe Tabelle 21) ist in Irland der Gemeinsame Markt für die 
Entwicklung der Volkswirtschaft gegenüber dem GFK der bedeutendere Einflußfaktor.  
 
Die per Simulation ermittelten Aussagen bezüglich des Einflusses des Gemeinsamen Marktes 
müssen jedoch aus der heutigen Sicht revidiert werden, da die rasante Entwicklung in der 
zweiten Hälfte der 90er Jahre noch nicht berücksichtigt wurde. Außerdem müssen die 
Ergebnisse auch unter einem anderen Aspekt einer kritischen Betrachtung unterzogen werden, 
denn sie basierten zum Teil auf Wachstumsannahmen des Cecchini-Reports, also auf ex-ante 
Daten, die auf mittlere Frist (definiert als Zeitraum von 6 Jahren) von einem 
durchschnittlichen Wachstumsschub in der EU durch den Gemeinsamen Markt von 4,5 % 
ausgingen.382 Spätere Veröffentlichungen relativierten diese Größenordnungen etwas und 
stellten drei Jahre nach Einführung des Gemeinsamen Marktes fest, daß dieses 
Zusatzwachstum durchschnittlich nur mit etwa 1 bis 1,5 % angegeben werden kann.383 Unter 
diesem Aspekt schätzt z.B. Barry et. al., daß für Irland eine Größenordnung von etwa  3,5 % 
Wachstumszuwachs durch den Gemeinsamen Markt attestiert werden kann.384 Damit liegt 
Irland noch immer deutlich über den Effekten der EU-Kernländer. 
 
Man kann zwar mutmaßen, daß unter Umständen ohne GFK weniger ADI angezogen worden 
wären und damit die Entwicklung nicht einen so rasanten Verlauf genommen hätte. Die 
Grundtendenz wurde aber doch vom Gemeinsamen Markt vorgegeben, auf dessen Grundlage 
direkter Nutzen aus der infolge der Globalisierung gestiegenen Weltnachfrage gezogen 
werden konnte. Eine empirisch und statistisch eindeutige Zuordnung der einzelnen Faktoren 
ist auf der Grundlage der vorliegenden Literatur an dieser Stelle jedoch noch nicht möglich. 
 
Angesichts der Ergebnisse  dieser Simulationen finden es einige Autoren paradox, daß die 
erhebliche Erhöhung der Strukturfondsmittel 1989 gerade für Irland dem Ziel diente, die 
durch den Gemeinsamen Markt befürchtete Erhöhung der regionalen Disparitäten für 
rückständige Regionen der EU auszugleichen.385 
 
                                                 
382 Vgl. Cechini, P.: Europa´92: Der Vorteil des Binnenmarkts, Baden-Baden, 1988, S. 133. 
383 Vgl. Monti, M.: Der Binnenmarkt und das Europa von morgen: ein Bericht der Europäischen Kommission, Luxemburg 1997, S. 121. 
384 Vgl. Barry, F., Bradley, J., Hannan, A., a.a.O, S. 543. 
385 Vgl. ebenda, S. 543. 
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5.3 Weitere Faktoren des Wachstums 
 
Neben den positiven Einflüssen der Strukturfondsinterventionen und des Gemeinsamen 
Marktes für die Entwicklung Irlands gibt es eine Reihe anderer Faktoren, die in den 
vorangegangenen Jahren eine Rolle gespielt haben. 
 
Wesentlich für das Hervorbringen von wirtschaftlichem Wachstum innerhalb einer 
Volkswirtschaft ist die Kombination von gesteigerter Produktivität und zusätzlicher 
Beschäftigung. Aus den vorangegangenen Abschnitten ist erkennbar, daß in Irland besonders 
gegen Ende der letzten Dekade eine massive Beschäftigungszunahme eingetreten ist. Das 
Land besitzt derzeit eine außergewöhnlich günstige Altersstruktur, da ein Viertel seiner 
Bevölkerung unter 25 Jahren ist. Dies bedeutet einerseits einen großen Anteil an 
leistungsbereiten und leistungsfähigen Menschen und andererseits eine günstige 
Ausgangsposition, um innerhalb der nächsten Jahre die Sozialsysteme weiterzuführen und 
langfristig auch bei demographischen Veränderungen die richtigen Weichen stellen zu 
können. Die günstige Konstellation ergab sich, weil in den neunziger Jahren eine neue 
Generation aus der Baby-Boom-Zeit der siebziger Jahre in das arbeitsfähige Alter eintrat, die 
verstärkte Rückkehr der früheren Auswanderer einsetzte und die Frauenarbeitsquote anstieg 
(letzteres mit einer Zuwachsrate von 6 % pro Jahr zwischen 1988 - 1998, was auch mit der 
Zunahme an Teilzeitarbeitsmöglichkeiten zu tun hat).386 All das zusammen führte zu dem 
enormen Beschäftigungsschub. 
 
Eine weitere wichtige Rolle spielt natürlich die Qualität der eingebrachten Arbeit. Die 
hartnäckigen Bemühungen um eine Qualifikationsverbesserung auf breiter Front führten zur 
richtigen Zeit zum Durchbruch, denn durch die Anstrengungen der letzten Jahre hat außer 
Belgien kein Land Europas einen so hohen Anteil von jungen Erwachsenen mit Universitäts- 
oder Fachhochschulausbildung.387 
 
Ein Hauptteil für die Begründung des Wachstums ist in der Produktivitätserhöhung bei 
Industrie und Gewerbe zu suchen. Bei dieser Steigerung spielt der Zufluß an Kapital durch 
ausländische Direktinvestitionen eine entscheidende Rolle. Diesen ausländischen - zumeist 
amerikanischen -  Unternehmen ist es hauptsächlich zuzuschreiben, daß in den vergangenen 
fünf Jahren in Irland durchschnittlich 3,6 % Produktivitätswachstum pro Jahr festgestellt 
werden konnte.388 Sie erbrachten 55 % des produzierten Outputs und 70 % der industriellen 
Exporte.389 Einen nicht unwesentlichen Faktor bei den Ansiedlungen spielte dabei die 
                                                 
386 Vgl. Williams, J., Hughes, G., a.a.O., S. 2f. 
387 Vgl. Schubert, Ch.: Irland müßte das zu starke wirtschaftliche Wachstum dämpfen, in: FAZ, Nr. 258,  6.11.2000, S. 20.  
388 Vgl. OECD: Economic Survey of Ireland, Paris 1999, S.101. 
389 Vgl. Gunnigle, P., McGuire, D.: Why Ireland? A Qualitative Review of the Factors Influencing the Location of US Multinationals in 
Ireland with Particular Reference to the Impact of Labour Issues, in: The Economic and Social Review, Vol. 32, No.1, January 2001, S. 
43-67, S. 44 f. 
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langanhaltende und robuste amerikanische Konjunktur, die bei zahlreichen US-Unternehmen 
die Ansiedlungsentscheidung zugunsten einer europäischen Dependance stimulierte.   
 
Die Anziehung von ausländischem Kapital wurde in hohem Maße durch die langfristig 
stabilen (niedrigen) steuerlichen und förderseitigen Bedingungen beeinflußt, aber auch durch 
die Verfügbarkeit und die Kosten der Arbeitnehmer, die ausreichende Infrastruktur, die 
generell positive Haltung Irlands zu Investitionen aus dem Ausland, die geringe 
Regelungsdichte, die Hilfsbereitschaft der irischen Behörden und die Tatsache, daß 
insbesondere amerikanische Unternehmen die Ansiedlung im englischen Sprachraum 
präferieren. Diese Faktoren wurden bei einer Befragung von Managern von US-Firmen in 
großer Einmütigkeit bestätigt.390 Die Ansiedlung eines ersten Unternehmens einer Branche zu 
besonders vorteilhaften Bedingungen führte in der Folge dazu, daß sich weitere Unternehmen 
der gleichen Branche am selben Standort einfanden, weil sie häufig die gleichen Zulieferer für 
ihre Industrieausrüstungen nutzten und damit ein besseres Serviceangebot möglich wurde. 
Auf diese Weise kam es zu regelrechter “Clusterbildung”, die zu einer sehr 
wettbewerbsfähigen Gesamtstruktur innerhalb eines solchen Gebildes führte. Durch die 
weitsichtige Ansiedlungspolitik haben sich hauptsächlich zukunftsträchtige, exportorientierte 
Branchen in den Bereichen Elektronik, Software, Pharmazeutika/Lifestyle, Teleservices und 
Finanzdienste angesiedelt.  
 
Ein wichtiger Faktor bei der Expansion vieler Großunternehmen war die Tatsache, daß in den 
neunziger Jahren die eigentliche Globalisierung der Weltwirtschaft stattfand und viele 
Konzerne in den künftigen Märkten einen Standort suchten. Die US-Gesellschaften wählten 
häufig deshalb Irland (und nicht Großbritannien), weil es sich frühzeitig zur Einführung des 
Euro bekannt hatte. Die US-Unternehmen wollten sichergehen, daß ihre Filiale für den 
europäischen Markt alle Umfeldbedingungen von “Euro-Land” nutzen konnte. Eine 
Ansiedlung in Großbritannien mit dem britischen Pfund als Landeswährung hätte sich für 
möglichst unkomplizierte Geschäftsprozesse in der europäischen Wirtschaftszone als 
Handicap herausstellen können, dem man mit der Standortentscheidung Irland aus dem Wege 
ging. Den enormen Anstieg der ausländischen Direktinvestitionen in den neunziger Jahren 
zeigt die nachfolgende Tabelle auf.  
 
                                                 
390 Vgl. ebenda, S. 50 ff. 
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Tabelle 26: Ausländische Direktinvestitionen in Irland aus den OECD-Ländern 
 1981 - 1985 1986 - 1990 1991 - 1997 
Investitionen in der Periode (Mio. Dollar) 890 384 7 868 
Durchschnittliche Investitionen pro Jahr (Mio. 
Dollar) 
178 96 1 124 
Veränderung zur vorangegangen Periode  - 46 % 1 070 % 
 
Quelle: OECD: Economic Survey of Ireland, Paris 1999, S. 53. 
 
In den Jahren 1989 - 1993 betrugen die Nettozuflüsse aus  Direktinvestitionen in Irland fast 
8_% des BIP und waren damit 3,5 mal so groß wie die Transfers durch die Strukturfonds. Dies 
unterscheidet Irland erheblich von anderen Kohäsionsländern, die in der gleichen Zeit 
lediglich 0,5 - 3 % des BIP an ausländischen Direktinvestitionen anziehen konnten.391  
 
Bei der Betrachtung der Produktivitätssteigerung in Irland, insbesondere bei den US-
Konzernen, sind aber zwei Phänomene zu berücksichtigen, die nicht auf den ersten Blick 
zutage treten: Der Output und der Gewinn pro Beschäftigten sind so eklatant höher als in den 
meisten anderen Unternehmen, daß im Zeitalter der globalen Ökonomie zumindest teilweise 
von strategischen Verrechnungspreisen in den Unternehmen auszugehen ist (Vgl. Tabelle 27). 
Auf diese Weise lassen die Konzerne einen möglichst großen Gewinnanteil in Irland anfallen, 
um von dem für den produzierenden Bereich sehr günstigen, irischen Körperschaftssteuersatz 
profitieren zu können.  
 
Tabelle 27: Produktionsfirmen in Irland (1996) 
 Irland EU-Länder USA 
Anzahl Unternehmen 3 817 344 286 
Anzahl Angestellte 120 224 37 114 54 167 
Output brutto (in Mio. €) 15 476 6 050 20 080 
Output exportiert (in %) 34 70,5 95,3 
Netto Output pro Angestellter (in €) 43 933 82 914 225 886 
Gehalt pro Angestellter (in €) 18 188 22 495 22 186 
Profit pro Person  
(netto Output minus Gehalt in €) 
25 776 60 313 203 666 
 
Quelle: Eigene Berechnung in € nach: OECD: Economic Survey of Ireland, Paris 1999, S. 55. 
 
Aus Tabelle 27 ist ablesbar, daß die Kombination von angemessenen Lohnkosten und hoher 
Produktivität für die Unternehmen eine hervorragende Rentabilität sichert und als 
erstklassiger Standortvorteil angesehen werden kann. Diese Erkenntnis setzte sich bei vielen 
Unternehmen durch, so daß im Laufe der Zeit ein ausgezeichneter und hochproduktiver 
Kapitalstock entstand. Dies findet unter anderem darin seinen Ausdruck, daß im Jahr 2000 
bereits Tochtergesellschaften von mehr als 1 200 ausländischen Unternehmen mit zusammen 
                                                 
391 Vgl. Europäische Kommission: Sechster Periodischer Bericht über die sozio-ökonomische Lage und Entwicklung der Regionen der 
Europäischen Union, a.a.O., S. 119. 
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über 135 000 Beschäftigten in Irland existierten, die damit etwa ein Drittel aller industriellen 
Arbeitsplätze stellten.392 Gegenüber der für das Jahr 1996 in Tabelle 27 aufgeführten Zahl von 
etwa 630 ausländischen Unternehmen aus der EU bzw. den USA hat es also nochmals eine 
beträchtliche Steigerung gegeben. 
 
Die Attraktivität Irlands als Ansiedlungsstandort läßt sich auch anhand weiterer Indikatoren 
nachweisen. Ein wichtiger Aspekt sind dabei die Arbeitskosten. Zwar benötigen die meisten 
angesiedelten Unternehmen wegen ihrer hochentwickelten Technologie in erster Linie höher 
ausgebildete Arbeitskräfte, bei denen die absoluten Lohnkosten nur eines unter mehreren 
Entscheidungskriterien sind, aber dennoch wird das Lohnniveau auch bei diesen Kräften  
durch das allgemeine Lohnniveau im Land geprägt. Es ist dabei nicht als Widerspruch zu 
werten, daß die ausländischen Unternehmen ihre irischen Angestellten um etwa 25 % besser 
bezahlen als in den landesweiten Lohnfindungsvereinbarungen festgeschrieben ist. Das 
Gegenteil ist der Fall: Die ausländischen Unternehmen können auf diese Weise zu im 
internationalen Vergleich noch immer moderaten Kosten die besten Kräfte an sich binden. Ein 
Vergleich der Kosten pro Arbeitsstunde illustriert die Situation: 
 
Tabelle 28: Durchschnittliche Kosten pro Arbeitsstunde in der verarbeitenden Industrie 1999 
(in €) 
EU-15 Irland Deutschland Frankreich Spanien USA Japan 
20,3 13,9 28,6 22,3 14,8 17,4 19,7
 
Quelle: Eurostat, in: Gunnigle, P., McGuire, D., a.a.O., S. 57. 
 
Ein weiterer wichtiger Indikator sind die Lohnstückkosten. Tabelle 29 zeigt den relativen 
Verlauf bei der Entwicklung der Lohnstückkosten von Irland im Vergleich zu den Ländern 
der Euro-Zone und zu den OECD-Ländern. Von einer gemeinsamen Basis von 100 im Jahr 
1986 läßt sich erkennen, daß die Lohnstückkosten in Irland im Jahr 1998 nur noch 58 % der 
durchschnittlichen Lohnstückkosten der Länder in der Euro-Zone betrugen. Die relative 
Wettbewerbsfähigkeit Irlands ist also in den vergangenen fünfzehn Jahren im Vergleich mit 
den OECD-Ländern und mit den Ländern der Euro-Zone kontinuierlich gestiegen. 
 
                                                 
392 Vgl. Gunnigle, P., McGuire, D., a.a.O., S. 44. 
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Tabelle 29: Entwicklung der Lohnstückkosten in Irland im Vergleich 
Jahr Im Vergleich zur Euro-Zone 
(in %) 
Im Vergleich zur OECD-Zone  
(in %) 
1986 100 100 
1992 72 80 
1994 65 68 
1996 60 65 
1998 58 52 
 
Quelle: OECD: Economic Survey of Ireland, Paris 1999, S. 27. 
 
Die Verbesserung der kostenseitigen Wettbewerbssituation Irlands wurde außerdem von einer 
geringen Regelungsdichte auf dem Arbeitsmarkt flankiert, was sich positiv auf den Zufluß an 
ADI (besonders aus den USA) auswirkt.393 Da es in mehreren EU-Ländern eine deutlich 
stärker regulierte Arbeitsgesetzgebung mit Einschränkungen der unternehmerischen Freiheit 
gibt, stellte sich die geringe Regulierung des irischen Arbeitsmarktes als klarer 
Wettbewerbsvorteil bei der Beschäftigungsausweitung heraus.  
 
Für die Wachstumsbeschleunigung der irischen Wirtschaft in den neunziger Jahren sind aber 
noch weitere Ursachen zu benennen. Neben der für Irland günstigen Veränderung der 
Wechselkurse des Punt bei den Währungsturbulenzen der Jahre 1992/1993, die für höhere 
Rentabilität und verbesserte Exportfähigkeit sorgten, lagen weitere geldpolitische 
Rahmenbedingungen vor, die sich positiv auf das Wachstum auswirkten:  
 
• Die irische Zentralbank war in Vorbereitung des Beitritts Irlands zur europäischen 
Währungsunion in einem konjunkturell schwachen europäischen Umfeld gezwungen, ihre 
angesichts der hohen Wachstumsraten Mitte der neunziger Jahre straffen geldpolitischen 
Zügel zu lockern, um die Konvergenzkriterien zu erfüllen. Aus diesem Grund verringerte 
sich beispielsweise der durchschnittliche Geldmarktsatz von 6,43 % im Jahr 1997 auf nur 
noch 3,23 % im Jahr 1998.394   
 
• Die Euroschwäche in den Jahren 1999 und 2000 erwies sich als zusätzlicher Exportmotor, 
der aber zwischenzeitlich auch für die angestiegene Inflation verantwortlich sein dürfte. 
Beide Situationen führten zu weiteren hohen Investitionen durch die Privatwirtschaft, die 
den ohnehin vorhandenen Wachstumsschub zusätzlich verstärkten.  
 
5.4 Fazit zu den Einflußfaktoren 
 
Aus der vorangegangenen Untersuchung geht hervor, daß nicht ein bestimmter Faktor für die 
Entwicklung in Irland verantwortlich gemacht werden kann, sondern daß es sich um eine 
                                                 
393 Vgl. a.a.O., S. 57. 
394 Vgl. Schubert, Ch.: Irland müßte das zu starke wirtschaftliche Wachstum dämpfen, in: FAZ, Nr. 258,  6.11.2000, S. 20.  
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Kombination verschiedener Ursachen handelt. Folgende Faktoren sollen als die wichtigsten 
herausgestellt werden: 
 
• vorteilhafte Industrie- und Steuerpolitik, wobei zu diesem Bereich auch die Schaffung 
sinnvoller Institutionsstrukturen zu zählen ist; 
• internationale ökonomische Integration, die die aktive Beförderung ausländischer 
Direktinvestitionen in Irland mit einer Expansion auf den Exportmärkten kombinierte;395 
 
• Sozialpartnerschaft, die dazu genutzt wurde, um Steuererleichterungen im Gegenzug gegen 
moderate Lohnzuwächse einzutauschen, wodurch die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
gestärkt werden konnte; 
• günstige demographische Struktur, die ein starkes Wachstum an Arbeitskräften 
hervorbringt; 
• langfristiges Wachstum bei den Investitionen (mit Unterstützung durch den ESF) in das 
Humankapital, das zu einer beträchtlichen Erhöhung des Angebots an gut ausgebildeten 
Arbeitskräften geführt hat; 
• Investitionshilfe seitens der Strukturfonds der EU, die während einer entscheidenden 
Periode des wirtschaftlichen Wandels signifikant zur Entwicklung der Infrastruktur 
beitrug.396 
 
Neben diesen wichtigen Faktoren sollte gerade im Fall Irland ein Punkt nicht vergessen 
werden: das außenwirtschaftliche konjunkturelle Umfeld. In den neunziger Jahren wurde die 
Weltwirtschaft, von der Irland wegen seiner sehr hohen Exportquote in starkem Maße 
abhängig ist, von einer langanhaltenden Aufschwungphase der US-Wirtschaft im Zuge der 
allgemeinen Globalisierung getragen. Das beginnende Informationszeitalter der Wirtschaft 
ließ die geographische Randlage Irlands vergessen und machte es zu einem wirtschaftlichen 
Bindeglied zwischen Europa und Amerika. Die damit verbundene lange Boomphase wirkte 
als zusätzlich beschleunigendes Element und ist innerhalb der verschiedenen Ursachen für die 
Entwicklung als Besonderheit zu betrachten.  
 
Hoch einzustufen ist der Einfluß des Gemeinsamen Marktes, dessen Bedeutung hinsichtlich 
des Wachstums der irischen Volkswirtschaft von M. Monti als “ausschlaggebend” bezeichnet 
wurde.397 Irland, das zum jetzigen Zeitpunkt als einer der größten Gewinner in den 
Zukunftsbranchen angesehen werden muß, profitierte ganz besonders vom barrierefreien 
Zutritt zu einem Markt von 375 Millionen Verbrauchern. Die vielen nichteuropäischen 
Unternehmen wären möglicherweise nicht nach Irland gegangen, wenn neben den 
                                                 
395 Einige Autoren bezeichnen die ADI als den entscheidenden Faktor für die Wende in der irischen Wirtschaft. Vgl. Barry, F., a.a.O., S. 
1392.  
396 Vgl. Williams, J., Hughes, G., a.a.O., S. 2 ff.  und Barry, F., a.a.O., S. 1392 f. 
397 Monti, M.: Der Binnenmarkt und das Europa von morgen: Ein Bericht der Europäischen Kommission, Luxemburg 1997, S. 126. 
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aufgeführten guten Ansiedlungsbedingungen nicht in erster Linie der direkte Zugang zum 
europäischen Markt damit verbunden gewesen wäre. 
 
Obgleich die Unterstützung durch die EU-Regionalpolitik bei dieser Aufzählung an letzter 
Stelle steht und sie - wie in den vorangegangenen Abschnitten dargestellt - in ihrer 
Gesamtwirkung nicht überschätzt werden sollte, hat sie einen wichtigen Beitrag beim Ausbau 
der  Infrastruktur und Förderung des Humankapitals geleistet. Die GFK erlaubten die 
sinnvolle und richtig dimensionierte Einleitung bzw. Fortführung von 
Infrastrukturmaßnahmen, die insbesondere Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre wegen 
der seinerzeit prekären Situation des Staatshaushaltes ansonsten unterblieben wären. Die 
dadurch erheblich verringerten Engpässe an öffentlicher Infrastruktur und im Bildungsbereich 
bilden eine wichtige Stimulanz bei der forcierten wirtschaftlichen Aktivität.  
 
Die o.g. Schätzungen und Berechnungen lassen folgende Schlüsse bezüglich der europäischen 
Regionalpolitik zu: 
 
• Das GFK - und damit die Strukturfonds - hat einen wichtigen Anteil an der 
wirtschaftlichen Entwicklung Irlands in den 90er Jahren. 
 
• Das GFK ist zur Wachstumsbelebung besonders dann erforderlich, wenn sich das 
wirtschaftliche Umfeld als schwierig erweist (Jahre 1991 - 1993). Der Anteil des GFK am 
Gesamtwachstum nimmt in solchen Phasen durch die direkten Nachfrageeffekte eine 
starke Stellung ein. 
 
• Die wichtigste Aufgabe des GFK besteht darin, Langfristeffekte auf der Angebotsseite 
hervorzurufen. 
 
• Das GFK ist trotzdem nur als ein unterstützendes Element bei der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung zu betrachten. Eine gesamte Volkswirtschaft kann mit diesem Instrument 
allein nicht auf den Wachstumspfad gebracht werden. 
 
Die jährlichen Einflüsse des GFK am Wachstum lassen mit der Zeit nach, da sich einerseits 
durch die zunehmende Wirtschaftskraft die Relation zum produzierten BIP verändert und 
andererseits die ursprünglich mit Unterstützung des GFK vorgenommenen Neuinvestitionen 
nach der Abschreibung schrittweise ersetzt und erneuert werden müssen, was sicher nur noch 
sehr indirekt mit dem GFK in Verbindung gebracht werden kann.  
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VI. Die Auswirkungen der Regionalpolitik in Ostdeutschland 
 
1. Ausgangsbedingungen der neuen Bundesländer  
 
Mit der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion vom 1. Juli 1990 und dem Beitritt der DDR 
zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober des gleichen Jahres wurde in den neuen 
Bundesländern eine fundamentale Transformation des sozialistischen Systems eingeleitet. Zu 
diesem Zeitpunkt wurde erstmals eine wirkliche Analyse der wirtschaftlichen Situation der 
ehemaligen DDR möglich. 
 
Dabei stellte sich heraus, daß die Produktionsanlagen völlig veraltet waren (1987 lag der 
Verschleißgrad der industriellen Anlagen bei 54 %)398 und die gesamte Infrastruktur den 
Anforderungen einer modernen Volkswirtschaft in keiner Weise gerecht werden konnte. Die 
schutzwürdigen Güter Wasser, Boden und Luft befanden sich durch die vielfach 
rückständigen Produktionsmethoden in schlechtem Zustand und bildeten häufig ein 
Gefahrenpotential für die Bevölkerung. Der Lebensstandard lag deutlich niedriger als in den 
meisten westeuropäischen Staaten. 
 
Hinzu kam, daß innerhalb der  neuen Länder ein erhebliches räumliches Gefälle mit einem 
agrarisch geprägten Norden und einem stärker industrialisierten Süden mit den besonders in 
Sachsen konzentrierten Hauptbereichen des mitteldeutschen Industriegebietes und der 
chemischen Industrie in Sachsen-Anhalt bestand. Die räumliche und sektorale Verbreitung 
der industriellen Kernregionen entsprach in den meisten Fällen noch den überkommenen 
Strukturen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Ausnahmen bildeten die in den 50er Jahren 
aufgebauten Bereiche der Schwerindustrie in Brandenburg oder der forcierte Schiffbau in 
Mecklenburg-Vorpommern. Daraus ergab sich eine hohe Transportkostenintensität und - 
bedingt durch die vielfach anzutreffende industrielle Monostruktur - eine absehbare 
Anfälligkeit auf strukturelle und konjunkturelle Schwankungen.  
 
Die Exportverhältnisse der DDR stellten sich für den Übergang zu marktwirtschaftlichen 
Verhältnissen als besonders schwierig heraus. Der gesamte Ex- und Import wurde 
monopolisiert über sogenannte Außenhandelsbetriebe abgewickelt. Der Großteil der Aus- und 
Einfuhren Ostdeutschlands fand mit Staaten des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) statt, wodurch sich eine starke Abhängigkeit der DDR vom Außenhandel mit den 
osteuropäischen Staaten ergab. Die Konzentration auf wenige Abnehmer im eigenen Land 
und in Osteuropa ermöglichte zwar große Produktserien, führte aber auch zu immer stärkerer 
                                                 
398 Vgl. Klaphake, A.: Europäische und nationale Regionalpolitik für Ostdeutschland: neuere regionalökonomische Theorien und praktische 
Erfahrungen, Wiesbaden 2000, S. 16. 
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Isolation von den Weltmärkten. Der Handel innerhalb des RGW wurde in sogenannten 
transferablen Rubeln als Verrechnungseinheit abgewickelt. Mit Einführung der D-Mark 
brachen folgerichtig die Handelsbeziehungen zu den RGW-Staaten zusammen, da der Handel 
in Form eines Naturalaustausches unter Zuhilfenahme künstlicher Verrechnungseinheiten von 
einem Tag auf den anderen nicht mehr durchführbar war. Die Ausfuhren in die RGW-Länder 
gingen daraufhin im Jahr 1991 um 60 %, die Einfuhren um 75 % gegenüber dem Vorjahr 
zurück.399 Mit der Öffnung des Landes war das von der Führung der DDR verfolgte 
wirtschaftspolitische Ziel einer weitgehenden Autarkie des Landes überflüssig geworden, und 
die durch diese Politik verursachten Schwächen der Wirtschaft Ostdeutschlands traten offen 
zutage.  
 
In der DDR war die regionale Entwicklung der Volkswirtschaftsplanung der sektoralen 
Entwicklung untergeordnet worden, wodurch nicht nur erhebliche strukturelle Probleme 
innerhalb der Wirtschaftsbereiche auftraten, sondern auch das Verhältnis der Sektoren und 
Branchen untereinander beeinträchtigt war. 
 
Die Industrie in Ostdeutschland war deutlich überproportional ausgebaut worden, die 
systematische Erneuerung des vorhandenen Kapitalstocks blieb zu gering.400 Zwar hatten sich 
die Bruttoinvestitionen in der DDR in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre von 25,5 % auf 
29,2 % des Bruttoinlandsproduktes erhöht (davon die Ausrüstungsinvestitionen von 10,7 % 
auf 16,2 % des BIP), es existierte aber eine “... deformierte zweigliche Verteilungsstruktur mit 
hierdurch bewirkten enormen Partial-Defiziten.”401 Nahezu die Hälfte der Erwerbstätigen 
waren in der Industrie beschäftigt. Im Vergleich zu den Volkswirtschaften der EU lag der 
Industrieanteil der DDR 1988 um etwa ein Drittel und der Agraranteil um etwa die Hälfte 
höher.402 Insgesamt überwog die großbetriebliche Produktion mit durchweg überhöhter 
Produktionstiefe der einzelnen Betriebe. Innerhalb der Industrie wurden zwar solche 
Branchen gefördert, die auch im internationalen Vergleich zu den Wachstumsindustrien 
gehörten (z.B. Elektronik, Datenverarbeitungsindustrie usw.), die Palette der Produkte und 
deren Qualität entsprach aber nur in wenigen Fällen den internationalen Anforderungen. Bei 
den auf den Bedarf der RGW-Länder ausgerichteten Exporten dominierten der Maschinen- 
und Fahrzeugbau, bei den Importen Roh- und Brennstoffe. Durch die internationale 
Arbeitsteilung im RGW war die Industrie der DDR in hohem Grad fehlspezialisiert. 
 
                                                 
399 Vgl. Werner, K.: Die Integration der DDR-Wirtschaft im RGW und der Zusammenbruch der Ostmärkte, in: Pohl, R.: Herausforderung 
Ostdeutschland: Fünf Jahre Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion, Berlin 1995, S. 53-76, S. 60. 
400 Diese Tatsache wurde in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre erhärtet, nachdem die statistischen Primärdaten aus DDR-Zeiten 
sorgfältig auf das System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung überführt worden waren.  
401 Mai, K.: Zur alternativen Entwicklungsstrategie für Ostdeutschland, Halle, 12.3.1999, in: www.barkhof.uni-bremen.de. 
402 Vgl. Statistisches Bundesamt: Zahlenkompaß 1993, Wiesbaden 1993, S. 24. 
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Die Energieversorgung erfolgte in der DDR zu 68 % (1989) durch einheimische Braunkohle 
(in den alten Bundesländern zu  7,7 % im Jahr 1994).403 Die zur Förderung der Braunkohle 
eingesetzte Technik verursachte einerseits erhebliche Umweltschäden beim Abbau und bei 
der Verbrennung der Kohle, andererseits verzeichnete die DDR durch ineffiziente Systeme 
beim Transport und der Verteilung der Elektroenergie mehr als dreimal so hohe 
Energieverbrauchswerte pro erzeugter Produktionseinheit wie in den alten Bundesländern.404 
 
In der Land- und Forstwirtschaft (einschließlich Fischerei) waren 1990 mit 625 000 
Menschen etwa 8,2 % aller Erwerbstätigen beschäftigt. Selbst unter der Annahme, daß ein 
Teil dieser Beschäftigten anderen Bereichen zugeordnet werden müßte, weil sie z.B. 
Wartungs- und Reparaturarbeiten bzw. Bautätigkeiten ausübten, blieb immer noch ein 
wesentlich höherer Anteil als in der modernen Volkswirtschaft der alten Bundesländer (3,4 
%).405 
 
Ein eigener Dienstleistungssektor war in der DDR nur ansatzweise vorhanden, da die 
notwendigen Dienstleistungen für die Kombinate zumeist intern durch eigene Betriebe 
erbracht wurden. Damit stand die Entwicklung auf diesem Gebiet im Gegensatz zur 
Tertiärisierung der Wirtschaft in Westeuropa. 
 
Neben den Strukturdefiziten der Wirtschaft waren erhebliche Engpässe im Bereich der 
materiellen wirtschaftsnahen Infrastruktur sichtbar. So waren z.B. im Bereich der 
Telekommunikation 80 % der Übertragungseinrichtungen älter als 34 Jahre, wobei in der 
DDR pro 100 Einwohner nur 11 Hauptanschlüsse zur Verfügung standen (in der BRD 36 
Anschlüsse).406 Moderne Telekommunikationsdienste (z.B. Fax) existierten kaum. Die 
Ausstattung der DDR mit Infrastruktur betrug insgesamt - unter Beachtung der statistischen 
Unsicherheiten - etwa 39 % des westdeutschen Wertes, bezogen auf das 
Erwerbspersonenpotential.407   
 
Beim Vergleich der Wirtschaftskraft (BIP, Erwerbstätigkeit u.ä.) war die Lage 
Ostdeutschlands noch schlechter. Im Jahr 1991 - und damit zu Beginn einer systematischen 
Statistik im Sinne der in Westeuropa üblichen Kriterien - lag das Bruttoinlandseinkommen 
(BIP) pro Kopf der Bevölkerung bei 7 460 € (in Kaufkraftparitäten). Gemessen am 
seinerzeitigen EG-Durchschnitt erreichte Ostdeutschland damit einen Wert von 39 % (in 
Westdeutschland 119 %) und lag damit noch deutlich hinter Griechenland und Portugal an 
                                                 
403 Vgl. Laschke, B., Weisheimer, M.: Der ostdeutsche Energiemarkt im Strukturwandel, in Pohl, R., a.a.O, S. 253-268, S. 254. 
404 Ebenda. 
405 Vgl. Statistisches Bundesamt: Zahlenkompaß 1993, Wiesbaden 1993, S. 23 f. 
406 Vgl. Toepel, K.: Zusammenwirken von nationaler und europäischer Regionalpolitik in den neuen Bundesländern: eine kritische Bilanz, 
Frankfurt am Main 1997, S. 49. 
407 Vgl. Bach, S., Gornig, M., Stille, M., Voigt, U.: Wechselwirkungen zwischen Infrastrukturausstattung, strukturellem Wandel und 
Wirtschaftswachstum, DIW-Beiträge zur Strukturforschung, Heft 151, Berlin 1994, S. 38. 
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letzter Stelle.408 Mit diesen Größenordnungen korrespondiert auch die Angabe, wonach die 
Produktivität der ostdeutschen Wirtschaft Ende der achtziger Jahre unter Beachtung der 
statistischen Probleme bei etwa 50 % der westdeutschen Wirtschaft gelegen haben dürfte 
(siehe Tabelle 30). 
 
Tabelle 30: Arbeitsproduktivitätsunterschiede DDR zur Bundesrepublik 
(in %, Bundesrepublik = 100) 
 
Industriebereich 
 
Vergleichbare Werte 
Desgleichen nach Gewichtung mit der 
bundesdeutschen Beschäftigtenstruktur 
 1970 1976 1980 1983 1970 1976 1980 1983
Energiewirtschaft, Kohlebergbau 66 50 46 48 72 56 45 49
Chemie, Kunststoff- und Gummiwaren 35 42 46 50 31 38 40 44
Metallerzeugung und -bearbeitung 39 45 42 47 39 46 43 48
Steine und Erden 39 45 43 41 37 43 40 40
Wasserversorgung 54 64 66 70 54 64 66 69
Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau 43 47 51 56 44 49 51 57
Elektrotechnik, Feinmechanik, Optik 40 41 47 52 41 41 46 51
Textilgewerbe 52 52 55 56 56 55 57 57
Restliche Verbrauchsgüter-industrien 54 53 56 57 56 54 59 60
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe 57 52 46 43 61 56 49 46
Gesamte Industrie 48 48 49 52 46 48 50 51
 
Quelle: Ministerium für innerdeutsche Beziehungen (Hrsg.): Materialien zum Bericht zur Lage der Nation im 
geteilten Deutschland 1987, Bundestagsdrucksache 11/11, Bonn 1987, S. 391. 
 
In der Statistik für Ostdeutschland wurde neben der Arbeitslosenquote für die registrierten 
Arbeitslosen 1991 (10,9 %) auch die Quote für Unterbeschäftigung (29,9 %), die durch die 
verdeckte Arbeitslosigkeit in der DDR entstanden war, errechnet und mitberücksichtigt. Bei 
dieser Betrachtung hatte Ost-Berlin mit 27 % die geringste und Mecklenburg-Vorpommern 
mit 34 % die höchste Unterbeschäftigungsquote.409 
 
Auf Basis der nicht immer vollständig zur Verfügung stehenden Daten konnte man festhalten, 
daß alle ostdeutschen Regionen im Jahr 1991 in der EG bezüglich der Einkommen im 
untersten Drittel rangierten, die ostdeutschen Arbeitslosenquoten den problematischsten EG-
Regionen glichen und die fünf neuen Bundesländer damit zu den strukturschwächsten 
Regionen innerhalb der EG zu rechnen waren.410  
 
Die Analyse der Ausgangslage im Jahr 1991 machte deutlich, daß eine erhebliche Aufbau- 
und Nachholleistung der ostdeutschen Wirtschaft notwendig sein würde, um annähernd das 
Niveau in Westeuropa zu erreichen. Zu diesem Zweck waren auf allen Ebenen Reformen 
sowohl des politisch-administrativen als auch des wirtschaftlichen Systems notwendig. 
 
                                                 
408 Vgl. Wegner, M.(Hrsg.): Die Neuen Bundesländer in der EG, Baden-Baden 1993, S. 51.  
409 Vgl. Ministerium für innerdeutsche Beziehungen (Hrsg.), a.a.O., S. 279 ff. 
410 Vgl. Wegner, M.(Hrsg.), a.a.O., S. 55. 
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2. Deutsche Maßnahmen zur Integration Ostdeutschlands in die 
Bundesrepublik 
 
2.1 Grundlinien der politisch-administrativen Transformation 
 
Im Fall der deutschen Einigung stand die politische Eingliederung im Vordergrund und hat 
die wirtschaftlichen Einigungsschritte (z.B. die Übernahme der D-Mark durch die 
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion) bedingt. Die politische Vereinigung erfolgte nach 
einer ca. halbjährigen Vorbereitungsphase durch den Beitritt der ehemaligen DDR zur BRD. 
Die DDR hat mit der Vereinigung beider deutscher Staaten gemäß Artikel 23 des 
Grundgesetzes sämtliche Rahmenbedingungen und Regelungen des marktwirtschaftlichen 
und politischen Systems der Bundesrepublik unverändert - von einigen 
Übergangsbestimmungen abgesehen - übernommen. Damit erfolgte auch die institutionelle 
und rechtliche Angleichung der DDR- an die BRD-Strukturen.  
 
Die komplette und sofortige Übertragung der bundesdeutschen Rechtsordnung und 
insbesondere des öffentlichen Verfahrensrechts stößt häufig auf Kritik, da viele Teile dieser 
Rechtsordnung schon zum damaligen Zeitpunkt in den alten Bundesländern als hemmend und 
unflexibel bezeichnet wurden. Mit der unveränderten Fortführung der westdeutschen 
Institutionenordnung wurde eine Chance verpaßt, die Verwaltung Deutschlands unter 
Nutzung der besonderen Situation grundlegend zu modernisieren. Das gewählte Herangehen 
sicherte in erster Linie die Einheit unter Wahrung der konstitutionellen Kontinuität und nicht 
bei größtmöglicher ökonomischer Ressourcenschonung.411  
 
Die angerissenen Probleme und der rasche Aufholprozeß der Löhne und Gehälter an das 
Westniveau sind bis heute in der wirtschaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands spürbar. Dazu 
kam, daß die einheimischen Unternehmen von einem Tag auf den anderen sowohl mit der 
übermächtigen nationalen und internationalen Konkurrenz auf den Weltmärkten konfrontiert 
wurden als auch die plötzliche Aufwertung der eigenen Währung hinnehmen mußten. Durch 
diese spezifische Form des Systemwandels wurde Ostdeutschland zu einer ökonomisch 
peripheren Region, deren Aufholprozeß trotz erheblicher Fortschritte und großer Erwartungen 
noch lange andauern wird.  
 
Der eingeleitete Umstrukturierungs- und Modernisierungsprozeß war nicht ohne einen 
einschneidenden Personalabbau möglich. Es galt deshalb die Folgen abzufedern. Die 
Hauptlast hatten dabei die Arbeitsmarktpolitik und die Sozialpolitik zu tragen. Für viele 
                                                 
411 Vgl. Apolte, T., Cassel, D., Cichy, E. U.: Die Vereinigung: Verpaßte ordnungspolitische Chancen, in: Gutmann, G., Wagner, U. (Hrsg.): 
Ökonomische Erfolge und Mißerfolge der deutschen Vereinigung - eine Zwischenbilanz, Stuttgart, Jena, New York 1994, S. 105-128, S. 
107. 
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Arbeitslose wurden arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zum Auffangnetz, woran sich 
teilweise bis heute nichts geändert hat. 
 
Mit dem Beitritt zur föderal aufgebauten Bundesrepublik änderte sich auch das 
Verwaltungssystem in Ostdeutschland. Die DDR besaß aufgrund ihrer Anlage als 
Zentralverwaltungssystem keine föderalen Strukturen; die Gliederung in 15 Bezirke bestand 
ausschließlich auf verwaltungstechnischer Grundlage. Daher wurden in Anlehnung an die 
Strukturen der alten Länder die Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt sowie die Freistaaten Thüringen und Sachsen geschaffen. Der Ostteil der 
Stadt Berlin kam zum Westteil und bildet als Stadtstaat das Bundesland Berlin. Die späteren 
Bestrebungen, die Länder Berlin und Brandenburg zu vereinigen, scheiterten in einer 
Volksabstimmung. Innerhalb der neu geschaffenen Länder liegt bezüglich der per 
Grundgesetz zugewiesenen Aufgaben die Gesetzgebungsgewalt bei den jeweiligen 
Länderparlamenten und die exekutive Gewalt bei den Regierungen. Innerhalb der neuen 
Länder haben sich sehr schnell stärker zentralisierte (Brandenburg) oder  dezentralisierte 
(Sachsen) Verwaltungsstrukturen herausgebildet. Der Aufbau der Verwaltung in den neuen 
Ländern und Gemeinden griff in vielen Fällen auf Organisationsstrukturen und 
Verwaltungsvorschriften der alten Länder zurück. Die alten Länder stellten teilweise Personal 
ab und übernahmen weiterhin deren Besoldung. Auf diese Weise wurde 
verwaltungstechnisches Wissen in die neuen Länder übertragen.  
 
Die “fremdgesteuerte” Transformation der DDR gewährleistete in der Folge eine 
zufriedenstellende Erfüllung der technischen Funktionen. Sie hat aber gleichzeitig zusätzliche 
Probleme wie z.B. eine unzureichende soziale Integration hervorgerufen. Dieses Manko 
drückt sich vor allem in Legitimationszweifeln gegenüber den neuen Institutionen, einer 
ungenügenden Akzeptanz der neuen Ordnung, einer geringen politischen 
Partizipationsbereitschaft und der immer wieder aufflammenden  Rückbesinnung auf “alte” 
Werte und Identitätsbezüge aus.412 
 
2.2 Transformation der Wirtschaft 
 
“Die Deutsche Wiedervereinigung war für viele Menschen ein politisches Wunder. (...) 
Dennoch ist die Vereinigung ökonomisch mißlungen.”413  
 
                                                 
412 Vgl. Wiesenthal, H.: Die Transformation der DDR: Verfahren und Resultate, Gütersloh 1999, S. 34 und Mackow, J.: Der Sowjetmensch 
lebt weiter, in: Sächsische Zeitung,  7./8.04.2001, S. M2. 
413 Sinn, H.-W.: Zehn Jahre deutsche Wiedervereinigung - Ein Kommentar zur Lage der neuen Länder, in: ifo Schnelldienst 53. Jg, 26-
27/2000, S. 10-22, S. 10. 
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2.2.1 Die Währungsunion 
 
Die grundlegende Umformung der Wirtschaft begann bereits mit der Währungsunion im Juli 
1990. Eine Kernentscheidung war mit dem Umstellungskurs verbunden, zu dem die Mark der 
DDR in D-Mark getauscht werden sollte. Zum einen stellte sich damit die Frage nach dem 
Vertrauen, das die Bevölkerung der neuen Bundesländer in das künftige Wirtschaftssystem 
haben würde. Zum anderen wurde mit dieser Entscheidung ganz wesentlich über die 
Startbedingungen der in der DDR ansässigen Unternehmen entschieden. Mit einem sehr 
rigiden Schnitt in den Währungsverhältnissen hätte man kurzfristig viele Betriebe von einem 
großen Teil ihrer Schulden befreien können, die häufig zwangsweise durch staatliche 
Planvorgaben und Investitionszuweisungen auf ihnen lasteten. Durch einen solchen Schritt 
wären sie in der Lage gewesen, selbst neue Kredite zur Verbesserung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit aufzunehmen und schneller in marktwirtschaftliche Verhältnisse 
hineinzuwachsen. Andererseits wären damit die privaten Sparguthaben stark entwertet 
worden, was in der Bevölkerung Unverständnis hervorgerufen hätte. Die Festlegung des 
Umstellungskurses stellte sich damit weniger als rein wirtschaftliche, sondern als politische 
Frage heraus. Sie wurde daher auch politisch mit einem differenzierten System an 
unterschiedlichen Umstellungskursen entschieden, die in ihrer Summe eher den Erwartungen 
der Bevölkerung entgegenkamen als denen der Wirtschaft. Daher ist eine Ursache für die 
wirtschaftlichen Probleme unter anderem im Umtauschkurs zur D-Mark zu suchen.  
 
Im Zuge der Währungsunion wurde ein zweistufiges (marktwirtschaftliches) Banken- und 
Kreditsystem aufgebaut. Für die wirtschaftliche Betätigung wurde das Prinzip der Gewerbe- 
und Vertragsfreiheit, Privateigentum, freie Preisbildung und die Freizügigkeit von Kapital, 
Arbeit und Gütern eingeführt.414  
 
2.2.2 Die Rolle der Lohnpolitik 
 
Im Bereich der Arbeits- und Sozialordnung wurden gleichzeitig im wesentlichen 
westdeutsche Regelungen im Arbeits- und Sozialrecht übernommen. Auch dieser Teil des 
Einigungsprozesses ist unter wirtschaftlicher Gesamtbetrachtung in die Kritik geraten.  
 
Beim Übergang zur Marktwirtschaft wäre es erforderlich gewesen, daß die 
Tarifvertragsparteien ihre Rolle für die Schaffung der Arbeitsplätze annehmen. Das ist nicht 
geschehen. Statt auf die geringe Leistungskraft der Unternehmen Rücksicht zu nehmen, 
                                                 
414 Vgl. Kalich, P., Sigmund, P.: Die Herstellung marktwirtschaftlicher Rahmenbedingungen, in: Pohl, R., a.a.O., S. 77-90, S. 84. 
 170
verständigten sie sich darauf, rasch den Einkommensrückstand gegenüber Westdeutschland 
aufzuholen.415 
 
Einer der Eckpunkte des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR bestand darin, daß die Tarifautonomie mit dem flächendeckenden System der 
Tarifverträge und der in vierzig Jahren durch Tarifpartner, Gesetze und Gerichte entwickelten 
Praxis ohne Anpassungen auf die neuen Bundesländer übertragen wurde. Nach allgemeiner 
gesellschaftlicher Überzeugung sollte eine zügige Angleichung der Lebensverhältnisse in 
beiden Teilen Deutschlands erfolgen. 
 
Dabei schienen einige wichtige Fragen angesichts der Sondersituation von der westdeutschen 
Seite nicht ausreichend bedacht worden zu sein: Wer sollten nach Einführung der 
Tarifautonomie die handelnden Akteure sein? Was waren die Interessen dieser Akteure? 
 
Auf Arbeitnehmerseite existierte in der DDR der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund, der aber 
als Interessenvertreter nicht in Frage kam, da diese Organisation zu den Stützen des Staates in 
der DDR zu zählen war und aus diesem Grund als diskreditiert gelten mußte. Daher bauten 
die unter dem Dachverband des DGB organisierten (west)deutschen Gewerkschaften auch in 
Ostdeutschland Strukturen auf, die zunächst vor allem mit Funktionären aus Westdeutschland 
operierten. Seitens der Arbeitgeber gab es ebenfalls keine ”natürliche” Vertretung in 
Ostdeutschland, da sich zu Beginn der neunziger Jahre eine ostdeutsche Unternehmerschicht 
erst langsam entwickeln mußte. Aus diesem Grund wurde die Arbeitgebervertretung ebenfalls 
durch einige aus Westdeutschland delegierte Arbeitgeberfunktionäre gebildet.  
 
Aus dieser Ausgangssituation ergab sich folgende Konstellation der Gewerkschaftsinteressen 
bezüglich der ostdeutschen Tariflöhne: 
 
• Niedrige ostdeutsche Tariflöhne verschlechterten die Verhandlungsposition der 
Gewerkschaften im Westen, da zu erwarten war, daß dadurch die Tariflöhne weiter 
auseinanderdriften. 
• Bei niedrigen ostdeutschen Tariflöhnen konnten die Arbeitgeber bei Lohnverhandlungen 
im Westen glaubhaft mit Produktionsverlagerungen drohen. 
• Bei niedrigen Ost-Lohnkosten konnten West-Arbeitgeber bei Lohnverhandlungen mit der 
Gefahr der Verdrängung durch billige Ost-Konkurrenz argumentieren. 
• Westdeutsche Gewerkschaften konnten kein Interesse an Produktionsverlagerungen nach 
Ostdeutschland haben, da die vertretenen Arbeitnehmer nicht zu den Arbeitsplätzen nach 
                                                 
415 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Institut für Wirtschaftsforschung Halle, Institut für Weltwirtschaft Kiel: 
Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland: Neunzehnter Bericht, Halle 1999, S. 92. 
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Ostdeutschland abwandern wollten (was außerdem zumindest vorübergehend geringere 
Löhne bedeutet hätte).416 
 
Seitens der ostdeutschen Arbeitnehmer bestand natürlicherweise die Erwartung, daß in 
möglichst kurzer Zeit große Lohnsprünge bis zur Angleichung an den Westtarif stattfinden. 
Es bestand aber auch seitens der westdeutschen Gewerkschaften, die de facto “das Sagen” im 
Osten übernommen hatten, kein Interesse an einer moderaten und produktivitätsorientierten 
Lohnpolitik zugunsten des Erhalts möglichst vieler Arbeitsplätze.  
 
Wie sah es bei den Arbeitgebern aus? Natürlich hätten es niedrige Lohnkosten für 
westdeutsche Unternehmer interessant gemacht, in den neuen Bundesländern zu investieren. 
Wenn aber die Kapazitäten im Westen ausreichten, den Markt in Ostdeutschland auch ohne 
zusätzliche Investitionen zu versorgen und der nächste große Markterschließungsschritt noch 
nicht auf der Tagesordnung stand, schien die höhere Kapazitätsauslastung im Westen 
attraktiver zu sein als die zusätzliche Kapazitätserweiterung im Osten. Da diese Denkweise 
vorherrschte, wurde der Aufbau einer einfachen Vertriebsrepräsentanz in den neuen Ländern 
vielfach als der lukrativere Weg für die Geschäftsentwicklung angesehen.  
 
Bei den westdeutschen Arbeitgebern kann man bezüglich der ostdeutschen Tariflöhne daher 
folgende Grundhaltung zusammenfassen: 
 
• Wenn keine Investition in den neuen Bundesländern erfolgt war, bestand auch nicht die 
Gefahr, daß sich der Substanzwert des Engagements durch hohe Lohnzuwächse verringern 
könnte; das rasch angewachsene Lohnkostenniveau machte eine Investition bereits nach 
kurzer Zeit nicht mehr erforderlich. 
• Die großen Firmen aus dem Westen, die sich engagiert hatten, betrieben vorwiegend 
hochproduktive und wenig arbeitsintensive Anlagen, für die die Frage der Lohnkosten 
sekundär war. 
• Der Gefahr zusätzlicher Konkurrenz durch ausländische Investitionen in Ostdeutschland 
konnte man am besten dadurch begegnen, daß die Bedingungen für solche Investitionen 
möglichst unattraktiv gestaltet wurden; hohe Lohnkosten, die der Produktivität nicht 
entsprechen, sind dafür zweifellos ein geeignetes Mittel.417  
 
Die entstandenen Interessenkonflikte führten dazu, daß keiner der Partner die 
Tarifverhandlungen zu Beginn der neunziger Jahre mit Blick auf die langfristigen, 
                                                 
416 Vgl. Mummert, U., Wohlgemuth, M.: Ordnungsökonomische Aspekte der Transformation und wirtschaftlichen Entwicklung 
Ostdeutschlands, in: Mummert, U., Wohlgemuth, M. (Hrsg.): Aufschwung Ost im Reformstau West, Baden-Baden 1998, S. 15-39, S. 
30. 
417 Vgl. Wagner, U.: Von der Arbeitskräftebilanzierung zur Tarifautonomie - der Weg der neuen Bundesländer in die Arbeitslosigkeit, in: 
Gutmann, G., Wagner, U. (Hrsg.): Ökonomische Erfolge und Mißerfolge der deutschen Vereinigung - eine Zwischenbilanz, Stuttgart, 
Jena, New York 1994, S. 185-210, S. 192 f. 
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gesamtwirtschaftlichen Folgen geführt hatte. Dies und die Tatsache, daß die aufgezeigten 
institutionellen und personellen Voraussetzungen dafür ungünstig waren, bildeten eine 
wichtige Ursache für das geringe Aufholtempo der ostdeutschen Wirtschaft.  
 
Die in Westdeutschland häufig praktizierte Ausdehnung eines ersten Tarifvertragsabschlusses 
auf weitere Tarifgebiete wurde teilweise auch in Ostdeutschland übernommen. Damit war es 
nicht mehr möglich, durch eine produktivitätsorientierte regionale und sektorale 
Unterscheidung der Lohnhöhe vielen Unternehmen eine Entwicklungschance zu geben und 
über längere Zeit ein höheres Beschäftigungsniveau zu halten. Als Konsequenz dieser Politik 
mußte man registrieren, daß die ostdeutschen Lohnstückkosten 1991 um die Hälfte höher 
waren als bei den westdeutschen Unternehmen.418 In den Folgejahren war deswegen verstärkt 
ein Austritt alter Unternehmen aus den Arbeitgeberverbänden bzw. bei neuen Unternehmen 
deren Nichtbeitritt zu beobachten, um der Wirkung der Tarifverträge zu entgehen. Bis Ende 
1992 waren bereits 60 % der industriellen Arbeitnehmer von 1990 arbeitslos.419 
 
Die zu geringe Berücksichtigung des Zusammenhangs von Produktivität, 
Produktivitätsfortschritt und tariflichen Verteilungsspielräumen belastet nach wie vor den 
Aufbau einer gesunden volkswirtschaftlichen Basis in den neuen Ländern. In dieser 
Bedingung liegt ein wesentlicher Grund,  weswegen sich in der ersten Hälfte der neunziger 
Jahre fast nur die Branchen in Ostdeutschland gut entwickelten, bei denen vor allem 
sachkapitalbezogene Produktion stattfand oder die international nicht handelbare Güter und 
Dienstleistungen erzeugten.420 
 
Das Hauptproblem für die reale Eingliederung Ostdeutschlands in das System der 
Bundesrepublik - die Transformation der Wirtschaft - wurde auf diese Weise deutlich 
verschärft. Ostdeutschland stand am Beginn eines Restrukturierungsprozesses, der im 
Vergleich zu den östlichen Nachbarstaaten eigentlich bessere Ausgangsbedingungen bot, weil 
die wirtschaftlich starken westlichen Bundesländer finanzielle Unterstützung leisten wollten 
und konnten. Der Restrukturierungsprozeß erschöpft sich nicht in der Umwandlung der 
formalen Rechts- und Eigentumsform der Unternehmen, sondern er ist erst dann erfolgreich, 
wenn die umgewandelten Unternehmen in einem geeigneten Umfeld eine feste Marktposition 
erobern können. Auf diesem Weg waren folgende Aufgaben bzw. Ziele vorrangig: 
 
• Erneuerung der Produktionsanlagen, 
                                                 
418 Vgl. Statistisches Bundesamt, in: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Institut für Wirtschaftsforschung Halle, Institut für 
Weltwirtschaft Kiel: Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland: Neunzehnter Bericht, 
a.a.O., S. 125. 
419 Vgl. Sinn, G., Sinn, H.-W.: Kaltstart. Volkswirtschaftliche Aspekte der deutschen Vereinigung, Tübingen 1991, S. 147. 
420 So sind über die gesamten 90er Jahre die Bauinvestitionen je Erwerbstätigen in Ostdeutschland weit größer gewesen als in 
Westdeutschland. Die zum Aufbau einer modernen produzierenden Industrie viel bedeutsameren Ausrüstungsinvestitionen lagen je 
Erwerbstätigen in Ostdeutschland aber zwischen 1994 und 1996 nur knapp über dem westdeutschen Vergleichswert und sanken bis zum 
Jahr 1999 auf 88 % des westdeutschen Wertes ab. Vgl. Sinn, H.-W.: Zehn Jahre deutsche Wiedervereinigung, a.a.O., S. 14. 
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• Anpassung der beruflichen Fähigkeiten und Kenntnisse an die neuen Bedingungen, 
• Beheben der Mängel der Infrastruktur und des Standortgefüges,  
• Beseitigung der gravierenden Umweltschäden.421 
 
Trotzdem bestand die zunächst wichtigste Aufgabe der Wirtschaftsumwandlung nach dem 
Erreichen der staatlichen Einheit darin, die Privatisierung der volkseigenen Betriebe unter 
marktwirtschaftlichen Bedingungen zu organisieren. 
 
2.2.3 Privatisierung durch die Treuhandanstalt 
 
Die Überführung einer zentralverwalteten Planwirtschaft in marktwirtschaftliche Strukturen 
ist in dieser Form noch nie praktiziert worden. Zu diesem Zweck wurde im März 1990 die 
Treuhandanstalt als Bundesanstalt des öffentlichen Rechts gegründet, die eine Schlüsselrolle 
im Prozeß der wirtschaftlichen Umstrukturierung spielen sollte.  Ihre wesentliche Aufgabe 
bestand in der Privatisierung der volkseigenen Betriebe sowie einer Begleitung “der 
Strukturanpassung der Wirtschaft an die Erfordernisse des Marktes”.422 Andere mögliche 
Formen der Privatisierung, wie die Einführung mehrerer, im gegenseitigen Wettbewerb 
stehender  Privatisierungsorganisationen, ist nie ernsthaft verfolgt worden. Aus diesem Grund 
kann aus heutiger Sicht auch nicht beurteilt werden, ob die tatsächlich durchgeführte 
Privatisierung durch die Treuhandanstalt die optimale Variante gewesen ist.  
 
Unter der Verantwortung der Treuhandanstalt als Zwischeneigentümerin standen zeitweise 
vier Millionen Beschäftigte in etwa 8 500 Staatsbetrieben, Zehntausenden 
Handelseinrichtungen, Land- und Forstwirtschaft mit Millionen Hektar Nutzfläche usw. Eine 
erste Bestandsaufnahme noch vor Gründung der Treuhandanstalt schätzte ein zu verwaltendes 
Vermögen von ca. 924 Mrd. DM (472 Mrd. €). Nach Prüfung der D-Mark-
Eröffnungsbilanzen stellte sich ein Fehlbetrag von 209 Mrd. DM (107 Mrd. €) heraus.423 
Damit war klar, daß es  bei der Aufgabe der Treuhandanstalt nicht um die Versteigerung von 
hochrentablen Unternehmen ging, sondern um die schwierige Umwandlung eines maroden 
Wirtschaftssystems ohne nennenswerten Kapitalstock in funktionsfähige Wirtschaftseinheiten 
einer Marktwirtschaft.  
 
Die Treuhandanstalt besaß weitgehende Befugnisse und wirtschaftspolitische 
Steuerungsmöglichkeiten, handelte aber auch unter großer Unsicherheit. Die 
Hochlohnstrategie der Tarifparteien - der sie sich aber auch nicht entgegenstellte - erschwerte 
                                                 
421 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Die wirtschaftliche Integration in Deutschland: 
Perspektiven - Wege - Risiken: Jahresgutachten 1991/1992, Stuttgart 1991, S. 218. 
422 Weimar, R.: Kommentar Treuhandgesetz, Köln 1993, §2, Abs. 6, S. 56. 
423 Vgl. Köhler, C.: Die Privatisierung der ostdeutschen Wirtschaft: Die Rolle der Treuhandanstalt, in: Pohl, R. (Hrsg.): Herausforderung 
Ostdeutschland: Fünf Jahre Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion, Berlin 1995, S. 171-184, S. 172 f. 
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neben der generellen Konjunkturkrise die Privatisierungsbemühungen zusätzlich. Unter 
diesen Umständen war ein strategisches Herangehen an die Aufgabe nicht möglich, und die 
Treuhandanstalt ist daher nur als reaktive Organisation wirksam geworden.  
 
Die Privatisierungspolitik der Treuhandanstalt vollzog sich in mehreren Phasen. Bis Anfang 
1991 wurde der strikten und schnellen Privatisierung durch Verkauf ohne eigene 
Sanierungsbemühungen der Vorrang eingeräumt. Das Motto “Privatisierung ist die beste 
Sanierung” stand im Vordergrund. Im Jahr 1992 wurde der gewaltige Produktionseinbruch in 
der gesamten ostdeutschen Wirtschaft immer deutlicher. Deshalb initiierte man nicht nur die 
Entflechtung der zu großen Unternehmenseinheiten, sondern in vielen Fällen auch den Beginn 
einer Unternehmenssanierung. Von dieser Zeit an rückte auch der Unternehmensverkauf mit 
einem negativen Verkaufspreis, d.h. der zusätzlichen Mitgabe von Bürgschaften, Darlehen 
oder Liquiditätsbeihilfen durch die Treuhandanstalt, in den Vordergrund. Da in dieser Phase 
immer weniger externe Investoren bereit waren, einen Kaufpreis für einen Betrieb zu zahlen 
und das unternehmerische Risiko zu tragen, kam es in stärkerem Maße zu “Management-Buy-
Outs” durch die ostdeutschen Geschäftsleitungen sowie anderen Modellen der 
Mitarbeiterbeteiligung. In dieser Zeit stieg auch die Anzahl der von ausländischen Investoren 
erworbenen Unternehmen. Nicht selten war dies erst möglich, nachdem die Veräußerung an 
einen deutschen Interessenten gescheitert war. Ab 1993 ging die Treuhandanstalt in einer 
dritten Phase zu direkter Sanierungsbegleitung bis hin zur Sanierungskooperation mit den 
Ländern über.424 
 
Bei den Veräußerungen von Betrieben standen die angebotenen Unternehmenskonzepte im 
Vordergrund. Häufig gaben weniger der gebotene Kaufpreis, sondern vielmehr die Anzahl der 
erhaltenen oder zu schaffenden Arbeitsplätze sowie der Umfang der vorgesehenen 
Investitionen den Ausschlag für einen Bewerber. Der Kaufpreis sollte dem Erwerber die 
Chance geben, sich am Markt zu etablieren. Er mußte aber auch den vorhandenen 
Unternehmenswert berücksichtigen, denn schließlich hatte die Treuhandanstalt die Interessen 
der Steuerzahler in Deutschland zu wahren.425 Die nicht sanierungsfähigen Unternehmen 
wurden liquidiert, wobei für die Beschäftigten in den meisten Fällen sozialverträgliche 
Lösungen den Verlust des angestammten Arbeitsplatzes begleiteten. 
 
Die Arbeit der Treuhandanstalt wurde zusätzlich durch das Prinzip “Rückgabe vor 
Entschädigung” erschwert, da vor einer Verkaufsentscheidung stets die vermögensrechtlichen 
Ansprüche eventueller Alteigentümer zu prüfen und zu entscheiden waren. Viele Fälle 
konnten daher nur mit erheblichen Verzögerungen zum Abschluß gebracht werden. Es bleibt 
trotzdem offen, ob eine andere Verfahrensweise zu besseren Ergebnissen geführt hätte. 
                                                 
424 Vgl. Baumann, S., a.a.O., S. 104 ff. 
425 Vgl. Köhler, C., a.a.O., S. 176. 
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Einerseits hätte es eine langanhaltende Rechtsunsicherheit gegeben und andererseits wären 
sehr hohe Entschädigungssummen angefallen. 
 
Für die Arbeit der Treuhandanstalt waren Kreditermächtigungen - zunächst nur 
übergangsweise - zur Sicherstellung der Liquidität der Treuhandunternehmen in Höhe von 
3,6_Mrd. € vorgesehen. Nachdem sich bei Prüfung der DM-Eröffnungsbilanz herausgestellt 
hatte, daß die Arbeit der Treuhandanstalt in jedem Fall mit einem Negativsaldo enden würde, 
kam es zu einer Ausweitung der Ermächtigungen. Die Gelder wurden nach Schaffung der 
institutionellen Voraussetzungen zu einem erheblichen Teil an ausländischen Kreditmärkten 
aufgenommen, um den deutschen Kapitalmarkt zu schonen. Ende 1994 ergab sich folgende 
Situation: Die Einnahmen der Treuhandanstalt aus den Verkäufen deckten die Kosten nicht 
einmal annähernd. Es entstand ein Ausgabenüberschuß von ca. 131 Mrd. €.426 Die 
Treuhandanstalt hatte damit von 1990 bis Ende 1994 täglich durchschnittlich 75 Mio. € 
ausgegeben. Diese Verluste wurden zusammen mit anderen vereinigungsbedingten Kosten in 
den “Erblastentilgungsfonds” eingebracht, dessen Ausgleich in den nächsten 30 Jahren 
vorgesehen ist. 
 
Die Treuhandanstalt beendete am 31. Dezember 1994 ihre Tätigkeit. Die Kosten für die 
Nachfolgegesellschaften der Treuhandanstalt (Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS) und Bodenverwaltungs- und -verwertungsgesellschaft (BVVG)) sowie 
für die Treuhandliegenschaftsgesellschaft (TLG) sind in den obengenannten Zahlen noch 
nicht erfaßt. In diesen Gesellschaften werden die Einhaltung der abgeschlossenen Verträge 
geprüft sowie vor allem die landwirtschaftlichen und sonstigen Grundstücke bearbeitet und 
veräußert. Es zeichnet sich ab, daß nicht alle Vermögensgegenstände einen neuen Eigentümer 
finden werden, weswegen speziell die TLG langfristig einen Teil der Liegenschaften im 
Auftrag des Bundes verwalten und pflegen wird. Die BvS beendete ihre Arbeit Ende 2000 mit 
1 Mrd. € Ausgaben.427 
 
Die Tätigkeit der Treuhandanstalt wurde überwiegend positiv bewertet. Sie hat die 
ursprünglich bestehende Konzentration von Unternehmen weitgehend aufgelöst. Die 
Treuhandanstalt hat in einem kurzen Zeitraum 15 100 Unternehmen und Betriebsteile 
veräußert, von denen fast 80 % an mittelständische Erwerber gingen.428 Dabei entfielen ca. 
6_% der privatisierten Unternehmen auf Ausländer, ca. 75 % auf westdeutsche und 19 % auf 
                                                 
426 Vgl. Mulke, W.: Der Osten ist Privatsache, in: Sächsische Zeitung,  30./31.12.2000, S. 22. 
427 Die Tätigkeit der BvS ist ausführlich beschrieben in: o.V.: In der Geschichte vom “Aufbau Ost” endet mit der BvS ein weiteres Kapitel, 
in: FAZ, Nr. 303, 30.12.2000, S. 16.  
428 Vgl. Hummel, M.: Subventionen: Motor für Wachstum und Beschäftigung?, in: Oppenländer, K.-H. (Hrsg.): Wiedervereinigung nach 
sechs Jahren: Erfolge, Defizite, Zukunftsperspektiven im Transformationsprozeß, Berlin/München 1997, S. 201-230, S. 229.  
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ostdeutsche Unternehmer.429 Deutlich mehr als die Hälfte der Privatisierungen fand im 
verarbeitenden Gewerbe statt. 
 
Die Hauptkritik an der Treuhandanstalt ist in ihrer grundsätzlichen Konstruktion begründet: 
Da sie unter politischen Gesichtspunkten eingerichtet wurde, sind nie klare Kriterien für die 
Verkaufs- oder Sanierungsfähigkeit von Unternehmen formuliert worden. Aus diesem Grund 
standen häufig beschäftigungspolitische Aspekte höher als Wettbewerbserfordernisse, 
wodurch der Strukturwandel verzögert wurde.430 
 
2.2.4 Ausländische Direktinvestitionen in Ostdeutschland 
 
Ausländische Direktinvestitionen spielten in vielen Ländern (z.B. Irland, Portugal, Südkorea, 
Taiwan, Singapore), die in den letzten zwei Jahrzehnten einen wirtschaftlichen Aufstieg 
erlebten, eine entscheidende Rolle. Mit Hilfe von ADI konnten wirtschaftliche Kreisläufe in 
den betreffenden Regionen und Ländern eine Größenordnung und Qualität erreichen, die für 
die Stimulierung der heimischen Wirtschaft (z.B. im Zulieferbereich) bedeutende Impulse 
setzten. Auf diese Weise haben ADI einen wichtigen Einfluß auf die Wachstumsraten der 
nationalen Volkswirtschaften ausgeübt und damit zur Steigerung des Wohlstandsniveaus 
beigetragen. 
 
In den neuen Ländern haben vor allem Investoren aus Westdeutschland einen relativ hohen 
Anteil. Dennoch ist der Einfluß der ausländischen Unternehmen qualitativ höher zu bewerten. 
Westdeutsche und bereits länger in den alten Bundesländern angesiedelte Unternehmen 
verfügen dort bereits über moderne Standorte, die auch den erweiterten deutschen Markt 
bedienen können. Somit kommt Ostdeutschland meist nur für geringfügige 
Kapazitätserweiterungen oder bei verschlissenen Produktionsanlagen für 
Standortverlagerungen in Frage.431 Dagegen sind von den erstmals in Deutschland aktiven 
ausländischen Unternehmen in den neuen Bundesländern teilweise stärkere Impulse für die 
Leistungsfähigkeit und internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erwarten, da sie neue Märkte 
erschließen wollen und daher auch qualifizierte Unternehmensfunktionen sowie den Vertrieb 
an den ostdeutschen Standorten ansiedeln müssen. Diese ausländischen Investoren werden 
sich auch stärker auf regionale Zulieferer orientieren oder eigene Zulieferer zur Mitansiedlung 
bewegen. Die Notwendigkeit ausländischer Investitionen für das Wachstum der ostdeutschen 
                                                 
429 Vgl. Ditges, J.: Privatisierungsstrategien in den neuen Bundesländern, in: Gutmann, G., Wagner, U. (Hrsg.): Ökonomische Erfolge und 
Mißerfolge der deutschen Vereinigung - eine Zwischenbilanz, Stuttgart, Jena, New York 1994, S. 37-58, S. 55. 
430 Vgl. Noll, B.: Wettbewerbspolitische Aspekte des Vereinigungsprozesses, in: Gutmann, G., Wagner, U. (Hrsg.): Ökonomische Erfolge 
und Mißerfolge der deutschen Vereinigung - eine Zwischenbilanz, Stuttgart, Jena, New York 1994, S. 77-103, S. 82 ff.; Gröner, H., 
Baumann, S.: Die Kontroverse um die Erhaltung industrieller Kerne in den neuen Bundesländern, in: Gutmann, G., Wagner, U. (Hrsg.): 
Ökonomische Erfolge und Mißerfolge der deutschen Vereinigung - eine Zwischenbilanz, Stuttgart, Jena, New York 1994, S. 315-338, S. 
334 f. 
431 Vgl. Belitz, H., Brenke, K., Fleischer, F.: Der Beitrag ausländischer Investitionen zum Aufbau wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstrukturen 
in den neuen Bundesländern, DIW Sonderheft Nr. 169, Berlin 2000, S. 13. 
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Wirtschaft wird vor allem durch den hohen Kapitalbedarf für die strukturelle  Anpassung 
Ostdeutschlands unterstrichen.432 
 
In der ersten Hälfte der 90er Jahre wurden indessen nur  855 Privatisierungen mit 
ausländischen Investoren durchgeführt, die insgesamt Investitionen in Höhe von ca. 11 Mrd. € 
und mindestens 150 000 Arbeitsplätze zugesagt haben (ca. 10 % der Gesamtzusagen).433 Ende 
1997 haben etwa 3 300 Betriebe in vollständigem oder überwiegend ausländischem Besitz 
(sowohl von der Treuhandanstalt erworbene als auch neu gegründete Unternehmen) ca. 
118_800 Mitarbeiter beschäftigt und dabei einen Umsatz von etwa 17,1 Mrd. € erzielt. Damit 
stellten sie lediglich 1 % aller privaten Betriebe in Ostdeutschland (13 % sind in 
westdeutschem Besitz, 86 % eigenständige ostdeutsche Unternehmen). Auf die ausländischen 
Unternehmen entfielen dabei ca. 3 % der ostdeutschen Arbeitsplätze in Privatunternehmen. 
Sie erzielten 3,54 % des Umsatzes der privaten Unternehmen in Ostdeutschland. Auffällig 
war auch die mit insgesamt 40 % weit überdurchschnittliche Umsatz- und Exportorientierung 
sowohl nach Westeuropa und Übersee als auch nach Osteuropa.434 Bei der räumlichen 
Konzentration der ADI ist das Nord-Süd Gefälle zugunsten Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen stark ausgeprägt.  
 
Abbildung 11: Investitionen ausländischer und aller Unternehmen in die ostdeutsche 
Industrie 1991 - 1998   
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Quelle: Eigene Darstellung nach Umfragen des DIW und des ifo Instituts in: Belitz, H., Brenke, K., Fleischer, 
F., a.a.O., S. 67. 
 
                                                 
432 Vgl. Bento, P.: Die Bedeutung ausländischer Investitionen und die Gestaltung kapitalattraktiver Standortbedingungen - Das Beispiel der 
Privatisierungspolitik der Treuhandanstalt, in: FIWW-Berichte 12 (Juli) 1993, S. 19-31, S. 19. 
433 Vgl. Treuhandanstalt, in: Zuk, A.: Ausländische Direktinvestitionen und Privatisierung mittelständischer Unternehmen in den neuen 
Bundesländern, in: Bertram, H., Kreher, W., Müller-Hartmann, I. (Hrsg.): Systemwechsel zwischen Projekt und Prozeß: Analysen zu 
den Umbrüchen in Ostdeutschland, Opladen 1998, S. 89-124, S. 96. 
434 Vgl. Belitz, H., Brenke, K., Fleischer, F., a.a.O., S. 58 ff. und S. 73. 
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Im Gegensatz zu den westdeutschen Unternehmen trat der Investitionshöhepunkt bei 
ausländischen Investitionen erst im Jahr 1996 ein (bei westdeutschen Unternehmen im Jahr 
1993) (siehe Abbildung 11). Diese Tatsache dürfte damit zusammenhängen, daß die 
westdeutschen Unternehmen nach der Wende möglichst schnell Niederlassungen für vielfach 
nur regional handelbare Güter errichteten, während ausländische Gesellschaften häufiger 
überregional orientiert waren. Außerdem übernahmen ausländische Investoren vielfach 
größere Treuhandunternehmen, deren Privatisierung und Sanierung mehr Zeitaufwand 
erforderte. Vor der Übernahme dieser Unternehmen waren häufig ökologische Altlasten zu 
berücksichtigen, ein umfangreiches Konzept für den weiteren Umgang mit dem veralteten 
Kapitalstock zu erstellen und die Bereinigung des zumeist sehr hohen Anteils an arbeits- und 
ressourcenintensiven Produktionsprozessen vorzubereiten. Gleichzeitig waren viele dieser 
Unternehmen mit Altschulden belastet, die einen aufwendigen Klärungsprozeß nach sich 
zogen. Ausländische Investoren hatten beim Kauf von der Treuhandanstalt im Vergleich zu 
westdeutschen Investoren einige Nachteile zu kompensieren: Ihnen fehlten vielfach die 
persönlichen Kontakte zu den in Frage kommenden Unternehmen und sie hatten nur geringe 
Kenntnisse der ostdeutschen Strukturen.435  
 
Waren diese vielfältigen Aufgaben einmal bewältigt und die neuen Unternehmensstrukturen 
aufgebaut,  arbeiteten die ausländischen Betriebe aber häufig produktiver als der Durchschnitt 
der vergleichbaren deutschen Unternehmen (siehe Tabelle 31). 
 
Tabelle 31: Umsatzproduktivität ausländischer Unternehmen im verarbeitenden Gewerbe 
Ostdeutschlands 1997 
Branche Umsatzproduktivität in Relation 
zum Branchendurchschnitt (in %) 
Verarbeitendes Gewerbe 156 
Ernährungsgewerbe 279 
Textilgewerbe 129 
Holzgewerbe 134 
Papiergewerbe 116 
Chemische Industrie 169 
Gummi- und Kunststoffwaren 130 
Metallerzeugung und -bearbeitung 144 
Metallverarbeitung 189 
Maschinenbau 124 
Elektrotechnik 77 
Medientechnik 89 
Meß- und Regeltechnik 96 
Kraftwagenbau 275 
Sonstiger Fahrzeugbau 162 
 
Quelle: Deutsche Bundesbank, Statistisches Bundesamt, DIW, in: Belitz, H., Brenke, K., Fleischer, F., a.a.O.,   
S. 48. 
                                                 
435 Vgl. Zuk, A., a.a.O., S. 98 f. 
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Der durchschnittliche Umsatz pro Beschäftigten liegt bei den ausländischen Unternehmen mit 
ca. 144 000 € unter dem Vergleichswert der Betriebe in westdeutschem Eigentum, aber 
deutlich über dem Wert der ostdeutschen Gesellschaften (ca. 169 000 € bzw. 106 000 €).436  
 
Insgesamt muß der Standort Ostdeutschland noch deutlich attraktiver gemacht werden, um im 
internationalen Wettbewerb die erforderlichen ADI anziehen und von deren positiven 
Effekten profitieren zu können. Ein erster Schritt in diese Richtung ist die Gründung der 
Industrial Investment Council GmbH (IIC) in Berlin, die seit 1997 als zentrale Anlaufstelle 
für ausländische Investoren in Ostdeutschland dient. 
 
In durchgeführten Befragungen437 von ausländischen Unternehmen wurde die hohe 
Produktivität eingespielter Belegschaften mit teilweise überqualifiziertem Personal als Vorteil 
angesehen, wobei sich allerdings die häufig geringen Fremdsprachenkenntnisse sowohl beim 
Betriebspersonal als auch in den Verwaltungen negativ auswirkten. Förderungen wurden 
maximal in Anspruch genommen. Die nach und nach erfolgte Reduzierung der Förderquoten 
rief aber auch Enttäuschung hervor. Die Infrastruktur, insbesondere die 
Telekommunikationsinfrastruktur, wurde als überwiegend gut eingestuft. Von schlechten 
Verkehrsanbindungen waren vor allem noch alte Treuhandbetriebe betroffen. 
 
Als wesentliches Hemmnis kritisierten die ausländischen Unternehmen laut der DIW-
Umfrage die Unübersichtlichkeit des deutschen Steuersystems und die Unsicherheit bezüglich 
der künftigen Steuergesetzgebung, insbesondere die hohen nominalen Steuersätze, den großen 
Umfang gesetzlicher Regelungen, die Holdingfeindlichkeit und die mangelnde 
Serviceeinstellung der Behörden. Das Verhalten der Behörden wurde vor allem von den 
großen Unternehmen überwiegend positiv beurteilt. Teilweise berichtete man aber auch von 
Behinderungen und unnötigen Verzögerungen im Zusammenhang mit 
Betriebsgenehmigungen und Umweltauflagen.  
 
Bei der Befragung wurde deutlich, daß sich Ostdeutschland im Gemeinsamen Markt 
beispielsweise bei US-Unternehmen in einem Standortwettbewerb mit Irland, Großbritannien, 
den Niederlanden und Frankreich befindet. Zur Steigerung der Attraktivität sollen nach 
Meinung der befragten Geschäftsführer vor allem folgende Maßnahmen verwirklicht werden: 
 
• Schaffung eines flexibleren Unternehmensumfeldes;  
• spürbare Senkung der Lohnzusatzkosten der Unternehmen; 
• Senkung der Nominalsteuern auf ein international wettbewerbsfähiges Niveau; 
                                                 
436 Vgl. Belitz, H., Brenke, K., Fleischer, F., a.a.O., S. 73. 
437 Vgl. IAW-Umfrage in: Zuk, A., a.a.O, S. 99 f. und  DIW-Umfrage in: Belitz, H., Brenke, K., Fleischer, F., a.a.O., S. 96 ff. 
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• Vereinfachung des Steuersystems;  
• zusätzlich sollte in der Startphase einer Investition an die Stelle von 
Steuerrückvergütungen ein Erlaß von Steuern treten; das wird als wichtiger angesehen als 
die Subventionierung der Investitionen.438 
 
2.3 Nationale regionalpolitische Maßnahmen  
 
Die Bewältigung der Transformation der Wirtschaft erforderte die massive Unterstützung 
durch die Bundesrepublik Deutschland.  Hinzu kam, daß in den Jahren 1989 und 1990 jeweils 
fast  400 000 Ostdeutsche nach Westdeutschland auswanderten439, was einen erheblichen 
Druck auf die Politik erzeugte. Eine Verbesserung der Situation konnte nur erfolgen, wenn die 
Menschen in ihren Regionen Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten erhielten. Der 
Markt versagte durch die negativen externen Umstände bei diesem Problem. Deshalb war das 
Eingreifen des Staates zum Ausgleich der Standortnachteile gerechtfertigt.440 
 
Die unvermeidliche Anpassungskrise machte hierbei den Einsatz eines breiten 
wirtschaftspolitischen Instrumentariums notwendig, mit dem zunächst einmal Zeit für die 
erforderlichen Prozesse gewonnen und die Schwierigkeiten der Bevölkerung zumindest 
teilweise abgefedert werden sollten. Die großen regionalen Disparitäten zwischen den neuen 
und den alten Ländern wiesen insbesondere der Regionalpolitik eine wichtige Rolle bei der 
Umstrukturierung der Wirtschaft zu, wobei unter rein deutscher Sichtweise das Ausgleichsziel 
im Vordergrund stand. Eine Bevorzugung bestimmter Regionen innerhalb Ostdeutschlands 
fand zunächst nicht statt, sondern wurde dem Wettbewerb oder dem Zufall überlassen. In 
diesem Sinne war es auch eine wachstumsorientierte Politik. Die vorhandenen 
Entwicklungsunterschiede zwischen den neuen Bundesländern spielten zunächst nur eine 
geringe Rolle. Erst mit der Hinwendung zu einem Erhalt industrieller Kerne ergaben sich 
neben der allgemeinen Erneuerungsstrategie sektor- und regionenspezifische Zielstellungen.   
 
Mit der Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion wurde das Instrumentarium 
der Wirtschaftsförderung in der BRD auf die neuen Länder übertragen. Alternative Ansätze 
wie eine Wertschöpfungspräferenz oder eine allgemeine Lohnsubvention wurden nicht weiter 
betrachtet. Der Fördermittelumfang erreichte ein noch nie gekanntes Ausmaß, was zum einen 
mit dem gewaltigen Bedarf in Ostdeutschland, zum anderen aber auch mit der anfänglichen 
                                                 
438 Vgl. Belitz, H., Brenke, K., Fleischer, F., a.a.O., S. 95 f. Auf diese und andere Problemfelder machen auch Wirtschaftsinstitute 
aufmerksam. Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Institut für Wirtschaftsforschung Halle, Institut für Weltwirtschaft Kiel: 
Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland: Neunzehnter Bericht, a.a.O., S. 223. 
439 In den Jahren 1989 - 1999 sind laut Statistischem Bundesamt ca. 1,2 Millionen Ostdeutsche (netto) in den westlichen Teil Deutschlands 
ausgewandert. Dies entspricht einem Anteil an der ostdeutschen Bevölkerung im Jahre 1989 von 7,3 %. Siehe auch WIFO Wien, ifo 
Dresden, ISDEE Trieste: Strukturpolitik und Raumplanung in den Regionen an der mitteleuropäischen EU-Außengrenze zur 
Vorbereitung auf die EU-Osterweiterung, in: www.preparity.wsr.at, Zugriff Juli 2000, S. 8. 
440 Teilweise wurden die Verhältnisse auch als “vollkommene Marktunvollkommenheit” beschrieben, siehe dazu Lichtblau, K.: Von der 
Transfer- in die Marktwirtschaft - Strukturpolitische Leitlinien für die neuen Länder, Köln 1995. 
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Unterschätzung des Umfangs und des Zeitbedarfs des Transformationsprozesses der 
Wirtschaft zu begründen ist.  
 
Der sachkapitalorientierte Investitionshilfeansatz folgte der Logik, daß in diesem Bereich der 
größte Nachholbedarf bestünde und damit am besten wettbewerbsfähige Arbeitsplätze 
geschaffen werden könnten. Ursprüngliche Schätzungen gingen von einem Kapitalbedarf von 
etwas mehr als 1 Billion € aus.441  Nach Ansicht der OECD hat jedoch die 
Investitionsförderung die Wirtschaftsstruktur verzerrt. Es deutet einiges darauf hin, daß 
kapitalintensive Industrien und die Bauwirtschaft zu intensiv gefördert worden sind.442 
 
Um den Investitionsprozeß in Ostdeutschland in Gang zu bringen, stand die Unterstützung des 
Kapitaltransfers im Vordergrund. Gleichzeitig wurden umfangreiche Transfers zur sozialen 
Abfederung der radikalen Systemtransformation durchgeführt. So waren bis zum Ende der 
90er Jahre etwa zwei Drittel der Nettotransfers sozialpolitisch motivierte Ausgaben.443 In 
einer Gesamtschau der Transfers der Jahre 1991 - 1998 sind etwa 44 % der Bruttotransfers 
sozialen und konsumtiven Zwecken zuzuordnen, ca. 31 % waren Zuweisungen an die Länder- 
und Gemeindehaushalte (bei denen ein wesentlicher Teil auch in Investitionen geflossen sein 
dürfte), etwa 17 %  gingen für den Infrastrukturausbau an die Länder und etwa 8 % wurden 
für Wirtschaftsfördermaßnahmen ausgegeben, die auf die Unternehmen abzielten.444   
 
Die tatsächlichen Netto-Transfers nach Ostdeutschland betrugen allein 1991 - 1999 bis zu 
632_Mrd. € aus verschiedenen Quellen (siehe Abbildung 12). Sie machten zu Beginn der 90er 
Jahre einen Anteil von fast 50 % des BIP Ostdeutschlands aus. Durch die gestiegene 
Wirtschaftskraft der neuen Länder verringerte sich der Anteil trotz nominal etwa gleicher 
Transferleistungen auf ungefähr ein Drittel des produzierten BIP.445 
 
                                                 
441 Vgl. Institut für angewandte Wirtschaftsforschung: Die ostdeutsche Wirtschaft 1990/1991 - Trends und Perspektiven, Berlin 1990, S. 27 
f. 
442 Ohne klare Rückzugsstrategie besteht nach Ansicht der Ökonomen die Gefahr, daß aus den Kompensationsmaßnahmen für den 
Übergang eine dauerhafte Abhängigkeit Ostdeutschlands entstehen wird. Vgl. o.V.: OECD mahnt tiefgreifende Reformen in 
Deutschland an, in: FAZ, Nr. 109,  11.05.2001, S. 13. 
443 Vgl. Pohl, R., Ragnitz, J.: Ostdeutsche Wirtschaft: Kein Grund zur Resignation, in: Waschkuhn, A., Thumfart, A. (Hrsg.): Politik in 
Ostdeutschland: Lehrbuch zur Transformation und Innovation, München, Wien 1999, S. 271-291, S. 283 und Meinhardt, V., Seidel, B. 
u.a.: Transferleistungen in die neuen Bundesländer und deren wirtschaftliche Konsequenzen, DIW-Sonderheft Nr. 154, Berlin 1995, S. 
99. 
444 Berechnungen der DIW, IfW und IWH, zitiert nach: Klaphake, A., a.a.O., S. 185. 
445 Eigene Berechnung, Daten nach Arbeitskreis “VGR der Länder” in www.statistik-baden wuerttemberg.de, Zugriff Januar 2002.  
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Abbildung 12: Öffentliche Leistungen für die neuen Bundesländer (netto) 1991 - 1999 
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Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen des IWH, in: Wagner, S.: Mit weniger Geld Schwung behalten, 
in: Sächsische Zeitung, 6.7.2000, S. 25. 
 
Mehr als zehn Jahre nach der Einheit wurden in Ostdeutschland insbesondere bei den 
Infrastrukturinvestitionen große Fortschritte gemacht. Dennoch besteht nach wie vor ein 
unterschiedlich bezifferter, aber erheblicher Nachholbedarf. Nach Berechnungen des DIW im 
Auftrag des Bundesfinanzministeriums liegen die noch erforderlichen Investitionen beim 
öffentlichen Anlagevermögen bei etwa 82 Mrd. €, wenn man die finanzschwächsten 
westdeutschen Länder als Bezugsbasis wählt. Würden dagegen alle westdeutschen Länder als 
Vergleichsmaßstab genommen, beliefe sich der Nachholbedarf in Ostdeutschland auf 
134_Mrd. €.446 Die OECD kritisiert dagegen die Heranziehung der westdeutschen 
Infrastruktur als Vergleichsmaßstab für die neuen Länder und empfiehlt die Kürzung und 
Umstrukturierung der Subventionen.447 
 
Im Jahr 2001 wurden letztlich weitere Transferzahlungen für Ostdeutschland bis 2020 
vereinbart. So wird der Bund im Rahmen der Neustrukturierung des Länderfinanzausgleichs 
den neuen Bundesländern einschließlich Berlin von 2005 an für weitere 15 Jahre insgesamt 
ca.156,5 Mrd. € zur Verfügung stellen.448 Zu diesem Zeitpunkt soll nach Meinung des 
deutschen Bundesfinanzministers Eichel “die Zusammenführung beider Teile Deutschlands 
geschafft sein”.449 
 
                                                 
446 Vgl. o.V. : DIW: Nachholbedarf rund 160 Milliarden DM, in: FAZ, Nr. 114, 17.05.2001, S. 18. 
447 Vgl. o.V.: “Ost wie West subventionieren”, in: FAZ, Nr. 114, 17.05.2001, S. 18. 
448 Vgl. o.V.: Finanzausgleich und Solidarpakt bis 2020 neu geregelt, in: FAZ, Nr. 144, 25.06.2001, S. 2. 
449 Vgl. o.V.: Nach der Einigung über den Finanzausgleich fühlen sich alle Länder als Gewinner, in: FAZ, Nr. 144, 25.06.2001, S. 1. 
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2.3.1 Das Instrumentarium der regionalen Wirtschaftsförderung 
 
Das wirtschaftspolitische Konzept der Bundesregierung für die ostdeutschen Länder umfaßt 
drei Kernelemente: 
 
1) Wachstums- und beschäftigungsorientierte Gestaltung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen mit dem Zukunftsprogramm 2000 für das gesamte Bundesgebiet, 
von dem die neuen Länder nachhaltig profitieren sollen. 
2) Entwicklung konkreter Zukunftsperspektiven, die mit dem Abbau von Standortnachteilen 
in den neuen Bundesländern verbunden werden sollen. 
3) Verstetigung der aktiven Arbeitsmarktpolitik und der Bemühungen um eine Ausweitung 
des Lehrstellenangebots.450  
 
Als entscheidende Punkte in den neuen Ländern werden dabei die Stärkung der 
Innovationsfähigkeit und Forschungskompetenz, des Mittelstandes und der jungen 
Existenzen, der Ausbau der Infrastruktur, der Abbau belastender Probleme für die Wirtschaft 
und der zielgenaue und effiziente Einsatz der Fördermittel sowie deren laufende 
Wirksamkeitsüberprüfung angesehen. Bei der Arbeitsmarktpolitik sollen künftig aktive 
Maßnahmen Vorrang vor passiven Lohnersatzleistungen erhalten und stärker an betroffenen 
Zielgruppen orientiert werden. 
 
Ingesamt umfaßt das System der Wirtschaftsförderung in den neuen Bundesländern 
verschiedene direkte Finanzhilfen, Steuererleichterungen und -vergünstigungen, 
Kreditprogramme mit Zinsverbilligungen sowie ein umfangreiches Bürgschaftssystem.451 Es 
existiert eine Vielzahl von Programmen, wobei ca. 90 % des finanziellen Fördervolumens auf 
die fünf wichtigsten Instrumente der Förderung entfallen:  
 
1) Investitionszulage für Ausrüstungsinvestitionen, 
2) Regelung für Sonderabschreibungen auf die Anschaffungs- und Herstellungskosten von 
Wirtschaftsgütern, 
3) Investitionszuschüsse im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur”, 
4) Eigenkapitalhilfeprogramm der Deutschen Ausgleichsbank (DtA), 
5) ERP-Kredite (zinsverbilligte Kredite über die DtA und die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW)).452 
 
                                                 
450 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, Dokument, 
Brüssel/Luxemburg 2000,  S. 116.  
451 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung: Die wirtschaftliche Integration in Deutschland: 
Perspektiven - Wege - Risiken: Jahresgutachten 1991/1992, Stuttgart 1991, S. 72 ff. 
452 Ebenda. 
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Die Investitionszulage ist ein staatlicher Zuschuß zu den Kosten von 
Ausrüstungsinvestitionen. Sie dient vor allem der Bildung von Produktivkapital. Der Kreis 
der Begünstigten und die Höhe der Fördersätze wurden mehrfach verändert. Im 
Investitionszulagengesetz von 1999 (gültig bis 2004) wurden die Sätze von 5 % auf 10 % 
erhöht (bei KMU von 10 % auf 20 %), wobei neben dem verarbeitenden Gewerbe erstmalig 
auch produktionsnahe Dienstleister von der Investitionszulage profitieren.453 Auf die 
Investitionszulage besteht Rechtsanspruch. 
 
Sonderabschreibungen sind als zeitweilige Steuerstundung einzustufen, aus der sich ein 
Zinsvorteil bei der Investition ergibt. Dieser Vorteil steigt mit der Höhe des individuellen 
Steuersatzes an. Deshalb konnten davon nur Unternehmen profitieren, die ohnehin Gewinne 
erzielten bzw. Steuerbürger mit möglichst hohen zu versteuernden Einkommen. Die 
Sonderabschreibungen, auf die ein Rechtsanspruch bestand,  wurden 1997 für den Zeitraum 
von 1999 - 2004 für die neuen Länder abgeschafft. Im Gegenzug wurden die Fördersätze der 
Investitionszulage verdoppelt.454 Von 1990 bis 1996 wurden etwa 20,5 Mrd. € an 
Sonderabschreibungen gewährt. 455 
 
Die Kreditprogramme von DtA und KfW dienen vor allem gewerblichen Investitionen bei 
Existenzgründungen sowie der Eigenkapitalhilfe. Sie gewähren dem jeweiligen Kreditnehmer 
Zinssubventionen und tilgungsfreie Zeiten. Die Kreditprogramme für die neuen Bundesländer 
sind auf kleine und mittlere Unternehmen orientiert. Für die kommunale Ebene existiert ein 
KfW-Infrastrukturprogramm zur Förderung kommunaler Infrastrukturmaßnahmen. Die 
Ergebnisse der stark in Anspruch genommenen Förderung der Kreditprogramme werden 
positiv bewertet.456  Dennoch wird die Ausstattung mit langfristig zur Verfügung stehendem 
Kapital immer noch kritisch gesehen.457 
 
Daneben gab es noch eine Reihe von Sonder- und Fachprogrammen auf Bundes- und 
Länderebene mit dem Charakter von Präferenzsystemen für die neuen Länder im Bereich der 
Technologiepolitik, des Umweltschutzes, des Wohnungs- und Städtebaus sowie im Bereich 
Verkehr. Die Tendenz geht dabei in jüngster Zeit immer mehr in die Richtung, besondere 
Begünstigungen für die neuen Länder abzubauen. Im Laufe der Zeit wurden für jeweils neu 
erkannte Fördernotwendigkeiten immer neue Förderprogramme eingeführt. Die Vielzahl der 
Programme führte einerseits zu immer größerem Verwaltungsaufwand, während andererseits 
                                                 
453 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 117.  
454 Vgl. Störmann, W., Ziegler, A.: Die wirtschaftliche Förderung in den neuen Bundesländern nach 1998, in: Wirtschaftsdienst, Jg. 78, S. 
513-519, S. 514 f. 
455 Quelle BMWi in: Institut der Deutschen Wirtschaft Köln: Wirtschaftsförderung: Beihilfeströme gen Osten, Wochenbericht Nr. 33/97, 
Köln 1997. 
456 Vgl. Meinhardt, V., Seidel, B. u.a., a.a.O., S. 60;  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, a.a.O., 
S. 74. 
457 Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Institut für Wirtschaftsforschung Halle, Institut für Weltwirtschaft Kiel: 
Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland: Neunzehnter Bericht, Halle 1999, S. 53. 
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gerade die häufig betroffenen kleineren Unternehmen nicht davon profitieren können, weil sie 
unter dem Druck des Tagesgeschäfts weder Zeit noch Personal haben, um die jeweils 
adäquaten Förderinstrumente nutzbar zu machen. Der Begriff des undurchdringlichen 
”Förderdschungels” erscheint nach wie vor gerechtfertigt, da die verschiedenen Interessen 
von Bund und Ländern bisher verhindert haben, daß sich Förderung auf wenige, klare 
Instrumente konzentriert.  
 
2.3.2 Die Gemeinschaftsaufgabe 
 
Das Hauptinstrument deutscher Regionalpolitik ist die Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur” (GA). Die Maßnahmen der Regionalpolitik im Rahmen 
der GA werden je zur Hälfte vom Bund und den Ländern getragen. Der Bund wirkt unter der 
Führung des Bundeswirtschaftsministeriums bei der Rahmenplanung und der Finanzierung 
mit. Die Durchführung einschließlich der Mittelvergabe obliegt allein den Ländern. 
Förderpräferenzen, Förderregionen und Mittelvolumen werden in den jährlich 
fortgeschriebenen Rahmenplänen festgelegt, die jeweils einen Planungszeitraum von vier 
Jahren umfassen.458  
 
Durch Investitionszuschüsse der GA werden besonders förderwürdige Investitionsvorhaben 
der gewerblichen Wirtschaft und wirtschaftsnahe Infrastrukturprojekte in den festgelegten 
Fördergebieten unterstützt. Zielgruppe der GA sind sowohl “Regionen, deren Wirtschaftskraft 
erheblich unter dem Bundesdurchschnitt liegt” (z.B. neue Bundesländer) als auch Gebiete, die 
besonders stark vom Strukturwandel betroffen sind.459 Im Rahmen der regionalpolitischen 
Aufgabe der GA sollen Anreize geschaffen werden, um in den betreffenden Regionen 
bevorzugt zu investieren. Außerdem wird angestrebt, nichtausgenutzte Produktionsfaktoren 
durch die Förderung zu aktivieren.  
 
In einer ersten Phase (Jahre 1991 - 1995) wurde die bestehende GA in den alten Ländern mit 
nur wenigen Änderungen auf die neuen Länder übertragen. Es erfolgte keine zusätzliche 
Schwerpunktsetzung innerhalb der GA. Die Länder selbst wendeten teilweise regional 
unterschiedliche Fördersätze an, behielten sich aber Einzelfallentscheidungen bei 
bedeutsamen Investitionen vor. Generell waren die Fördersätze höher als in den alten 
Bundesländern und das Kriterium “Fernabsatz” wurde auf eine Größenordnung von 30 
Kilometer verringert.460 Diese erste Phase ist kritisch zu bewerten, da unter anderem das 
Zusammenwirken der Sonderabschreibungen mit den zu diesem Zeitpunkt auch für die 
                                                 
458 Vgl. Deutscher Bundestag: Gesetz  über die Gemeinschaftsaufgabe ”Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” in: Deutscher 
Bundestag: 27. Rahmenplan der GA "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" für den Zeitraum 1998 - 2001 (2002), 
Bundestags-Drucksache 13/9992, S. 147-149, S. 147 f. 
459 Ebenda. 
460 Vgl. Toepel, K.: Zusammenwirken von nationaler und europäischer Regionalpolitik in den neuen Bundesländern, a.a.O., S. 113 f. 
 186
Bauwirtschaft gewährten Förderungen der GA zum Aufbau erheblicher Überkapazitäten im 
Baubereich und bei den Gewerbegebieten geführt haben. Das Anliegen, vor allem die 
exportorientierte und wettbewerbsfähige Wirtschaftsstruktur zu fördern, ist damit verfehlt 
worden.  
 
Die GA stellte sich zudem trotz einiger Lockerungen als zu enges Korsett für die besonderen 
Bedürfnisse der neuen Länder heraus und konnte den umfassenden regionalen 
Strukturproblemen nicht gerecht werden. Die Strategien der Länder entwickelten sich daher in 
Richtung einer stärkeren Regionalisierung der Strukturpolitik und führten ab dem 24. 
Rahmenplan (1995) 461 zu einer zweiten Phase im Rahmen der GA-Nutzung. In dieser Phase 
wurden einerseits die Fördersätze für KMU bei Investitionen in das Sachkapital von 35 % auf 
50 % erhöht und andererseits auch nichtinvestive Maßnahmen im Bereich des Humankapitals 
in den Förderkatalog aufgenommen. Außerdem wurde die Förderung von kommunalen 
Infrastrukturprojekten auf 50 % begrenzt, um durch eine stärkere Eigenbeteiligung der 
Gemeinden das Interesse an der jeweils wirtschaftlichsten Lösung zu erhöhen. Die bisherige 
Differenzierung nach Investitionsarten wurde aufgegeben und durch eine grundsätzliche 
Gleichbehandlung ersetzt. Bei der Verlängerung von Investitionszulage und 
Sonderabschreibungsmöglichkeiten bis Ende 1998 wurde erstmals ein sektoraler Schwerpunkt 
auf das verarbeitende Gewerbe gelegt.462 
 
Ab dem Jahr 1997 (26. Rahmenplan)463 spielte die räumliche Differenzierung eine 
zunehmende Rolle. In den strukturstärksten Regionen wurden die Fördersätze um sieben 
Prozentpunkte gesenkt und mittels einheitlicher Kriterien regional differenziert. Auf diese 
Weise entstanden in den neuen Ländern Gebiete mit Förderhöchstsätzen von 35 % (für KMU 
50 %) und 28 % (für KMU 43 %). Mit dieser Differenzierung wurde die GA auch in 
Ostdeutschland zu einem ausgleichsorientierten Förderinstrument. In Ausnahmefällen ist es 
aber weiterhin möglich, bei Ansiedlungen, die im internationalen Standortwettbewerb stehen, 
auch in einer strukturstärkeren Regionen die Fördersätze der strukturschwächeren Gebiete in 
Ansatz zu bringen. Innerhalb der Länder wurden teilweise zusätzliche Einschränkungen der 
Fördergebiete mit Höchstfördersätzen vorgenommen, um eine weitere Differenzierung zu 
erreichen. 
 
                                                 
461 Deutscher Bundestag: Vierundzwanzigster Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ”Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” 
für den Zeitraum 1995 - 1998, Bundestags-Drucksache 13/1376. 
462 Vgl. Lang, J.: Regionale Wirtschaftsförderung in den neuen Bundesländern, in: Bertram, H., Kreher, W., Müller-Hartmann, I. (Hrsg.): 
Systemwechsel zwischen Projekt und Prozeß: Analysen zu den Umbrüchen in Ostdeutschland, Opladen 1998, S. 53-87, S. 73 ff. 
463 Deutscher Bundestag: Sechsundzwanzigster Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ”Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” 
für den Zeitraum 1997 - 2000, Bundestags-Drucksache 13/7205. 
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In den nachfolgenden Rahmenplänen wurde die bisherige regionalpolitische Strategie 
bezüglich der neuen Länder fortgesetzt. Mit dem 28. Rahmenplan464 haben Bund und Länder 
das Förderinstrumentarium in einigen Bereichen ausgebaut sowie lohnkostenbezogene 
Investitionszuschüsse eingeführt, mit denen eine Verstärkung der Beschäftigungseffekte der 
Förderung angestrebt wird. Die GA wird künftig weiterhin ihren Beitrag zur Modernisierung 
des Kapitalstocks in Ostdeutschland leisten, um die “zentrale Voraussetzung für die 
Schaffung neuer wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze und einen sich selbst tragenden 
Aufschwung” zu gewährleisten.465  
 
In den Jahren 1991 bis 2000 wurden mit GA-Mitteln in Höhe von rund 29 Mrd. € 
Investitionen der gewerblichen Wirtschaft von 147 Mrd. € ausgelöst. Hierdurch entstanden 
über 809 000 neue Dauerarbeitsplätze, davon ca. 231 000 für Frauen. Außerdem wurden über 
50_000 Stellen für Auszubildende geschaffen und über eine Million Dauerarbeitsplätze 
gesichert.  An Investitionen im Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruktur mit einem 
Gesamtvolumen von über 24,5 Mrd. € hat sich die GA im Zeitraum von 1991 bis 2000 mit 
rund 16 Mrd. € beteiligt.466 Das verarbeitende Gewerbe war an der Förderung mit über 80 % 
beteiligt, was darauf hindeutet, daß alle anderen Sektoren deutlich unterproportional an der 
Förderung partizipierten. Ein Manko bildet aber der zu geringe Anteil der überregional tätigen 
Produzenten, was auch zu einem Teil erklären könnte, weswegen trotz der hohen 
Fördersummen die Anzahl der Arbeitsplätze im verarbeitenden Gewerbe in den neuen 
Ländern noch immer zu gering ist. 
 
Die sich immer stärker differenzierenden Strukturen in den Ländern machen sich auch im 
Förderaufwand pro geschaffenem Arbeitsplatz bemerkbar. Während in den stärker 
mittelständisch orientierten Förderprogrammen Thüringens pro neu geschaffenem 
Arbeitsplatz nur etwa 24 550 € Fördermittel erforderlich waren, sind es in dem von der 
chemischen Großindustrie geprägten Sachsen-Anhalt nahezu 44 500 €. Inwiefern sich der 
Förderansatz (Erhalt industrieller Kerne) in einer Langfristbetrachtung als sinnvoll erweist, 
kann derzeit noch nicht beurteilt werden. Generell ist aber festzuhalten, daß Sachsen-Anhalt 
und Mecklenburg-Vorpommern trotz der höchsten Fördersummen pro Arbeitsplatz in den 
meisten Wirtschaftskennziffern hinter den anderen neuen Ländern liegen und sich die 
sektorspezifische Förderung der kapitalintensiven Industrien Chemie und Schiffbau bisher 
nicht rentiert hat.467 
 
                                                 
464 Deutscher Bundestag: Achtundzwanzigster Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ”Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” 
für den Zeitraum 1999 - 2003, Bundestags-Drucksache 14/776. 
465 Vgl. Deutscher Bundestag: Siebenundzwanzigster Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ”Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur” für den Zeitraum 1998 - 2001 (2002), Bundestags-Drucksache 13/992, S. 5. 
466 Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, www.bmi.de, Zugriff Juli 2001. 
467 Vgl. Klaphake, A., a.a.O., S. 201. 
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In Abänderung der ursprünglichen Fördersituation ist ganz Berlin (einschl. West-Berlin) seit 
Januar 1997 dem ostdeutschen Fördergebiet zugeordnet worden. Damit wurde in der 
Arbeitsmarktregion Berlin eine einheitliche Wirtschaftsförderung möglich.468  Der auf jedes 
Land entfallende Anteil an den Verpflichtungsermächtigungen wurde auf der Basis der 
arbeitsmarktpolitischen Belastungsquote ermittelt. Im 27. Rahmenplan wurde folgende GA-
Mittelverteilung festgelegt: 
 
Tabelle 32: Finanzierungsplan der GA-Mittel 1998 - 2002 
(in Mio. €) 
Geplante Maßnahmen Mecklenburg-
Vorpommern 
Berlin Brandenburg Sachsen Sachsen-
Anhalt 
Thüringen Gesamt 
I. Investive Maßnahmen   
1. Gewerbliche Wirtschaft 688,49 516,08 707,37 1 611,85 1 148,21 900,21 5 572,21
2. Wirtschaftsnahe 
Infrastruktur 
459,00 570,51 316,42 808,51 565,49 385,09 3 105,02
3. Insgesamt 1 147,49 1 086,59 1023,79 2 420,36 1 713,70 1 285,30 8 677,23
II. Nichtinvestive 
Maßnahmen 
  
1. Gewerbliche Wirtschaft 4,35 11,25 122,71 5,98 38,35 23,01 205,65
2. Wirtschaftsnahe 
Infrastruktur 
 5,11 0,41 3,83  9,35
3. Insgesamt 4,35 11,25 127,82 6,39 42,18 23,01 215,00
III. Insgesamt (I+II) 1 477,64 1 404,46 1 998,59 2 630,56 2 558,05 1 308,30 11 377,60
IV. Zusätzliche 
Landesmittel 
 24,85 24,85
Bemerkung: Investive Maßnahmen in die gewerbliche Wirtschaft und in die wirtschaftsnahe Infrastruktur werden vom EFRE mitfinanziert. 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach Deutscher Bundestag: Siebenundzwanzigster Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur”, a.a.O., S. 47 ff.  
 
Neben den nationalen Mitteln werden auch Rückflüsse aus dem EU-Strukturfonds EFRE 
eingesetzt. Die Kofinanzierung der innerhalb der GA-Förderung eingesetzten EFRE-Mittel 
wird von Bund und Ländern je zur Hälfte sichergestellt. Die außerhalb der GA eingesetzten 
EFRE-Mittel werden in voller Höhe von den Ländern kofinanziert. 
 
Hinsichtlich der räumlichen Verhältnisse bei der Ausgestaltung der Förderung ab dem 27. 
Rahmenplan ist die Tendenz zur Absenkung der Fördersätze in den Wachstumszentren (z.B. 
um insgesamt 15 %-Punkte in Dresden und Leipzig) umstritten. Dabei muß beachtet werden, 
daß die Wachstumspole in den neuen Ländern im Verhältnis zu anderen Regionen nach wie 
vor sehr klein sind und in absehbarer Zeit kaum Gefahr besteht, daß in größerem Umfang 
Mitnahmeeffekte entstehen. Ein selbsttragender Aufschwung, der in erster Linie von den sich 
entwickelnden Ballungszentren ausgehen müßte, ist noch nicht in Sicht.  
 
                                                 
468 Vgl. Deutscher Bundestag: Siebenundzwanzigster Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ”Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur”, a.a.O.,  S. 14. 
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3. Die regionalpolitische Strategie der EU in den neuen Bundesländern  
 
Mit der Verordnung (EG) Nr. 3575/90 vom 4. Dezember 1990 hat der Rat der Europäischen 
Gemeinschaften festgestellt, daß mit der Herstellung der deutschen Einheit auch die 
Instrumente der EG-Regionalpolitik auf dem Gebiet der ehemaligen DDR eingesetzt werden 
können.469 Damit wurden die in Kapitel IV beschriebenen Ziele und Aufgaben der EU-
Strukturfonds auch in Ostdeutschland gültig. Man erkannte an, daß die besondere Situation in 
diesen Gebieten eine Übergangs- und Ausnahmeregelung sowie Flexibilität und 
verzögerungsfreien Einsatz der Strukturfonds erfordert.  
 
3.1 Europäische Regionalpolitik in Ostdeutschland 1991 - 1993 
 
Der Mangel an verläßlichen Statistiken führte dazu, daß die neu zur Gemeinschaft 
gekommenen Regionen nicht ohne weiteres in das Zielsystem der EG-Regionalpolitik 
eingeordnet werden konnten. Deshalb wurden die neuen Länder und Ost-Berlin von 1991 bis 
1993 als Sonderfall behandelt. In Art. 3 der obengenannten Verordnung wurde festgelegt, daß 
die neuen Bundesländer über die Strukturfonds Mittel in Höhe von 3 Mrd. € (zu Preisen von 
1991) für diesen Zeitraum erhalten sollten. Dabei entfielen 50 % auf EFRE-, 30 % auf ESF- 
und 20 % auf EAGFL-Maßnahmen.470  
 
Entsprechend der damals gültigen Strukturfondsverordnung unterbreitete die Bundesregierung 
innerhalb kürzester Zeit einen Regionalentwicklungsplan für die neuen Bundesländer und 
Ost-Berlin. Auf dessen Grundlage wurde bis zum März 1991 ein Gemeinschaftliches 
Förderkonzept für alle neuen Länder und für alle Aktivitäten der drei Strukturfonds, der EIB 
und der anderen Finanzinstrumente erarbeitet. Damit konnten die Maßnahmen der 
Strukturfonds flächendeckend eingesetzt werden. Aufgrund der Kürze der Zeit war bei der 
Erstellung dieser Dokumente eine breite Mitwirkung der Länder und Gemeinden nicht 
möglich, so daß die entsprechenden Ministerien nach dem Verfahren der vereinfachten 
Programmplanung vorgingen und die operationellen Programme für den EFRE und den ESF 
selbst erstellten. Bei der Ausarbeitung der operationellen Programme im Rahmen des 
Agrarfonds wirkten die Länder mit. 
 
Die Strukturfondsmittel haben im Zeitraum 1991 - 1993 öffentliche nationale Fördermittel in 
Höhe von 4,38 Mrd. € und private Mittel in Höhe von 6,55 Mrd. € kofinanziert.471 
                                                 
469 Vgl. Rat der Europäischen Gemeinschaften: Verordnung (EWG) Nr. 3575/90 des Rates vom 4. Dezember 1988 über die Intervention der 
Strukturfonds im Gebiet der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, ABl L353, S. 19 f.  
470 Vgl. Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaften: Stellungnahme zum Thema "Neue Länder - 
Gemeinschaftliches Förderkonzept für die Gebiete von Ost-Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und Sachsen 1991 - 1993", ABl C 40 vom 17.2.92, S. 26-30, S. 27. 
471 Vgl. ebenda. 
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Im Gemeinschaftlichen Förderkonzept wurden nach einer Analyse der wirtschaftlichen und 
sozialen Ausgangslage in den neuen Bundesländern die allgemeinen Entwicklungsziele der 
Förderung benannt. Dazu zählen die Modernisierung der Industrie, des Dienstleistungssektors 
und der Landwirtschaft, die Erschließung des Humankapitals, die Beseitigung von 
Umweltschäden sowie die Bereitstellung von technischer Hilfe.472 Diese Entwicklungsziele 
sollten vor allem der Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen Unternehmen 
dienen. Von Anfang an war beabsichtigt, den kleinen und mittleren Unternehmen bei der 
EFRE-Förderung hohe Priorität zukommen zu lassen. Der ESF spielte bei der Vermittlung 
marktwirtschaftlicher Qualifikationen, der Unterstützung von Existenzgründungen und der 
Schaffung von entsprechenden Aus- und Weiterbildungsinfrastrukturen eine wesentliche 
Rolle. Das agrarpolitische Ziel in den neuen Bundesländern, dessen Erreichung vorwiegend 
mit der EAGFL-Förderung unterstützt werden sollte, war auf die Diversifizierung der land- 
und forstwirtschaftlichen Produktionsstruktur, die Steigerung ihrer Wettbewerbsfähigkeit und 
ihrer Anpassung an die Regelungen der gemeinsamen Agrarpolitik ausgerichtet.473 
 
Diese allgemeinen Entwicklungsziele wurden im GFK durch acht Förderschwerpunkte 
konkretisiert: 
 
Tabelle 33: Verteilung der Strukturfondsmittel auf die einzelnen Schwerpunkte in den neuen 
Ländern 1991 - 1993  
(in Mio. €, zu Preisen von 1991) 
Entwicklungsschwerpunkte Insgesamt EFRE ESF EAGFL 
1. Wirtschaftsnahe Infrastrukturen  685 590 95  
2. Produktive Investitionen 690 640 35 15 
3. Humanressourcen 470 110 360  
4. Langzeitarbeitslosigkeit  90 90  
5. Jugendarbeitslosigkeit  225 225  
6. Landwirtschaft und Fischerei  354  354 
7. Verbesserung ländlicher Gebiete 
    (Landwirtschaft, Forste, Umwelt) 
396 115 50 231 
8. Technische Hilfe 90 45 45  
Insgesamt  3 000 1 500 900 600 
 
Quelle: Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder: Gemeinschaftliches Förderkonzept 1994 - 1999,  
Luxemburg, 1995, S. 17. 
 
Diese Förderschwerpunkte wurden in den einzelnen Ländern in den operationellen 
Programmen weiter präzisiert, wobei eine Quantifizierung der Ziele nur in geringem Umfang 
stattfand. Die operationellen Programme wiesen in ihrer Zielsetzung und Strategie kaum 
länderspezifische Unterschiede auf. Die Verteilung der Mittel erfolgte im wesentlichen 
entsprechend der Bevölkerungszahl der einzelnen Bundesländer. Von den Ländern wurden 
                                                 
472 Vgl. ebenda, S. 26. 
473 Vgl. Toepel, K.: Zusammenwirken von nationaler und europäischer Regionalpolitik in den neuen Bundesländern, a.a.O., S. 167 f. 
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aber in zunehmender Weise die Spielräume bei der Handhabung der Förderung genutzt, 
wodurch sich mit der Zeit eine deutlich differenzierte Förderpraxis herausbildete. Mit der 
unterschiedlichen Verteilung der Mittel auf die verschiedenen Schwerpunkte wurde den 
regionalen Besonderheiten in gewissem Ausmaß Rechnung getragen: z.B. setzte man in 
Mecklenburg-Vorpommern mehr EU-Mittel zur Umstrukturierung der Landwirtschaft 
(Förderschwerpunkte 6, 7 und 8) als für produktive Investitionen (Schwerpunkt 2) ein. Im 
stärker gewerblich strukturierten Sachsen dagegen war das Verhältnis umgekehrt.474 
 
 Zur Verstärkung der Förderwirkung bei der Umstrukturierung der ostdeutschen Wirtschaft 
wurden die EFRE-Mittel an die bundesdeutsche Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur” angebunden. Die Mittel des EAGFL unterlagen teilweise 
einer Kopplung an die Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes”. Für alle Länder galten damit gleichermaßen die Regelungen des jeweils 
gültigen Rahmenplans. Im Gegensatz zur Entwicklung neuer nationaler Programme konnten 
die Fördermittel auf diese Weise schneller wirksam werden. Die ESF-Mittel wurden dagegen 
im Rahmen eines separaten operationellen Programms eingesetzt. Die den Ländern direkt 
zugewiesenen ESF-Mittel unterstützten eine speziell den Bedürfnissen im jeweiligen 
Bundesland entsprechende Arbeitsmarktpolitik. Im Rahmen der operationellen Programme 
wurden anfangs auch Großvorhaben475 gefördert, obwohl sie üblicherweise gesondert zu 
beantragen sind. Damit erhoffte man sich einen raschen Abfluß und Einsatz der Mittel und 
eine schnelle Belebung der Wachstumskräfte.476 
 
Die Gemeinschaftsinitiativen spielten im ersten Förderzeitraum in den neuen Bundesländern 
nur eine untergeordnete Rolle, da die Europäische Gemeinschaft über den Finanzrahmen des 
GFK hinaus keine zusätzlichen Finanzmittel zur Verfügung stellte. Eine Ausnahme bildete 
die Gemeinschaftsinitiative KONVER zur Überwindung der wirtschaftlichen Nachteile der 
Abrüstung. Die Gemeinschaft stellte dafür Mittel aus dem EFRE und dem ESF für die 
infrastrukturelle Erschließung und Entsorgung von Militärgeländen bereit. 
 
3.2 Die EU-Förderung im Zeitraum 1994 - 1999 
 
Nachdem die neuen Bundesländer im ersten Förderzeitraum aus einer separaten 
Haushaltslinie der Strukturfonds gefördert wurden, kamen sie ab 1994 in die reguläre 
Strukturfondsförderung. Seit Beginn der Förderperiode 1994 - 1999 gehört Ostdeutschland 
entsprechend seinem BIP pro Kopf von unter 75 % des EU-Durchschnitts zum Ziel-1-Gebiet 
der EU-Regionalpolitik. In dieser Periode kam es zu einer Neuorientierung der 
                                                 
474 Vgl. ebenda, S. 170 ff. 
475 Vorhaben mit einem Investitionsumfang von mind. 10 Mio. € bei gewerblichen Investitionen bzw. 15 Mio. € bei Infrastrukturvorhaben. 
476 Meinhardt, V., Seidel, B. u.a., a.a.O. S. 70 ff. 
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Förderschwerpunkte, Veränderungen bei der nationalen Kofinanzierung sowie einer 
Festigung der Verwaltungsstrukturen bei der Abwicklung der Förderungen. In diesem Sinne 
wurden die neuen Bundesländer zu einem “normalen” Fördergebiet innerhalb der EU-
Förderstrukturen. 
 
Gleichzeitig hat sich die Bedeutung der europäischen Finanzmittel für die wirtschaftliche 
Entwicklung in Ostdeutschland erhöht, denn die Mittel pro Jahr und Kopf der Bevölkerung 
erfuhren eine Verdoppelung gegenüber dem vorangegangenen Zeitraum. 
 
Nach Vorlage eines Regionalentwicklungsplanes durch die Bundesrepublik hatte die EU-
Kommission am 29. Juli 1994 für die fünf neuen Bundesländer und Ost-Berlin folgende 
Förderschwerpunkte für das Gemeinschaftliche Förderkonzept festgelegt:   
 
1) “Unterstützung produktiver Investitionen und ergänzender Investitionen in der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur; 
2) Maßnahmen zur Unterstützung kleiner und mittlerer Unternehmen; 
3) Maßnahmen zur Unterstützung von Forschung, technologischer Entwicklung und 
Innovation; 
4) Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt; 
5) Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sowie zur Förderung des 
Arbeitskräftepotentials, der beruflichen Aus- und Weiterbildung und der Beschäftigung; 
6) Maßnahmen zur Förderung der Landwirtschaft, der ländlichen Entwicklung und der 
Fischerei; 
7) Technische Hilfe.”477 
 
Das Gesamtvolumen für die Finanzierung dieser Schwerpunkte betrug für die Förderperiode 
1994 - 1999 13,6 Mrd. € (in Preisen von 1994), wobei die meisten Mittel (ca. 50 %) aus dem 
EFRE stammten.478 Die Strukturfondsmittel sollten durch ca. 10 Mrd. € aus Mitteln des 
Bundes, der Länder und der Kommunen sowie ca. 34 Mrd. € aus dem privaten Sektor ergänzt 
werden. Die Verteilung der Strukturfondsmittel und der anderen Ausgaben ist in Tabelle 34 
zusammengefaßt. In der Tabelle finden die Darlehen der EIB und der EGKS für die neuen 
Bundesländer keine Berücksichtigung, weil sie nicht spezifisch auf die einzelnen 
Schwerpunkte verteilt, sondern insgesamt in Form einer Darlehensspanne von 4,3 - 5,4 Mrd. € 
für den Zeitraum 1994 - 1999 zur Verfügung gestellt wurden.479  
 
                                                 
477 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 1994 - 1999, a.a.O., S. 56. 
478 Die im Laufe der Jahre durchgeführten Indexierungen werden für die in dieser Arbeit durchgeführten Auswertungen und Berechnungen 
nicht berücksichtigt. Daher sind Abweichungen bei den angegebenen Beträgen möglich. 
479 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 1994 - 1999, a.a.O., S. 130. 
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Tabelle 34: Gesamtübersicht der Mittelverteilung für Ostdeutschland nach 
Förderschwerpunkten 1994 - 1999  
(in Mio. €) 
Schwer- Gesamt- öffentliche Ausgaben Private 
Punkte kosten EU-Strukturfonds nationale Mittel Ausgaben 
  EFRE ESF EAGFL/ 
FIAF 
Insgesamt (Bund, Länder, 
Kommunen) 
 
1. 17 560,2 2 375,2 55,4 2 430,6 2 439,9 12 689,7
2. 17 382,1 2 064,7 253,2 2 317,9 1 990,8 13 073,4
3. 2 091,8 485,0 128,1 613,1 433,7 1 045,0
4. 2 768,9 805,7 300,0 1 105,7 948,7 714,5
5. 6 827,9 584,1 3 064,1 3 648,2 2 659,7 519,5
6. 10 855,2 425,3 107,3 2 691,7 3 224,3 1 664,3 5 966,5
7. 420,7 80,0 183,9 36,3 300,0 118,5 2,0
Gesamt 57 906,3 6820,0 4 092,0 2 728,0 13 640,0 10 255,7 34 010,6
% 100 %  23 % 18 % 59 %
 
Quelle: Eigene Darstellung. Daten aus Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, 
Gemeinschaftliches Förderkonzept 1994 - 1999, a.a.O., S. 129 ff. 
 
60 % der Ausgaben entfielen auf die Förderschwerpunkte 1 und 2, wodurch zum Ausdruck 
kam, daß den produktiven Investitionen, der Infrastruktur und der Förderung der KMU die 
größte Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte. Durch die Kombinationsmöglichkeiten der 
verschiedenen Fonds beim Einsatz in den einzelnen Maßnahmen wurden zusätzliche 
Synergieeffekte erwartet.  
 
Die Schwerpunkte des GFK wurden durch spezifische, von den zuständigen Landesbehörden 
vorzulegende operationelle Programme (insgesamt 18) umgesetzt, in denen insbesondere die 
Entwicklungsschwerpunkte, Maßnahmen und vorgesehenen finanziellen Mittel festgelegt 
wurden. Die Länder erarbeiteten dabei für die Detailplanung der Mittelvergabe die 
operationellen Programme nach den einzelnen Fonds entsprechend der Ressortverteilung (d.h. 
die Wirtschaftsministerien für den EFRE, die Landwirtschaftsministerien für den EAGFL). 
 
Die Verteilung der im GFK für die neuen Bundesländer bestimmten Fördermittel verdeutlicht 
Abbildung 13. 
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Abbildung 13: Aufteilung der Strukturfondsmittel 1994 - 1999 nach Ländern  
12,5211,5411,45
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2,67
Sachsen-AnhaltSachsen Thüringen BrandenburgMecklenburg-
Vorpommern
Ost-Berlin
Mrd. Euro
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten nach Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, 
Gemeinschaftliches Förderkonzept 1994 - 1999, a.a.O., S. 85, 100, 109,  117, 126 und 130. 
 
Der Rest von ca. 2,57 Mrd. € wurde für spezifische horizontale Ausbildungsprogramme und 
Maßnahmen zur Umstrukturierung des Fischereisektors verwendet.480  
 
Die Philosophie des GFK sowie die besonderen Entwicklungsbedingungen und finanziellen 
Beteiligungen der neuen Bundesländer waren wesentliche Gründe, den länderspezifischen 
Entwicklungsstrategien im GFK einen besonderen Stellenwert einzuräumen. Die einzelnen 
Länderkapitel enthielten jeweils unter dem Titel “Schwerpunkte für die EU-Förderung” 
entsprechende Orientierungen, die sich grundsätzlich an die Entwicklungsschwerpunkte des 
GFK hielten. Darüber hinaus wurden zwar einige Akzente, aber weniger systematische 
Prioritäten gesetzt, um die Spielräume der Länder zu erweitern.481 
 
Ursprünglich sollten die Strukturfonds nach dem Zusätzlichkeitsprinzip an die GA gekoppelt 
werden.482 Sowohl die Länder als auch die Europäische Kommission äußerten in den 
Verhandlungen an diesem Vorhaben der Bundesregierung Kritik, da man bei diesem 
Vorgehen eine zu geringe Berücksichtigung der Bereiche Forschung und Entwicklung, 
Humankapital und Umweltschutz sowie eine zu geringe Nutzung von endogenen 
Entwicklungspotentialen der Regionen im Hinblick auf innovative KMU befürchtete. 
Außerdem entwickelten die Länder zunehmend eigene Vorstellungen von der Rolle der EU-
Strukturfondsmittel in ihren Konzeptionen und suchten daher mehr Freiraum für eigene 
Programme im Bereich FuE, Umweltschutz und Städtebaumaßnahmen. Als Kompromiß 
setzte sich schließlich die Linie durch, daß die Regelungen der GA zum Teil im Sinne der 
flexibleren Handhabung der EU-Mittel angepaßt wurden, aber der größte Teil der EFRE-
Mittel weiterhin an die GA angebunden blieb. Zusätzlich ermöglichte es aber eine 
                                                 
480 Vgl. ebenda, S. 4. 
481 Vgl. ebenda, S. 77 ff. 
482 In der Regel sollte der EFRE die GA zu 50 % mitfinanzieren. Die übrigen 50 % wurden zu gleichen Teilen vom Bund und den Ländern 
getragen. 
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Flexibilitätsklausel ab 1995/1996 den Ländern, EFRE-Mittel in der von ihnen gewünschten 
Höhe außerhalb der GA einzusetzen.  
 
Die Länder konnten durch die Entkopplung der EFRE-Mittel von der GA eigene 
Schwerpunkte im Bereich Umweltmaßnahmen, Technologieförderung (Sachsen) oder der 
KMU-Förderung (Mecklenburg-Vorpommern) bilden (siehe Tabelle A3 im Anhang). In 
diesem Zusammenhang überrascht der generell geringe Mitteleinsatz im Bereich 
nichtmaterieller Investitionen (Schwerpunkt 3 im GFK). Bei den überwiegend von KMU 
dominierten Strukturen Ostdeutschlands hängt eine positive Wirtschaftsentwicklung in hohem 
Maße von der Innovationskraft der Unternehmen und der realisierbaren Marktdurchdringung 
bei neuen Erzeugnissen ab. Diese vielfach in ostdeutschen Betrieben noch nicht ausreichend 
entwickelten Kompetenzen haben bei den Förderansätzen keine besondere Beachtung 
gefunden (siehe auch Tabelle 34), obwohl sie eine wichtige Komponente bei der Entwicklung 
der Unternehmen spielen. 
 
Außerdem sind die ohnehin nicht sehr hohen FuE-Ansätze des GFK in einigen Ländern im 
Laufe der Periode nochmals reduziert worden, was angesichts der generellen Bedeutung 
dieses Bereichs darauf hindeutet, daß die optimalen und praxisgerechten Instrumente für 
diesen Förderbereich nicht entwickelt worden sind. 
 
Mit der Konzentration des Mitteleinsatzes auf sieben Schwerpunkte sollten mehrere 
allgemeine Ziele in den neuen Bundesländern erreicht werden. Dies sind u.a. der 
Wiederaufbau der Wirtschaft, die Verbesserung der Standortqualität, die Schaffung und 
Erhaltung dauerhafter Arbeitsplätze sowie die Absicherung des Wachstumsprozesses.483 Das 
GFK betont besonders den integrierten Einsatz der EU-Mittel und die Nutzung der Kenntnisse 
vor Ort.  
 
Zusätzlich wurden in der Programmperiode 1994 - 1999 erstmals quantifizierte Ziele 
formuliert. Als gesamtwirtschaftliches Einkommensziel wurde eine Steigerung des 
Bruttoinlandsprodukts pro Einwohner von 9 000 € (1993) auf ca. 14 800 € (1998) angestrebt. 
Die Beschäftigung sollte jährlich um 0,5 % wachsen, wobei im produzierenden Gewerbe mit 
einem Anstieg von jährlich etwa 1,5 % gerechnet wurde. Laut GFK sollten 700_000 
Arbeitsplätze durch den Beitrag der Strukturfondsinvestitionen geschaffen oder gesichert 
werden.484 Diese Zahl wurde vom ifo Institut anhand der angegebenen Daten nach Ländern 
im GFK neu berechnet und präzisiert. Die Berechnung ergab danach 481 000 neu zu 
                                                 
483 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 1994 - 1999, a.a.O., S. 51 ff. 
484 Ebenda, S. 76.  
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schaffende oder zu sichernde Arbeitsplätze.485 Die im  GFK definierten quantifizierten Ziele 
sind in Abbildung 14 zusammengefaßt. 
 
Abbildung 14: Quantifizierte Ziele des GFK für 1994 - 1999 
1. Ziele für 
die neuen 
Bundes- 
länder 
insgesamt 
Gesamtwirtschaftliche 
Ziele:  
- Einkommenswachstum:  
 
- Beschäftigungswachstum: 
 
 
Zunahme des BIP pro Kopf (in jeweiligen Preisen) von 9 000 € (1993) auf 
14_800 € (1998)  
ca. 0,5 % p.a. 
  
Ziele im produzierenden Bereich: 
  - Produktivitätswachstum: 
      
- Beschäftigungswachstum:  
- Strukturziel: 
Zunahme der Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen (real) von 20 800 € 
(1993) auf 26 500 € (1998), d.h. reales Wachstum 5,0 % p.a. 
ca.1,5 % p.a. 
Anteil der Beschäftigung im produzierenden Bereich von 37 % an der 
Gesamtbeschäftigung 
 
  
Ziele bei marktbestimmenden Dienstleistungen: 
 - Produktivitätswachstum:     
 
- Beschäftigungswachstum:   
- Strukturziel:                         
Zunahme der Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen (real) von 27 000 € 
(1993) auf 35 600 € (1998), d.h. reales Wachstum 5,7 % p.a. 
ca.  4,5 % p.a. 
Erhöhung des Anteils der Beschäftigung in marktbestimmenden 
Dienstleistungen an der Gesamtbeschäftigung von 17 % (1993) auf 20,5 % 
(1998) 
 
2. Länder- Beschäftigungsziele (neue und gesicherte Arbeitsplätze): 
spezifische 
Ziele 
- Sachsen-Anhalt  
- Sachsen 
- Thüringen 
- Brandenburg  
- Berlin (Ost) 
- Mecklenburg-   
Vorpommern 
 
Insgesamt 
 100 000 
120 000 
100 000 
80 000 
26 000 
55 000    (berechnet aus dem förderfähigen Investitionsvolumen  
                 dividiert durch 60 000 €) 
481 000 
Quelle: Riedel, J., Scharr, F., a.a.O., S. 14 und Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, 
Gemeinschaftliches Förderkonzept 1994 - 1999, a.a.O., S. 76. 
 
Die Angabe konkreter Zahlen als quantifizierte Ziele ermöglichte es, die Wirkungen des GFK 
zu einem späteren Zeitpunkt zu überprüfen und eine Bewertung zur Effizienz der eingesetzten 
Maßnahmen durchzuführen.  
 
3.3 Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006 
 
Das GFK 2000 - 2006 wurde wesentlich durch die Erfahrungen der vorangegangenen 
Programmperiode geprägt. Grundlage für die Erarbeitung der Strategie war eine ausführliche 
Analyse der Stärken und Schwächen der neuen Bundesländer bezüglich der wirtschaftlichen 
Entwicklung (SWOT-Analyse). Darin wurde u.a. eine geringe Dynamik der Wirtschaft, eine 
                                                 
485 Vgl. Riedel, J., Scharr, F.: Die Europäischen Strukturfonds in den neuen Bundesländern, ifo Institut für Wirtschaftsforschung, München 
1998, S. 14.  
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zunehmende Anzahl an Unternehmensliquidationen und eine gegenüber Westdeutschland zu 
geringe Selbständigenquote festgestellt (ca. 80 % des westdeutschen Wertes).486 
 
Im Jahr 1997 arbeiteten in den neuen Bundesländern 40 % der Erwerbstätigen in Betrieben 
mit über 500 Beschäftigten und 20 % in Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten. In 
den alten Bundesländern war hingegen knapp die Hälfte der Erwerbstätigen in Betrieben mit 
über 500 Beschäftigten tätig. Die SWOT-Analyse leitet daraus eine insgesamt weniger 
krisenanfällige Wirtschaftsstruktur im Osten ab, beklagt aber den Mangel an Kapital und 
Management-Know-how in diesen Unternehmen, was für eine niedrigere Produktivität 
ursächlich sei. Zwar wird darauf verwiesen, daß auch die fehlenden Netzwerkstrukturen und 
zu wenige zwischenbetriebliche Kooperationen eine Rolle bei der geringeren Produktivität 
spielen, aber auf weitere und sehr wesentliche Ursachen für die unterschiedliche Produktivität 
wie die für ostdeutsche Unternehmen deutlich niedrigere Preisbasis, die geringere Auslastung 
der Fertigungskapazitäten und den höheren Grad an kundenspezifischen Produkten geht das 
GFK in seiner Analyse nicht ein. Ein in diesem Zusammenhang zweifellos wichtiger Aspekt 
ist aber die mit 20 % nach wie vor deutlich geringere Exportquote gegenüber westdeutschen 
Unternehmen (34,5 %). Bedeutsam ist ebenfalls der unterdurchschnittliche Anteil von 
Forschungs- und Entwicklungsabteilungen an den Unternehmensfunktionen in 
Ostdeutschland.  
 
3.3.1 Strategie und Ziele 
 
Die o.g. SWOT-Analyse hat aufgezeigt, daß die neuen Bundesländer auch in der dritten 
Förderperiode erhebliche Anstrengungen zur Verbesserung der regionalen 
Wettbewerbsfähigkeit leisten müssen, um durch die Konsolidierung der bestehenden und die 
Gründung neuer Unternehmen zukunftsfähige Arbeitsplätze zu schaffen. Die EU will mit dem 
aktuellen GFK für die neuen Länder weiterhin zur Erschließung und Nutzung des 
vorhandenen Potentials beitragen, damit die wirtschaftlichen und sozialen Probleme in dieser 
Region überwunden werden. Das oberste allgemeine Ziel der Strukturfondsförderung besteht 
daher in der “Fortsetzung des Kohäsionsprozesses durch nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum”.487 
 
Auf der Grundlage der aus der Analyse gewonnenen Erkenntnisse konnten fünf 
Handlungsschwerpunkte aus den Bereichen Unternehmensentwicklung, Infrastruktur, 
Umwelt, Humanressourcen und Ländliche Entwicklung abgeleitet werden, die das allgemeine 
Ziel des GFK unterstützen und als spezifische Ziele beschrieben werden: 
 
                                                 
486 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O.,  S. 77. 
487 Ebenda, S. 87. 
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Abbildung 15: Ziele des GFK 2000 - 2006 
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Quelle: Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, 
a.a.O.,  S. 90. 
 
Das GFK der Jahre 2000 - 2006 verfolgt eine Strategie der nachhaltigen Entwicklung, in der 
wirtschaftliches Wachstum, sozialer Zusammenhalt und Schutz der Umwelt gleichermaßen 
gewährleistet sind. Der Abbau der regionalen Disparitäten bezieht sich nicht nur auf den 
Entwicklungsrückstand zu den Altbundesländern, sondern auch auf die intra-regionalen 
Unterschiede. Dabei sollen die räumlichen Wachstumspole und -zentren gezielt gestärkt 
werden, damit von den Spill-over-Effekten der Zentren auch das jeweilige Umland und die 
ländlichen Regionen profitieren können. Diese Strategie hat in den letzten Jahren bereits 
Wirkung gezeigt, da die Oberzentren positive Entwicklungen nehmen, ohne daß intra-
regionale Disparitäten zugenommen haben. Trotz der noch ungenügenden Potentiale für einen 
sich selbst tragenden wirtschaftlichen Aufholprozeß bestehen wesentliche endogene 
Anknüpfungspunkte für eine wachstumsorientierte Entwicklungsstrategie. Dazu werden die 
Länder gebietsbezogene Förderansätze weiter ausprägen, in denen vor allem ganzheitliche 
Konzepte und die Vernetzung von Förderinstrumenten eine Rolle spielen.488  
 
Die Förderstrategie zielt desweiteren auf die Mobilisierung und Lenkung von privatem 
Investitionskapital für den wirtschaftlichen Aufbau ab, um die Kapitalausstattung in 
Ostdeutschland zu verbessern. Die Förderung der KMU wird bei den direkt 
unternehmensbezogenen Maßnahmen ein hohes Gewicht erhalten. Ein weiterer wichtiger 
Gegenstand besteht in der Steigerung der Selbständigenquote, da hinsichtlich der Anzahl 
Selbständiger im Vergleich zum früheren Bundesgebiet und zu anderen Volkswirtschaften 
                                                 
488 Vgl. ebenda, S. 92. 
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nach wie vor ein Mangel vorhanden ist. In der Selbständigenförderung wird sowohl den 
“harten” als auch den “weichen” Produktionsfaktoren Bedeutung beigemessen. 
 
Zur Stärkung der Innovationspotentiale werden Ansätze zur Förderung von Wissenschaft, 
Forschung und Entwicklung, Innovation und der Informationsgesellschaft in allen 
Entwicklungsschwerpunkten sowohl investiver als auch nichtinvestiver Art verankert. 
Besonderes Augenmerk gilt dabei den Humanressourcen, die durch die Verzahnung von 
EFRE- und ESF-Maßnahmen gefördert werden sollen. Hinzu kommen Maßnahmen der 
technischen Hilfe, die den Einsatz der strukturpolitischen Mittel wirksam begleiten, umsetzen 
und bewerten. Die in der vorangegangenen Periode im Laufe der Zeit immer weiter 
verringerten Ansätze für den früheren Schwerpunkt Forschung und Entwicklung haben dazu 
geführt, daß im GFK 2000 - 2006 kein eigener Schwerpunkt mehr für diesen Themenbereich 
gebildet wird. 
 
Nachfolgend werden einzelne Schwerpunkte näher erläutert: 
 
1) Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der gewerblichen Wirtschaft, insbesondere der 
kleinen und mittleren Unternehmen. 
 
Die Unterstützung produktiver Investitionen bleibt weiterhin ein wesentlicher Schwerpunkt 
der wirtschaftlichen Förderung. Er bezieht sich sowohl auf gewerblich-industrielle als auch 
auf dienstleistungsorientierte Investitionen. Trotz einer Betonung von Investitionen zur 
Stärkung der unternehmerischen Potentiale im KMU-Bereich sollen auch größere 
Unternehmen bei der Förderung Berücksichtigung finden. Neben der Schaffung und 
Erweiterung von Produktionsstätten wird auch bei der Einrichtung betrieblicher 
Ausbildungsplätze Unterstützung gewährt. Investitionsbeihilfen werden zum überwiegenden 
Teil im Rahmen und zu den Bedingungen der GA vergeben.  
 
Die Förderung von Forschung, technologischer Entwicklung und der Informationsgesellschaft 
soll besonders dann einsetzten, wenn ein wirtschaftlicher Bezug der Maßnahmen erkennbar 
ist. Die zugrundeliegenden Länderprogramme unterstützen dabei in der Regel Vorhaben, die 
sich auf regionalspezifische Technologiefelder konzentrieren. 
 
2) Infrastrukturmaßnahmen 
 
Die Förderung der wirtschaftsnahen Infrastruktur durch den EFRE erfolgt sowohl bei der 
gewerblichen Wirtschaft als auch im Tourismusbereich. Bei der Infrastruktur auf den 
Gebieten Wissenschaft, Forschung, Entwicklung und Informationstechnologien werden 
anwendungsorientierte Maßnahmen u.a. beim Technologietransfer sowie dem Ausbau und der 
Nutzung moderner Informations- und Kommunikationsnetze konzentriert. 
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Der Maßnahmenbereich “Städtische und lokale Infrastrukturen” zur Steigerung der 
Attraktivität der Städte wurde ebenso neu in die Förderansätze des GFK aufgenommen wie 
der Bereich “Verkehrsinfrastruktur”. Auf diese Weise werden die rein nationalen 
Anstrengungen zur Verbesserung der verkehrsseitigen Standortbedingungen für die 
Unternehmen ergänzt. Neben dem gesonderten operationellen Programm des Bundes für 
überregionale Maßnahmen sollen vor allem die lokalen und regionalen Verkehrsengpässe 
beseitigt werden, die ein nachweisliches Hemmnis für die Wirtschaftsentwicklung darstellen. 
Daneben zielt dieser Maßnahmenbereich auf die Entwicklung und Einführung moderner 
Verkehrstechnologien und -managementsysteme ab. 
 
3)  Schutz und Verbesserung der Umwelt 
 
Vier Maßnahmenbereiche fallen unter diesen Schwerpunkt: 
 
a) Bei der “Wasserversorgung/Abwasserentsorgung” geht es sowohl um die Entwicklung in 
der gewerblichen Wirtschaft als auch um den ausgewogenen Ausbau der Standards und 
Versorgungsmöglichkeiten im städtischen und ländlichen Umfeld. 
b) Die “Luftreinhaltung, Emissionsminderung, Energieeffizienz” zielt auf die Reduzierung 
der Schadstoffbelastung und die rationellere Energieanwendung durch eine Vielzahl 
unterschiedlicher Ansätze ab. 
c) Die Förderung der Abfallentsorgungsstruktur hat die Verbesserung eines wichtigen 
Standortfaktors jeder Region zum Ziel, um für die Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft die erforderlichen Voraussetzungen zu schaffen. 
d) Die Maßnahmen zur Revitalisierung von Industrie- und Bergbaubrachen sowie 
Konversionsflächen  befassen sich mit der Sanierung von Umweltschäden an 
entsprechenden Flächen, wobei bei den unter dieser Rubrik geförderten Projekten die 
spätere Nutzung der Flächen noch nicht geklärt sein muß. 
 
4) Förderung des Arbeitskräftepotentials sowie der Chancengleichheit 
 
Der präventiven Arbeitsmarktpolitik wurde in diesem Schwerpunkt besonderes Gewicht 
beigemessen (36_% der ESF-Maßnahmen), um mit deren Hilfe den Anteil 
Langzeitarbeitsloser (z. Z. ca. 31_%) deutlich zu senken. Dabei geht es vor allem um 
frühzeitige Weiterqualifizierung der Arbeitslosen, um ihre Chancen auf dem ersten 
Arbeitsmarkt zu verbessern. Bei allen Maßnahmen soll der Frauenanteil höher liegen als ihr 
Anteil an den Arbeitslosen ist, um damit der schwierigen Lage von Frauen am Arbeitsmarkt 
besser gerecht zu werden. 
 
Eine wichtige Stellung nimmt die Förderung des Unternehmergeistes ein (22 % der ESF-
Mittel). Eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen soll potentiellen Unternehmensgründern aus 
dem Hochschul- und Forschungsbereich die Etablierung am Markt erleichtern. Desweiteren 
erhalten Arbeitslose für eine eigene Existenzgründung Unterstützung.  
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5) Ländliche Entwicklung und Fischerei 
 
Die zahlreichen Einzelziele dieses Schwerpunktes werden in drei Bereiche zusammengefaßt: 
 
a) Um dem Ziel der Verbesserung der Agrarstrukturen nachzukommen, werden vor allem 
Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe, die Weiterbildung der Landwirte sowie die 
Verarbeitung und Vermarktung der landwirtschaftlichen Produkte unterstützt. 
b) Die Förderung der ländlichen Entwicklung ist auf die Dorferneuerung und -entwicklung, 
den landwirtschaftlichen Umweltschutz, die Infrastruktur und die Verbreiterung der 
Beschäftigungsmöglichkeiten ausgerichtet. 
c) Bei den Maßnahmen auf dem Gebiet der Fischerei geht es hauptsächlich um die 
Herstellung eines dauerhaften Gleichgewichts zwischen den Fischereiressourcen und 
ihrer Nutzung, die Verstärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, die 
Verbesserung der Versorgungslage und die Valorisierung der Erzeugnisse. 
 
Für den Förderzeitraum werden Ziele quantifiziert, die den einzelnen 
Entwicklungsschwerpunkten direkt zuzuordnen sind. Als wichtigstes Ziel ist der 
Beschäftigungseffekt von insgesamt bis zu 370 000 Brutto-Arbeitsplätzen festzuhalten, wobei 
sich diese Aussage auf geschaffene und gesicherte Arbeitsplätze bezieht. Außerdem soll das 
GFK die Schaffung von befristeten Arbeitsplätzen für 265 000 Vollzeitäquivalente sichern. 
Durch den ESF sollen darüber hinaus rund 1,35 Mio. Personen qualifiziert bzw. durch 
Förderprogramme in Arbeit integriert werden.489 
 
Unter der Voraussetzung, daß sich die Zielstellungen auf gemeinsame Anstrengungen der EU, 
des Bundes und der Länder beziehen, verweist das GFK auf weitere quantifizierte Zielgrößen. 
Als wesentliche Zielgrößen bei der Wachstumsförderung wurden dabei die Erhöhung der 
Selbständigenquote von 8,1 % auf 10 % im Jahr 2006 und die Erhöhung der 
Unternehmensgründungen um ein Viertel gegenüber 1997 auf 115 000 im Jahr 2006 benannt. 
Alle Ziele der Programmplanungsperiode sind in Tabelle A4 im Anhang einzeln dargestellt. 
 
Für die Finanzierung der Fördermaßnahmen im Rahmen des GFK 2000 - 2006 wurden 
insgesamt 49,1 Mrd. € vorgesehen (siehe Tabelle 35). Die Europäische Kommission hat auf 
der Grundlage der wirtschaftlichen Entwicklung die Bundesländer Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen für die 
Programmperiode als Ziel-1-Regionen bestätigt. Der Ostteil Berlins fällt nicht mehr unter Ziel 
1 und erhält eine Übergangsunterstützung. Insgesamt stehen für die deutschen Ziel-1-Gebiete 
                                                 
489 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 114. 
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20 Mrd. € an EU-Mitteln zur Verfügung, für den Ostteil Berlins wurde eine 
Übergangsunterstützung von 748 Mio. € geplant.490  
 
Tabelle 35: Gesamtübersicht der Mittelverteilung für Ostdeutschland nach 
Förderschwerpunkten 2000 - 2006  
(in Mio. €) 
 
Schwer- 
 
Gesamt- 
öffentliche Ausgaben  
Private 
Punkte kosten EU-Strukturfonds nationale 
Mittel 
Ausgaben 
  EFRE ESF EAGFL FIAF Insge-
samt 
(Bund, Länder, 
Kommunen) 
 
1. 18 742,3 3 756,7 0 0 0 3 756,7 2 885,9 12 100,0
2. 9 807,6 5 510,4 0 0 0 5 510,4 3 938,2 359,0
3. 2 155,5 1 430,5 0 0 0 1 430,5 705,4 19,5
4. 8 723,6 0 5 462,9 0 0 5 462,9 3 245, 1 15,5
5. 9 143,8 0 0 3 406,6 97,6 3 504,2 1 631,3 4 008,3
Techn 
Hilfe 
535,1 83,0 235,7 28,6 7,4 354,6 178,4 2,1
Gesamt 49 107,9 10 780,6 5 698,6 3 435,2 105,0 20 019,3 12 584,3 16 502,4
% 100 %   41% 25 % 34 %
 
Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, a.a.O., S. 181. 
 
Die pro Jahr im Rahmen des GFK zur Verfügung stehenden Mittel steigen gegenüber der 
vorangegangenen Periode generell um 8 % an und erreichen damit einen Wert von etwa 195 € 
pro Kopf der Bevölkerung. Bemerkenswert ist die Umschichtung zugunsten der 
Infrastrukturinvestitionen, bei denen im Vergleich zur Vorperiode fast 80 % höhere 
Zuwendungen bereitgestellt werden (siehe Tabelle 36). Dies bildet die wichtigste Änderung 
gegenüber dem vorangegangenen GFK, was eine relative Verlagerung weg von produktiven 
Investitionen hin zur Infrastruktur (worunter auch die FuE-, die Bildungs- und die städtische 
Infrastruktur fallen) bedeutet. 
 
                                                 
490 Vgl. ebenda, S. 4. 
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Tabelle 36: Gemeinschaftsmittel je Schwerpunkt im Vergleich der Programmperioden 1994 - 
1999 und 2000 - 2006 
Schwerpunkte GFK 2000 - 2006 GFK 1994 - 1999 
 in jeweiligen Preisen,  
Mio. Euro 
% in Preisen 1999,  
Mio. Euro 
%
1. Produktive Investitionen  4 005 19,26 3 327,195 23,29
2. Infrastruktur 5 724 27,71 2 739,494 19,24
3. Umwelt  1 427 7,16 967,882 6,80
4. Humanressourcen 5 620 27,13 4 112,898 28,88
5. Landwirtschaft/Fischerei 3 515 16,96 2 856,348 20,06
6. Technische Hilfe 368 1,78 246,850 1,73
Gesamt 20 707 100 14 240,667 100
 
Quelle: Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, 
a.a.O.,  S. 152. 
 
3.3.2 Besonderheiten in den Ländern 
 
Entsprechend den natürlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regionen und dem 
Entwicklungsverlauf der vergangenen Förderperiode hat sich die Förderpraxis in den 
Bundesländern weiter differenziert. Der schwerpunktmäßige Einsatz der operationellen 
Programme der einzelnen Bundesländer ist aus Tabelle 37 ersichtlich. 
 
Tabelle 37: Einsatz der operationellen Programme der Bundesländer nach Schwerpunkten 
 
Schwer-
punkte 
OP Berlin OP  
Brandenburg 
OP Mecklenburg-
Vorpommern 
OP Sachsen 
 
OP Sachsen-
Anhalt 
OP Thüringen Bundes 
OPs 
 Mio. 
Euro 
% Mio. 
Euro 
% Mio. 
Euro 
% Mio. 
Euro 
% Mio. 
Euro 
% Mio. 
Euro 
% Mio. 
Euro 
1. 231 33,71 515 16 374 15 1 225 25 923 27 731 25 0
2. 227 33,14 743 24 666 27 1 247 25 768 22 470 16 1 592
3. 53 7,71 363 11 48 1 553 11 200 5 270 9 0
4. 154 22,48 701 22 582 23 1 043 21 686 20 823 28 1 617
5. 6 1,00 713 23 738 30 697 14 725 21 531 18 104
Techn. 
Hilfe 
13 1,96 52 1 45 1 90 1 51 1 58 2 73
Gesamt 687  3 090  2 455 4 858 3 354  2 886 3 374
 
Quelle: Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, 
a.a.O.,  S. 152. 
 
Ost-Berlin koppelt 35 % der EFRE-Mittel an die GA und setzt Schwerpunkte im Bereich der 
produktiven Investitionen, der Unterstützung von Forschung und technologischer 
Entwicklung und der Stärkung des unternehmerischen Potentials. Außerdem setzt man unter 
Anknüpfung an die Erfahrungen mit der Gemeinschaftsinitiative URBAN Betonungen bei der 
Regeneration einzelner Stadtteilgebiete mit dem sogenannten Quartiersmanagement.491 
 
                                                 
491 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 154 ff. 
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In Brandenburg werden 33 % der EFRE-Mittel an die GA gekoppelt. Die Schwerpunkte 
“Schutz und Verbesserung der Umwelt” und “Ländliche Entwicklung und Fischerei” besitzen 
im Vergleich zu den anderen Ländern eine höhere Gewichtung, was durch die 
Flächenkonversion (bisher über die Gemeinschaftsinitiative KONVER finanziert) und die 
hohe Abwanderungsrate in den ländlichen Räumen bedingt ist.492 Die 
Infrastrukturmaßnahmen haben zwar gegenüber der letzten Förderperiode mehr Mittel 
erhalten, sind im Vergleich aber nur unterdurchschnittlich berücksichtigt. Aus den 
Erfahrungen der letzten Periode ergeben sich einige Neubewertungen: Aus dem EFRE werden 
verstärkt nichtinvestive Unterstützungsmaßnahmen wie Beratung, Markterschließung und 
Kooperationsförderung zur Verringerung der Wettbewerbsnachteile der Unternehmen 
gefördert. Desweiteren erhalten die regionalen Wachstumspole im äußeren Entwicklungsraum 
erhöhte Aufmerksamkeit bei der Investitionsförderung von Industrie- und Gewerbeflächen. 
Der ESF wird verstärkt für die Entlastung des Arbeitsmarktes durch aktive, präventive 
Maßnahmen und die Förderung der Strukturentwicklung sowie bei der Erschließung neuer 
Beschäftigungsfelder eingesetzt. 
 
In Mecklenburg-Vorpommern ist der Mitteleinsatz des EFRE für die Schwerpunkte 
produktive Investitionen und Umwelt gegenüber der Vorperiode jeweils halbiert worden und 
liegt damit auch deutlich unter den Ansätzen der anderen Länder. Entsprechend der Tendenz 
der letzten Jahre läßt sich voraussagen, daß die Investitionen vor allem über Kleinprojekte 
abgewickelt werden und daher die Reduzierung der Ansätze gerechtfertigt erscheint. Die 
Mittel für den Bereich Infrastrukturmaßnahmen werden hingegen fast verdreifacht. Der 
Schwerpunkt Landwirtschaft und ländliche Entwicklung (EAGFL) ist dagegen deutlich 
stärker ausgestattet, wobei noch 75 % des länderübergreifenden operationellen Programms 
Fischerei (FIAF) hinzukommen. 42 % der EFRE-Mittel sollen an die GA gekoppelt 
werden.493 Diese Schwerpunktsetzung entspricht der Grundstruktur des Landes. 
 
Sachsen hat das operationelle Programm von der GA komplett entkoppelt und setzt seine 
Politik mit einem relativ hohen Mitteleinsatz in den Bereichen Umwelt, Forschung und 
Technologie fort. Im Vergleich zu den anderen Ländern wird aus dem EFRE weniger in die 
wirtschaftsnahe Infrastruktur investiert. Gegenüber der vorangegangenen Förderperiode 
werden unter anderem Maßnahmen gefördert, die den elektronischen Geschäftsverkehr in 
KMU-Verbünden unterstützen, den KMU Zugang zu Beteiligungskapital für Forschung und 
Entwicklung verschaffen sowie den Städtebau fördern (u.a. die Aufbereitung innerörtlicher 
Brachflächen und ehemaliger Militärflächen). Als Hauptziel der Förderung im Rahmen des 
ESF wird die Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitslosen durch aktive und 
                                                 
492 Vgl. ebenda, S. 156. 
493 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 160.  
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präventive arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sowie die Entwicklung des Humankapitals 
bestimmt. 
 
Sachsen-Anhalt behält den Ansatz bei, einen hohen Anteil in die Schwerpunkte produktive 
Investitionen, wirtschaftsnahe Infrastruktur und Bildungsinfrastruktur zu investieren. 
Gleichzeitig wird das operationelle Programm zu 53 % von der GA entkoppelt494, was 
gegenüber der bisher fast vollständigen Anbindung an die GA eine erhebliche Veränderung 
darstellt. Aus diesem Grund werden in der aktuellen Förderperiode auch die Bereiche 
Risikokapital, Straßenverkehr, städtische Infrastruktur und Umwelttechnologien gefördert. 
Die Förderung in den Bereichen Infrastruktur und Umwelt (aus dem EFRE) wurde zwar 
erhöht, ist im Vergleich zu den anderen Ländern jedoch noch immer unterdurchschnittlich. 
Als Neuheit werden ressortübergreifend sogenannte “Landesinitiativen” gefördert, die sich 
lokalen und regionalen Bündnissen für Arbeit, städtischen Problemgebieten, regionalen 
Entwicklungskonzepten, lokaler ländlicher Entwicklung und der Landesinnovationsstrategie 
widmen sollen. Beim ESF wird unter anderem der Ansatz ausgebaut, für Beschäftigte zur 
Sicherung ihres Arbeitsplatzes spezielle Qualifizierungsangebote zu unterbreiten und dabei 
besonders KMU weiter zu gewinnen. 
 
Das Thüringer operationelle Programm setzt auf Kontinuität zur vorangegangenen 
Programmperiode. Es ist auf die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der gewerblichen 
Wirtschaft mit einer Betonung der KMU, der Infrastrukturausstattung und der Umwelt 
ausgerichtet. Den größten und weiter gewachsenen Anteil nimmt dabei die 
Investitionsförderung für unternehmerisches Kapital ein. Die Spezifik Thüringens - nämlich 
die Herstellung höherwertiger Technik und Spitzentechnik - wird mit der Förderung des 
industriellen Mittelstandes, der produktionsnahen Dienstleistungen, der Forschung und der 
technologischen Entwicklung Rechnung getragen, wobei die Maßnahmen zur 
einzelbetrieblichen Forschung und Entwicklung deutlich erhöht und auf FuE-intensive 
Bereiche konzentriert wurden. Die Mittel des EFRE sind zu 45 % an die GA gekoppelt.495 
 
Neben den operationellen Programmen der einzelnen Bundesländer wurden drei 
länderübergreifende operationelle Programme für Verkehrsinfrastruktur (EFRE), 
Humanressourcen (ESF) und Fischerei (FIAF) gebildet. Insbesondere das operationelle 
Programm Verkehrsinfrastruktur behebt den Mangel der bisherigen Situation, bei der bis 1999 
die Förderung großer Verkehrsinfrastrukturvorhaben mit EU-Mitteln wegen der nationalen 
Entscheidung einer engen Kopplung der EFRE-Förderung an die GA nicht möglich war. 
 
                                                 
494 Vgl. ebenda,  S. 166. 
495 Vgl. ebenda,  S. 169.  
 206
Das operationelle Programm Humanressourcen unterstützt und ergänzt als ebenfalls vom 
Bund abgewickeltes Programm die nationale Arbeitsmarktpolitik und die 
Qualifizierungsangebote für Arbeitslose in den Fällen, in denen die Arbeitslosen keine oder 
nur unzureichende Leistungsansprüche besitzen. Es dient wesentlich dazu, Frauen als 
Berufsrückkehrerinnen ohne Leistungsansprüche den Wiedereinstieg in den Beruf zu 
ermöglichen. 
 
4. Auswertung der Strukturfondsförderung 
 
Die in den 90er Jahren auf der Grundlage der EU-Strukturfonds gebildeten GFK nehmen 
mittlerweile einen beträchtlichen Anteil am EU-Haushalt ein und erfordern außerdem hohe 
Finanzierungsleistungen der betroffenen Länder bei der jeweiligen Kofinanzierung. Aus 
diesem Grund ist auch das Bedürfnis der beteiligten Institutionen an einer effizienten 
Wirksamkeitskontrolle bei der Verwendung dieser Mittel gewachsen. Generell erfolgen im 
Rahmen der GFK daher Evaluierungen vor, während  und nach den Programmperioden, um 
anhand der Programmabläufe und Mittelabflüsse die Funktionsfähigkeit zu überprüfen. Diese 
Notwendigkeit wird durch den wachsenden Reformdruck der Regionalpolitik der EU 
angesichts der bevorstehenden Osterweiterung noch verstärkt. Daher ist die Wirkungsanalyse 
des GFK-Mitteleinsatzes in Ostdeutschland von großer Bedeutung.  
 
4.1 Beurteilung des ersten Förderzeitraums 
 
Angesichts der Vielfalt der in den neuen Bundesländern eingesetzten Fördermaßnahmen und 
deren Finanzvolumen scheinen die anfänglich zur Verfügung gestellten EU-Mittel von 
3_Mrd._€  (ca. 2 % der gesamten Brutto-Transfers in die neuen Länder) von nicht allzu großer 
Bedeutung zu sein: der EFRE beispielsweise erreichte in den Jahren 1991 - 1993 lediglich 
14,4 - 14,7 % des entsprechenden GA-Ansatzes.496 Die rein finanzielle Größenordnung sagt 
jedoch nichts über ihre grundsätzliche Bedeutung aus, denn die Mittel wurden auch für 
Maßnahmen eingesetzt (insbesondere durch den ESF), für die rein national keine 
Fördermöglichkeiten bestanden und die daher die nationalen Fördermaßnahmen qualitativ 
ergänzten.  
 
Als Ergebnis der EU-Förderung kann im ersten Förderzeitraum festgehalten werden, daß die 
Strukturfondsmittel einen Beitrag zur Schaffung bzw. Sicherung von 224 000 
Arbeitsplätzen497 leisteten. Die Berichte über den Einsatz der Strukturfondsmittel im Zeitraum 
1991 - 1993 lassen sich u.a. deshalb nur schwer bewerten, weil die genaue Bedeutung von 
                                                 
496 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 186. 
497 Davon 122 000 neu geschaffene und 102 000 erhaltene Arbeitsplätze. Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, 
Gemeinschaftliches Förderkonzept 1994 - 1999, a.a.O., S. 17 f. 
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Begriffen wie “geschaffene” und “erhaltene” Arbeitsplätze unter den existierenden 
Umstrukturierungsbedingungen nicht eindeutig bestimmt werden konnte.498 Außerdem 
existierten in den Programmen keine quanitifizierbaren Vorgaben, die Maßstab für eine 
tiefere Analyse sein könnten. 
  
Eine Bewertung nach Förderschwerpunkten erbringt folgendes Bild: Ca. 25 % der 
Finanzhilfen flossen in Maßnahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen Infrastruktur und 
rund 50 % kamen dem verarbeitenden Gewerbe zugute, wobei 190 000 Arbeitsplätze und eine 
beträchtliche Anzahl Betriebe neu geschaffen bzw. erhalten werden konnten. Auf die KMU 
entfielen 1991 und 1992 50 % bzw. 90 % der Mittelbindungen sowie 39 % bzw. 77 % der 
geschaffenen oder erhaltenen Arbeitsplätze. Die Entwicklung des Humankapitals trug zur 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität bei (1991 lag die Arbeitsproduktivität bei weniger als 
einem Drittel des westdeutschen Niveaus und stieg 1993 auf ca. 53 % an).499 Insbesondere die 
Mittel des ESF wurden von den Ländern für eigene arbeitsmarktpolitische 
Schwerpunktsetzungen verwendet. Die dabei eingesetzten Maßnahmen wie 
Lohnkostenzuschüsse und personenbezogene Beihilfen haben zu einer regional besser 
angepaßten Arbeitsmarktpolitik in Ostdeutschland beigetragen. Trotz örtlicher Erfolge konnte 
aber die strukturbedingte Freisetzung von Arbeitskräften nicht aufgehalten werden. 
 
Neben den Finanzhilfen gewährte die EG Darlehen in Höhe von 1,9 Mrd. €, von denen durch 
die EIB allein 1,7 Mrd. € vergeben wurden. Ein Drittel dieser Mittel ging an die 
Automobilindustrie in Eisenach, Zwickau und Chemnitz zum Aufbau neuer 
Produktionskapazitäten. Weitere Darlehen stellte die EGKS in einer Größenordnung von 
0,2_Mrd. € zur Verfügung.500 
 
Folgende Kritikpunkte wurden bei der Beurteilung der Förderung 1991 - 1993 am häufigsten 
genannt:  
 
• Probleme in der Anfangsphase bei der Durchführung von Maßnahmen, 
• mangelnde Erfahrung, 
• zögerlich anlaufende Infrastrukturförderung wegen ungeklärter Eigentumsverhältnisse in 
den neuen Bundesländern, 
• zu hohe Komplexität und mangelnde Transparenz der Förderinstrumente, 
• unzureichende Projektevaluation und Erfolgskontrolle.501 
 
                                                 
498 Ebenda, S. 18. 
499 Europäische Kommission, Generaldirektion Regionalpolitik und Kohäsion: Die Auswirkungen der Strukturpolitik auf Deutschland 1989 
- 1999, in: www.inforegio.org.  
500 Vgl. Ochel, W.: Die Förderung der neuen Bundesländer und Ost-Berlins durch die Regionalpolitik der Europäischen Union, in: 
Oppenländer, K.-H. (Hrsg.): Wiedervereinigung nach sechs Jahren: Erfolge, Defizite, Zukunftsperspektiven im Transformationsprozeß, 
Berlin/München 1997, S. 185-199, S. 192. 
501 Vgl. Toepel, K.: Zusammenwirken von nationaler und europäischer Regionalpolitik in den neuen Bundesländern, a.a.O., S. 187 ff.; 
Ochel, W., a.a.O., S. 195 ff.  
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Wegen den anfänglich fehlenden regionalstatistischen Informationen konnte bei der 
Erstellung des GFK die tatsächliche Bedürftigkeit der einzelnen Bundesländer nur schwer 
festgestellt werden. Bei der erfolgten Zuteilung der Strukturfondsmittel nach Einwohnerzahl 
und ohne klare Einteilung nach Förderpräferenzen bestand nach Auffassung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses der EU daher die Gefahr, daß in erheblichem Maßstab 
Mitnahmeeffekte hervorgerufen wurden. Teilweise war die Auffassung zu vernehmen, daß 
auf diese Weise bereits mittelfristig die Effektivität der regionalpolitischen Interventionen in 
Ostdeutschland in Frage gestellt werden könnte.502 Aus diesem Grund wurden innerhalb 
Ostdeutschlands zunehmend differenzierte Fördersätze angewendet, obwohl einige 
Forschungsinstitute, wie z.B. das DIW, von der Reduzierung der Förderung in den 
Wachstumszentren abraten.503  
 
Die sich erst allmählich auf die EU-übliche Arbeitsweise einstellende Verwaltungspraxis in 
den neuen Ländern war in der ersten Periode noch nicht in der Lage, die verfügbaren Mittel 
für zusätzliche Lösungsansätze nutzbar zu machen. Die EU-Mittel wurden als zusätzliche 
Finanzierungshilfen für die GA aufgefaßt und an den Stellen eingesetzt, wo die Mittel der 
Länder nicht ausreichten. Die EU besaß auf die Verwendung der Mittel keinen Einfluß mehr, 
nachdem sie der Ankopplung der Gelder an die GA zugestimmt hatte. Die Mittel flossen 
daher in stärkerem Maße in Erschließungsmaßnahmen von Gewerbegebieten anstatt in die 
Wiedernutzbarmachung brachliegender Industrie- und Gewerbeflächen. Ebenso spielten 
Programme für den Umweltschutz keine Rolle. Die Bindung der Infrastrukturförderung an die 
restriktiveren Regelungen der GA erwiesen sich als hinderlich, da die flexibleren 
Möglichkeiten der europäischen Mittel damit nicht greifen konnten.504   
 
4.2 Untersuchung der zweiten Förderperiode 
 
Um die Auswirkungen des Mitteleinsatzes der zweiten Förderperiode 1994 - 1999 abschätzen 
zu können, wird nachfolgend das GFK einer umfassenden Analyse unterzogen. Nach dem 
anfänglichen Überblick über die Mittelumsetzung und der thematischen Bewertung nach 
ausgewählten Schwerpunkten folgt eine Wirkungsanalyse bzw. Evaluation der 
Strukturfondsförderung in Ostdeutschland, die auf zwei Wegen durchgeführt wird:   
 
1) Zuerst wird anhand der quantifizierten Ziele des GFK ein Vergleich zwischen den 
wirtschaftlichen Erwartungen zu Beginn der Periode und den tatsächlichen eingetretenen 
Entwicklungen gezogen. Die auf diese Weise ermittelten Zahlen lassen aber noch nicht 
                                                 
502 Vgl. Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemeinschaften: Stellungnahme zum Thema "Neue Länder - 
Gemeinschaftliches Förderkonzept...”, a.a.O., S. 28. 
503 Vgl. DIW: Der Einsatz der Europäischen Strukturfonds im Freistaat Sachsen: Zwischenevaluierung für die Jahre 1994 bis 1996, DIW-
Wochenbericht Nr. 43/97, Berlin 1997, S. 801-808, S. 803; Gornig, M., Seidel, B. u.a.: Regionale Strukturpolitik unter den veränderten 
Rahmenbedingungen der 90er Jahre, DIW Sonderheft 157, Berlin 1996, S. 125-144, S. 137. 
504 Vgl. u.a. Klaphake, A., a.a.O., S. 232. 
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auf den eigentlichen volkswirtschaftlichen Effekt der Förderung und seinen 
Wachstumsbeitrag unter Berücksichtigung der sonstigen wirtschaftlichen 
Wechselwirkungen schließen. Eine solche Aussage kann nur mit Hilfe eines 
makroökonomischen Modells geleistet werden. 
 
2) Die darauffolgende Analyse untersucht daher auf der Grundlage eines 
makroökonomischen Modells die Auswirkungen des GFK auf die ostdeutsche 
Volkswirtschaft und versucht dabei sowohl den unmittelbaren, kurzfristigen als auch den 
längerfristigen Einfluß des GFK auf wesentliche volkswirtschaftliche Parameter zu 
quantifizieren. Außerdem ermöglicht das Modell, diesen Einfluß über die zweite 
Förderperiode hinaus bis zum Jahr 2010 zu prognostizieren. 
 
Die ausführliche und umfassende Analyse zur Wirksamkeit des GFK in den Jahren 1994 - 
1999 wird nach Aussage der Kommission erst nach dem Jahr 2002 möglich sein, da die 
Europäische Kommission zu diesem Zeitpunkt die Ex-post-Evaluierung für diese 
Förderperiode vorlegen will. Die Untersuchung und Abschätzung der Wirkungen des GFK 
muß sich daher teilweise auf die Zwischenbewertung für den Zeitraum 1994 - 1996 stützen. 
Zusätzlich wurden eigene Berechnungen auf der Basis von Veröffentlichungen des 
Statistischen Bundesamtes und der Statistischen Landesämter erstellt. Für die Analyse der 
makroökonomischen Auswirkungen konnte ein im Jahr 2000/2001 erarbeitetes 
ökonometrisches Evaluationsmodell für Ostdeutschland in die Betrachtung einbezogen 
werden. 
 
4.2.1 Umsetzung der Mittel 
 
Wie bereits erwähnt, standen den neuen Bundesländern für die 2. Förderperiode ca. 14 Mrd. € 
Strukturfondsmittel zur Verfügung. Beim tatsächlichen Einsatz der Mittel erfolgten 
erwartungsgemäß im Verlauf der Programmperiode erhebliche Umschichtungen. Die 
nachfolgende Tabelle 38 zeigt den sich letztlich ergebenden Mitteleinsatz auf. 
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Tabelle 38: Ursprüngliche und endgültige Verteilung der Strukturfondsmittel auf die 
einzelnen Entwicklungsschwerpunkte 1994 - 1999 
               (in Mio. €) 
Schwerpunkte Gesamt EFRE ESF EAGFL FIAF 
1. Prod. Investitionen und ergänzende Infrastruktur 
Ursprünglich 
Endgültig 
2 430,6
2 768,7
2 375,2
2 655,6
 
55,4 
113,1 
 
2. KMU 
Ursprünglich 
Endgültig 
2 317,9
2 134,2
2 064,7
1 755,6
 
253,26 
378,6 
 
3. Forschung und Entwicklung 
Ursprünglich 
Endgültig 
613,1
678,9
485,0
571,8
 
128,1 
107,1 
 
4. Umwelt 
Ursprünglich 
Endgültig 
1 105,7
1 143,2
805,7
956,9
 
300,0 
186,2 
 
5. Humanressourcen, berufliche Aus- und Weiterbildung, 
Förderung der Beschäftigung 
Ursprünglich 
Endgültig 
3 648,2
3 899,0
584,1
702,0
 
 
3 064,1 
3 197,0 
 
6. Landwirtschaft, ländliche Entwicklung und Fischerei 
Ursprünglich 
Endgültig 
3 224,3
3 369,9
425,3
382,6
 
107,3 
130,9 
 
2 608,2 
2 782,5 
83,5
73,8
7. Technische Hilfe 
Ursprünglich 
Endgültig 
300,2
233,1
80,0
57,1
 
183,9 
151,2 
 
36,3 
24,8 
8. Technische Hilfe auf Initiative der Kommission 
Ursprünglich 
Endgültig 
0
13,7
0
13,7
  
Insgesamt 
Ursprünglich 
Endgültig 
13 640,0
14 240,7
6 820,0
7 095,4
 
4 092,0 
4 264,1 
 
2 644,5 
2 807,3 
83,5
73,8
 
Quelle: Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, 
a.a.O.,  S. 53. 
 
Zu Beginn der Periode (Zeitraum 1994 bis 1996) wurden die Fördermittel um ca. ein Viertel 
weniger als ursprünglich geplant in Anspruch genommen. Die private Wirtschaft erreichte bis 
1996 nur 50 % des Planansatzes bezüglich des erwarteten Investitionsvolumens, was aber in 
der zweiten Hälfte der Periode kompensiert werden konnte.  
 
Die Programmumsetzung verlief in den einzelnen Bundesländern zum Teil recht 
unterschiedlich. Die meisten Fördermittelvergaben wurden bis 1996 in Thüringen (97,2  % 
der EU-Fördermittelbindung) und Mecklenburg-Vorpommern (95,2 %), die wenigsten in 
Sachsen-Anhalt (66,8 %) bewilligt. Gemessen an den Bewilligungsquoten kam es in der 
ersten Hälfte des Zeitraums in Mecklenburg-Vorpommern zu den höchsten 
Mittelauszahlungen (87,2 %), demgegenüber erfolgte die Auszahlung in Thüringen am 
schleppendsten (60,3 %).505   
 
                                                 
505 Vgl. ifo Institut für Wirtschaftsforschung: Die Europäischen Strukturfonds in den neuen Bundesländern: Zwischenbewertung des 
Mitteleinsatzes von 1994 bis 1996, Dresden 1997, S. 92 ff. 
 211
Bis zum Ende der Förderperiode konnte trotz des Rückstandes nach der Hälfte der Zeit eine 
vollständige Bindung der Mittel erreicht werden. Insgesamt erwies sich die ursprüngliche 
Mittelaufteilung als tragfähig, wesentliche Veränderungen im Einsatz der Mittel fanden vor 
allem auf der Ebene der Maßnahmen statt. So wurden im Bereich von Schwerpunkt 1 
(produktive Investitionen und ergänzende Infrastrukturmaßnahmen) die Gelder zugunsten der 
Infrastrukturmaßnahmen (von 50:50 zu 61:39) und im Schwerpunkt 5 zugunsten der 
Förderung besonders bedürftiger Personengruppen umgeschichtet, während die Ansätze zur 
Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und für eine innovative europäische 
Arbeitsmarktpolitik verringert wurden.506 
 
Die Umschichtung der Mittel im Laufe der Förderperiode zugunsten der 
Infrastrukturinvestitionen wird als Reflex einer fehlenden privaten Investitionsneigung und 
somit als Symptom der noch prekären Wirtschaftslage angesehen.507 Dennoch wird anerkannt, 
daß auch diese Strategie Vorteile hatte, weil dadurch der erhebliche Nachholbedarf in der 
Infrastruktur der neuen Länder bis 1999 zum großen Teil reduziert und somit die Wertigkeit 
der Standorte für zukünftige Unternehmensinvestitionen positiv beeinflußt werden konnte. 
 
4.2.2 Thematische Bewertung 
 
Die Förderung in der zweiten Programmperiode wurde in ihrer Strategie insgesamt als 
effektiv und problemadäquat eingeschätzt, wobei die Koordinierung des Einsatzes der 
Strukturfonds verbesserungsbedürftig erschien.508 Die Zwischenbewertung zur Halbzeit des 
Programmplanungszeitraums 1994 - 1996 kam zu der Einschätzung, daß die 
unterschiedlichen Entwicklungsschwerpunkte prinzipiell gute Voraussetzungen zur Förderung 
von Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung in den neuen Bundesländern boten 
und den Problemen entsprachen, die sich in den daran anschließenden Jahren ergeben sollten.  
Das bezog sich ganz besonders auf die Verknüpfung der kurzfristigen mit der mittel- und 
längerfristigen Wachstumsverträglichkeit und auf die Einbeziehung der Umweltaspekte.509 
 
Im Rahmen der Zwischenbewertung wurde festgestellt, daß die Abstimmung von Verfahren 
sowie ein gemeinsames Vorgehen der Länderministerien einschließlich der nachgeordneten 
Behörden für die fachliche und regionalpolitische Integration vertieft werden sollte. Die im 
                                                 
506 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 54.  
507 Vgl. Dunn, J. F.: Die Rolle der Europäischen Strukturfonds in Ostdeutschland, in: Gerlach, F., Ziegler, A. (Hrsg.): Neugestaltung der 
Wirtschaftsförderung in Ostdeutschland und erste Erfahrungen, Düsseldorf 1998, S. 22-28, S. 25. 
508 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O.,  S.63. 
509 Die Bewertungen für diesen Zeitraum wurden von zwei Forschungsinstituten durchgeführt: das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) nahm die Zwischenevaluierung des Fondseinsatzes im Auftrag des Sächsischen Ministeriums für 
Wirtschaft und Arbeit und das ifo Institut im Auftrag des Bundesministerium für Wirtschaft vor.  
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Förderkonzept vorgesehene Verknüpfung von gewerblichen Investitionen, Infrastrukturen und 
Humanressourcen kam nicht in vollem Maße zum Tragen.510  
 
Infrastrukturförderung 
 
Im GFK wurden einige Schwerpunktbereiche besonders erwähnt: Versorgung mit 
Basisinfrastruktur im Bereich Verkehr und Energie, infrastruktuelle Voraussetzungen für 
Forschung und Entwicklung, umweltorientierte Maßnahmen und Infrastruktur in ländlichen 
Räumen. Die Förderung von Verkehrsinfrastruktur wurde im GFK auf den Zugang zu 
Gewerbeflächen beschränkt und spielte daher nur eine untergeordnete Rolle. Diese nur 
geringen Zweckbindungen erleichterten den Ländern die Ausprägung eigener Schwerpunkte 
(siehe Tabelle 39). 
 
Tabelle 39: Zuschüsse (EFRE, Bund, Land) nach Infrastrukturkategorien und ausgewählten 
neuen Bundesländern 1994 - 1996      
 Sachsen Meckl.-Vorpommern Thüringen 
Infrastrukturkategorie Mio. Euro in % Mio. Euro in % Mio. Euro in %
Erschließung bzw. Wiedernutzbarmachung von 
Industrie- und Gewerbeflächen 
64.9 11,6 23,6 7,9 115,5 41,0
Verkehrsinfrastruktur 20,3 3,6 52,7 35,0 1,8 0,6
Energie- und Wasserversorgung 16.3 2,9 2,7 0,9 0 0
Abwasser- und Abfallbeseitigung 165,5 29,6 27,7 9,5 60,2 21,4
Fremdenverkehr 55,9 9,8 99,8 33,3 65,1 23,1
Aus- und Fortbildungsstätten 169,4 30,3 21,8 7,3 30,5 10,8
Gewerbe-, Gründer- und Handwerkszentren 28,6 5,1 0 0 0 0
Technologiezentren 39,5 7,1 25,3 6,1 8,3 2,9
Planungs- und Beratungsleistungen 0 0 0 0 0 0
Summe 560,4 100 253,6 100 281,4 100
 
Quelle: ifo Institut für Wirtschaftsforschung, a.a.O., S. 179 ff.  
 
Die vielfach ungünstigen Voraussetzungen wie eine vergleichsweise geringe Verstädterung 
oder die generell niedrige Einwohnerdichte konnten durch die günstige Lage als 
”Sprungbrett” für den Osteuropahandel bisher nicht ausgeglichen werden. Eine Ursache dafür 
ist sicher in der noch immer vorhandenen Infrastrukturlücke bei den Verkehrsverbindungen, 
besonders bei leistungsfähigen Fernstraßenverbindungen, zu suchen (siehe Tabelle 40). 
 
                                                 
510 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S.64.  
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Tabelle 40: Erreichbarkeit bei unterschiedlichen Verkehrsträgern 
 Neue Bundesländer 
(ohne Berlin) 
Alte Bundesländer 
 Mittelwert ungewichtet (in Minuten) 
Erreichbarkeit der drei nächsten nationalen oder internationalen 
Agglomerationsräume im Schienenverkehr 
131 105
LKW-Fahrzeit zum nächsten Verladeterminal 59 42
Erreichbarkeit der drei nächsten nationalen oder internationalen 
Agglomerationsräume im PKW-Verkehr 
129 108
Erreichbarkeit europäischer Metropolen im kombinierten PKW-
/ Luftverkehr 
309 271
 
Quelle: Berechnungen des ifo Instituts in: Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, 
Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O.,  S. 9. 
 
Die neuen Länder besitzen mit Ausnahme der Straßenverbindungen zwar eine höhere 
Netzdichte als Westdeutschland, die Netzstruktur ist aber in allen Bereichen erheblich 
schlechter (z.B. deutlich weniger Autobahnen und Stadtschnellbahnen mit jeweils geringerem 
Ausbau und Ausstattungsstandard). Der größere Teil der Anlagen wurde vor mehr als 50 
Jahren errichtet und hat das Ende der Nutzungszeit erreicht.  
 
Das Angebot an Industrie- und Gewerbeflächen - ein entscheidender Engpaß zu Beginn der 
neunziger Jahre - ist im Durchschnitt als ausreichend anzusehen. In größeren Städten mit 
begrenzten Flächenreserven sowie an besonderen Verkehrsknotenpunkten ist im Einzelfall die 
Situation differenziert zu bewerten. Eine Förderung sollte sich daher auf die 
Wiedernutzbarmachung von Altstandorten bzw. deren Erweiterung konzentrieren und die 
Verkehrsanbindung der Standorte verbessern.511  
 
Die Telekommunikationsinfrastruktur als Basis einer modernen Dienstleistungsgesellschaft 
besitzt in den neuen Ländern mittlerweile einen hohen Standard (z.B. nahezu die gleiche 
Telefondichte wie in den alten Ländern) und ist flächendeckend digitalisiert.  
 
Bei der Infrastruktur von Aus- und Weiterbildungsstätten im beruflichen Bereich dauert die 
Umstellung der Strukturen noch immer an. Nach dem Wegfall der früher von Großbetrieben 
dominierten Ausbildungsstätten mußten die kommunalen Ausbildungsträger vielfach die 
ihnen nach dem Kommunalvermögensgesetz zugeordneten Immobilien kurzfristig zu 
Ausbildungsstätten umnutzen, um den Bedarf zeitnah abdecken zu können. Daher wurden 
nicht selten auch ungeeignete Objekte für die Ausbildungsinfrastruktur umgenutzt. Zur 
Überwindung dieses Zustands verfolgte man danach in Übereinstimmung mit den 
Schulträgern den Ansatz der Standortbündelung. Insgesamt wurde der Mittelbedarf für den 
Aufbau eines leistungsfähigen Berufsschulwesens auf etwa 9,2 Mrd. € geschätzt, von denen 
ein Teil auch durch den Einsatz von Mitteln aus dem Europäischen Regionalfonds realisiert 
                                                 
511 Vgl. ebenda, S. 32.  
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werden konnte.512 Der weitere Aufbau einer angemessenen Infrastruktur in diesem Bereich 
soll im Kontext mit der konkreten regionalen Situation erfolgen. Die länderspezifischen 
Unterschiede in der Förderung der Aus- und Fortbildungsstätten sind einerseits auf die sehr 
unterschiedlichen Voraussetzungen der zur Verfügung stehenden Ausbildungsobjekte 
zurückzuführen und andererseits darauf, daß in verschiedenen Bereichen teilweise eigene 
Landesprogramme zum Einsatz gekommen sind. 
 
Die Trinkwasserversorgung hat mit 97,5 % Einwohneranschlußgrad (1995) nahezu den Stand 
der alten Länder erreicht, wobei auch die Wasserqualität verbessert werden konnte. Die 
öffentliche Abwasserentsorgung erreichte hingegen erst einen Stand von 77 % (1995), was 
noch einen deutlichen Rückstand zu den alten Ländern markiert (95 %). Zusätzlich ist zu 
berücksichtigen, daß 55 % des ostdeutschen Kanalnetzes mit Schäden belastet sind.513  
 
Im Jahr 1995 waren erst 62,5 % der Haushalte an die öffentliche Abwasserentsorgung 
angeschlossen. Hierin ist neben der notwendigen Kanalsanierung noch der eigentliche 
Schwachpunkt zu sehen, da bei der Abwasserbehandlung letztlich nur 38 % der Abwässer 
eine biologische Stufe durchlaufen (83,5 % in den alten Bundesländern).514 Der 
Investitionsbedarf bleibt in diesem Bereich auch in den kommenden Jahren sehr hoch. 
 
Humanressourcen 
 
Die Umbruchsituation nach der Wende hatte dazu geführt, daß im letzten Jahrzehnt über 
4_Mio. Personen in eine Weiterbildungsmaßnahme eingetreten sind. Trotzdem kann nicht 
davon gesprochen werden, daß der Bedarf an Fortbildungsmaßnahmen gedeckt sei, da die 
Weiterqualifizierung der Menschen einen immer höheren Stellenwert im Standortwettbewerb 
einnimmt. 
 
An den ESF-Maßnahmen nahmen nach vorläufigen Schätzungen bis Ende 1999 ca. 950 000 
Personen teil (berufliche Qualifizierung, Erstausbildung und Beihilfen), wovon 75 % über die 
Länderprogramme gefördert wurden. Die anderen Teilnehmer wurden in die Maßnahmen 
über Bundesprogramme bzw. die Gemeinschaftsinitiativen einbezogen. Die 
Beschäftigungswirksamkeit wird mit 550 000 Personen angegeben, von denen 160 000 den 
Existenzgründern einschließlich der Gründer selbst zuzurechnen sind.515  Als negativ stellte 
sich heraus, daß Frauen nicht entsprechend ihrem Anteil an den Arbeitslosen gefördert 
wurden (54 % zu 62 %) und bei den begleitenden Qualifizierungsmaßnahmen nur geringe 
Vermittlungsquoten in den ersten Arbeitsmarkt erreicht werden konnten.  
 
                                                 
512 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 33. 
513 Vgl. ebenda, S. 34. 
514 Vgl. ebenda. 
515 Vgl. ebenda, S. 57. 
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Von den erforderlichen (und zu 75 % staatlich geförderten) Plätzen der beruflichen 
Ausbildung wurden in den neuen Ländern (1998) nur knapp 60 % von Betrieben zur 
Verfügung gestellt. Die anderen 40 % der Auszubildenden mußten ihre Ausbildung über 
Sonderprogramme oder in Westdeutschland absolvieren. In der gesamten Förderperiode 
wurden mit Mitteln des ESF rund 350 000 Jugendlichen Plätze für die Erstausbildung zur 
Verfügung gestellt.516  Mit diesen Maßnahmen der außerbetrieblichen Ausbildung wurden 
gravierende Fehlentwicklungen junger Menschen beim Eintritt ins Berufsleben vermieden. Es 
ist aber festzustellen, daß diese Jugendlichen nach Abschluß der Ausbildung im Durchschnitt 
längere Zeit benötigen, um eine dauerhafte Beschäftigung zu finden, als diejenigen, die ihre 
Ausbildung in einem Betrieb absolviert haben. Aus diesem Grund wurden an der sogenannten 
“zweiten Schwelle”, d.h. der Aufnahme einer regulären Beschäftigung nach der Ausbildung, 
Einstellungsbeihilfen als Lohnkostenzuschüsse gefördert, um Einstellungsbarrieren bei 
Arbeitgebern bezüglich mangelnder Erfahrung und andere Leistungseinschränkungen zu 
kompensieren.517  
 
Gewerbliche Investitionen 
 
Ein wichtiger Bereich der GFK-Förderung besteht in der Unterstützung privater Investitionen 
durch den EFRE. Dabei soll über eine Förderung des Produktionsfaktors Kapital die 
Investitionstätigkeit angeregt werden, um eine wettbewerbsfähige, diversifizierte 
Wirtschaftssstruktur mit dauerhaft sicheren Arbeitsplätzen von hoher Produktivität zu 
erhalten. Die Förderung bezog sich dabei besonders auf Investitionen zur Existenzgründung, 
Unternehmenserweiterung, grundlegender Rationalisierung und Umstellung oder Verlagerung 
von Betriebsstätten.  
 
Insgesamt fanden in den neuen Ländern bis zu 90 % der geförderten Investitionen in 
Betrieben statt, die vor Investitionsbeginn max. 250 Beschäftigte hatten. Damit ist der 
schwerpunktmäßigen Orientierung auf KMU im GFK Rechnung getragen worden. Von der 
Förderverwaltung wurde eher geklagt, daß kaum Großunternehmen mit den Fördermitten 
angezogen werden konnten.518 
 
Die Verteilung der EFRE-Mittel nach Produktionsstruktur in den neuen Länder ergab 
folgendes Bild: ca. 84 % des geförderten Volumens entfiel auf das verarbeitende Gewerbe. 
Innerhalb des verarbeitenden Gewerbes ist am stärksten die chemische Industrie gefördert 
worden (ca. 18 %). An zweiter Stelle liegt der Sektor Glasgewerbe und Keramik, gefolgt von 
der Metallverarbeitung, dem Gaststätten- und Ernährungsgewerbe. Sachsen-Anhalt und 
                                                 
516 Vgl. ebenda, S. 58. 
517 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 59. 
518 Vgl. Gerlach, F., Kattein, M.: Regionale Wirtschaftsförderung in den neuen Bundesländern - Ein Vergleich von Thüringen, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt, in: WSI-Mitteilungen, 51. Jg. 1998, S. 174-185, S. 175 ff. 
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Sachsen mit ihren traditionellen Industriestandorten haben überdurchschnittlich die 
industrielle Produktion gefördert.519 
  
4.2.3 Analyse hinsichtlich des Erreichens der Ziele 
 
Auf der Grundlage der quantifizierten Vorgaben des GFK 1994 - 1999 (siehe Abbildung 14) 
wird in den folgenden Abschnitten die Erreichung der gesamtwirtschaftlichen Ziele 
untersucht. Diese Ziele wurden im GFK nach dem bis 1995 üblichen System der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) definiert. Die bis zu diesem Zeitpunkt 
gültigen gesamtwirtschaftlichen Größen für Ostdeutschland haben sich mit dem Übergang auf 
das Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen von 1995 (ESVG 95), mit 
der Aktualisierung der Preisbasis für die Ermittlung realer Größen und mit der neuen 
Abgrenzung des Wirtschaftsgebietes Ostdeutschland (mit bzw. ohne Berlin) grundlegend 
geändert. Das gilt nicht nur für die Höhe und Entwicklung der im BIP gemessenen 
wirtschaftlichen Leistung, sondern auch für die Ebene der Wirtschaftsbereiche. Die 
Änderungen betreffen hier vor allem die Messung der Produktionswerte und der 
Bruttowertschöpfung nach einem neuen Preiskonzept.520 Sie resultieren aber auch aus der 
Neugliederung der Wirtschaftszweige (vor allem im Dienstleistungsbereich). Diese 
Umstellungen erschweren erheblich die Prüfung, ob die quantifizierten Ziele des GFK 
erreicht wurden.  
 
Im nachfolgenden werden die Untersuchungsergebnisse nach dem alten System VGR 
angegeben, soweit das statistische Material dazu vorhanden ist. Zur besseren Darstellung der 
Tendenz des  weiteren Verlaufs der ostdeutschen Wirtschaftsentwicklung nach dem Jahr 1998 
sind in den Tabellen und Abbildungen die Daten teilweise bis zum Jahr 2001 fortgeführt 
worden.521 Zu diesem Zweck werden die statistischen Daten zusätzlich im ESVG 95 
angegeben. 
 
Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes pro Kopf 
 
Beim wichtigsten Kriterium der Wirtschaftsanalyse - der Entwicklung des 
Bruttoinlandsproduktes pro Kopf der Bevölkerung - wurde für 1998 eine Steigerung von 
9_000 € auf 14 800 € zu jeweiligen Preisen erwartet. Dieser Erwartungswert wurde letztlich 
                                                 
519 Vgl. Klaphake, A., a.a.O., S. 243 f. 
520 Vgl. Brautzsch, H.-U., Loose, B., Ludwig, U.: Ostdeutsche Wirtschaft 2000 und 2001: Wachstum der gesamtwirtschaftlichen Produktion 
verstärkt sich trotz erneutem Absturz im Baubereich, in: Wirtschaft im Wandel Nr. 12/2000, 28.09.2000, S. 331-336, in: www.iwh.uni-
halle.de, S. 337. 
521 Im Text wurden ausgewählte Daten für das Jahr 2001 aufgenommen, soweit sie bis Juli 2002 vorlagen. 
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mit einem Ergebnis von etwa 14 349 €522 für Ostdeutschland (einschließlich Ost-Berlin) fast 
erreicht.  
 
Diese Zahl muß jedoch in mehrfacher Hinsicht relativiert werden: Einerseits lag bereits im 
Jahr 1993 der Ausgangswert zu jeweiligen Preisen nicht bei den zunächst angenommenen 
9_000 €, sondern gemäß den erst später ermittelten Statistiken bereits bei ca. 10 594 €.523  
Daraus ergibt sich, daß an Stelle der erhofften Erhöhung des BIP pro Kopf um ca. 64 % im 
Jahr 1998 im Vergleich zu 1993 lediglich eine Steigerung von ca. 35 % für den 
Betrachtungszeitraum erfolgte. 
 
Andererseits ist der Bewertungsansatz des BIP pro Kopf zu jeweiligen Preisen kritisch zu 
hinterfragen. Eine solche Festlegung besitzt nur beschränkte Aussagekraft, da sie ohne 
Berücksichtigung der jeweiligen Inflationsgröße ein verzerrtes Bild liefern kann. Die 
Festschreibung dieses Bewertungsmaßstabes für ein über mehrere Jahre hinweg laufendes 
Programm ist nicht recht verständlich, da mit zunehmender Zeitdauer der Inflationseinfluß 
immer größer wird. Bei einem Ansatz auf einer einheitlichen Preisbasis (hier von 1995) und 
nach ESVG 95 ergibt sich für Ostdeutschland für das Jahr 1993 ein Ausgangswert von 
12_026_€ und ein Endwert von 15 136 € für das Jahr 1998.524  
 
Im Vergleich zu den alten Bundesländern, die im Jahr 2001 ein BIP pro Kopf von 25 907 € 
erwirtschafteten, stellte das ostdeutsche BIP pro Kopf eine Größenordnung von knapp 61,3 % 
dar (alle Werte jeweils ohne Berlin). In dieser Zahl spiegelt sich für den gesamten Zeitraum 
ein Aufholprozeß wider (siehe nachfolgende Abbildung), denn der Vergleichswert für 1993 
lag bei nicht einmal 52 %. Auf der anderen Seite hat sich die Schere im BIP pro Kopf wieder 
vergrößert, da bereits 1997 ein Stand von 61,9 % des Niveaus der alten Bundesländer erreicht 
worden war. 
 
                                                 
522 Eigene Berechnungen nach Statistisches Bundesamt: Deutschland: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 
Wiesbaden 2000, S. 653.  
523 Eigene Berechnungen nach Statistisches Bundesamt: Deutschland: Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutschland, 
Wiesbaden 1994, S. 707. 
524 Daten nach Arbeitskreis “VGR der Länder” in: www.statistik.baden-wuerttemberg.de, Zugriff Juli 2002. 
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Abbildung 16: Reales BIP pro Kopf im Ost-West-Vergleich  
(ohne Berlin, Preisbasis 1995 nach ESVG 95) 
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Quelle: Eigene Darstellung, Daten nach Arbeitskreis “VGR der Länder” in: www.statistik.baden-
wuerttemberg.de, Zugriff Juli 2002. 
 
Ein Vergleich der Wachstumsraten des realen BIP pro Kopf zwischen den alten und neuen 
Bundesländern wird in Abbildung 17 dargestellt. Daraus ist deutlich zu ersehen, daß der 
“Aufholprozeß” in diesem Bereich bereits seit 1998 stagniert. 
 
Abbildung 17: Wachstumsraten des realen BIP pro Kopf im Ost-West-Vergleich  
(Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in % nach ESVG 95)  
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Bemerkung: Ostdeutschland und Westdeutschland jeweils ohne Berlin. 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten nach Arbeitskreis “VGR der Länder” in: www.statistik.baden-
wuerttemberg.de, Zugriff Juli 2002. 
 
Die zu Beginn der Förderperiode 1994 - 1999 erst in Ansätzen erkennbare Differenzierung 
zwischen den Bundesländern wurde gegen Ende der Periode und in der Zeit danach 
deutlicher, was auch die sich unterschiedlich entwickelnden Wachstumsraten belegen. 
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Betrachtet man den gesamten Zeitraum 1993 bis 1998, so variieren die Zuwachsraten in den 
einzelnen Ländern nur in einer Spannbreite von 35,1 % (Sachsen) bis 37,8 % (Thüringen). 
Danach - also in der Zeit nach dem Bauboom - setzte eine deutlichere Spreizung ein. 
Einerseits konnten die Länder Sachsen und Thüringen weiterhin Zuwächse des BIP pro Kopf 
in Höhe von ca. 2 % p.a. für die nachfolgenden drei Jahre 1999 - 2001 registrieren, 
andererseits gingen in den anderen Ländern diese Daten bis auf  -0,7 % (Brandenburg) im 
Jahr 2001 zurück.525 
 
Die Prognosen für die nächsten Jahre versprechen keine deutliche Beschleunigung des 
Wachstums für die neuen Bundesländer. So stellte das Statistische Bundesamt nach 
vorläufigen Berechnungen fest, daß die Wirtschaft in den neuen Bundesländern im Jahr 2001 
erstmals geschrumpft ist: Das reale BIP verringerte sich in Ostdeutschland um 0,1 %, 
während es in den alten Bundesländern in dieser Zeit um 0,7 % stieg.526 Das durchschnittliche 
Wachstum in der EU betrug 2001 dagegen ca. 1,5 %.527 
 
Produktivitätsziele 
 
Von wesentlicher Bedeutung für den wirtschaftlichen Aufholprozeß sind die 
Produktivitätswerte, angegeben als Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen. Im GFK 1994 - 
1999 konnten nur geschätzte Ausgangsdaten für das Jahr 1993 aufgenommen werden. Da 
diese Daten von den später ermittelten, realen Ausgangsdaten abwichen, wird für den 
Vergleich auch die Relation der Steigerungsraten herangezogen. Nach diesem Maßstab sollte 
das reale Wachstum der Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen im produzierenden Bereich 
5 % p.a. und im marktbestimmenden Dienstleistungsbereich 5,7 % p.a. betragen.   
 
                                                 
525 Ebenda. 
526 Ebenda. 
527 Eurostat, in: http:// europa.eu.int, Zugriff Juli 2002. 
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Tabelle 41: Reale Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen in Ostdeutschland (einschließlich 
Ost-Berlin) nach Wirtschaftsbereichen 
(in Preisen 1991, in €)  
 1993 1994 1995 1996 1997 1998 
Produzierendes Gewerbe 
GFK-Vorausschätzung 20 800  26 500  
      - reales Wachstum, in %  5,0 5,0 5,0 5,0 5,0 
Tatsächliche Entwicklung 21 741 24 744 25 870 27 466 29 858 31 463  
      - reales Wachstum, in %  13,8 4,6 6,2 8,7 5,4 
Marktbestimmende Dienstleistungen 
GFK-Vorausschätzung 27 000  35 600 
       - reales Wachstum, in %  5,7 5,7 5,7 5,7 5,7 
Tatsächliche Entwicklung 26 688 26 361 26 631 27 047 27 786 28 815 
       - reales Wachstum, in %  -1,2 1,0 1,6 2,7 3,7 
 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Statistisches Bundesamt.528  
 
Tabelle 41 sagt aus, daß in beiden relevanten Bereichen eine Steigerung der 
Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen zu verzeichnen ist. Während aber im produzierenden 
Bereich mit einer durchschnittlichen Steigerungsrate von ca. 7,7 % p.a. das vorgesehene 
Wachstumsziel erreicht und deutlich übertroffen wurde, ist es bei den Dienstleistungen mit 
einer durchschnittlichen jährlichen Steigerung von etwa 1,6 % p.a. verfehlt worden. Diese 
Feststellung erfolgt aber vor dem Hintergrund, daß im Bereich der Dienstleistungen eine 
Ausweitung der Beschäftigung stattfand, während beim produzierenden Gewerbe die 
Produktivitätssteigerung teilweise auf den Rückgang der Beschäftigtenzahlen zurückzuführen 
sein dürfte.  
 
Die Wachstumsraten verteilen sich unterschiedlich auf einzelne Unterbereiche. Z.B. stieg die 
Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen im Bereich des verarbeitenden Gewerbes 1993 - 
1998 um ca. 12,5 % p.a.529 Dieses Wachstum setzt sich in großen Schritten fort. So erhöhte 
sich  z.B. die Produktivität in diesem Bereich im Jahr 2000 um ca. 8,4 % und 2001 um 4,9 %. 
Im Bereich “Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister” mußte 
dementsprechend ein Rückgang von ca. 0,2 % und 0,5 % verzeichnet werden.530 
 
Aus der Entwicklung der Produktivität in den letzten Jahren wird ersichtlich, daß sich das 
Niveau Ostdeutschlands langsam dem Niveau Westdeutschlands annähert (siehe Abbildung 
18). 
 
                                                 
528 Vgl. Statistisches Jahrbuch 1998, S. 104 ff. und Eli, M.: Unternehmensnahe Dienstleistungen - Hoffnungsträger für mehr Arbeitsplätze, 
in: ifo Dresden 1/2000, S. 23-34, S. 28. 
529 Nach ESVG 95. 
530 Arbeitskreis “VGR der Länder” in: DIW, IWH, IfW, IAB, ZEW: Forschungsbericht wirtschaftswissenschaftlicher Forschungsinstitute 
über die wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland, 17. Juni 2002, in: www.iwh-halle.de, S.13 ff. 
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Abbildung 18: Arbeitsproduktivität531 im Ost-West-Vergleich (ohne Berlin) 
(Westdeutschland = 100) 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Arbeitskreis “VGR der Länder” und Berechnungen von IWH und DIW.532 
 
Die Arbeitsproduktivität Ostdeutschlands im Vergleich zu Westdeutschland lag im Jahr 1993 
bei ca. 59,5 % (1991 bei ca. 34,6 %) und steigerte sich im Jahr 1998 auf ca. 67,3 % (2001 bei 
ca. 70 %),533 was vor allem auf den Aufbau eines leistungsfähigen Kapitalstocks und den 
Abbau des Personalüberhangs zurückzuführen ist. Die Produktivitätsfortschritte nahmen in 
der zweiten Hälfte der neunziger Jahre erheblich ab, da die Investitionsdynamik infolge des 
ausgelaufenen Fördergebietsgesetzes deutlich nachließ. Das Fördergebietsgesetz selbst hatte 
in beträchtlichem Maß auch zur Fehlallokation von Kapital und Investitionen beigetragen, da 
es die betriebswirtschaftliche Betrachtungsweise einer Investition teilweise außer Kraft setzte 
und den Aufbau überkapitalisierter Kapazitäten begünstigte. Daher mußte man in einigen 
Fällen  relativ schnell eine Entwertung des eingesetzten Kapitals (z.B. Bürohäuser) feststellen, 
ohne daß es zum Aufbau von neuen Arbeitsplätzen oder zur Steigerung der 
volkswirtschaftlichen Produktivität beitragen konnte. Dies erklärt auch zum Teil die sich seit 
1996 wieder negativ entwickelnde Ost-West-Relation der gesamtwirtschaftlichen 
Produktivität, d.h. des BIP pro Erwerbsfähigen. Die Investitionen in der “Hochzeit” der 
Investitionstätigkeit haben aufgrund ihrer Struktur keine ausreichende Eigendynamik der 
ostdeutschen Wirtschaft bewirken können.534 
 
                                                 
531 Nominale Bruttowertschöpfung je Erwerbstätiger. 
532 Berechnungen des IWH in: Ragnitz, J.: Produktivitätsrückstand der ostdeutschen Wirtschaft: Eine zusammenfassende Bewertung, in: 
Wirtschaft im Wandel Nr. 7-8/2001, 07.06.2001, S. 181-189, in: www.iwh.uni-halle.de, S. 182 und Berechnungen des DIW, IWH, IfW, 
IAB, ZEW, a.a.O., S. 19 ff. 
533 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: Wirtschaftsdaten neue Bundesländer, Stand Juni 2002, in: www.bmwi.de, S. 8. 
534 Vgl. Sinn, H.-W.: Zehn Jahre deutsche Wiedervereinigung - Ein Kommentar zur Lage der neuen Länder, a.a.O., S. 15 f. 
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Beschäftigungsentwicklung 
 
Als drittes wesentliches Ziel wurde im GFK das Beschäftigungswachstum verankert, wobei 
innerhalb dieses Bereiches zusätzliche Strukturziele benannt worden sind.  
 
Als wichtiges gesamtwirtschaftliches Ziel wurde ein Beschäftigungswachstum von ca. 0,5 % 
p.a. angestrebt. Vergleicht man dieses Ziel des GFK mit der realen Entwicklung, so wird 
deutlich, daß die gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsentwicklung hinter den Erwartungen 
bleibt. Die Betrachtung des gesamten Zeitraums der 2. Förderperiode ergab sehr  
divergierende jährliche Wachstums- bzw. Schrumpfungsraten (siehe Tabelle 42). Außerdem 
hat das Statistische Bundesamt im August 2000 die Angaben zur Erwerbstätigkeit 
rückwirkend erheblich revidiert. Die Neuberechnung der Anzahl der Erwerbstätigen bezog 
insbesondere die geringfügig Beschäftigten zusätzlich ein und ermittelte damit deutlich 
höhere Beschäftigtenzahlen bzw. höhere Wachstumsraten nach 1996. Obwohl im GFK 1994 - 
1999 die VGR als Berechnungsgrundlage diente, werden im nachfolgenden die Ergebnisse 
nach beiden Systemen angegeben. 
 
Tabelle 42: Erwerbstätige in Ostdeutschland (einschließlich Ost-Berlin) 
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %) 
Berechnungsgrundlage 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 
GFK-Vorausschätzung  0,5 0,5 0,5 0,5 0,5   
VGR -2,7 1,9 1,0 -2,1 -3,3 0,0   
ESVG 95 (ohne Berlin) -2,5 2,4 1,9 -0,7 -1,2 0,2 0,6 -1,1 -2,0 
 
Quellen: Eigene Berechnungen nach Daten der VGR - Statistisches Bundesamt535 und für ESVG 95 Daten nach 
Arbeitskreis “VGR der Länder”.536 
 
Tabelle 42 macht deutlich, daß ein bis 1994 starker Beschäftigungsrückgang gestoppt werden 
konnte und sich in den Jahren 1994 und 1995 erstmals ein Beschäftigungszuwachs einstellte. 
Im Jahr 1996 kehrte sich die Tendenz erneut um. Zusammenfassend ist festzustellen, daß der 
Zielwert - Zunahme der Erwerbstätigenzahl um ca. 2,5 % zwischen 1993 und 1998 - nicht nur 
nicht erreicht wurde, sondern im betrachteten Zeitraum ein Rückgang um ca. 2,6 % 
verzeichnet werden mußte. Nach der Berechnungsgrundlage des ESVG 95 ergäbe sich ein 
erfreulicheres Bild: In diesem Fall wäre das Beschäftigungsziel des GFK erreicht worden. 
 
In Bezug auf die Erwartungen an das Beschäftigungswachstum im produzierenden Bereich 
von ca. 1,5 % p.a. im GFK kann man sagen, daß sich die Beschäftigung in diesem Bereich 
wie auch die gesamtwirtschaftliche Beschäftigung 1994 und 1995 erhöhte, aber ab 1996 
wiederum reduzierte (siehe Tabelle 43). Die Tendenz bleibt auch weiterhin bestehen. 
                                                 
535 Daten nach Statistisches Jahrbuch 1998, S. 104 f. und Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches 
Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 20. 
536 Daten in: www.statistik.baden-wuerttemberg.de, Zugriff Juli 2002. 
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Insgesamt  verringerte sich zwischen 1993 und 1998 die Beschäftigtenzahl um ca. 154 000 
Personen, d.h. um ca. 7,1 %.  Damit wurden die Erwartungen erheblich verfehlt.537 
 
Innerhalb des Sektors “Produzierendes Gewerbe” ist ein besonderes Augenmerk auf das 
verarbeitende Gewerbe zu legen, wo der starke Beschäftigungsrückgang in der zweiten Hälfte 
der neunziger Jahre gestoppt werden konnte. Daß es trotz der stark gestiegenen Produktivität 
und der weiter fortgesetzten Angleichung der Lohnstückkosten in diesem Bereich nicht zu 
einer Aufstockung der Beschäftigung gekommen ist, dürfte an den hohen 
Produktivitätsreserven der modernen Anlagen und den - trotz kontinuierlichen Abbaus - noch 
bestehenden Wettbewerbsschwächen liegen. Sie finden ihren konzentrierten Ausdruck auf der 
Kostenseite in dem weiterhin höheren Niveau der Lohnstückkosten im Vergleich zur 
westdeutschen Industrie.538 
 
Während der Abbau der Arbeitsplätze im verarbeitenden Gewerbe im Jahr 1996 auf einem 
Niveau von etwa der Hälfte der Arbeitsplätze des Jahres 1991 sein vorläufiges Ende fand, ist 
der Mitte der neunziger Jahre einsetzende Beschäftigungsrückgang im Baugewerbe noch 
nicht zum Stillstand gekommen. Auch in den Jahren 1999 - 2001 gab es keine Trendwende, 
sondern es gingen in Ostdeutschland weitere Arbeitsplätze im produzierenden Bereich 
verloren, die vor allem dem Baugewerbe zuzuordnen sind. So wurden 1995 - 2001 ca. 33 % 
der Arbeitsplätze in diesem Bereich abgebaut.539  
 
Tabelle 43: Erwerbstätigkeit in Ostdeutschland (einschließlich Ost-Berlin) nach 
Wirtschaftsbereichen 
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %) 
Berechnungsgrundlage 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001
Produzierendes Gewerbe 
GFK-Vorausschätzung  1,5 1,5 1,5 1,5 1,5  
VGR -4,9 1,7 1,3 -4,1 -4,9 -1,1  
ESVG 95(1)   -4,4 2,2 1,3 -3,4 -4,1 -3,5 -2,5 -4,3 -4,6
Dienstleistungen (ohne Handel und Verkehr) 
GFK-Vorausschätzung*  4,5 4,5 4,5 4,5 4,5  
VGR*, 9,9 10,1 6,8 2,5 -0,6 4,7  
ESVG 95(1) -0,6 3,6 2,8 1,3 -0,5 2,3 2,9 0,3 0,1
* nur marktbestimmende Dienstleistungen (private Dienstleistungen ohne Handel und Verkehr) 
(1) ohne Berlin 
 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Arbeitskreis “VGR der Länder”, Arbeitskreis “Erwerbstätigenrechnung  des 
Bundes und der Länder”540 und des Statistischen Bundesamtes.541  
                                                 
537 Statistisches Bundesamt in: Statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch 1998 für die Bundesrepublik Deutschland, Wiesbaden 1998, 
S. 104 f. und Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O.,  S. 20.  
538 Brautzsch, H.-U., Loose, B., Ludwig, U.: Trotz weltweiter Konjunkturschwäche verstärkt sich das Wachstum der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion in Ostdeutschland etwas, a.a.O., S. 167. 
539 Berechnungen des IWH in: des DIW, IWH, IfW, IAB, ZEW, a.a.O., S. 19.  
540 Daten in: Brautzsch, H.-U., Loose, B., Ludwig, U.: Die sektorale Entwicklung der ostdeutschen Wirtschaft im Lichte des Europäischen 
Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, in: Wirtschaft im Wandel Nr. 12/2000, 28.09.2000, S. 337-352, in: www.iwh.uni-
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Für den Bereich der marktbestimmenden Dienstleistungen (private Dienstleistungen ohne 
Handel und Verkehr) wurde im GFK ein Beschäftigungswachstum von 4,5 % p.a. als Ziel 
vorgesehen (siehe Tabelle 43). Dieses Ziel wurde mit ca. 4,7 % p.a. (nach dem alten 
Berechnungssystem VGR) erreicht und sogar leicht übertroffen.  
 
Anhand einiger weniger Daten des Statistischen Bundesamtes in der alten Gliederung läßt 
sich jedoch feststellen, daß die Erwerbstätigenzahl Ostdeutschlands (einschließlich Ost-
Berlin) im Bereich der marktbestimmenden Dienstleistungen im Jahr 1991 von ca. 932 000  
(bzw. 1_011_000  im Jahr 1993) auf  ca. 1 392 000 im Jahr 1998 gestiegen ist, was einer 
Erhöhung um fast 50 % entspricht.542 
 
Ein deutlicher Unterschied zum ESVG 95 ergibt sich in Tabelle 43 aufgrund der bereits 
erwähnten Veränderungen im statistischen Berechnungssystem, wonach die Ausgliederung 
der marktbestimmenden Dienstleistungen in der ursprünglichen Form nicht mehr möglich ist. 
Die konzeptionelle Neugliederung des Dienstleistungsbereichs, speziell die Ausgliederung der 
privaten Leistungsanbieter aus dem ehemaligen Dienstleistungsgewerbe in den neuen Sektor 
“Öffentliche und private Dienstleister”, erschwert nicht nur den Datenvergleich mit dem alten 
Berechnungssystem, sondern auch die Analyse der Fortschritte des in Ostdeutschland bisher 
unterentwickelten Bereiches der kleinen, privaten Leistungsanbieter. Es ist daher nicht mehr 
möglich, die Entwicklung des Bereichs “marktbestimmende Dienstleistungen” getrennt zu 
bewerten.  Um zu erfahren, wie sich die Fortschritte der Dienstleistungsunternehmen, z.B. im 
Bereich der Beschäftigung oder der Bruttowertschöpfung, weiterentwickelt haben, kann 
deshalb nur der gesamte Dienstleistungsbereich unter Einbeziehung des öffentlichen Sektors 
betrachtet werden. 
 
Vor diesem Hintergrund kann man in Bezug auf die Beschäftigung im  gesamten 
Dienstleistungsbereich (ohne Handel und Verkehr) und nach ESVG 95 sagen, daß die 
Beschäftigung mit Ausnahme des Jahres 1997 kontinuierlich wuchs. Dabei ist hervorzuheben, 
daß der Rückgang der Beschäftigung größtenteils im öffentlichen Sektor erfolgt ist.  In der 
Kategorie der öffentlichen und privaten Dienstleister wird sich die leicht negative Tendenz 
laut der vorhandenen Prognosen in den nächsten Jahren fortsetzen. Im Sektor “Finanzierung, 
                                                                                                                                                        
halle.de, S. 349 f., Brautzsch, H.-U., Loose, B., Ludwig, U.: Trotz weltweiter Konjunkturschwäche verstärkt sich das Wachstum der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion in Ostdeutschland etwas, a.a.O., S. 176 und DIW, IWH, IfW, IAB, ZEW, a.a.O., S. 19 ff. 
541 Daten in: Statistisches Jahrbuch 1998, S. 104 f. sowie Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches 
Förderkonzept 2000 - 2006, Dokument, a.a.O.,  S. 20. 
542 Eigene Berechnungen nach Daten des Statistischen Bundesamtes in: Statistisches Jahrbuch 1998, S. 104 f. und Europäische 
Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O.,  S. 20. 
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Vermietung und Unternehmensdienstleister” wird ein Beschäftigungswachstum von 2 - 4 % 
p.a. prognostiziert.543 
 
Mindestens ebenso wichtig für die Zukunftsfähigkeit Ostdeutschlands ist neben den absoluten 
Zahlen auch die sektorale Verteilung bei der Beschäftigung. Für das Jahr 1998 wurde ein 
Beschäftigungsanteil von 37 % für das produzierende Gewerbe und von 20,5 % im 
marktbestimmenden Dienstleistungssektor  anvisiert. Die tatsächliche Entwicklung erbrachte 
für 1998 einen Wert von 33,3 % im produzierenden Gewerbe und 23 % bei den 
marktbestimmenden Dienstleistungen544 (siehe Tabelle 44).  
 
Tabelle 44: Struktur der Erwerbstätigkeit nach Wirtschaftsbereichen 
 (in % an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen in Ostdeutschland (einschl. Ost-Berlin)) 
Berechnungssystem Produzierendes Gewerbe 
 
Dienstleistungen (ohne Handel 
und Verkehr)   
 1993 1998 2001 1993 1998 2001 
GFK-Vorausschätzung 37 17* 20,5*  
VGR  34,8 33,3 17,9* 23* 
ESVG 95 (ohne Berlin) 34,5 31,8 28,5 39 41,8 43,7
*marktbestimmende Dienstleistungen 
 
Quelle: Eigene Zusammenstellung, Daten nach Statistisches Bundesamt545 sowie Arbeitskreis “VGR der 
Länder” und Arbeitskreis “Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder”.546  
 
Diese Daten besagen, daß die Erwartungen des GFK im produzierenden Bereich nicht erfüllt 
und im Dienstleistungsbereich übertroffen wurden. Die erreichte sektorale Verteilung der 
Beschäftigungsanteile zeigt eine zunehmende Angleichung der ostdeutschen 
Beschäftigungsstruktur an die auch in Westdeutschland gewohnten Verteilungen. Eine fast 
gleiche Gewichtung bestand im Sektor “Produzierendes Gewerbe” mit Ausnahme des 
überdurchschnittlich landwirtschaftlich strukturierten Mecklenburg-Vorpommern. Der 
Beschäftigungsanteil im Dienstleistungssektor ist in Ostdeutschland noch etwas schwächer 
ausgeprägt als im früheren Bundesgebiet. Demgegenüber sind in den neuen Bundesländern 
noch immer vergleichsweise mehr Personen im öffentlichen Sektor tätig.547 
 
Nach der bereits erwähnten nachträglichen Korrektur der Beschäftigtenzahlen und nach 
ESVG 95 werden vom Statistischen Bundesamt laut Tabelle 44 folgende Zahlen angegeben: 
Anteil der Beschäftigten 1998 (ohne Berlin) im produzierenden Bereich 31,8 % (ohne 
                                                 
543 Vgl. Prognose des IWH in: Brautzsch, H.-U., Loose, B., Ludwig, U.: Trotz weltweiter Konjunkturschwäche verstärkt sich das 
Wachstum der gesamtwirtschaftlichen Produktion in Ostdeutschland etwas, a.a.O., S. 172. 
544 Ohne Berlin lagen die Werte bei 34,3 %  im produzierenden Bereich und 22,1 % bei den Dienstleistungen. 
545 Vgl. ifo Institut für Wirtschaftsforschung, a.a.O., S. 79 und Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches 
Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O.,  S. 20. 
546 Daten in: Brautzsch, H.-U., Loose, B., Ludwig, U.: Trotz weltweiter Konjunkturschwäche verstärkt sich das Wachstum der 
gesamtwirtschaftlichen Produktion in Ostdeutschland etwas, a.a.O., S. 176 und eigene Berechnung nach DIW, IWH, IfW, IAB, ZEW, 
a.a.O., S. 14 ff. 
547 Vgl. Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O.,  S. 20.  
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Baugewerbe wären es 16,3 %) und im Dienstleistungsbereich (ohne Handel, Gastgewerbe und 
Verkehr) 41,8 %.  
 
Den Feststellungen zur Beschäftigung muß die Entwicklung der Arbeitslosenquote 
gegenübergestellt werden. Der hohe Bestand an Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland wurde vor 
allem in den Jahren bis 1998 aufgebaut. In den letzten Jahren verfestigte sich die 
Arbeitslosigkeit, so daß keine Trendwende auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt zu erkennen 
ist (siehe Tabelle 45). So stieg die Arbeitslosigkeit im Dezember 2001 wieder leicht an und 
lag bei 17,6 %, während in Westdeutschland eine Quote von 7,7 % zu verzeichnen war.548 Der 
größte Teil der Arbeitslosigkeit ist nach Meinung zahlreicher Experten nicht 
konjunkturbedingt, sondern hat strukturelle Ursachen. 
 
Tabelle 45: Anzahl der Erwerbslosen und Arbeitslosenquote in den neuen Bundesländern 
(ohne Berlin)  
 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 
Anzahl Erwerbslose, in Mio. 1,149 1,142 1,047 1,169 1,364 1,375 1,344 1,359 1,374
Arbeitslosenquote*, in % 15,1 15,2 14,0 15,7 18,1 18,2 17,6 17,4 17,5
*Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen 
 
Quelle: Daten der Bundesanstalt für Arbeit.549  
 
Dabei ist zu beachten, daß die ausgewiesene Arbeitslosigkeit auf Grund zahlreicher 
arbeitsmarktpolitischer Programme nicht den tatsächlichen Grad der Unterbeschäftigung 
widerspiegelt, die nach Berechnungen des Sachverständigenrates bei etwa 30 % liegen 
dürfte.550 Nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeit betrug die Unterbeschäftigungsquote in 
den letzten Jahren durchschnittlich ca. 22 %.551 
 
Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen durch das GFK  
 
Nachfolgend wird der Beitrag des GFK zur Schaffung und zur Erhaltung von Arbeitsplätzen 
detaillierter untersucht. Im GFK wurde das Ziel von ca. 480 000 zu sichernden bzw. zu 
schaffenden Arbeitsplätzen durch das GFK insgesamt für alle neuen Bundesländer anvisiert. 
 
Zur Untersuchung der Wirkungen wurde bei der Zwischenbewertung der 
Strukturfondsförderung552 im Zeitraum bis 1996 eine Analyse durchgeführt, die auf den 
                                                 
548 Vgl. o.V.: Fast vier Millionen Menschen ohne Arbeit, in: Sächsische Zeitung, Nr. 8,  10.01.2002, S.1. 
549 Vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: Wirtschaftsdaten neue Bundesländer, Stand Juni 2002, a.a.O., S. 16. 
550 Vgl. SVR-Jahresgutachten 1999/2000, BT-Drucksache 14/2223, 26.11.1999, S. 87. 
551 Vgl. DIW, IWH, IfW, IAB, ZEW, a.a.O., S. 29. 
552 Siehe ifo Institut für Wirtschaftsforschung, a.a.O., S. 89 ff. 
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statistisch erfaßten Werten basierte und eine Erfassung der direkten Effekte der Förderung 
ermöglichte. Die dadurch errechnete Anzahl der durch das GFK geschaffenen bzw. erhaltenen 
Arbeitsplätze betrug in den neuen Bundesländern bis 1996 je nach Quelle  260 863553 - 
271_000554 Personen. 
 
Geförderte Unternehmen investierten durchschnittlich 53 686 € je Arbeitsplatz, wobei es 
erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern gab. Das betrifft sowohl die 
Förderstrategien als auch die Struktur der Fördermittelnachfrage. So lagen z.B. in Sachsen-
Anhalt  die Investitionen je Förderfall mit 4,2 Mio. € fast viermal so hoch wie im 
Durchschnitt, in Mecklenburg-Vorpommern hingegen wurden pro Förderfall lediglich 
0,39_Mio. € eingesetzt. Generell konzentrierte sich die Investitionsförderung ganz wesentlich 
auf das verarbeitende Gewerbe (ca. 84,1 % der EFRE-Mittel 1994 - 1996).  
 
Die mittlerweile vorliegenden, teilweise vorläufigen Daten lassen eine erste Einschätzung 
über die Zielerreichung bis zum Jahr 1999 zu. Zunächst sei beispielhaft die Größenordnung 
der EFRE-Interventionen und die im Nachfolgeprogramm (GFK 2000 - 2006) angegebene 
Anzahl der geschaffenen bzw. gesicherten Arbeitsplätze aufgeführt: 
 
Tabelle 46: Bewertung der Durchführung der EFRE-Interventionen zum 30.11.1999 
Schwerpunkt/Maßnahme Geförderte 
Vorhaben 
Investitionsvolumen  
(Mrd. €) 
Geschaffene 
Arbeitsplätze 
Gesicherte 
Arbeitsplätze 
1.1 Produktive Investitionen 4 840 10,0 43 500 142 200
1.2 Ergänzende Infrastruktur 1 297 2,6  
2.1 Prod. Investitionen für KMU 13 921 8,3 62 000 170 000
2.2 Dienste für KMU 13 365 1,6 16 130 6 450
3.   FuE 1 805 1,4 2 050 4 200
4.   Umwelt 2 172 2,2 2 340 3 160
5.   Humanressourcen 309 1,4 1 100 1 250
6.   Ländliche Entwicklung 1 411 1,4 4 600 10 130
Insgesamt 39 120 28,9 131 720 337 390
 
Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft in: Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, 
Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 54. 
 
Außerdem stellte die Europäische Kommission nach den Angaben der nationalen Behörden 
im 11. Jahresbericht über die Strukturfonds fest, daß im Rahmen des EFRE insgesamt 
133_519 Arbeitsplätze neu geschaffen und 348 863 Arbeitsplätze gesichert worden sind.555 
Diese Statistiken sagen mit insgesamt 469 110 - 482 384 Arbeitsplätzen in beiden Kategorien 
aus, daß das GFK die Erwartungen bezüglich der Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen 
                                                 
553 Europäische Kommission: Die Strukturfonds in 1996: Achter Jahresbericht, Brüssel/Luxemburg 1997, S. 201. 
554 Riedel, J., Scharr, F., a.a.O., S. 20. 
555 Vgl. Europäische Kommission: Die Strukturfonds in 1999: Elfter Jahresbericht, Brüssel/Luxemburg 2001, S. 62. 
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erfüllen konnte. Durch die ESF-Förderung wurden insgesamt 130 000 bis 140 000 
Arbeitsplätze geschaffen.556  
 
Das dahinterstehende Leistungsbild ist aber uneinheitlich. Der Abbau der Arbeitsplätze in der 
zeitweise überdimensionierten Bauwirtschaft Ostdeutschlands ist unvermeidlich und kann 
durch den Aufbau neuer Kapazitäten im verarbeitenden Gewerbe und im 
Dienstleistungsbereich noch nicht voll kompensiert werden. Daher ist in der 
Gesamtentwicklung der Beschäftigung in Ostdeutschland auch mit Hilfe des GFK lediglich 
eine Verlangsamung der Arbeitsplatzverluste eingetreten. Zusätzlich muß man 
berücksichtigen, daß eine Einschätzung von “gesicherten und geschaffenen” Arbeitsplätzen 
Abgrenzungsschwierigkeiten in sich trägt. Für die Förderperiode 1994 - 1999 wurde 
festgelegt, daß bei jeder geförderten Erweiterungsinvestition in einem Unternehmen alle 
bisherigen Arbeitsplätze des Unternehmens als “gesicherte Arbeitsplätze” in die Statistik 
eingehen. Von den der Wirkung des GFK zugerechneten Arbeitsplätzen werden fast 72 % in 
der Rubrik “gesicherte Arbeitsplätze” geführt. Man kann wahrscheinlich nicht davon 
ausgehen, daß ohne die Intervention des GFK kein einziger dieser Arbeitsplätze mehr 
vorhanden wäre. Eine prozentuale Bestimmung von “gesicherten Arbeitsplätzen”, die es auch 
ohne GFK-Einsatz noch gäbe und von den Arbeitsplätzen, die ohne GFK-Intervention 
tatsächlich nicht mehr existieren würden, ist mit den vorhandenen Unterlagen nicht möglich. 
Die Wirksamkeit des GFK kann in diesem Punkt daher nur eingeschränkt bewertet werden.  
 
Am Schluß der Analyse der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands stellt sich 
die Frage, welchen Beitrag das GFK bzw. die Strukturfondsmittel der EU zu der oben 
beschriebenen Entwicklung leisteten.  Im Gegensatz zu der in diesem Kapitel durchgeführten 
Analyse hinsichtlich der quantifizierten gesamtwirtschaftlichen Ziele des GFK ermöglicht die 
im nachfolgenden Kapitel beschriebene Analyse der makroökonomischen Auswirkungen den 
Beitrag des GFK zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung genauer zu erfassen. 
 
4.3 Makroökonomische Auswirkungen der GFK-Förderung 
 
4.3.1 Das HERMIN-Modell für Ostdeutschland 
 
Für den Zweck vorausschauender Evaluierung der dritten Förderperiode wurde für 
Ostdeutschland in den Jahren 1999 und 2000 das HERMIN-Modell angepaßt und 
weiterentwickelt.557 Die prinzipielle Struktur besteht bei dieser Modellierung wie bei der 
Standardversion des HERMIN-Modells (siehe Kapitel IV.5.2.2) aus einer Angebots- und 
einer Nachfrageseite, wobei die Angebotsseite Infrastruktur, Humankapital und produktive 
                                                 
556 Vgl. ebenda, S. 62 f. 
557 Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, a.a.O. 
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Investitionen umfaßt. Als Ergebnisse werden Werte für die Produktion, die realen 
Lohnkosten, die Beschäftigung und die Arbeitslosigkeit ermittelt.  
 
Dieses Modell wurde ursprünglich für die Vorhersage und Prüfung der GFK-Wirkungen bei 
den geographisch am Rande der EU befindlichen Staaten (Irland, Spanien, Portugal, 
Griechenland) im Zuge der Neuordnung der EU-Strukturfonds Ende der achtziger Jahre 
entwickelt. Es ist in seiner Ausgangsform daher nicht geeignet, bei der Analyse des 
Übergangs einer Zentralverwaltungswirtschaft in eine Marktwirtschaft eingesetzt zu werden. 
Nach der erforderlichen Weiterentwicklung und einer Reihe von Modifikationen war es 
jedoch auch für die Ermittlung quantitativer Aussagen über die Wirksamkeit des GFK in 
Ostdeutschland anwendbar.  
 
Bei der Erarbeitung eines makroökonomischen Modells ist zunächst zu berücksichtigen, daß 
die neuen deutschen Bundesländer nicht mit anderen Regionen mit Entwicklungsrückstand 
wie dem Mezzogiorno oder Nordirland, aber auch nicht mit den Transformationsstaaten 
Osteuropas gleichgesetzt werden können. Die frühere DDR befand sich bis 1990 im 
abgeschlossenen und isolierten System der zentral geplanten Wirtschaften des RGW und hatte 
nahezu keine Austauschbeziehungen mit den Marktwirtschaften der EU. Die DDR bleibt auch 
deshalb ein Sonderfall, da sie nach der Wende und den sich anschließenden Veränderungen 
als Staat zu bestehen aufgehört hatte und eine Region innerhalb Deutschlands geworden war, 
wodurch sie alle Eigenschaften eines souveränen Staates verlor. Durch die unmittelbare 
Übernahme des Rechtssystems der Bundesrepublik Deutschland entstanden per sofort stabile 
rechtliche Rahmenbedingungen und Sicherheiten für Investoren, so daß die neuen Länder 
Zugang zu in- und ausländischen Investitionsquellen finden konnten.558 
 
Bei der Betrachtung der Transformationsvorgänge in der ehemaligen DDR wie auch in den 
Staaten Mittel- und Osteuropas einschließlich der DDR sind beim prinzipiellen Herangehen 
sorgfältig zwei Phasen voneinander zu unterscheiden: In der ersten Phase kommt es zunächst 
zur Privatisierung der Unternehmen, der Umorganisation, der Neuallokation und 
Restrukturierung der gesamten Wirtschaft. Diese Vorgänge sind einzigartig für 
Volkswirtschaften, die die sozialistischen Verhältnisse hinter sich lassen, weswegen man auch 
kaum Analogien finden kann. Eine sich daran anschließende zweite Phase kann nur dann 
beginnen, wenn die erste Phase nachhaltig beschritten wurde. Erst nachdem eine kritische 
Masse an institutionellen und strukturellen Reformen vorhanden ist, können übliche 
makroökonomische Konzepte und Theorien zur Analyse von Marktwirtschaften zur 
Anwendung kommen. Diese zweite (Entwicklungs-) Phase besitzt dann Ähnlichkeiten mit 
                                                 
558 Dieser Prozeß unterschied die Transformation der DDR in Bezug auf den Ablauf und die Geschwindigkeit sehr von den 
Transformationsvorgängen in den anderen Staaten Mittel- und Osteuropas, in denen ein längerer Zeitraum benötigt wurde, um die 
passenden Rahmenbedingungen für die Gestaltung des Wirtschaftslebens in Gesetze zu fassen. 
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dem Kohäsionsprozeß, der in den Ziel-1-Regionen mit Hilfe der Strukturfondsförderung 
stattfand. 
 
Um für die GFK-Analyse in Ostdeutschland von Nutzen sein zu können, muß das HERMIN-
Modell drei Erfordernisse zufriedenstellen: 
 
• Das Modell muß in eine kleine Anzahl von entscheidenden Sektoren disaggregiert sein, die 
zumindest erlauben, die wichtigsten sektoralen Verschiebungen der Wirtschaft in den 
Jahren des Übergangs zu identifizieren und zu betrachten. 
 
• Das Modell muß die Mechanismen spezifizieren, durch die die regionale 
Transformationswirtschaft mit der externen Welt (hauptsächlich Westdeutschland) in 
Verbindung steht. Die externe Wirtschaft ist ein sehr bedeutender direkter und indirekter 
Faktor, die das wirtschaftliche Wachstum und die Konvergenz von Ostdeutschland durch 
den Handel mit Gütern und Dienstleistungen, Inflationsübertragung, 
Bevölkerungswanderung und interne ausländische (westdeutsche) Direktinvestitionen 
beeinflußt. 
 
• Das Modellgerüst muß anerkennen, daß ein möglicher Konflikt existieren kann zwischen 
der aktuellen Situation in Ostdeutschland, wie sie im HERMIN-Modell mit historischem 
Datenmaterial eingefangen wurde, und einer Situation, in der sich Ostdeutschland in einer 
Umgebung mit einer gemeinsamen Währung und einem gemeinsamen Markt entwickelt. 
Dieses bedeutende Phänomen mit einem veränderten Grad an Integration des 
Transformationslandes in den Strukturen der EU war bei der Modellierung zusätzlich zu 
berücksichtigen.559 
 
Der Tatsache, daß Ostdeutschland eine Region und nicht ein Mitgliedstaat der EU ist, wurde 
auch bei der Aufstellung der Verhaltensgleichungen Rechnung getragen. Als Ergebnis 
entstand ein einfacheres Äquivalent des HERMIN-Modells, als es für Irland oder Portugal 
erarbeitet wurde. Außerdem spielen hier die innerdeutschen Ost-West-Verbindungen eine 
große Rolle. Diese direkten Verbindungen haben auch deshalb indirekte Konsequenzen für 
die Ost-West-Wechselwirkungen, weil das Modell als ein integriertes System von 
Gleichungen funktioniert. Die wichtigsten Verhaltensgleichungen des Systems,560 die 
kalibriert werden, sind folgende: 
 
1)   Produktion 
• BIP durch Produktion 
                                                 
559 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, E., Untiedt, G.: Analysing the Impact of the CSF on an EU Regional Economy, a.a.O., S. 15. 
560 Eine ausführliche Erläuterung der Gleichungen ist in Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of 
the CSF on the Economy of East Germany, Dresden 2001, S. 46 ff. enthalten. Das Schema des HERMIN-Modells für Ostdeutschland wird 
in Abbildung A5 im Anhang gegeben. 
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• Verbundenes Faktornachfragesystem der Produktion (Beschäftigung und 
Investition) 
• BIP-Deflator der Produktion 
• Durchschnittliche, jährliche Einnahmen in der Produktion 
2)   Marktdienstleistungen 
• BIP durch Marktdienstleistungen 
• Verbundenes Faktornachfragesystem der Marktdienstleistungen (Beschäftigung 
und Investition) 
• BIP-Deflator der Marktdienstleistungen 
3)   Landwirtschaft 
• BIP durch Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 
• Arbeits-Input bei Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 
• Investitionen in Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 
4)   Demographie 
• Bevölkerung in drei Alterskohorten 
• Ost-West-Migration netto 
5)   Aufnahme 
• Haushaltsverbrauch 
 
Für die GFK-Evaluation mit dem ostdeutschen HERMIN-Modell wurden folgende Annahmen 
bezüglich der externen Effekte getroffen: 
 
• Die Elastizitäten (insbesondere in Verbindung mit der Infrastruktur) wurden auf der 
Grundlage einer umfassenden Auswertung der zu dieser Thematik vorliegenden Literatur 
gewählt. Unter Elastizität versteht man die relative Änderung einer Größe (a), die durch 
die relative Veränderung einer anderen Größe (b) hervorgerufen wird, die zu Größe (a) in 
einer engen Verbindung steht. Die empirische Literatur legt nahe, daß die Elastizitätswerte 
für den Output unter Beachtung der Verbesserungen bei der Infrastruktur in einem Bereich 
von 5 - 40 Prozent liegen könnten. Da in der Literatur keine Daten für anzunehmende 
Elastizitäten in Ostdeutschland vorhanden sind, wurden Elastizitäten wie bei weiter 
entwickelten Volkswirtschaften eingesetzt. 
 
• Es wird außerdem als unwahrscheinlich angesehen, daß das bestehende Infrastrukturdefizit 
in Ostdeutschland vor dem Jahr 2020 abgebaut und das gleiche Niveau wie in 
Westdeutschland hergestellt werden könnte. Zudem wird es einige Zeit dauern, bis nach 
der Beseitigung von Engpässen in der Infrastruktur substantielle Auswirkungen zu 
erwarten sind. 
 
• Für die Berechnungen im Modell wurde in Übereinstimmung mit den üblicherweise 
angewandten Grundsätzen eine Abschreibungsrate von 2 % für die neu errichteten 
Infrastrukturanlagen angesetzt. Bei der Betrachtung von Investitionen in das Humankapital 
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wurde in der Literatur noch nie das Element “Abschreibung” genutzt. Im Modell wurde 
daher künstlich ein Begriff “Bestand” an Humankapital geschaffen, der die mit Hilfe des 
GFK bis zu einem bestimmten Maß verbesserten Arbeitsfähigkeiten repräsentiert. 
Bezüglich dieses “Bestands” wurde unter Berücksichtigung der mit der Zeit nachlassenden 
Ausbildungswirkung eine “Abschreibungsrate” von 5 % pro Jahr angenommen.561 
 
Für die Simulation mit dem HERMIN-Modell wurde zunächst wie im Fall Irlands ein 
Basisszenario erarbeitet, bei denen die Elastizitätswerte der externen Effekte bei Null lagen. 
Anschließend erfolgten weitere Simulationen: Für die externen Effekte im Zusammenhang 
mit den Faktorproduktivitäten wurden dabei Werte von 5 % für mittlere und 10 % für hohe 
Elastizitäten angesetzt, bei den Output-Elastizitäten fanden Werte von 10 % bzw. 20 % 
Verwendung.562 
 
4.3.2 Evaluierung der GFK 1994 - 1999 und 2000 - 2006  
 
In den nachfolgenden Ausführungen werden die wesentlichen Ergebnisse der 
Modellbetrachtung  (ex-post für GFK 1994 - 1999 und ex-ante für GFK 2000 - 2006) 
zusammengefaßt. Die Simulationen wurden sowohl für die gesamten GFK-Ausgaben 
(Strukturfonds, nationale und private Kofinanzierung) als auch für die rein öffentlichen GFK-
Ausgaben (Strukturfonds und nationale Kofinanzierung) durchgeführt.  
 
Zunächst ist aber in Betracht zu ziehen, welche Größenordnungen das jeweilige GFK im 
Bereich der öffentlichen Investitionsprogramme zur Verbesserung der Infrastruktur, des 
Humankapitals und der direkten Investitionshilfen in den drei produktiven Hauptsektoren 
(verarbeitendes Gewerbe, Dienstleistungen und Landwirtschaft) besitzt. Vor der Betrachtung 
ist daher zunächst auf drei grundlegende Variablen zu verweisen, die für die Interpretation der 
Simulationsergebnisse wichtig sind (siehe Tabelle 47):  
                                                 
561 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, 
a.a.O., S. 127 f. 
562 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, E., Untiedt, G.: Analysing the Impact of the CSF on an EU Regional Economy, a.a.O., S. 24. 
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Tabelle 47: GFK-Anteil am BIP, Anteil der öffentlichen GFK-Mittel am BIP, Steigerung des 
Bestandes an Infrastruktur und an Humankapital durch das GFK  
Jahr Größe des GFK 
 
(in % des BIP) 
Größe der öffentlichen 
GFK-Mittel 
 (in % des BIP) 
Steigerung des Infrastruktur-
bestands durch das GFK  
(in %) 
Steigerung des ”Bestandes” an 
Humankapital durch das GFK 
(in %) 
1993 0,0 0,0 0,0 0,0
1994 4,8 2,0 1,0 3,5
1995 4,2 1,8 1,7 6,3
1996 4,4 1,8 2,4 9,2
1997 4,6 1,9 3,0 12,4
1998 4,7 2,0 3,6 15,2
1999 4,6 1,9 4,2 17,2
2000 2,8 1,9 5,1 19,7
2001 2,6 1,7 5,8 21,7
2002 2,4 1,6 6,5 23,3
2003 2,3 1,5 7,0 24,5
2004 2,0 1,3 7,5 25,3
2005 1,8 1,2 7,8 26,1
2006 1,8 1,2 8,2 27,0
2007 0,0 0,0 7,7 25,2
2008 0,0 0,0 7,3 24,2
2009 0,0 0,0 6,9 23,0
2010 0,0 0,0 6,6 21,8
Bemerkung: Für die Jahre 2007 bis 2010 wurden die direkten GFK-Wirkungen auf das BIP mit 0 angesetzt, da gegenwärtig noch keine 
Aussage über die Fortführung der Strukturfondsprogramme vorliegt. Außerdem wird angenommen, daß alle Mittel des GFK 1994 - 1999 
zum Ende des Förderzeitraums 1999 umgesetzt wurden. 
 
Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, a.a.O., S. 136 und Bradley, J., Morgenroth, E., Untiedt, G.: Analysing the 
Impact of the CSF on an EU Regional Economy, The case of East Germany, Edinburgh 2000, S. 10. 
 
Der anfängliche Impuls des GFK im Jahr 1994 machte fast 5 % des BIP aus und verringert 
sich auf etwa 1,8 % des BIP im Jahr 2006. Auf diese Weise kommt es zu einem beträchtlichen 
Nachfrageeffekt entsprechend den mit den Strukturfonds verbundenen Ausgaben. Dabei ist zu 
beachten, daß im ostdeutschen GFK im Unterschied zu den anderen GFK der Ziel-1-Regionen 
(z.B. Irland) ein großer Teil der privaten Kofinanzierung enthalten ist. Bei einem Vergleich 
müssen daher die Anteile und Wirkungen der rein öffentlichen GFK-Investitionen getrennt 
untersucht werden.  
 
Die Veränderungen im Bereich der Infrastruktur sind zunächst gering und erhöhen sich aber 
bis auf fast 8 % im Jahr 2006 im Vergleich zum Infrastrukturniveau ohne Nutzung des GFK. 
Damit kommt dem GFK ein erheblicher Stellenwert bei der Infrastrukturausstattung der neuen 
Länder zu. Ähnlich verhält es sich mit der Veränderung des Humankapitals. Es verbessert 
sich in den Anfangsjahren um etwa 3 % pro Jahr, verringert sich dann im Zuwachs und 
erreicht in der Spitze einen Wert von 27 % im Jahr 2006 im Vergleich zum Niveau des 
Humankapitals ohne Einbeziehung des GFK. 
 
Der Sprung in der Größenordnung des GFK zwischen 1999 und 2000 erklärt sich durch den 
Beginn der dritten Programmperiode, in der eine stärkere Hinwendung zu 
Infrastrukturleistungen und der Förderung des Humankapitals vollzogen wurde. Als Folge 
davon verringerte sich die Förderung für Investitionen im gewerblichen Bereich. Durch diese 
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Neuorientierung wird nicht mehr so viel privates Kapital zur Kofinanzierung mobilisiert, 
wodurch der Anteil des GFK am BIP sinkt. 
 
Die Simulationen über die GFK-Auswirkungen wurden mit dem HERMIN-Modell auf 
Grundlage der folgenden drei Szenarien durchgeführt: 
 
1) Ständige Finanzierung durch das GFK ohne Berücksichtigung der externen Effekte, 
2) Ständige Finanzierung durch das GFK und Berücksichtigung der externen Effekte, 
3) Abbruch der GFK-Finanzierung nach dem Jahr 2006 und Berücksichtigung der externen 
Effekte.563 
 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es am wahrscheinlichsten, daß Ostdeutschland (ohne Berlin) 
auch nach dem Jahr 2006 zum überwiegenden Teil als Ziel-1-Gebiet einzustufen ist. 
Trotzdem soll für die Beurteilung der Langzeitwirkungen das dritte Szenario die Grundlage 
für nähere Untersuchungen bilden, bei dem die Finanzierung durch das GFK nach dem Jahr 
2006 beendet wird, die externen Effekte weiterhin Berücksichtigung finden und damit die 
reinen Angebotseffekte des GFK betrachtet werden können. Die beiden GFK von 1994 - 1999 
und von 2000 - 2006 werden als ein einziges, ununterbrochenes Programm zusammengefaßt. 
Dabei geht man davon aus, daß die externen Effekte sowohl während als auch nach dem 
Abbruch der Finanzierung wirken. 
 
Nach diesem Szenario erreichen die Auswirkungen des GFK in der Spitze über 8 % des BIP 
im Vergleich zu einer Situation ohne GFK (dem sogenannten Basisszenario bzw. der 
Baseline). 
 
                                                 
563 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, 
a.a.O., S. 141. 
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Abbildung 19: Veränderung des BIP zu Marktpreisen durch das GFK (in %)  
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Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, a.a.O., S. 146. 
 
Generell kann festgestellt werden, daß das GFK in Ostdeutschland während der zweiten 
Förderperiode eine durchschnittliche BIP-Veränderung von ca. 7,3 % (einschließlich der 
externen Effekte) gegenüber dem Basisszenario hervorrief und damit eine erheblich größere 
Bedeutung als z.B. in Irland besaß. Aus Abbildung 19 (Szenario 3) läßt sich ablesen, daß die 
Wirkungen des GFK bei Wegfall der sofort nachfragewirksamen Finanzierungsleistungen 
geringer werden. Es bleibt aber mindestens in den ersten Folgejahren nach Beendigung der 
GFK-Förderung durch die Verbesserungen auf der Angebotsseite (Infrastruktur und 
Humankapital) eine längerfristig fortdauernde positive Wirkung in Höhe von mehr als 3,5 % 
des BIP erhalten. Wenn man aber den Anteil der privaten Kofinanzierung aus dem Vergleich 
ausschließt, relativiert sich die Aussage, so daß der Einfluß der öffentlichen GFK-Mittel in 
beiden betrachteten Regionen bei ca. 4 % im Jahr 1999 liegt und sich nach Abbruch der 
Förderung langfristige Angebotseffekte von ca. 1,5 % des BIP einstellen (siehe Tabelle 48).   
 
Der produzierende Sektor profitiert in besonderem Maße langfristig von den 
Angebotswirkungen des GFK und setzt seine Entwicklung auf einem höheren Niveau fort; der 
Sektor Marktdienstleistungen zieht deutlich weniger Nutzen. Lediglich während der 
Implementierungsphase des GFK steigt das BIP im Bereich Marktdienstleistungen deutlich 
an, da die Bauleistungen hier innerhalb dieses Sektors aufgeführt sind.564 
 
                                                 
564 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, E., Untiedt, G.: Analysing the Impact of the CSF on an EU Regional Economy, a.a.O., S. 10. 
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Abbildung 20: Veränderung des sektoralen Outputs durch das GFK (Szenario 3) 
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Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, a.a.O., S. 146. 
 
Gleichzeitig ist aber festzustellen, daß die Veränderungen des Outputs im produzierenden 
Bereich durch das GFK größer sind als die Veränderungen in der Beschäftigung. Erreicht der 
Output in der Spitze ein Plus von etwa 11 %, ist es bei der Beschäftigung nur ein Zuwachs 
von etwa 9 %. Ähnlich verhält es sich bei den Marktdienstleistungen, wobei die 
Auswirkungen des GFK in diesem Sektor mit zunehmender Dauer ohnehin immer geringer 
werden, auch wenn die Förderung nach dem Auslaufen des GFK 2006 fortgesetzt wird.565 
 
Sowohl der Verbrauch als auch die Investitionen werden durch das GFK positiv beeinflußt. 
Während der Verbrauch aber über die betrachtete Periode 1994 - 2006 nur etwa 2,5 - 3 % 
höher liegt als ohne GFK, erfahren die Investitionen eine deutlich stärkere Stimulierung und 
sind nach dem Höhepunkt während der zweiten Förderperiode (1999 etwa + 17 %) auch 
während der dritten Periode durchschnittlich ca. 10 % höher als ohne Förderung durch das 
GFK.566 
 
Die Förderung des Humankapitals durch das GFK erbringt eine weiter verbesserte 
Beschäftigungssituation. Somit kann die Arbeitslosenquote mit Hilfe des GFK in 
Ostdeutschland kurzfristig um bis zu 5,5 Prozentpunkte verringert werden (siehe Abbildung 
21). 
 
                                                 
565 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, 
a.a.O., S. 143. 
566 Vgl. ebenda, S. 144. 
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Abbildung 21: Veränderung der Arbeitslosenquote durch das GFK   
(in Prozentpunkten der Arbeitslosenquote) 
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Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, a.a.O., S. 147. 
 
Nach Abschluß der Förderung durch das GFK wurde durch die längerdauernde Fortwirkung 
der externen Effekte im Zusammenhang mit dem GFK eine Verringerung der 
Arbeitslosenquote um etwa 1 % gegenüber dem Basisszenario berechnet (Angebotswirkung). 
Dieser doch bescheidene Beitrag ist teilweise auf die faktorsparende Natur der externen 
Effekte zurückzuführen.567  
 
Die Entwicklung der Lohnstückkosten soll über den gesamten Zeitverlauf im Vergleich zum 
zweiten und dritten Szenario dargestellt werden. Die Prozentangaben in Abbildung 22 
beziehen sich bei beiden Szenarien auf die Abweichungsgröße bei den Lohnstückkosten unter 
dem Aspekt, daß keinerlei Förderung durch das GFK erfolgt wäre. 
 
                                                 
567 Die externen Effekte der Faktorproduktivität tragen bei unverändertem Output durch die höhere Qualität von Infrastruktur und 
Humankapital nicht die Tendenz zu mehr Beschäftigung in sich, sondern es ist durch die steigende Produktivität eher das Gegenteil zu 
unterstellen. 
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Abbildung 22: Veränderung der Lohnstückkosten im produzierenden Gewerbe unter 
Berücksichtigung der externen Effekte 
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Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, a.a.O., S. 149. 
 
Die Darstellung zeigt bis zum Jahr 2006 bei beiden Szenarien natürlich einen identischen 
Verlauf, wobei sich der Einfluß des GFK bis zum Jahr 1999 sogar als Steigerungsimpuls bei 
den Lohnstückkosten bemerkbar macht. Erst nach dem Jahr 2000 wirkt sich das GFK durch 
die gesteigerte Produktivität positiv im Sinne einer Senkung der Lohnstückkosten aus und 
bringt diese wichtige Größe unter die errechnete Baseline. Ein Auslaufen der GFK-
Finanzierung (wie hier ab dem Jahr 2006 dargestellt) würde sich in Form eines zusätzlichen 
Schocks auf die Lohnstückkosten auswirken und damit die Wettbewerbssituation der 
Unternehmen sogar kurzfristig verbessern, wobei sich im Laufe der Zeit eine Konvergenz der 
beiden Entwicklungen andeutet. 
 
Zusammenfassend ist bei den Szenarien zunächst festzustellen, daß ohne Einwirkung des 
GFK die ohnehin geringen Wachstumsraten des BIP in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre 
noch schwächer ausgefallen wären. Der auch nach einem Abschluß des GFK durch die 
Wirkung der externen Effekte über mehrere Jahre fortdauernde zusätzliche Beitrag von über 
3,5 % des BIP kann als respektable Größenordnung angesehen werden, zumal auch die 
Arbeitslosenquote nach Abschluß der GFK-Förderung um etwa einen Prozentpunkt niedriger 
liegt als ohne GFK. 
 
Wie bereits erwähnt, ist der Anteil der privaten Kofinanzierung bei den ostdeutschen GFK 
beträchtlich (59 % in der Periode 1994 - 1999 und 34 % 2000 - 2006).568 Um die Effizienz der 
EU-Regionalpolitik  besser beurteilen zu können, wurde die o.g. HERMIN-Simulation daher 
auch unter Betrachtung der rein öffentlichen Fördermittel (Strukturfonds und nationale 
                                                 
568 Zum Vergleich: In Irland betragen die entsprechenden Anteile 20 % und 21 %. 
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Kofinanzierung im Rahmen des GFK) durchgeführt.  Die wichtigsten Ergebnisse werden in 
Tabelle 48 zusammengefaßt. 
 
Tabelle 48: Veränderung des BIP zu Marktpreisen, der Arbeitslosenquote und des sektoralen 
Outputs durch das GFK (Strukturfonds + nationale Kofinanzierung)  
Jahr 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2006 2007 2008 2009 2010
BIP  (in %) 2,9 3,0 3,2 3,5 3,8 4,1 4,4 4,4 4,2 2,1 1,7 1,6 1,5
Arbeitslosenquote  
 (in Prozentpunkten) 
-2,0 -2,0 -2,0 -2,1 -2,1 -2,2 -2,3 -2,3 -2,0 -0,4 -0,1 0.0 0.0
Output im produzieren-
den Bereich (in %) 
1,1 1,4 1,8 2,5 3,2 4,0 4,3 4,6 5,2 4,2 3,8 3,6 3,5
Output im Dienst-
leistungssektor (in %) 
3,8 3,7 3,9 4,1 4,4 4,6 4,8 4,8 4,1 1,4 1,0 0,9 0,8
 
Quelle: Bradley, J., Morgenroth, E., Untiedt, G.: Analysing the Impact of the CSF on an EU Regional Economy, 
a.a.O., S. 11. 
 
Wenn man diese Tabelle mit den o.g. Abbildungen vergleicht, wird insbesondere bei der 
sektoralen Betrachtungsweise die Bedeutung des privaten Kapitalanteils bei den 
Auswirkungen der GFK auf das BIP deutlich. Die in der Tabelle aufgeführten kurz- und 
langfristigen Wirkungen der öffentlichen GFK-Mittel sind mit denen von Irland vergleichbar 
und liegen gleichzeitig deutlich niedriger als in Griechenland oder Portugal. Außerdem ist im 
Fall Ostdeutschlands die Frage schwer zu beantworten, ob in den Jahren 1994 - 1999 ohne 
öffentliche Förderung die privaten Investitionen in gleichem Maße getätigt worden wären.569 
In der dritten Förderperiode ab 2000 wurde der Anteil der Strukturfonds im GFK erheblich 
erhöht und der Anteil der privaten Kofinanzierung halbiert, was zum Teil die höhere Wirkung 
der öffentlichen Mittel des GFK auf das BIP in Tabelle 48 erklärt.  
 
Tabelle 49 zeigt auf, daß nach der o.g. HERMIN-Simulation der Anteil des GFK am BIP-
Wachstum über mehrere Jahre hinweg größer als die Wachstumsrate des BIP selbst gewesen 
ist. Auch wenn die angegebenen prozentualen Zahlenwerte in ihren absoluten 
Größenordnungen sicher nicht überbewertet werden sollten, machen sie doch eines deutlich: 
Ohne den Einsatz des GFK (bzw. alternativer Finanzierungsquellen anstelle des GFK) wäre es 
in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre mit großer Wahrscheinlichkeit zu einem Rückgang 
des BIP und damit wohl auch zu einer rezessiven Entwicklung gekommen. Damit wird die 
hohe Abhängigkeit des Konvergenzprozesses in Ostdeutschland von externen Subventionen 
unübersehbar. 
 
                                                 
569 So wird z.B. von der Landesregierung Sachsens befürchtet, daß die Entscheidung der EU-Kommission zur Kürzung der staatlichen 
Investitionsförderung ab 2004 die Investitionsentscheidungen der Mikroelektronikindustrie zu Ungunsten Dresdens bereits erheblich 
beeinflußt hat. Vgl. Trimborn, M.: Osten hat keine Extrawurst mehr, in: Sächsische Zeitung, Nr. 38, 14.02.2002, S. 2. 
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Tabelle 49: Prozentualer Anteil der öffentlichen GFK-Mittel (Strukturfonds und nationale 
Kofinanzierung) 1994 - 1999 am BIP-Wachstum  
Jahr Wachstum des BIP 
(in jeweiligen Preisen, in %) 
Wachstumsanteil 
des GFK (in %) 
GFK-Anteil am Wachstum des 
BIP (in % des Gesamtwachstums) 
1994 15,5 2,9 19 
1995 6,8 3,0 44 
1996 4,2 3,2 76 
1997 1,8 3,5 194 
1998 1,9 3,8 200 
1999 2,1 4,1 195 
 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Daten des Arbeitskreises “VGR der Länder” und HERMIN-Simulationen in 
diesem Kapitel. 
 
 
4.4 Resümee der Auswertungsergebnisse 
 
Bei der Zusammenfassung der vorangegangenen Analyse wird folgendes deutlich: Der 
Durchbruch zu einer stabil konvergenten Entwicklung hin zum westdeutschen bzw. EU-
Durchschnitt beim BIP pro Kopf konnte trotz der Hilfe der Strukturförderung, noch nicht 
erzielt werden.  
 
Die Tabelle 50 führt die Entwicklung des BIP pro Kopf in den neuen Bundesländern (ohne 
Berlin) in den Jahren 1993 bis 2001 auf und verwendet hierfür Daten aus der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung der Länder und der Europäischen Kommission. Trotz 
möglicher Ungenauigkeiten im Detail läßt sich daraus eine Grundtendenz ablesen. 
 
Tabelle 50: Entwicklung des BIP pro Kopf (in KKS) in ausgewählten Ländern  
(ab 1995 ESVG 95) 
 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 
Ostdeutschland  56,0 63,0 72,0 73,0 71,0 70,0 70,0 69,2* 68,8*
EU-15  100 100 100 100 100 100 100 100 100
Deutschland  108,6 110,2 110,0 109,6 107,8 106,1 106,2 105,3 104,2
Irland 83,3 87,9 93,3 94,1 103,6 105,7 112,1 118,9 121,1
Griechenland 64,2 64,9 65,9 66,7 65,8 66,6 67,2 68,6 68,6
Portugal 68,4 70,2 70,6 70,6 74,5 72,8 73,8 73,6 73,8
*eigene Berechnungen 
 
Quelle: Eigene Darstellung, Daten nach Arbeitskreis “VGR der Länder”570 und Eurostat.571  
 
                                                 
570 In: www.statistik.baden-wuerttemberg.de, Zugriff August 2002.  
571 Eurostat in: Europäische Kommission: Einheit Europas, Solidarität der Völker, Vielfalt der Regionen, a.a.O., Statistischer Anhang, 
Tabelle A.48., Europäische Kommission: Erster Zwischenbericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, a.a.O., Anhang, 
Tabelle 2 und http://europa.eu.int, Zugriff August 2002. 
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Nach einem anfänglich stark zum EU-Durchschnitt konvergierenden Verlauf hat sich der 
Trend seit 1997 umgekehrt: Die Dynamik der ostdeutschen Wirtschaft ist hinter die Dynamik 
der europäischen Wirtschaftsentwicklung zurückgefallen.572 Gleichzeitig ist festzustellen, daß 
sich auch die Stellung Deutschlands insgesamt im Verhältnis zu den anderen Ländern der EU 
in einer Abwärtstendenz befindet. 
 
Die Produktivitätsentwicklung hat dagegen deutliche Veränderungen erfahren und zeigt 
erfreuliche Tendenzen: Die reale Bruttowertschöpfung pro Erwerbstätigen im produzierenden 
Bereich in Ostdeutschland stieg erheblich an (insbesondere im verarbeitenden Gewerbe) und 
übertraf deutlich die im GFK gesetzten Erwartungen. Obwohl die Produktivität im Bereich 
der marktbestimmenden Dienstleistungen mit den geringen jährlichen Steigerungsraten die 
Erwartungen erheblich verfehlte, nähert sich dennoch das Produktivitätsniveau 
Ostdeutschlands dem Niveau Westdeutschlands an (mit Ausnahme des Baugewerbes). 
 
Die gegenläufigen Tendenzen wurden im Bereich der Beschäftigung festgestellt. Die 
Erwerbstätigenzahl nimmt seit Mitte der 90er Jahre ab, was zum großen Teil auf den 
Beschäftigungsrückgang im produzierenden Gewerbe zurückzuführen ist. Das 
Beschäftigungswachstum im Bereich der marktbestimmenden Dienstleistungen hat dagegen 
die GFK-Erwartungen erfüllt und sogar leicht übertroffen. Die sektorale Verteilung in der 
Beschäftigung zeigte am Ende der Förderperiode eine zunehmende Angleichung an die in 
Westdeutschland gewohnten Verteilungen. 
 
Das Problem der Arbeitslosigkeit konnte trotz zahlreicher Maßnahmen und Programme 
jedoch nicht gelöst werden, so daß bis heute keine Trendwende auf dem ostdeutschen 
Arbeitsmarkt zu erkennen ist. Die durch das GFK “geschaffenen und gesicherten” 
Arbeitsplätze erfüllten zwar die Zielvorgaben,  konnten aber  lediglich zur Verlangsamung der 
Arbeitsplatzverluste beitragen.  
 
Die anhaltend ungünstige Beschäftigungslage in Ostdeutschland hat auch in der zweiten 
Förderperiode weiterhin einen negativen Wanderungssaldo zur Konsequenz gehabt. Vor 
allem Personen jüngeren und mittleren Alters sind in die alten Bundesländer umgezogen. So 
stieg die Anzahl der nach Westdeutschland ausgewanderten Personen seit 1998 wieder stark 
an und betrug 1998 30 700 bzw. sogar 43 600 im Jahr 1999. Damit wurde fast das Niveau von 
1993 erreicht.573 Hinzu kommt noch ein deutlicher Geburtenrückgang im Osten Deutschlands. 
Seit der Wiedervereinigung ging die Einwohnerzahl innerhalb von 10 Jahren um 908 044 
zurück, was eine Verringerung um ca. 5,7 % bedeutet. Am stärksten war Sachsen-Anhalt mit 
ca. 9 % betroffen.574 
                                                 
572 Der sprunghafte Anstieg 1995 ist zum Teil auf den Übergang auf die Berechnungsgrundlage ESVG 95 zurückzuführen. 
573 Statistisches Bundesamt, in: Institut der deutschen Wirtschaft Köln: Deutschland in Zahlen, Köln 2001, S. 10. 
574 Statistisches Bundesamt auf Anfrage. 
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Bemerkenswert ist, daß innerhalb der neuen Bundesländer mittlerweile deutliche regionale 
Unterschiede sowohl im Einkommen und der Bruttowertschöpfung pro Kopf wie auch bei den 
Arbeitslosenquoten festzustellen sind. Eine Clusteranalyse anhand der Ausstattung der 
Regionen mit Potentialfaktoren (Human- und Sachkapital, sektorale Wirtschaftsstruktur, 
geographische Lage und Agglomeration) zeigt, daß sich in Ostdeutschland mit Leipzig, 
Dresden, Halle, Jena, Erfurt und Berlin Wachstumspole herausgebildet haben.575 Diese 
Regionen besaßen bessere Ausgangsbedingungen und haben es geschafft, die Potentiale zu 
nutzen bzw. auszubauen und die Schaffung von weiteren Potentialfaktoren zu stimulieren. 
Strukturschwache Regionen mit erheblichen wirtschaftlichen Schwächen, einer sehr geringen 
Humankapitalausstattung und einem niedrigen Anteil des Dienstleistungssektors liegen 
vorwiegend in Mecklenburg-Vorpommern, im Süden Brandenburgs und großen Teilen 
Sachsen-Anhalts. 
 
Um den Erfolg der EU-Regionalpolitik zu messen, d.h. deren Beitrag zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in Ostdeutschland zu bestimmen, wurden  
makroökonomische Simulationen mit dem HERMIN-Modell durchgeführt. Dabei wird der 
zusätzliche Wachstumseffekt der GFK-Fördermittel geschätzt. Die  Ergebnisse der 
makroökonomischen Evaluation der ostdeutschen GFK sind unter Beachtung folgender 
Zusammenhänge zu betrachten: 
 
1) Auf kurze Sicht können die Auswirkungen auf einfache Nachfragewirkungen 
zurückgeführt werden. Es ergeben sich nur die bescheidenen Wirkungen einer 
Förderungspolitik in einer kleinen offenen Volkswirtschaft, in der ein erheblicher Teil des 
Nutzens nach auswärts abwandert. Die einfachen Nachfragewirkungen des GFK 
erbringen in der Spitze ca. 6 % BIP-Veränderung und reduzieren sich im Laufe der Zeit. 
 
2) Die längerfristigen Wirkungen werden ganz wesentlich von den externen Effekten 
bestimmt. Vergrößern sich diese Effekte, nimmt auch die Wirkung des GFK zu. Da die 
genauen Elastizitätswerte dieser externen Faktoren nicht bekannt sind, muß auch eine 
erhebliche Bandbreite der möglichen GFK-Auswirkungen betrachtet werden. Würden die 
externen Effekte nach Abschluß der GFK-Förderungen keine Wirkung entfalten, 
reduzierte sich das gesamte Programm auf eine einfache keynesianische 
Expansionspolitik. 
 
3) Ergibt sich eine signifikante Erhöhung der Faktorproduktivität in Verbindung mit den 
GFK-Programmen, kann sich das Phänomen des Wachstums ohne Schaffung zusätzlicher 
Arbeitsplätze ergeben, wenn nicht auch gleichzeitig der Output stark steigt. 
                                                 
575 Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 14.  
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4) Auch im Falle günstiger Elastizitäten der externen Faktoren nehmen die positiven 
Auswirkungen des GFK nach Abschluß der Programme langsam ab, da schließlich die 
verbesserte Infrastruktur und das Humankapital ebenfalls einem Verschleiß unterliegen. 
Trotzdem bleiben auch unter Langzeitaspekten die positiven Wirkungen in einem 
gewissen Ausmaß erhalten. Für Ostdeutschland betragen die langfristigen Wirkungen des 
gesamten GFK ca. 3,5 % des BIP und die langfristigen Wirkungen der rein öffentlichen 
GFK-Mittel ca. 1,5 - 2,1 %. 
 
Die durch die Simulation ermittelten Schätzungen attestieren den zahlreichen eingesetzten 
GFK-Mitteln einen positiven Einfluß auf das BIP. Dennoch ist offensichtlich, daß die 
Strukturförderung allein kein Garant  für ein langfristiges überdurchschnittliches Wachstum 
in den ostdeutschen Regionen sein kann. Es kommt dabei weniger auf das Fördervolumen an 
sich als auf dessen richtige Verwendung und die wirtschaftspolitische Rahmensetzung an. 
Noch immer ausstehende Strukturreformen der Wirtschaftspolitik treffen Ostdeutschland 
besonders und stellen das größte Hemmnis dar, um die regionalen Unterschiede zu verringern 
und einen stabilen Konvergenzprozeß in Richtung EU-Durchschnitt einzuleiten. Die 
Regionalpolitik kann die Effekte gesamtwirtschaftlicher Entwicklungen und Voraussetzungen 
nicht kompensieren und zeigt deshalb in Ostdeutschland nur begrenzte Wirkung.  
 
Die Wirkungen des GFK bilden letztlich nur einen Teil größerer Zusammenhänge. Die 
eigentlichen Langzeitwirkungen des GFK werden erst dann voll zur Geltung kommen, wenn 
Ostdeutschland die Möglichkeiten nutzt, die sich aus der Zugehörigkeit zu 
Gesamtdeutschland und zum Gemeinsamen Markt ergeben. Damit verbunden ist die 
Hervorhebung einer “umfassenden Theorie” und nicht einer einfachen “Theorie der Aktion”, 
die dazu tendiert politische Entscheider zu motivieren, die allzu oft nur auf die unmittelbaren 
Wirkungen der speziellen GFK-Programme fokussiert sind.576 Eine solche Vorgehensweise 
kann zu Fehlallokationen und Mitnahmeeffekten sowie zur “Förderungsmentalität” führen, 
was die positiven Förderungseffekte  minimiert. 
 
Unter diesem Aspekt ist insbesondere die bedeutende Rolle ausländischer Direktinvestitionen 
von Interesse, die einer Volkswirtschaft entscheidende Wachstumsimpulse verleihen können. 
Gerade auf diesem Gebiet ist in Ostdeutschland noch erhebliche Arbeit zu leisten, da viele 
Investoren nach einer Umfrage des Deutschen Industrie- und Handelskammertages im Jahr 
2002 den ostdeutschen Ländern als Standort keine gute Bewertung geben (teilweise ist 
                                                 
576 Vgl. Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the Economy of East Germany, 
a.a.O., S. 150. 
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Ostdeutschland nur auf hinteren Plätzen in der Bewertungsreihe zu finden).577 Deshalb ist “... 
die “beste Regionalpolitik” für die Regionen/neuen Länder eine Politik zur Verbesserung der 
allgemeinen Standortbedingungen und für ein befriedigendes Wirtschaftswachstum”.578  
 
In Ergänzung solcher Einschätzungen wird von den Wirtschaftsinstituten vermehrt gefordert, 
die Schwerpunktsetzung von der Investitionsförderung zur gezielten Förderung der 
wirtschaftsnahen Infrastruktur (insbesondere der Verkehrsinfrastruktur und der 
Bildungseinrichtungen) und zur bedarfsorientierten Qualifizierung des Humankapitals zu 
verlagern, um die Standortbedingungen dauerhaft zu verbessern und 
Unternehmensansiedlungen auf diese Weise zu fördern.579  
 
Die Umorientierung ist auch bei der Beschäftigungsförderung notwendig: Einerseits steht den 
zumeist recht gut ausgebildeten Arbeitskräften oft keine entsprechende Nachfrage gegenüber, 
andererseits fehlen nach wie vor bestimmte Qualifikationen in den neuen Ländern wie z.B. 
spezifische Kenntnisse in betriebswirtschaftlichen Bereichen (z.B. Marketing), in Forschung 
und Entwicklung sowie in der Unternehmensführung.580 Die Förderung des Humankapitals ist 
dann erfolgreich, wenn sie sich an den Bildungserfordernissen der Wirtschaft ausrichtet, 
wofür insbesondere Irland mit seiner Bekämpfung der über Jahre hartnäckigen 
Langzeitarbeitslosigkeit ein Beispiel ist. Die alleinige finanzielle Förderung bei 
Beschäftigungslosigkeit (ähnlich den ABM-Maßnahmen in Ostdeutschland) erbringt keinen 
positiven Beitrag.581 Es wird geschätzt, daß lediglich 4 % der Teilnehmer der ABM-
Maßnahmen eine Arbeit finden. 
  
Außerdem sind die Fördermittel auf einige entscheidende Wachstumszentren in 
Ostdeutschland zu konzentrieren anstatt erhebliche Mittel in schwache Regionen ohne große 
Wachstumsaussichten zu stecken. Damit  sollen “die Starken noch gestärkt werden”, um 
somit Impulse auch auf die schwachen Regionen übertragen zu können.582 Auch wenn diese 
                                                 
577 Umfrage des Deutschen Industrie- und Handelskammertages bei 20 000 Unternehmen zum Standort Ostdeutschland im Jahr 2002. Auch 
die Studie der Bertelsmann-Stiftung vom Jahr 2001 billigt den neuen Bundesländern als Wirtschaftsstandort nur eine untergeordnete 
Rolle zu. Vgl. o.V.:  Ostdeutsche Länder schlechte Standorte, in: Sächsische Zeitung, 23.05.2001, S. 25.  
578 Tetsch, F.: Die Rolle der Gemeinschaftsaufgabe “Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” bei der wirtschaftlichen Entwicklung 
in Ostdeutschland, in: Gerlach, F., Ziegler, A. (Hrsg.): Neugestaltung der Wirtschaftsförderung in Ostdeutschland und erste Erfahrungen, 
Düsseldorf 1998, S. 7-21, S. 8. Vgl. auch DIHT, in: o.V.: Wirtschaft: Politik muß Aufbau Ost weiter fördern, in: FAZ, Nr. 229,  
2.10.2000, S. 17. 
579 Vgl. u.a. Sinn, H.-W.: Zehn Jahre deutsche Wiedervereinigung - Ein Kommentar zur Lage der neuen Länder, a.a.O., S. 21, Riedel, J.: 
Systemwechsel und Transformationsprozeß in Ostdeutschland: Erfahrungen und Neuorientierung der Förderpolitik, in: Waschkuhn, A., 
Thumfart, A. (Hrsg.): Politik in Ostdeutschland: Lehrbuch zur Transformation und Innovation, München, Wien 1999, S. 293-307, S. 305 
f., OECD in: o.V.: “Ost wie West subventionieren”, in: FAZ, Nr. 114,  17.05.2001, S. 18, IWH-Experten in: Miethke, N.: Der schlaue 
Trick der Brüsseler Beamten, in: Sächsische Zeitung, Nr. 38,  14.02.2002, S. 2, Pohl, R., Ragnitz, J., a.a.O., S. 284, Pohl, R.: Der Staat 
und seine Grenzen, in: FAZ, Nr. 229,  2.10.2000, S. B3. 
580 Vgl. Ragnitz, J.: Produktivitätsrückstand der ostdeutschen Wirtschaft, a.a.O., S. 183. 
581 Vgl. Pohl, R.: Der Staat und seine Grenzen, a.a.O., S. B3. und führenden wirtschaftswissenschaftlichen Institute in: o.V.: 
Arbeitsmarktpolitik unter Beschuß, in: Tagesspiegel, Nr. 17, 9.8.2000, S. 17. 
582 Vgl. Tenbrock, C., Uchatius, W.: Krise! Aber nicht überall, in: Die Zeit, Nr. 48, 22.11.2001, S. 21-22, S. 22. Vgl. auch Späth, L.: 
Powerregion Ostdeutschland, in: FAZ, Nr. 229, 2.10.2000, S. B4, Gerlach, F.: Die Relevanz der endogenen Potentiale für den Aufbau 
Ostdeutschlands, in: Gerlach, F., Ziegler, A. (Hrsg.): Neugestaltung der Wirtschaftsförderung in Ostdeutschland und erste Erfahrungen, 
Düsseldorf 1998, S. 39-45, S. 44 f., Gornig, M., Seidel, B., Vesper, D., Weise, Ch.: Regionale Strukturpolitik unter den veränderten 
Rahmenbedingungen der 90er Jahre, DIW Sonderhefte Nr. 157, Berlin 1996, S. 137 f.  
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Vorgehensweise der bisherigen europäischen Regionalpolitik entgegensteht, scheint ein 
solcher Ansatz unter den besonderen Bedingungen der Transformation von der Plan- zur 
Marktwirtschaft ein effektiverer Weg zu sein,  das erklärte Ziel der Angleichung der 
Lebensverhältnisse in den europäischen Regionen zu erreichen. Nach der anfänglichen 
Förderung in Ostdeutschland nach dem “Gießkannenprinzip” haben sich einige 
“Leuchttürme” herauskristallisiert, die einer besonderen Unterstützung bei der weiteren 
Entwicklung erfahren sollten. Diese Wachstumszentren sind aber noch zu schwach, um zu 
einem sich selbst tragenden Wirtschaftswachstum beizutragen. Aus diesem Grund sollte die 
Regionalförderung hier nicht auf Kosten der vorerst “aussichtslosen” ostdeutschen Regionen 
gekürzt werden. Vielmehr sollte die Regionalpolitik nach Meinung einer KfW-Studie gerade 
im Osten lokale Kompetenzen nutzen und den technischen Fortschritt fördern, damit sich 
überregional konkurrenzfähige Sektoren entwickeln können.583 Die Wirtschaftsförderung 
unter Einschluß der Strukturfondsförderung darf kein Selbstzweck sein, sondern ist auch 
künftig und in noch stärkerem Maße als Hilfe zur Selbsthilfe zu strukturieren.  Sie muß die 
Regionen in die Lage versetzen, innerhalb eines überschaubaren Zeitraums aus eigenen 
Kräften zu wirtschaften. Daher ist eine differenzierte Herangehensweise entsprechend den 
regionalen Begebenheiten und Bedingungen gefordert, um die Effizienz und die Effektivität 
der Regionalpolitik zu erhöhen. 
 
Die neuen Bundesländer stehen unmittelbar in einer grenzübergreifenden europäischen 
Verantwortung. Sie bilden eine Schnittstelle zu einem gewichtigen Teil der zukünftigen 
Mitgliedstaaten der EU. Diese Schnittstelle muß auch regionalpolitisch so gestaltet werden, 
daß der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt an ihr wachsen kann. Es ist sowohl für die 
EU als auch für die neuen Mitgliedstaaten von Vorteil, wenn in Ostdeutschland 
entwicklungsfähige Regionen entstehen, die die europäische Verantwortung tragen wollen 
und können. 
                                                 
583 Vgl. Tenbrock, C., Uchatius, W., a.a.O., S. 22. 
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VII. Zusammenfassende Schlußfolgerungen für die Regionalpolitik in 
einer erweiterten EU 
 
Die in diesem Jahrzehnt anstehende Erweiterung der Europäischen Union auf 27 oder 
vielleicht noch mehr Mitgliedstaaten stellt die bisherige Regionalpolitik bzw. 
Kohäsionspolitik der EU und ihre Finanzierung vor eine nie dagewesene Herausforderung. 
Um diese Aufgabe bewältigen zu können, sind grundlegende Reformen erforderlich. Bereits 
seit Jahren werden Konzepte einer neuen EU-Regionalförderung sowohl auf politischer als 
auch auf wissenschaftlicher Ebene diskutiert. Nach der Betrachtung der politischen Beiträge 
zu diesem Thema und nach den Ergebnissen des Nizza-Prozesses, die überwiegend durch die 
Interessen der jeweiligen Staaten bzw. Institutionen geprägt sind, setzt sich folgende 
Erkenntnis durch: Das bisherige System wird prinzipiell auch nach der Erweiterung 
beibehalten. Es wird lediglich die Notwendigkeit einer Effektivitätssteigerung sowohl im 
Hinblick auf die Finanzverfassung der EU als auch beim Einsatz der Fördermittel in den 
Zielregionen anerkannt. Zu diesem Zweck wird nach Umschichtungsmöglichkeiten und 
Übergangslösungen gesucht. Aufgrund ihrer Entscheidungsprozesse ist die EU nur begrenzt 
in der Lage, grundlegende Reformen zu beschließen. Für die Regionalpolitik würde das 
bedeuten, die Fördermittel vorrangig in die Regionen mit dem größten Bedarf und den 
größten Problemen, d.h. auf die zukünftigen Mitglieder, zu konzentrieren. 
 
Auf der Basis der o.g. Erkenntnisse werden die Empfehlungen an die zukünftige 
Regionalpolitik in diesem Kapitel zweigeteilt. 
 
Im ersten Unterkapitel werden Schlußfolgerungen aus den im Rahmen dieser Arbeit 
durchgeführten Untersuchungen der regionalpolitischen Maßnahmen in Irland und 
Ostdeutschland gezogen. Daraus werden die Empfehlungen für die zukünftige Ausgestaltung 
der Regionalpolitik sowohl für die Beitrittsländer als auch für die EU abgeleitet, um die 
Wirksamkeit der  Strukturfondsförderung unter den gegebenen Bedingungen zu erhöhen. Die 
Verbesserung der Wirksamkeit besitzt hohe Priorität, weil die bis zum Jahr 2006 
vorgesehenen Strukturhilfen für die MOE-Länder nur knapp bemessen sind und man davon 
ausgehen muß, daß “großzügige” Fördermittel wie für die heutigen Ziel-1-Regionen in der 
Zukunft nicht zu erwarten sind.584 
 
                                                 
584 In den Beitrittsverhandlungen zeichnet sich die Strategie der EU ab, die Beitrittsländer erst einmal nicht mit den heutigen 
Mitgliedstaaten gleichzustellen, sondern eine stufenweise Annäherung an die Erreichung der in den Ziel-1-Regionen “üblichen” 
Fördermittelsätze pro Kopf der Bevölkerung zu bevorzugen. In der Zwischenzeit wird bis 2006 “den Durchführungssystemen für die 
Strukturfonds und dem Institutionenaufbau Priorität eingeräumt, um zur Verbesserung der Kapazitäten der öffentlichen Verwaltung in 
den neuen Mitgliedstaaten beizutragen” (Kommission der Europäischen Union: Informationsvermerk Gemeinsamer Finanzrahmen 2004 
- 2006 für die Beitrittsverhandlungen, a.a.O., S. 6). 
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Das zweite Unterkapitel beschäftigt sich mit den Vorschlägen zu einer grundlegenden Reform 
der Regionalpolitik, die mit oder ohne Osterweiterung erforderlich wäre. 
 
1. Konsequenzen aus den regionalpolitischen Maßnahmen in Irland und 
Ostdeutschland 
 
Sowohl in Irland als auch in den neuen Bundesländern wurden in den neunziger Jahren 
erhebliche Strukturfondsmittel der EU eingesetzt. Die EU-Gelder pro Kopf der Bevölkerung 
waren zwar in Irland substantiell höher (siehe Tabelle A5 im Anhang), unter 
Berücksichtigung der umfangreichen innerdeutschen Transfers übertraf aber die Gesamtgröße 
der in Ostdeutschland pro Kopf eingesetzten finanziellen Mittel die irische Größenordnung. 
Trotzdem verlief die Entwicklung sehr unterschiedlich.  
 
In Irland sind seit fast zehn Jahren Wachstumsraten von durchschnittlich 7 % zu verzeichnen. 
Die Beschäftigungsrate liegt mittlerweile in einer Größenordnung (Arbeitslosenquote 3,8 %), 
die unter Beachtung der üblichen Fluktuationen als Vollbeschäftigung angesehen werden 
kann. Das GFK hat nach den entsprechenden makroökonomischen Untersuchungen 
längerfristig einen Anteil von 1 - 2 % am tatsächlich eintretenden Wachstum (kurzfristig bis 
zu 4 %). Dieser Beitrag zum längerfristigen Wachstum stellt zweifellos eine nennenswerte 
Größenordnung dar, ist aber bei einer Gesamtbetrachtung der Entwicklung nicht von 
herausragender Bedeutung.  
 
In Ostdeutschland hingegen ist das Wachstum insbesondere in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre deutlich geringer gewesen und 2001 zum Stillstand gekommen. Der 
nachweislich hohe Anteil des GFK (bis zu 8 % kurzfristig und ca. 4% langfristig) an diesem 
Wachstum hat nicht dazu geführt, daß eine wirkliche Wachstumsdynamik entstanden wäre. 
Hier zeigt sich, daß der Faktor GFK als ergänzender, nicht aber als entscheidender Einfluß für 
das Gedeihen einer Volkswirtschaft zu betrachten ist.  
 
Bei der irischen Entwicklung konnten als Haupteinflußfaktoren ein sehr hohes Maß 
ausländischer Direktinvestitionen, der Gemeinsame Markt, ein sehr gutes und altersmäßig 
günstiges Fachkräftepotential, sich verbessernde Infrastrukturbedingungen und ein gutes 
Ansiedlungs- und Steuermanagement der Behörden ausgemacht werden. 
 
Die Haupteinflußfaktoren in Ostdeutschland unterscheiden sich davon deutlich. Die 
ausländischen und westdeutschen Direktinvestitionen erreichen bei weitem nicht die 
Größenordnung in Irland, und durch die relativ geringe Exportorientierung ist der Nutzen des 
Gemeinsamen Marktes für die Entwicklung der ostdeutschen Wirtschaft bisher deutlich 
schwächer ausgeprägt. Die Arbeitslosigkeit ist immer noch sehr hoch. Die 
Qualifikationsstruktur der arbeitsfähigen Bevölkerung entspricht nur bedingt den heutigen 
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Anforderungen in den Unternehmen. Hinzu kommt, daß vor allem die jüngeren, besser 
ausgebildeten und aktiven Teile der Bevölkerung in die alten Bundesländer weggezogen sind 
und immer noch wegziehen. 
 
Mit den MOE-Ländern kommen neue Mitgliedstaaten in die EU, die wegen der vollzogenen 
Transformation von der Plan- zur Marktwirtschaft Gemeinsamkeiten mit Ostdeutschland 
besitzen. Andererseits weisen insbesondere die agrarisch geprägten Länder  
Ausgangsbedingungen auf, die mit denen von Irland zum Zeitpunkt seines Beitritts zur EU 
zum Teil vergleichbar sind. Das irische Beispiel macht Mut und weckt die Hoffnung, daß 
mindestens einige der zukünftigen Mitgliedstaaten einen ähnlichen Aufholprozeß vollziehen 
können.585  
 
Aus diesem Grund ist die Frage nach den Lehren zu beantworten, die sich für die zukünftigen 
Mitglieder der EU aus der so unterschiedlich verlaufenen Entwicklung in diesen beiden Ziel-
1-Regionen ergeben. In diesem Kontext ist insbesondere zu klären, wie die Vorteile einer EU-
Mitgliedschaft und insbesondere die regionalpolitische Unterstützung der EU am 
wirkungsvollsten für den Aufholprozeß eingesetzt werden können. 
 
1.1 Lehren für den Aufholprozeß in den Beitrittsländern 
 
Irland hat eine Periode von fast fünfzehn Jahren benötigt, um die eigene Politik an die 
Bedingungen der europäischen Integration anzupassen. Das Verharren in nationalen 
Denkmustern führte zu Fehlentscheidungen sowohl in der Finanzpolitik als auch bei 
wichtigen Weichenstellungen in der Ausbildungspolitik. Die Einstellung, wonach die 
Mitgliedschaft in der EU bereits das Endziel und nicht der Beginn der Entwicklung sei, hatte 
in Irland zu schmerzlichen Verzögerungen geführt. Ebenso ist es langfristig nicht im 
nationalen Interesse, EU-bezogene Entscheidungen nur an kurzlebigen Erfolgen in 
finanziellen Detailfragen auszurichten.  
 
Die Anerkenntnis dieser Fehler in der ersten Phase der Mitgliedschaft in der EU gehört zu den 
wichtigsten Lehren aus der Erfolgsgeschichte Irlands. Die frühzeitige Ausrichtung und 
Anpassung der nationalen Wirtschaftspolitik an die Bedingungen des Gemeinsamen Marktes 
sowie die bestmögliche Ausnutzung der sich daraus ergebenden Exportmöglichkeiten und des 
ungehinderten Zugangs zum bedeutenden europäischen Verbrauchermarkt sind Kernelemente 
einer erfolgsorientierten Politik. Aus wirtschaftlicher Sicht586 ist ein EU-Beitritt somit in 
                                                 
585 Immer mehr wissenschaftliche Beiträge der letzten Jahre empfehlen das “Modell Irland” für die Entwicklung der ost- und 
mitteleuropäischen Länder. Vgl. u.a. Barry, F., a.a.O.; Müller, G.: Irland - Modell für zukünftige EU-Beitrittsländer?, in: Wirtschaft im 
Wandel, Jg. 7-8/2001, S. 162; Dauderstädt, M.: Überholen, ohne einzuholen: Irland, ein Modell für Mittel- und Osteuropa?, in: 
www.fes.de, Bonn 2001. 
586 Die in Kapitel II.4.1. vorgestellten makroökonomischen Analysen der Integrationswirkungen des EU-Beitritts beziffern den 
durchschnittlichen, zusätzlichen Wachstumseffekt pro Jahr in den MOE-Ländern über einen Zeitraum von zehn Jahren auf bis zu 2,1 %. 
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erster Linie als Chance zur Wirtschaftsintegration in den Gemeinsamen Markt mit den 
grundlegenden Freiheiten des Wirtschaftsverkehrs zu begreifen. 
 
Zweifellos sind der Umfang des EU-Regelwerks und die Regulierungsdichte in den letzten 
Jahren erheblich gewachsen, was in den MOE-Ländern große Schwierigkeiten und Kosten bei 
deren Implementierung hervorruft. Dennoch hat die Einführung dieser Regelungen neben dem 
Aufbau einer EU-tauglichen Verwaltungs- und Institutionenstruktur eine große Bedeutung. 
Die MOE-Staaten wären dabei gut beraten, die jeweiligen nationalen bzw. regionalen 
Bedürfnisse insbesondere während der  Beitrittsverhandlungen mit einer Priorisierung bei der 
Reihenfolge der Umsetzung des EU-Rechts zu versehen. Das einfache “Überstülpen” fremder 
Regelungen ohne Beachtung der Besonderheiten des Transformationslandes hat in 
Ostdeutschland zu einer langjährigen Abhängigkeit von öffentlichen Transfers geführt. Irland 
hat dagegen in der jüngsten Vergangenheit häufiger nationale wirtschaftspolitische 
Entscheidungen durchgesetzt, auch wenn sie von der EU heftig kritisiert worden sind.587 
 
Gleichzeitig ist eine enge Zusammenarbeit und die frühzeitige Koordination mit der EU-
Kommission nach irischem Muster sehr wichtig, um Verzögerungen bzw. Mißverständnisse 
zu vermeiden sowie bei der Planung und Vorbereitung von Maßnahmen eine hohe 
Übereinstimmung von nationalen und europäischen Zielen zu sichern. Außerdem wurde der 
irische Aufholprozeß von Anfang an und in enger Zusammenarbeit mit der Regierung durch 
wissenschaftliche Institute und Wirtschaftswissenschaftler begleitet, was auch für die MOE-
Länder zu empfehlen ist. Zudem ist die sehr gute Arbeit der Landesadministration bei der 
weltweiten Werbung um ausländische Investoren bzw. das Betreiben einer aktiven 
Ansiedlungspolitik nicht zu vernachlässigen. Dieser Notwendigkeit ist man in Ostdeutschland 
erst 1997 mit der Gründung des IIC verstärkt nachgekommen, da man feststellen mußte, daß 
unter Globalisierungsbedingungen ein stetig härter werdender, weltweiter Standortwettbewerb 
stattfindet. 
 
Das irische Beispiel sollte die Beitrittskandidaten ermutigen, die Anwerbung ausländischer 
Unternehmen bereits an den ausländischen Stammsitzen der Gesellschaften offensiv zu 
betreiben. Dabei sind die an der Ansiedlung ausländischer Unternehmen interessierten Länder 
bzw. Regionen gehalten, aufmerksam die wichtigsten Branchentrends des internationalen 
Wirtschaftsgeschehens zu verfolgen und die für das jeweilige Land sinnvollen Teilbereiche 
schwerpunktmäßig und vorausschauend in einer Ansiedlungsstrategie zu bearbeiten. Auf 
diese Weise kann einerseits über einen längeren Zeitraum der Anschluß an die für die Zukunft 
entscheidenden wirtschaftlichen Entwicklungen hergestellt werden und ist andererseits eine 
                                                 
587 So verteidigen z.B. Irlands Regierung und die irischen Ökonomen die Steuersenkungen und das Lohnabkommen vehement gegen die 
Kritik der EU-Kommission und halten so dauerhaft die Wettbewerbsfähigkeit Irlands als Standort aufrecht. Vgl. o.V.: Irland fühlt sich 
von der EU mißverstanden und schlecht behandelt, in: FAZ, 12.02.2001, S. 14. 
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Diversifizierung der Branchen möglich, um in keine zu starke Abhängigkeit von einer 
sektoralen Entwicklung zu geraten. 
 
Die MOE-Staaten werden nach dem EU-Beitritt nicht nur untereinander, sondern auch mit 
anderen EU-Standorten um ADI konkurrieren müssen, weswegen neben einem aktiven 
Ansiedlungs- und Betreuungsmanagement potentieller ausländischer Investoren auch 
investitionsfreundliche Rahmenbedingungen des jeweiligen Landes von großer Bedeutung 
sind. Ein nachfolgender Vergleich der Entwicklung der ADI in Irland und Ostdeutschland 
könnte (ungeachtet der spezifischen nationalen bzw. regionalen Bedingungen) wichtige 
Ansatzpunkte für die Beitrittskandidaten geben. 
 
Ausländische Investitionen tragen in hohem Umfang zu einer Verbesserung des 
wirtschaftlichen Potentials in einem Land bei. Die in Ostdeutschland nach 1996 
festzustellende Stagnation des wirtschaftlichen Wachstums hat zu einem Teil auch ihre 
Ursache in den seither verringerten ausländischen Investitionen. Anders als viele 
einheimische Gründer besitzen diese Unternehmen in der Regel das erforderliche Know-how, 
die notwendigen Marktkenntnisse, das Kapital und nicht zuletzt einen bestehenden 
Kundenstamm, um bei guten Rahmenbedingungen erfolgreich im Markt zu operieren. Die 
hohen ausländischen Direktinvestitionen - vornehmlich aus den USA - sind in Irland Motor 
des Aufholprozesses gewesen.588 In Mittel- und Osteuropa versuchen vor allem Ungarn und 
Estland diesen Weg zu verfolgen.  
 
In Irland wird mehr als die Hälfte des Umsatzes der Privatwirtschaft von irischen 
Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen erbracht. Durch die aktive 
Ansiedlungsstrategie wurde der entscheidende Sprung in der Produktivität und im Zuge der 
nachfolgenden Clusterbildung und der sich entwickelnden Zulieferernetzwerke auch bei der 
Beschäftigung gemacht. Dieses Faktum ist als eine der wichtigsten Einflußgrößen anzusehen, 
weswegen das irische BIP pro Kopf der Bevölkerung mittlerweile über dem EU-Durchschnitt 
liegt und auch das BSP stark gewachsen ist. 
 
Aus dieser Tatsache kann man aber auch schlußfolgern, daß der in deutlich geringerer 
Größenordnung liegende Einfluß ausländischer Unternehmen (selbst bei Anrechnung der 
westdeutschen Gesellschaften als ausländische Unternehmen) auf den volkswirtschaftlichen 
Output in Ostdeutschland bei dem stagnierenden Wachstumsprozeß, der 
Produktivitätsentwicklung und der zu geringen Beschäftigung eine bedeutsame Rolle spielt. 
Gerade die zu geringe Exportorientierung der ostdeutschen Wirtschaft könnte durch einen 
größeren Anteil ausländischer Direktinvestitionen verbessert werden. 
                                                 
588 Die Attraktivität Irlands, insbesondere aus amerikanischer Sicht, beruht u.a. auch auf der fehlenden Sprachbarriere sowie den ohnehin 
vorhandenen historischen und kulturellen Verbindungen.  
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Welche Einflußfaktoren könnten entscheidend gewesen sein, um Investoren lieber nach Irland 
als nach Ostdeutschland gehen zu lassen?  
 
Für ausländische Unternehmen sind die Faktoren Lohnkosten und Fachkräfte sehr wichtige 
Elemente für eine Investitions- und Standortentscheidung. Während der Punkt Fachkräfte in 
Ostdeutschland vielfach als Vorteil angesehen wird, ist der Punkt Lohnkosten bereits 1998 
nur noch als befriedigend und teilweise bereits als nachteilig beurteilt worden. Irland 
hingegen hat bis in die jüngste Zeit den Standortvorteil eines von den Unternehmen als 
vorteilhaft angesehenen Lohnniveaus halten können. Obwohl sowohl in Deutschland als auch 
in Irland ein zentrales Lohnfindungssystem besteht, hat es sich durch das unterschiedliche 
Verhalten der Parteien im Fall Irland als Vorteil und im Fall Ostdeutschland als Nachteil 
herausgestellt. Die strenge Anbindung der Löhne an die Produktivitätsentwicklung589 und vor 
allem die Beibehaltung von Tariflöhnen unterhalb der Gleichgewichtslöhne beließ den 
Unternehmen in Irland den Spielraum für weitere Investitionen, die sich letztlich als 
entscheidend für die stetige Zunahme der Beschäftigung und den Abbau der Arbeitslosigkeit 
herausstellten. Gleichzeitig garantierten Produktivitätszuwächse eine hohe 
Wettbewerbsfähigkeit der Exporte. Ob diese “Niedriglohnstrategie” in allen MOE-Staaten 
durchgehalten werden kann, ist dennoch fraglich, obwohl die Voraussetzungen in einigen 
insbesondere ärmeren Ländern durchaus gegeben sind. Andererseits ist ebenso fraglich, ob die 
gegenwärtigen “reichen” Mitgliedstaaten der EU mehrere solcher “Irlands” als Konkurrenten 
vor der eigenen Haustür dulden werden. 
 
Ein weiterer  wesentlicher Punkt sind die zusätzlichen Investorenanreize auf dem Feld der 
Förder- und Steuerpolitik. Ein direkter Vergleich der Förder- und Steuerbedingungen für 
Unternehmen läßt sich indes zwischen Ostdeutschland und Irland nur schwer vornehmen, da 
die Verhältnisse auf sehr unterschiedlichen Grundlagen beruhen. Ein reiner Zahlenvergleich 
z.B. der Abschreibungsmöglichkeiten und Förderbedingungen ließe dabei die vielfältigen 
Besonderheiten und Kombinationsmöglichkeiten außer acht, die letztlich erst zu einer 
Investitionsentscheidung im Ausland führen. Außerdem darf man nicht vergessen, daß 
Ostdeutschland lediglich eine deutsche Region ist und deshalb nicht die wirtschaftspolitische 
Flexibilität eines eigenständigen Staates besitzt.  
 
Trotzdem scheint anhand der nachfolgenden Tabelle die These gerechtfertigt zu sein, daß die 
rein finanziellen Ansiedlungsbedingungen in Irland von besonderer Attraktivität sind. Die 
irischen Behörden betonen dabei, daß ihre Vorschriften generell geschäftsfreundlich ausgelegt 
sind (“business friendly regulatory regimes”) und jeder Investor überall mit einer 
                                                 
589 Die im Rahmen eines nationalen Stabilitätspaktes ausgehandelten Tarifabschlüsse orientieren sich nicht an der Produktivität der 
ausländischen Unternehmen, sondern beachten die Lohnstückkosten in den traditionellen irischen Unternehmen. 
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ausgesprochenen Willkommenshaltung rechnen darf.590 Die ostdeutsche Verwaltung versucht 
den ausländischen Unternehmen ein möglichst hohes Maß an Unterstützung zu vermitteln. 
Trotzdem dauern die in (Ost-)Deutschland üblichen Genehmigungsprozeduren den mit 
internationalen Maßstäben rechnenden Managern häufig zu lange, und die Verfahren werden 
oft als zu kompliziert bemängelt.591 
 
Tabelle 51: Grundlegende Ansiedlungsbedingungen bezüglich Förderung und Steuer für 
Investoren in den NBL und in Irland in den neunziger Jahren (Jahr 1996) 
 Ostdeutschland Irland 
 alle Unternehmen KMU alle Unternehmen KMU 
Investitionsbeihilfen  
der Ansiedlung 
Bis 35 % Bis 50 % Durchschnittlich  
35 % 
Bis 60 % (besondere 
Entwicklungsgebiete) 
Ausbildungs-
förderung der 
Humanressourcen 
Je nach Länder-
programm, 
zumeist 75 % 
Je nach Länder-
programm, 
zumeist 75 % 
Bis 100 % Bis 100 % 
 
Abschreibungs-
möglichkeiten 
50 % auf 
Herstellkosten der 
Investition in den 
ersten 5 Jahren 
50 % auf 
Herstellkosten der 
Investition in den 
ersten 5 Jahren 
50 % auf 
Herstellkosten 
der Investition im 
ersten Jahr 
50 % auf 
Herstellkosten der 
Investition im ersten 
Jahr 
Körperschafts-
steuersatz 
 
45 % 
 
45 % 
 
10 %* 
 
10 %* 
* Für den produzierenden Bereich im weiteren Sinne, sonst 25 - 32 %.592 
 
Quelle: Eigene Darstellung. 
 
Stellt man die Hypothese auf, daß die ausländischen Unternehmen binnen kurzer Zeit ihre 
Tätigkeit in Irland einstellen würden, müßte man selbst heute noch zu dem Schluß kommen, 
daß damit auch das irische Wirtschaftswunder zu Ende wäre. Bei der Initiierung des 
Wachstums spielten die ausländischen Direktinvestitionen die entscheidende Rolle, denn erst 
im Nachgang konnte sich eine gesteigerte Binnennachfrage entwickeln. Man kann daher 
festhalten, daß das Anziehen möglichst zahlreicher ausländischer Direktinvestitionen für die 
rasche Entwicklung einer noch unterentwickelten Volkswirtschaft eine wichtige 
Voraussetzung darstellt. Es hat aber in Irland bis zum Ende der neunziger Jahre gedauert - 
also eine relativ lange Zeit - bis auch die Binnennachfrage als wesentlicher Wachstumsimpuls 
bezeichnet werden konnte. 
 
All diese Erfahrungen und Lehren werden noch einmal zusammenfassend dargestellt. Ein 
langfristig erfolgreiches Agieren der Politik bei den zukünftigen EU-Mitgliedern sollte sich 
unter anderem durch folgende Elemente auszeichnen: 
 
                                                 
590 Vgl. Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 2006, a.a.O., S. 34. 
591 Vgl. o.V.: Sand im Getriebe, in: Sächsische Zeitung,  14.07.2001, S. 21. 
592 Vgl. Europäische Kommission: Europäische Wirtschaft Nr. 1, Brüssel, Luxemburg 1999, Beiheft A. 
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• Die Implementierung der EU-Beschlüsse in den nationalen Kontext ist so unkompliziert 
wie möglich zu gestalten. 
 
• Die Beitrittsländer benötigen ein Höchstmaß an Unterstützung beim Aufbau einer 
leistungsfähigen Verwaltungsstruktur, die den Anforderungen der Europäischen Union 
gerecht wird. 
 
• Die Beziehungen zur Europäischen Kommission werden überall dort, wo es möglich ist, 
durch parteipolitisch unabhängige Beamte gehalten, die für eine frühzeitige Abstimmung 
aller relevanten Entscheidungen und für eine effektive Einwerbung der durch die EU 
bereitgestellten Mittel sorgen. 
 
• Die nationalen bzw. regionalen Politikinhalte werden frühzeitig und langfristig an den 
Erfordernissen der EU-Politiken ausgerichtet, wobei die Prüfung des nationalen bzw. 
regionalen Interesses ein wichtiger Bestandteil der strategischen Planung ist. 
 
• Für die Erzielung eines hohen Wirtschaftswachstums spielen ausländische 
Direktinvestitionen eine Schlüsselrolle. 
 
• Ausländische Direktinvestitionen können in erheblichem Maße nur dann stattfinden, wenn 
sich zur völligen Niederlassungs- und Kapitalfreiheit   
− ein günstiges steuerliches Umfeld,  
− eine angemessene Infrastruktur,  
− ein adäquat ausgebildetes Arbeitskräftepotential zu angemessenen Arbeitskosten 
und  
− unkomplizierte Gegebenheiten seitens der Landesbürokratie  
     gesellen.  
 
Während die Schaffung günstiger Bedingungen bezüglich der Steuersituation und der 
Landesverwaltung Angelegenheiten der nationalen Politik sind, kann die EU mittels der 
Strukturfonds für die Aus- und Weiterbildung der Humanressourcen und die Entwicklung der 
Infrastruktur einen wichtigen positiven Beitrag leisten.  
 
1.2 Grundsätze für die künftige Strukturfondsförderung  
 
Die Konzentration der EU-Regionalpolitik auf die grundlegenden Wachstumsfaktoren 
Infrastruktur und Humankapital in den Ziel-1-Regionen ist auch im Interesse der zukünftigen 
Mitgliedstaaten aus Mittel- und Osteuropa. Durch diese Faktoren können die 
Voraussetzungen für ein regionales Wirtschaftswachstum verbessert werden, auch wenn Teile 
des danach besser qualifizierten Humankapitals möglicherweise aus der Region abwandern. 
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Aus den Erfahrungen in Irland und Ostdeutschland ergibt sich, daß Unternehmen nur bei 
Vorliegen dieser beiden Voraussetzungen Ansiedlungen in Erwägung ziehen. Deshalb dürfen 
sie im Standortwettbewerb nicht vernachlässigt werden. 
 
Die Infrastrukturausstattung als ein wichtiges Element bei Ansiedlungsentscheidungen von 
Unternehmen ist zu Beginn der neunziger Jahre bei den beiden Investitionsstandorten Irland 
und Ostdeutschland von spürbaren Defiziten geprägt gewesen. Erst im Verlauf der neunziger 
Jahre konnten entscheidende Fortschritte mit Hilfe eines beachtlichen Einsatzes öffentlicher 
Mittel, darunter auch EFRE-Mittel, verzeichnet werden, so daß in den ansiedlungserheblichen 
Bereichen die Infrastrukturlücke weitgehend geschlossen werden konnte (siehe Tabelle A6 im 
Anhang). Dennoch werden noch weitere Jahre erforderlich sein, um an allen potentiell 
wichtigen Standorten die in den entwickelten Regionen der EU üblichen Standards zu 
erreichen. Für die MOE-Länder gilt daher ganz besonders in diesem entscheidenden Punkt, 
daß die nationalen bzw. regionalen Prioritäten große Bedeutung besitzen, um angesichts 
knapper Ressourcen die für die Entwicklung jeweils dringlichsten Problemfelder zu 
identifizieren. 
 
Für die heute vorteilhafte Situation in Irland entscheidend war unter anderem das deutlich 
vergrößerte Angebot an qualifizierten Arbeitskräften. Die Wirkung von in größerem Umfang 
vorgenommenen ESF-Maßnahmen wird stets erst einige Jahre später sichtbar, wenn sich 
insbesondere die Investitionen in das Humankapital in besetzten bzw. neu geschaffenen 
Arbeitsplätzen auswirken und damit zusätzliche Anteile an Bruttoinlandsprodukt 
erwirtschaftet werden können. Aus diesem Grund sollten sich bei der künftigen 
Strukturfondsförderung in der erweiterten EU die Investitionen in das Humankapital an den 
zukunftsträchtigen Arbeitsbereichen orientieren. Die bedarfsgerechte Aus- und Weiterbildung 
der Humanressourcen muß in jedem GFK mit hoher Priorität versehen werden, da 
qualifizierte Arbeitskräfte die entscheidende Voraussetzung beim Aufbau einer modernen 
Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft sind. Nur mit einer starken Förderung dieses 
Bereichs kann die Wertschöpfung in einer Volkswirtschaft und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit erhöht werden. Bei knappen Finanzmittel ist diesem Aspekt stets mehr 
Bedeutung zuzumessen als alternativen Beschäftigungsprogrammen auf Zeit. 
 
Da die Wachstumseffekte aus der Infrastruktur- und Humankapitalförderung erst längerfristig 
zu erwarten sind, können auch direkte befristete Beihilfen für die Unternehmen (insbesondere 
für KMU) zur Förderung der Innovationstätigkeit und der Modernisierung des 
Sachkapitalbestands zur Erreichung kurzfristiger Effekte in den Beitrittsländern sinnvoll sein.  
 
Das gegenwärtig im Rahmen der EU-Regionalpolitik zur Abgrenzung der Förderwürdigkeit 
einer Region verwendete Kriterium BIP pro Kopf wird dazu führen, daß vorerst alle 
Beitrittskandidaten als Ziel-1-Regionen eingestuft werden. Dennoch ist insbesondere nach 
den Erfahrungen in Ostdeutschland eine flächendeckende Förderung von 
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wirtschaftsschwachen Regionen in Anbetracht begrenzter Budgetmittel nicht die optimale 
Strategie. Es scheint besser zu sein, die Fördermittel für die Infrastruktur und die gewerbliche 
Wirtschaft innerhalb der Regionen räumlich konzentriert zugunsten der jeweiligen regionalen 
Wachstumspole einzusetzen, um positive Spill-over-Effekte auf die Umgebung zu erzielen. 
Dabei sollte die Festlegung der zu fördernden Wachstumszentren allein im Ermessen des 
Mitgliedstaates liegen. Die Bevorzugung derartiger Wachstumspole bzw. der Versuch einer 
Clusterbildung in bestimmten Bereichen müßte in den zukünftigen Mitgliedstaaten bzw. 
Regionen so lange gewährleistet werden, bis ein sich selbst tragendes Wachstum in diesen 
Regionen zu verzeichnen ist. Regionale Disparitäten (die zwischenzeitlich auch noch wachsen 
können) werden sich in den Beitrittsländern - wie auch in Irland und Ostdeutschland - nicht 
vermeiden lassen. Für die Teilräume außerhalb dieser Wachstumspole könnte man in 
abgestufter Form eine Strukturförderung entsprechend den regionalen Voraussetzungen 
vorsehen, die z.B. dem Aufbau der Tourismusinfrastruktur dient. 
 
Die angesprochenen und die weiteren wichtigen Erkenntnisse aus den regionalpolitischen 
Maßnahmen in den untersuchten Regionen werden im folgenden zusammengefaßt. Um in 
einer um die MOE-Staaten erweiterten EU wirkungsvoll die Förderinstrumente der 
Regionalpolitik einsetzen zu können, sollten die nachfolgenden Punkte Berücksichtigung 
finden: 
 
• Die Förderung ist auf die wichtigen Bereiche Verbesserung der wirtschaftsnahen 
Infrastruktur, Humankapital und Förderung der gewerblichen Wirtschaft zu konzentrieren, 
wobei innerhalb dieser drei Teile eine nochmalige Betonung bei der Infrastruktur und dem 
Humankapital liegen sollte. 
 
• Die Förderung im Industrie- oder Gewerbesektor sollte insbesondere dort erfolgen, wo 
durch die vorhandenen Voraussetzungen komparative Vorteile im Vergleich zum 
Wettbewerb auf dem Weltmarkt erkennbar sind. 
 
• Die Unterstützung soll vor allem investiven Zwecken dienen und darf nicht in erster Linie 
aus Einkommensbeihilfen ohne langfristige Effekte bestehen. Generell ist darauf zu achten, 
daß EU-Mittel nicht als Reparaturbetrieb für staatliche Fehlentscheidungen in der 
Wirtschaftspolitik eingesetzt werden. 
 
• Die Unterstützung bei der Verbesserung der wirtschaftlichen Infrastruktur muß gezielt und 
den regionalen Gegebenheiten entsprechend erfolgen, auch wenn das gesamte Staatsgebiet 
als Ziel-1-Gebiet anerkannt ist. Die Vor-Ort-Kompetenz der regionalen Körperschaften ist 
bei der Konzeption der GFK in hohem Maß einzubeziehen. 
 
• Im GFK sind alle Zielsetzungen und Programme zwecks verbesserter Bewertung mit 
klaren, quantifizier- und berechenbaren Zielen und Benchmarks zu versehen. Rein verbale 
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Zielsetzungen sollen nur dann zum Einsatz kommen, wenn eine Quantifizierung nicht 
möglich ist. Sämtliche Aktivitäten sind sowohl bei der Mittelvergabe als auch in der 
Zielrichtung auf eine Stärkung des Wettbewerbs auszurichten. 
 
• Der Einsatz der Regionalförderung ist mit einem ständigen Monitoring durch z.B. 
unabhängige Wirtschaftsinstitute zu verbinden, um in einem fortlaufenden Prozeß die 
Auswirkungen der GFK überprüfen zu können. In diesem Rahmen sollte von vornherein 
die Möglichkeit vorgesehen werden, flexibel und ohne zeitliche Verzögerung auf 
geänderte Rahmenbedingungen und Anforderungen zu reagieren (beispielhafte 
Verwirklichung in Irland). 
 
• Der wichtigste Aspekt einer erfolgreichen Regionalförderung besteht aber in der 
Gestaltung der Beitrittsbedingungen für die neuen Mitgliedstaaten, um die Angleichung 
des Wohlstandsniveaus zu beschleunigen. Die EU kann den Aufholprozeß auch bei 
geringerem Fördermitteleinsatz erheblich verkürzen, indem sie für eine Übergangszeit: 
 
− zwischenzeitliche Wettbewerbsverzerrungen zugunsten der MOE-Staaten erlaubt, 
− angemessene Übergangsfristen bei der Übernahme der EU-Standards einräumt 
(insbesondere in den Bereichen Umwelt und Sozialsysteme), 
− nationale Subventionen und Vorleistungen toleriert, 
− Veränderungen bei den Währungsparitäten und/oder höhere Inflationsraten in 
einem bestimmten Rahmen zuläßt, 
− eine Steuer- und Fiskalpolitik unterstützt, die sich an den nationalen Bedürfnissen 
und der internationalen Wettbewerbsfähigkeit ausrichtet und nicht durch 
unangemessene Stabilitätsanforderungen behindert wird. 
 
2. Kritik und Reformvorschläge zur Regionalpolitik 
 
Die letzte Reform der Regionalpolitik der EU ist ganz offensichtlich minimal ausgefallen, da 
sie sich lediglich auf eine Neuordnung beschränkte und für die bevorstehende Osterweiterung 
keinesfalls ausreichend gewesen ist. Die derzeitige europäische Regionalpolitik entspricht in 
der Praxis weder dem Subsidiaritätsprinzip noch den grundlegenden Prinzipien der 
Konzentration und der möglichst effizienten Verwendung knapper Finanzmittel.593 Die 
Intransparenz der Verfahren führt zu mangelnder Akzeptanz in der Bevölkerung der EU.  
 
                                                 
593 Vgl. Eser, T. W., a.a.O., S. 116; Axt, H.-J., a.a.O., S. 203; Klaphake, A., a.a.O., S. 180 f.; Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Institut für Agrarökonomie der Georg-August-Universität Göttingen, Institut für europäische Politik: Reformbedarf bei den EU-Politiken 
im Zuge der Osterweiterung der EU, Studie für das Bundesministerium der Finanzen, Berlin und Göttingen 2001, S. 45. 
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Trotz dieser Tatsachen sind die politischen Akteure noch nicht bereit, eine grundlegende 
Reform der EU-Regionalpolitik durchzuführen. Nach Meinung zahlreicher Autoren liegt es 
vor allem daran, daß die EU-Regionalpolitik eine ganz wesentliche Funktion als 
Verhandlungsmasse im politischen Integrationsprozeß innehat.594 Durch finanzielle und 
inhaltliche Veränderungen ihrer Ausgestaltung werden häufig Kompromisse zu anderen 
politischen Fragen gefunden. “Die EU-Regionalpolitik dient als Mittel zur Konsensfindung, 
da sie bei Tausch- bzw. Kompensationsgeschäften eingesetzt wird. Der Abbau regionaler 
Disparitäten ist dagegen nur das von der EU offiziell publizierte Ziel der interjurisdiktionellen 
Transfers, welches eher als “Deckmantel” dient.”595 Diese These kann mit einer Vielzahl 
Beispielen untermauert werden, wenn man die historische Entwicklung der Strukturpolitik  
den verschiedenen Erweiterungs- und Vertiefungsrunden gegenüberstellt. Als eines der 
letzten Beispiele dieser Art Tauschgeschäfte ist z.B. das “Erkaufen” der Zustimmung der 
Kohäsionsländer zur bevorstehenden Osterweiterung bei den Verhandlungen zur Agenda 
2000 zu nennen, bei denen die bisherige Strukturfondsförderung bis zum Jahr 2013 
zugesichert bzw. die Kohäsionsfondsförderung über das Inkrafttreten der WWU hinaus 
verlängert wurde. 
 
Eine Basis für die Benutzung der EU-Regionalpolitik als Bargaining-Instrument bietet das 
Entscheidungsverfahren im Europäischen Rat, insbesondere das Einstimmigkeitserfordernis. 
Da die Mitgliedstaaten und auch einzelne Regionen von der europäischen Integration 
unterschiedlich profitieren, sind nach dem existierenden Institutionensystem 
Ausgleichszahlungen erforderlich, um ein pareto-optimales Ergebnis zu erreichen bzw. eine 
Einigung über die Integrationsschritte erzielen zu können. Man spricht in diesem 
Zusammenhang von sogenannten Entscheidungsfindungskosten.596  
 
Von entscheidender Bedeutung ist dabei die Frage, ob diese Rolle der jetzigen Regionalpolitik 
ökonomisch sinnvoll ist oder ob sie ein “zufälliges Ergebnis von höchst ineffizienten 
Machtkonstellationen ist”.597 Im Falle einer positiven Antwort auf diese Frage wäre diese Art 
von Kompensation in einer heterogenen EU unter Umständen nicht zu kritisieren. Im anderen 
Fall wäre es dringend notwendig, eine Reform der Regionalpolitik herbeizuführen. Eine 
solche Reform müßte sichern, daß künftig der größtmögliche gesamtwirtschaftliche Nutzen 
aus der Strukturfondsförderung gezogen werden kann, um den für die weitere Integration der 
EU “zu zahlenden Preis” so niedrig wie möglich zu halten. 
 
                                                 
594 Vgl. Heinemann, F.: Der Kompensationsfonds: Eine neue Finanzverfassung für die EU der 21+, in: Wirtschaftsdienst, Jg. 79, Heft 5, 
1999, S. 293-299, S. 294, Folkers, C.: Welches Finanzausgleichssystem braucht Europa?, in: Karl, H., Heinrichsmeyer, W. (Hrsg.): 
Regionalentwicklung im Prozeß der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 87-107, S. 89, Klaphake, A., a.a.O., S. 177 f. und Rolle, C., 
a.a.O., S. 132 ff., Weimann, J.: Europäische Regionalpolitik und Osterweiterung, in: ifo Schnelldienst 1-2/2000, S. 8-14, S. 11. 
595 Rolle, C., a.a.O., S. 132. 
596 Ausführlich dazu vgl. Sauerland, D.: Föderalismus zwischen Freiheit und Effizienz: der Beitrag der ökonomischen Theorie zur 
Gestaltung dezentralisierter politischer Systeme, Berlin 1997, S. 152 ff. 
597 Rolle, C., a.a.O., S. 133. 
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Unter diesen Prämissen lassen sich die in der Wissenschaft bislang formulierten Vorschläge 
zur Reform der Regional- bzw. Kohäsionspolitik grob in zwei Gruppen einteilen: Die eine 
Gruppe plädiert für die Idee, die jetzige zentralgesteuerte programmgebundene Förderung 
durch einen zweckgebundenen598 oder ungebundenen599 Finanzausgleich zugunsten der 
ärmeren Mitgliedstaaten oder Regionen zu ersetzen. Die zweite Gruppe (dazu gehören auch 
die Vorschläge der EU-Kommission) geht vom Status quo aus und schlägt mehr oder weniger 
durchgreifende Detailänderungen vor.600 Einer der wichtigsten Ansätze dieser Gruppe 
verlagert die Förderung nach dem Subsidiaritätsprinzip auf die Ebene der Mitgliedstaaten, um 
zuerst die nationalen statt der regionalen Disparitäten in der EU zu verringern.601 Die relative 
Schwäche der Regionen würde dann am nationalen und nicht am europäischen Durchschnitt 
gemessen. Weitere Vorschläge konzentrieren sich auf die stärkere Dezentralisierung, 
Vereinfachung und Konzentration der Mittel auf die ärmsten Staaten bzw. Regionen sowie 
auf die Änderung der Schwerpunkte innerhalb der Strukturfondsförderung. Die meisten dieser 
Vorschläge geben aber weder eine Antwort darauf, wie die zukünftige Regionalpolitik nach 
der Osterweiterung finanziert werden soll noch wie die vorgeschlagenen Reformen in der EU-
15 bzw. EU-27 durchgesetzt werden können. 
 
Die Befürworter des Finanzausgleichsmodells gehen davon aus, daß jede Reform der EU-
Regionalpolitik, die deren Kompensationsfunktion außer acht läßt, weder in der heutigen noch 
in der erweiterten EU durchsetzbar ist und deshalb scheitern muß.602 Eine aussichtsreiche 
Reform sollte diese Notwendigkeit berücksichtigen und gleichzeitig eine Neugestaltung 
beinhalten, die diese Kompensation zu geringen Kosten bewerkstelligt.  
 
Die heutige Struktur- und Kohäsionsfondsförderung bedarf eines erheblichen Planungs-, und 
Verwaltungsaufwands sowohl auf der EU-Ebene (Europäische Kommission) als auch auf 
nationaler Ebene. Nach Berechnungen der Kommission erhöht sich die Anzahl der Ziel-1-
Regionen bei der Aufnahme der ersten zehn Beitrittskandidaten in die EU um 37, die zu den 
46 ohnehin vorhandenen Ziel-1-Regionen der heutigen Mitgliedstaaten hinzukommen 
würden.603 Wie bereits erwähnt, ist nicht damit zu rechnen, daß die durch die Osterweiterung 
“aufgewerteten” Regionen bereit sein werden, auf die Fördermittel zugunsten der bedürftigen 
                                                 
598 Vgl. Karl, H.: Die Reform der Kohäsionspolitik der Europäischen Union, in: Caesar, R., Scharrer, H.-E. (Hrsg.): Die Zukunft Europas 
im Lichte der Agenda 2000, Baden-Baden 2000, S. 137-152, S. 148 f., Rolle, C., a.a.O., S. 133. 
599 Vgl. Heinemann, F.: Die Reformperspektive der EU-Finanzverfassung nach den Beschlüssen zur Agenda 2000, in: Caesar, R., Scharrer, 
H.-E. (Hrsg.): Die Zukunft Europas im Lichte der Agenda 2000, Baden-Baden 2000, S. 91-106, S. 102 f., Axt, H.-J., a.a.O., S. 201 f. 
600 Vgl. Barnier, M. in: Bünder, H., Stabenow, M.: “Die EU ist mehr als ein Bankschalter”, in: FAZ, Nr. 23,  28.01.2002, S. 3, Weise, Ch.: 
Die Erweiterung als Herausforderung für die Europäische Union, in: Caesar, R., Scharrer, H.-E. (Hrsg.): Die Zukunft Europas im Lichte 
der Agenda 2000, Baden-Baden 2000, S. 211-220, S. 217 f., Toepel, K.: Zusammenwirken von nationaler und europäischer 
Regionalpolitik in den neuen Bundesländern, a.a.O., S. 213 ff., Gabrisch, H., Ragnitz, J.: Regionale Strukturpolitik in einer erweiterten 
EU: Ein Reformvorschlag, in: Wirtschaft im Wandel Nr. 6/2001, www.iwh-halle.de, S. 143-147, S. 155 f.  
601 Vgl. z.B. Weise, Ch.: Die Erweiterung als Herausforderung für die Europäische Union, a.a.O., S. 217 und Karl, H., a.a.O., S. 148. 
602 Vgl. Heinemann, F.: Die Reformperspektive der EU-Finanzverfassung nach den Beschlüssen zur Agenda 2000, a.a.O., S. 101 f., Rolle, 
C., a.a.O., S. 213. 
603 Vgl. Eurostat, in: Europäische Kommission: Erster Zwischenbericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, a.a.O., 
Anhang, Tabelle 5. 
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osteuropäischen Regionen zu verzichten. Zudem weisen die neuen Mitgliedstaaten 
überwiegend einen zentralistischen Aufbau auf: Trotz der auf Druck der EU durchgeführten 
Verwaltungsreformen kann man nicht von natürlich entstandenen Regionalstrukturen 
ausgehen.604 Die vor Ort vorhandenen Behörden sind ungeachtet der Vorbeitrittshilfe 
kompetenz- und ressourcenmäßig nicht in der Lage, die Entwicklungspläne und Projekte nach 
dem komplizierten EU-Regelwerk vorzubereiten und eine effiziente Umsetzung der 
Fördermittel zu gewährleisten. Ebenso müßte die Europäische Kommission ihre Kapazitäten 
wesentlich erhöhen, um die Förderung an den jeweils spezifischen, regionalen Problemen 
(soweit das bei der Vielfalt der Probleme überhaupt möglich sein wird) auszurichten, sie zu 
begleiten und zu kontrollieren. Abgesehen von dem für die Bewältigung dieser Aufgabe von 
den beteiligten Seiten notwendigen Finanzrahmen ist es eine völlig offene Frage, ob dabei die 
Wirksamkeit der Mittel noch gewährleistet werden kann. 
 
Zur Lösung der angesprochenen Probleme wird ein Übergang zu einem Finanzausgleich 
vorgeschlagen. Ein solches Konzept würde folgende Vorteile bieten: 
 
• eine erhebliche Verwaltungsvereinfachung auf der Ebene der EU, 
• die Wiederherstellung der Einheit von politischer und demokratisch kontrollierter 
Verantwortung mit Planungs- und Entscheidungskompetenzen, 
• die Beachtung des Subsidiaritätsprinzips, 
• die Beseitigung von Mehrfachsubventionierungen vor allem in den reichen 
Mitgliedstaaten.605   
 
Nach verschiedenen Schätzungen wären dabei Ersparnisse bis zur Hälfte der jetzt auf der EU-
Ebene verausgabten Mittel zu erzielen.606  
 
Um einen Finanzausgleich zu verwirklichen, wird nicht selten vorgeschlagen, einen 
Kompensationsfonds oder Solidaritätsfonds einzurichten, der sich z.B. aus den jetzigen 
Struktur- und Kohäsionsfonds zusammensetzt. Aus diesem Fonds würden dann 
zweckungebundene Transfers nach einem politisch festgelegten Verteilungsschlüssel an die 
ärmeren Mitgliedstaaten (bzw. Regionen) geleitet.607 Es stünde den begünstigten Staaten frei, 
die empfangenen Mittel für regionalpolitische Maßnahmen in benachteiligten Regionen oder 
beispielsweise einfach zur Senkung der allgemeinen Besteuerung zu verwenden. Ein solcher 
                                                 
604 Die Probleme der “künstlichen” Schaffung von NUTS-2-Regionen in Polen, Tschechien und Ungarn sind ausführlich beschrieben in: 
Heimpold, G.: Regionalpolitische Institutionen der mittel- und osteuropäischen Länder - fit für die Aufnahme in die EU, in: Wirtschaft 
im Wandel, Nr. 6/2002, S. 167-175, in: www.iwh-halle.de, S. 170 ff. 
605 Vgl. Müller, B., Schrumpf, H.: Die strukturpolitischen Reformen der Europäischen Union, Essen, 1999, S. 109. 
606 Vgl. Schätzung der niederländischen Regierung in: Müller, B., Schrumpf, H., a.a.O., S. 109 sowie Axt, H.-J., a.a.O., S. 202. 
607 Vgl. für den Finanzausgleich zwischen den Mitgliedstaaten Heinemann, F.: Die Reformperspektive der EU-Finanzverfassung nach den 
Beschlüssen zur Agenda 2000, a.a.O., S. 101 f. und für den regionalen Finanzausgleich die Konzeption der bayrischen Staatsregierung 
in: Freistaat Bayern: Positionspapier der Bayrischen Staatsregierung für eine Reform der Struktur- und Regionalpolitik der EU, 
München 1996. 
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Vorschlag ungebundener Transfers ist aber unter mehreren Gesichtspunkten problematisch: 
Erstens fehlt es der Union an der dazu notwendigen Umverteilungssolidarität und zweitens 
würde dadurch das Interesse der rückständigen Staaten oder Regionen nicht an den 
notwendigen Reformen zur Beschleunigung der Entwicklung, sondern an der 
Aufrechterhaltung der Subventionen gestärkt. Durch die Rückverlagerung der Regionalpolitik 
auf die Ebene der Nationalstaaten würde außerdem der EU-Kommission jegliche Mitwirkung 
beim “europäischen Finanzausgleich” entzogen, was zu erheblichem Widerstand seitens der 
Kommission führen dürfte.608   
 
Aus diesen Gründen ist zweckgebundenen Transfers der Vorrang zu geben. Solche  
zweckgebundenen Transfers sollten künftig jedoch nicht wie bisher an spezifische 
regionalpolitische Programme gebunden werden, sondern an allgemeine 
wirtschaftspolitische609  bzw. makroökonomische oder regionalpolitische610 Bedingungen. Mit 
diesem Ansatz ließe sich auch der jetzige bürokratische Aufwand bei der Vorbereitung und 
Abstimmung mit der EU reduzieren. Darüber hinaus würde sich die EU in strikter Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips darauf beschränken, den Mitteleinsatz auf die Mitgliedstaaten zu 
lenken, die dann im Rahmen ihrer jeweiligen nationalen Struktur- oder Wirtschaftspolitik die 
Finanzmittel frei verwenden könnten. 
 
Die Untersuchung der Auswirkungen der regionalpolitischen Maßnahmen in Irland und 
Ostdeutschland in der vorliegenden Arbeit haben gezeigt, daß die Strukturfondsförderung  
zwar ökonomisch sinnvoll ist, der wirtschaftliche Erfolg jedoch nicht in erster Linie von der 
Höhe der Transfers, sondern entscheidend von den jeweiligen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen abhängt. Nur wenn der nationale ordnungspolitische Rahmen den 
Anforderungen einer modernen Volkswirtschaft entspricht, kann die gezielt eingesetzte 
Förderung ausländische Investitionen anziehen und den Wachstumsprozeß unterstützen (z.B. 
in Irland).  Bei fehlenden strukturpolitischen Reformen, wie z.B. im Fall Ostdeutschlands, 
haben auch massive öffentliche Transfers keine ausreichende Investitionstätigkeit bzw. keine 
ausreichenden Wachstumsimpulse entfacht. Die EU könnte daher z.B. mit einer 
zweckgebundenen Zuteilung der Transfers einen Anstoß zu den als erforderlich angesehenen 
Veränderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen geben. Im Fall einer 
regionalpolitischen Zweckbindung der Finanzmittel könnte dabei auch das Prinzip der 
Zusätzlichkeit herangezogen werden. 
 
Der Übergang von der aktuellen Regionalpolitik zu zweckgebundenen Transfers würde die 
Rolle der EU-Kommission verändern. Die Mitgliedstaaten bzw. deren Regionen würden die 
                                                 
608 So warnt der für die Regionalpolitik verantwortliche EU-Kommissar M. Barnier vor der Umwandlung der EU zu einem “Bankschalter”,  
Vgl. Bünder, H., Stabenow, M., a.a.O., S. 3. 
609 Vgl. Rolle, C., a.a.O., S. 209. 
610 Vgl. Karl, H., a.a.O., S. 148. 
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Planung und Durchführung der Maßnahmen selbst ausführen. Die Kommission könnte sich 
auf die Bestimmung von Leit- bzw. Richtlinien beschränken. Da das Förderspektrum heutiger 
Strukturpolitik sehr breit angelegt ist (d.h. es wird fast alles gefördert), könnten die Leitlinien 
lediglich die Maßnahmen benennen, für die ausdrücklich keine Finanzmittel eingesetzt 
werden sollten (sog. Negativliste). Außerdem könnte die Kommission wie bisher mit Hilfe 
der Gemeinschaftsinitiativen eigenständig Projekte z.B. für grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit unterstützen. Die wichtigste Aufgabe der Kommission als dem laut EG-
Vertrag obersten Wettbewerbshüter besteht aber in der Kontrollfunktion. Mit dem Rückzug 
der Kommission aus der aktiven Regionalpolitik wird das Instrument der passiven 
Regionalpolitik in Form der Beihilfenkontrolle gestärkt, um die Einhaltung der 
Wettbewerbsregeln zu gewährleisten.  
 
Der Reformvorschlag der zweckgebundenen Transfers entspricht sowohl dem 
Kompensationsprinzip als auch dem Ausgleichsziel der Regionalpolitik, erhöht die 
Transparenz durch Vereinfachung und klare Abgrenzung der Kompetenzen und führt zudem 
zu einer deutlichen Reduktion des Verwaltungsaufwands nicht nur in der EU, sondern auch in 
den zukünftigen Mitgliedstaaten. Diese Tatsache ist insbesondere für die MOE-Länder von 
großer Bedeutung, da sie aufgrund des Transformationsprozesses im letzten Jahrzehnt eine 
andere Ausgangsbasis für die Regionalpolitik besitzen als die Regionen und Staaten der EU. 
Trotz der sich bereits abzeichnenden deutlichen regionalen Disparitäten hat für sie zunächst 
das Wachstumsziel höhere Priorität als das regionale Ausgleichsziel: Es gilt potentielle und 
vorhandene Wachstumszentren zu fördern und zu stärken, um mit den knappen zur Verfügung 
stehenden Mitteln möglichst viele Investitionen anzuziehen und ein sich selbst tragendes 
Wachstum zu initiieren. Eine flächendeckende Regionalförderung oder eine Förderung zur 
kurzfristigen Erreichung der sehr hohen EU-Umweltstandards ist für diese Länder wegen der 
notwendigen Kofinanzierung zu kostspielig und zugleich ineffektiv. Im Ergebnis dessen wäre 
unter dem Maßstab größtmöglicher gesamtwirtschaftlicher Entwicklung mit Fehlallokationen 
zu rechnen. Außerdem besitzen, wie bereits erwähnt, nur wenige MOE-Staaten eine 
ausgeprägte Regionalstruktur und gut ausgebildetes Verwaltungspersonal. Eine Möglichkeit, 
die Mittel entsprechend den nationalen oder regionalen Prioritäten und Problemlagen frei und 
ohne Verzögerungen611 einsetzen zu können, würde den wirtschaftlichen Nutzen der EU-
Förderung in diesen Ländern erhöhen. Für die erzielten Ergebnisse tragen die demokratisch 
legitimierten nationalen Regierungen letztlich vor ihren Wählern die direkte Verantwortung. 
Ein schnelleres Aufholen der MOE ist langfristig gesehen auch im Interesse der Nettozahler 
der EU. 
 
                                                 
611 Die im Rahmen der ISPA gemachten Erfahrungen zeigen, daß die Projektvorbereitungen nach den Vorgaben der EU in allen MOE-
Ländern 2 - 3 mal mehr Zeit benötigen als vorgesehen (selbst ein einfaches Verkehrsbauprojekt braucht nach Auskunft des estnischen 
Finanzministeriums bis zu 18 Monate von der Ausschreibung bis zur Vergabe des Bauauftrages).  
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Weitere ungelöste Fragen bei der Reform der Regionalpolitik der EU betreffen die 
Verringerung des Finanzmittelumfangs sowie die Anreizmechanismen für die 
Nettoempfänger, um den Aufholprozeß zu beschleunigen. Das heutige System macht es sehr 
schwer, den Besitzanspruch der geförderten Mitgliedstaaten abzubauen und die einmal 
zugesagte Förderung einzustellen. Der Grundstein zu einer “erfolgsorientierten” 
Regionalpolitik wurde bei der letzten Reform 1999 gelegt, als in die Dokumente das Konzept 
einer “leistungsgebundenen Reserve” aufgenommen wurde. Die dafür vorgesehenen 4 % des 
gesamten Mittelumfangs sind für eine wirkliche Motivation kaum ausreichend, zumal keine 
klaren Bedingungen für die Zuteilung definiert wurden. Zukünftig wäre unter diesem Aspekt 
als eine Möglichkeit aber eine Gliederung der Transfers in eine Basis- und eine 
Erfolgskomponente612 zu empfehlen. Von den insgesamt vorgesehenen Mitteln würden dabei 
z.B. zwei Drittel der einem Mitgliedstaat zugeteilten Transfers in jedem Fall ausgezahlt; das 
letzte Drittel käme erst bei Erfüllung eindeutig definierter Bedingungen bzw. Kriterien zu 
einem späteren Zeitpunkt zur Auszahlung. Für die Feststellung der ordnungsgemäßen und 
zielgerechten Verwendung der Mittel wäre im Rahmen der Kontrolle die EU-Kommission 
verantwortlich. 
 
Die in dieser Arbeit formulierten Vorschläge zur Umgestaltung der Regionalpolitik stellen 
lediglich einen Teil der notwendigen Reformen dar, um die bevorstehende Osterweiterung der 
Europäischen Union perspektivreich zu gestalten. Hauptbedingung bei dieser und den anderen 
EU-Politiken ist jedoch eine vollständige Gleichbehandlung alter und neuer Mitglieder. Alle 
Vorschläge und Reformen, die diesen Grundsatz nicht beinhalten oder zu umgehen versuchen, 
gefährden den weiteren Integrationsprozeß und den Zusammenhalt der Europäischen Union. 
Die Osterweiterung stellt sich in diesem Sinne weniger als eine Herausforderung nach außen 
dar. Es ist eine Herausforderung nach innen. 
 
                                                 
612 Ein ähnliches erfolgsorientiertes System wird von Axt zur Verbesserung der Beschäftigungslage in den Mitgliedstaaten vorgeschlagen. 
So sollen die Länder motiviert werden, ihre Aktionsprogramme zur Beschäftigungspoitik erfolgreich umzusetzen. Vgl. Axt, H.-J., a.a.O., 
S. 202. 
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Abbildung A1: Kriterien für die Beurteilung der Beitrittsfähigkeit der MOE-Staaten 
durch die Kommission 
 
1.  Politische Kriterien 
 
• Praktizierung der Grundsätze von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, insbesondere des politischen 
Pluralismus, des Rechts auf freie Meinungsäußerung und der Religionsfreiheit; 
• Vorhandensein demokratischer Institutionen, unabhängiger Gerichts- und Verfassungsorgane, freie 
Wahlen, freies Parteiensystem, Einhaltung der Menschenrechte und Schutz von Minderheiten. 
 
2. Wirtschaftliche Kriterien 
 
Funktionsfähige Marktwirtschaft 
 
• Angebot und Nachfrage sind durch das freie Spiel der Marktkräfte ausgeglichen; 
• liberalisierte Preise und liberalisierter Außenhandel; 
• keine nennenswerten Schranken für den Marktzugang oder das Ausscheiden aus dem Markt; 
• Eigentumsrechte sind gesichert, Gesetze und Verträge können gerichtlich durchgesetzt werden; 
• makroökonomische Stabilität einschließlich Preisstabilität, tragfähige öffentliche Finanzen und 
Zahlungsbilanzen; 
• breiter Konsens über die wesentlichen Elemente der Wirtschaftspolitik; 
• entwickelter Finanzsektor, um die Ersparnisse den produktiven Investitionen zuzuführen. 
 
Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften standzuhalten 
 
• ausreichender Grad an makroökonomischer Stabilität, damit Marktteilnehmer Entscheidungen in einem 
Klima der Berechenbarkeit treffen können; 
• Human- und Sachkapital einschließlich Infrastruktur sind in ausreichendem Maß zu angemessenen Kosten 
vorhanden; 
• Ausmaß der Beeinflussung der Wettbewerbsfähigkeit durch staatliche Politik und Gesetzgebung 
einschließlich staatlicher Beihilfen, KMU-Förderung usw.; 
• Grad und Tempo der Handelsverflechtung  mit der EU hinsichtlich Volumen und Art des Warenverkehrs; 
• Anteil der KMU an der Volkswirtschaft. 
 
3.  Sonstige Verpflichtungen der Mitgliedschaft 
 
Fähigkeit, die aus einer Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen zu übernehmen und sich die Ziele der 
politischen Union und der Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen zu machen. 
 
Übernahme des acquis communautaire, insbesondere 
 
• Verpflichtungen im Rahmen der Europa-Abkommen (Niederlassungsrecht, Inländerbehandlung, freier 
Warenverkehr, geistiges Eigentum und öffentliche Aufträge); 
• Übernahme und Umsetzung der Maßnahmen des Weißbuches (zentrale Binnenmarktrichtlinien bei Steuern, 
öffentlichen Aufträgen, im Bankwesen usw.); 
• schrittweise Übernahme der übrigen Teile des acquis communautaire; 
• Aufbau von Kapazitäten in Verwaltung und Justiz zur Anwendung des acquis communautaire. 
 
 
Quelle: Europäische Kommission: Agenda 2000 - Band I: Eine stärkere und erweiterte Union, DOK/97/6, 
15.7.1997, in: Wittschorek (Hrsg.): Agenda 2000: Herausforderungen an die Europäische Union und an 
Deutschland, Baden-Baden, 1999, S. 267-365, S. 312 ff. und Busch, B.: Die Osterweiterung der 
Europäischen Union, Köln 1999, S. 8 ff. 
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Abbildung A2: Integrationspolitische Konzepte 
 
 
                                                             Integration (+) 
  
 
                        IV                                                                                            I 
          (b)       (d) 
 
                    (f) 
 
 
              (g) 
 
  „2“ EU                (a)       „27“ EU 
           
      M 15 
 
               (c) 
       
              (e) 
 
  III        II 
 
 
       Integration (-) 
 
 
M 15  =    EU mit 15 Mitgliedern 
„27“ EU  =    künftige Union mit 27 Mitgliedern 
„2“ EU  =    Reduzierung auf ein Kerneuropa mit Frankreich und Deutschland 
 
Erläuterung der Konzepte: 
 
(a) Erweiterung ohne Vertiefung (Aufnahme neuer Mitglieder bei institutionellem Status quo); 
(b) Vertiefung vor Erweiterung (Durchführung weiterer Integrationsschritte und erst danach 
Aufnahme neuer Mitglieder); 
(c) Erweiterung und Vertiefung (Aufnahme neuer Mitglieder bei gleichzeitiger 
Integrationsvertiefung); 
(d) Erweiterung zur Abschwächung (Aufnahme neuer Mitglieder bei sich verringernder 
Integration); 
(e) abgestufte Integration (begrenzte, phasenweise und nur von einem Teil der Mitglieder 
vollzogene Integrationsschritte bei Beibehaltung der für alle verbindlichen Ziele ermöglichen 
schrittweise auch neuen Mitgliedern den Anschluß); 
(f) Europa à la carte (sektorielle Ad-hoc-Problemlösungen mit jeweils interessierten Staaten ohne 
einheitliche Entwicklungsrichtung für alle Mitglieder); 
(g) Kerneuropa (eine kleine Gruppe Staaten verwirklicht einen hohen Standard an Integration, stellt 
aber eine deutliche Distanz zu den anderen Mitgliedsländern her). 
 
Quelle: Wessels, W., Diedrichs, U.: Europäische Union, in: Weidenfeld, W., Wessels, W. (Hrsg.): Europa von 
A-Z, Taschenbuch der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 172-178, S. 176 ff. 
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Tabelle A1: Gemeinschaftsinitiativen von 2000 - 2006 
 
 
Bezeichnung der Gemeinschaftsinitiative Ziel der Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG grenzüberschreitende, transnationale und interregionale 
Zusammenarbeit zur Förderung einer harmonischen und 
ausgeglichenen Entwicklung und Raumplanung im 
Gemeinschaftsgebiet 
LEADER ländliche Entwicklung über lokale Aktionsgruppen 
EQUAL transnationale Zusammenarbeit für neue Praktiken zur 
Bekämpfung jeglicher Art der Diskriminierung und ungleicher 
Chancenverteilung im Hinblick auf den Arbeitsmarkt 
URBAN wirtschaftlicher und sozialer Wiederaufbau mit akuten Problemen 
konfrontierter Städte und Stadtgebiete zur Förderung nachhaltiger 
städtischer Entwicklung 
 
Quelle: Europäische Kommission: Reform der Strukturfonds 2000 - 2006: Eine vergleichende Analyse, Juni 
1999, http://europa.eu.int, S. 19. 
 
 
 
 
Tabelle A2: Minimal- und Maximalförderung durch die Strukturfonds 2000 - 2006 
 
 
Ziel Höchstgrenze der EU-
Beteiligung 
Spezifikation im Ziel 
1 Mindestens 50 % und 
höchsten 75 % 
Allgemein 
 Höchstens 80 % In Ländern mit Förderung durch den Kohäsionsfonds 
 Höchstens 85 % Gebiete in äußerster Randlage und griechische Inseln in Randlage
 Höchstens 40 % Infrastrukturmaßnahmen mit beträchtlichen Nettoeinnahmen 
 Höchstens 35 % Unternehmensinvestitionen 
2 Höchstens 25 % Infrastrukturmaßnahmen mit beträchtlichen Nettoeinnahmen 
 Höchstens 15 % Unternehmensinvestitionen 
2 und 
3 
Mindestens 25 % und  
höchstens 50 % 
Allgemein 
Anmerkung: Der Minimalbetrag bezieht sich jeweils auf den Anteil an den zuschußfähigen öffentlichen Ausgaben, der Maximalbetrag auf 
die zuschußfähigen Gesamtkosten. 
 
Quelle: Rat der Europäischen Union: Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit 
allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds, Abl. L 161 vom 26.6.1999, Art. 29. 
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Abbildung A3: Struktur der Organisationen zur Wirtschaftsförderung in Irland 
 
 
Staatliche Organisationen: 
 
1) Industrial Development Authority 
 
Diese bereits seit 1949 bestehende Organisation untersteht dem Ministerium für Industrie und Handel und war 
mit seinen 540 Mitarbeitern bis zur Umstrukturierung 1993 an allen Fördermaßnahmen beteiligt, die die 
heimische Industrie voranbringen oder ausländische Investoren ins Land holen sollten. Außerdem wurde unter 
ihrer wesentlichen Teilnahme das National Linkage Programme erarbeitet, daß die Kooperation von heimischen 
Zulieferern mit multinationalen Unternehmen fördern sollte. 
 
Seit 1994 beschäftigt sich die IDA nur noch mit Auslandsinvestitionen, indem sie potentielle Investoren über die 
günstigen Rahmenbedingungen in Irland informiert und Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen in 
Irland betreut und berät. 
 
2) Forbairt 
 
Die Organisation Forbairt wurde 1994 ins Leben gerufen und hat die Aufgabe, alle Fördermaßnahmen für irische 
Industrieunternehmen zu koordinieren (einschließlich das ”National Linkage Programme”). Der Schwerpunkt 
liegt dabei auf der Stärkung der heimischen Industrie sowohl auf dem irischen Markt als auch auf den 
Exportmärkten. Dies geschieht sowohl durch Beratung als auch durch finanzielle Hilfen. Besonderer Wert wird 
auf die Begleitung bei der Entwicklung einer Produktidee, der Entwicklung von Managementfähigkeiten, der 
Bereitstellung von technologischem Know-how und der Gründung und Erweiterung von Unternehmen gelegt. 
Auch mittlere und große Unternehmen können die Hilfe die Beratungstätigkeit des Forbairt in Anspruch 
nehmen, die dann von Fragen der Rohstoffgewinnung über Verarbeitungsprozesse bis hin zur 
Managementweiterbildung und dem Marketing reicht. 
 
Während das Forbairt grundsätzlich zentrale Fördermaßnahmen durchführt, gibt es seit 1993 mit den County 
Enterprise Boards auf Bezirks- und Gemeindeebene ergänzende Einrichtungen, die sich mit den besonderen 
regionalen Strukturen auskennen und auf dieser Grundlage kleine Unternehmen beraten und Gründungskapital 
bereitstellen. Zwischen dem Forbairt als zentraler Einrichtung und den County Enterprise Boards findet ein 
Informationsaustausch statt, um die Zielgenauigkeit und Effizienz ihrer Maßnahmen einzuschätzen. 
 
3) Training & Employment Authority (FAS)  
 
Die Organisation FAS führt mit über 70 Zentren im ganzen Land zusammen mit dem Forbairt vorwiegend 
Weiterbildungsmaßnahmen für Unternehmen durch und vergibt finanzielle Hilfen an die Unternehmen für diese 
Bildungsmaßnahmen. Inhaltliche Schwerpunkte dieser Maßnahmen sind Themen im Bereich 
Managementinformationssysteme, Geschäftsplanung und strategische Planung. Daneben wirkt das FAS bei der 
Reintegration von Langzeitarbeitslosen und Schulabbrechern mit. 
 
4) Irish Trade Board (ABT) 
 
Das ABT unterstützt irische Unternehmen bei der Entwicklung ihrer Märkte im In- und Ausland und verfügt 
dazu neben mehreren Stellen in Irland auch über 20 Niederlassungen im Ausland. Wesentliche 
Arbeitsschwerpunkte sind in diesem Zusammenhang das Betreiben von Marktforschung und die kostenlose 
Erstellung von Marketingplänen für die interessierten Unternehmen. 
 
4) Shannon Free Airport Development Company und Udaras na Gaelteachta 
 
Beide staatliche Organisationen sind regional tätig und fördern die Entwicklung von Industrie, Dienstleistungen 
und Tourismus. 
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Nichtstaatliche Organisationen 
 
1) Irish Small & Medium Enterprises Association (ISME) 
 
ISME vereint eine Vielzahl an kleinen Unternehmen, die vorwiegend in Fragebogenaktionen bei den 
Unternehmern die Meinung zu verschiedenen Fördermaßnahmen der Regierung einholt und damit auf eine 
zweckentsprechende Ausgestaltung der Mittelstandspolitik der Regierung hinwirkt.  
 
2) Industrie- und Handelskammern Irlands (CCI)   
 
Die CCI (freiwillige Mitgliedschaft) sieht ihre Aufgabe vor allem in einer Vermittlerrolle zwischen den 
Unternehmen in einer Region und den staatlichen Stellen, die mit der Durchführung von Fördermaßnahmen 
betraut sind. So berichten auch die CCI dem IDA und dem Forbairt regelmäßig über die Situation in den 
Regionen und sichern damit die sinnvolle Vorbereitung von Fördermaßnahmen. Eine weitere Aufgabe der CCI 
besteht in der Kontaktpflege zu den Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen, um deren Verbleib in der 
jeweiligen Region durch geeignete unterstützende Maßnahmen sicherzustellen.  
 
 
Quelle: Conrads-Hassel, E., Zimmermann, H. E.: Irland, in: Franke, R., Stollberg, F. (Hrsg): Investitions-
Standorte in den Ländern der EG: Wegweiser für das Management, Frankfurt am Main 1990, S. 211-
234, S. 213 ff. 
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Abbildung A4: The HERMIN Model Schema (Irland) 
 
Supply Aspects 
 
 
Manufacturing Sector 
 
Output = f1(World Demand, Domestic Demand, Competitiveness, t) 
Employment = f2(Output, Relative Factor Prices, t) 
Investment = f3(Output, Relative Factor Prices, t) 
Capital Stock = Investment + (1-δ) Capital Stockt-1 
Output Price = f4(World Price * Exchange Rate, Unit Labour Costs) 
Wage Rate = f5(Output Price, Tax Wedge, Unemployment, Productivity) 
Competitiveness = National/World Relative Production Cost and Prices     
 
Service Sector 
 
Output = f6(Weighted Domestic Demand, World Demand) 
Employment = f7(Output, Relative Factor Prices, t) 
Investment = f8(Output, Relative Factor Prices, t) 
Capital Stock = Investment + (1-δ) Capital Stockt-1 
Output Price = Mark-Up On Labour Costs  
Wage Inflation = Manufacturing Sector Wage Inflation 
 
Demographics and Labour Supply 
 
Population Growth = f9(Natural Growth, Migration) 
Migration = f10(National/EU Labour Market Conditions) 
Labour Supply = f11(Population, Replacement Ratio, Unemployment) 
Unemployment = Labour Supply - Labour Demand 
 
 
Absorption Aspects 
 
Consumption = f12(Personal Disposable Income) 
Net Trade Surplus = Output - Domestic Demand 
 
 
Income Distribution 
 
Income = Output 
Personal Disposable Income = Income + Transfers - Direct Taxes 
Balance of Payments = Net Trade Surplus + Net Factor Income From Abroad 
Public Sector Borrowing = Public Expenditure - Tax Rate * Tax Base 
Public Sector Debt = (1 + Interest Rate) Debtt-1 + Borrowing 
 
(Key Exogenous Variables 
External: World output and prices; EU core labour market conditions; exchange rates; interest rates; 
Domestic: Public expenditure; tax rates.) 
 
 
Quelle: European Commission: The cases of Greece, Spain, Ireland and Portugal, The Single Market Review, 
Subseries VI: Volume 2, Luxembourg 1997, S. 36. 
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Tabelle A3: GA-Entkopplung nach Ländern in der Periode 1994 - 1999 
 
 
Mecklenburg-
Vorpommern 
1. Dominanz der GA-Kopplung bei produktiven Investitionen und Infrastrukturförderung. 
2. Bedeutende Entkopplung nur im Unterschwerpunkt Produktive Investitionen, seit 1995 überwiegende 
Kofinanzierung durch das Landesaufbauprogramm für KMU (bis zu 20 % der gesamten EFRE-Mittel). 
Besonderheit: kein Fernabsatzkriterium. 
Brandenburg 3. Etwa 75 % der Mittel werden innerhalb der GA eingesetzt, bei produktiven Investitionen findet jedoch 
eine Differenzierung nach Investitionsarten statt. 
4. Bis 1996 nur Teilentkopplung bei Umweltmaßnahmen. Seit 1997 eine Entkopplung von zusätzlich 25 
% (max. 32 % insgesamt) der EFRE-Mittel von der Kommission genehmigt. Länderprogramme zielen 
insbesondere auf die Technologieförderung, Investitionen im Kulturbereich, Vorhaben des 
Imissionsschutzes und der erneuerbaren Energien, Maßnahmen der kommunalen Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung, Modernisierung von Freizeitbädern und Entwicklung von städtischen 
Brachflächen ab. 
Sachsen-
Anhalt 
5. Vollständige GA-Kopplung bei produktiven Investitionen und Infrastrukturinvestitionen. 
6. Entkopplung auch zukünftig nur partiell bei Infrastrukturprogrammen geplant. 
Sachsen 7. GA-Kopplung von 55 % der EFRE-Mittel; vollständige Vergabe nach GA-Kriterien nur bei 
produktiven Investitionen und Infrastruktur. 
8. Teilweise Entkopplung bei KMU-Unterstützung, weitgehende Entkopplung in den Schwerpunkten 
Forschung, Entwicklung, Technologie und Umwelt, seit 1998 auch Straßenbau. 
Thüringen 9. Vollständige GA-Kopplung bis Ende 1995. 
10. Seit 1996 Teilentkopplung von 136,8 Mio. € (ca. 13 % der EFRE-Mittel) in den Bereichen Wasserver- 
und Abwasserentsorgung, Förderung örtlicher Verkehrsanbindungen, Landesinvestitionsprogramm für 
den Mittelstand, wirtschaftsnahe Infrastruktur und Förderung von FuE. 
Ost-Berlin 11. Etwa 65 % der EFRE-Mittel werden nach den Kriterien der GA eingesetzt. 
12. Etwa 35 % werden seit 1994 durch Landesprogramme kofinanziert, insbesondere in den 
Schwerpunkten Forschung, Technologie, Innovation und Umweltmaßnahmen. 
Neue Länder 13. In den operationellen Programmen der Länder wurde der GA-gekoppelte Mittelanteil des EFRE auf ca. 
83 % festgelegt. 
14. Aufgrund späterer Entscheidungen der Landesregierungen, weitere Mittel zu entkoppeln, dürfte der 
tatsächliche Anteil bei etwa 75 % gelegen haben. 
 
Quelle: Operationelle Programme der Länder, GA-Rahmenpläne (1995 - 1999), in: Klaphake, A.: Europäische 
und nationale Regionalpolitik für Ostdeutschland: neuere regionalökonomische Theorien und praktische 
Erfahrungen, Wiesbaden 2000, S. 240. 
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Tabelle A4: Quantifizierte Ziele des GFK 2000 - 2006 
 
 
Schwer-
punkte 
Indikator Zielwert 
1. Investitionsvolumen ca. 15,34 Mrd. Euro,  
davon ca. 2/3 KMU 
 Beschäftigungseffekte (brutto) 300 – 350 000 Personen 
 Anzahl geförderte FuE-Projekte ca. 10 000 
 Anzahl KMU, die im Rahmen der Beratungsförderung  
unterstützt werden 
ca. 20 000 
2. Investitionsvolumen ca. 10,23 Mrd. Euro 
 Temporäre Beschäftigungseffekte (während der Bauphase) 120 – 140 000 Personenjahre 
 zu erschließende Gewerbefläche (ha, brutto) 1 500 – 2 000 
 Kilometer Verkehrswegebau 
   Straße Neubau 
 
   Straße Sanierung/Verbesserungen im Bestand 
   Schiene Neubau 
   Ausbau Schiene 
   Wasserwege 
 
500 – 600 km  
(Bund 232 km) 
4 000 – 4 200 km 
18 km 
214 km 
15 km 
3. Investitionsvolumen 
temporäre Beschäftigungseffekte 
ca. 2,35 Mrd. Euro 
ca. 25 000 Personenjahre 
 Investitionsvolumen im Bereich Abwasser 1,18 – 1,28 Mrd. Euro 
 Anzahl Einwohner, die durch die geförderten Vorhaben Anschluß an das 
öffentliche Abwassernetz erhalten 
500 – 600 000 Einwohner 
 Entwicklung des Einwohneranschlußgrades in % ca. 75 – 90 (landesspezifisch 
differenziert) 
 Investitionsvolumen für Sanierung/Revitalisierung 
Hektar Brach-/Konversionsflächen 
204 – 230 Mio. Euro 
ca. 2 000 ha 
4. Aktive Arbeitsmarktpolitik 540 000 Förderfälle 
 Gesellschaft ohne Ausgrenzung 320 000 Förderfälle 
 Anpassungsfähigkeit und Unternehmergeist 390 000 Förderfälle 
 Chancengleichheit von Frauen und Männern 78 000 Förderfälle 
 Förderung von Frauen stärker als es ihrem Anteil an den Arbeitslosen 
entspricht (ohne Maßnahmenfeld 4.5) 
mehr als 50 % 
 Prozentsatz der geförderten Qualifizierungsmaßnahmen mit Praktikum 
oder Zertifizierung 
mehr als 85 % 
 Angebot zur beruflichen Erstausbildung für Jugendliche 100 % 
5. Steigerung der Aquakulturproduktion bis 2007 
Einhaltung des mehrjährigen Ausrichtungsprogramms für die 
Fischereiflotte 
17 900 t 
 Sicherung von Arbeitsplätzen (Produktionsstruktur)  ca. 20 000 Arbeitsplätze 
 Beschäftigungseffekte (Entw. Ländl. Räume) ca. 100 000 Personenjahre 
 
 
Quelle: Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches Förderkonzept 2000 - 2006, 
a.a.O., S. 114. 
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Abbildung A5: The HERMIN Model Schema (Ostdeutschland) 
 
 
Supply Aspects 
 
 
Manufacturing Sector (Sector of Tradable Goods) 
 
Output = f1(World Demand, Domestic Demand, Competitiveness, t) 
Employment = f2(Output, Relative Factor Price Ratio, t) 
Investment = f3(Output, Relative Factor Price Ratio, t) 
Capital Stock = Investment + (1-δ) Capital Stockt-1 
Output Price = f4(World Price * Exchange Rate, Unit Labour Costs) 
Wage Rate = f5(Output Price, Tax Wedge, Unemployment, Productivity) 
Competitiveness = National/World Output Prices     
 
Market Service Sector (Sector of Non-Tradable Goods) 
 
Output = f6(Domestic Demand, World Demand) 
Employment = f7(Output, Relative Factor Price Ratio, t) 
Investment = f8(Output, Relative Factor Price Ratio, t) 
Capital Stock = Investment + (1-δ) Capital Stockt-1 
Output Price = Mark-Up On Labour Costs  
Wage Inflation = Manufacturing Sector Wage Inflation 
 
Demographics and Labour Supply 
 
Population Growth = f9(Natural Growth, Migration) 
Labour Force = f10(Population, Labour Force Participation Rate) 
Unemployment = Labour Force - Total Employment 
Migration = f11(Relative expected wage) 
 
 
Demand (Absorption) Aspects 
 
Consumption = f12(Personal Disposable Income) 
Domestic Demand = Private and Public Consumption + Investment 
Net Trade Surplus = Total Output - Domestic Demand 
 
 
Income Distribution 
 
Income = Total Output 
Personal Disposable Income = Income + Transfers - Direct Taxes 
Current Account = Net Trade Surplus + Net Factor Income From Abroad 
Public Sector Borrowing = Public Expenditure - Tax Rate * Tax Base 
Public Sector Debt = (1 + Interest Rate) Debtt-1 + Public Sector Borrowing 
 
(Key Exogenous Variables 
External: World output and prices; exchange rates; interest rates;  
Domestic: Public expenditure; tax rates) 
 
 
Quelle: Bradley, J., Morgenroth, R., Untiedt, G.: Analysis of the Macroeconomic Impact of the CSF on the 
Economy of East Germany, Dresden 2001, S. 35. 
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Tabelle A5: EU-Strukturfondsmittel für Ziel-1-Regionen in der ersten und zweiten   
Programmperiode pro Kopf der Bevölkerung 
 
 
(in €  zu Preisen von 1999) 
 1994 - 1999 2000 - 2006 
Ostdeutschland 160 194* 
Irland 282 195* 
Spanien (betroffene Regionen) 201 232 
Portugal 256 348 
Griechenland 242 286 
* einschließlich der Regionen mit auslaufender Förderung 
 
 
Quelle: Europäische Kommission: Einheit Europas, Solidarität der Völker, Vielfalt der Regionen: Zweiter 
Bericht über den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, 31.01.2001,  Statistischer Anhang S. 53. 
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Tabelle A6: Stärken und Schwächen der Infrastrukturausstattung in den neuen 
Bundesländern und in Irland 
 
 
 Ostdeutschland Irland 
 Stärken Schwächen Stärken Schwächen 
 
 
 
 
 
Verkehr/ 
Transport 
In 90er Jahren deutlich 
verbesserte, 
überregionale 
Verkehrsanbindung, 
Modernisierung der 
Netze  
Modernitätsgrad der 
Verkehrsausstattung 
erst in den 90er Jah-
ren verbessert, noch 
immer vielfach 
unter EU-üblichen 
Stan-dards, 
unzureichen-de 
Infrastruktur des 
Schienenverkehrs 
(Elektrifizierung) 
Höchste Straßendichte der 
Welt, substantielle 
Fortschritte der Stras-
senqualität in den 90er 
Jahren, leistungsfähige 
Hafen- und Fährsysteme 
Vielfach noch keine 
üblichen 
Straßenstandards 
erreicht, ungenü-
gender öffentlicher 
Nahverkehr, 
innerstädtische 
Verkehrsengpässe 
 
Telekom-
munika-
tion 
Ende der 90er Jahre 
flächendeckend 
digitalisiertes Netz 
 Ausgezeichnet ausgebautes 
Netz in den 
Entwicklungszentren 
Geringer Ausbau in 
kleineren Städten 
und ländlichen 
Gebieten 
 
 
Gewerbe-
flächen 
Mittlerweile flächen-
deckend gutes Angebot, 
nur noch punktueller 
Ausbau (Schwerpunkt-
bereiche, 
Revitalisierung)  
 Gutes Angebot in 
Agglomerationsbereichen 
einschließlich erfor-
derlicher Gebäude 
 
 
 
 
 
Umwelt 
Deutlich verbesserte 
Situation gegen Ende der 
90er Jahre, vielfach neue 
Entsorgungssysteme, 
stark verringerte CO2-
Emission 
Abwasserentsor-
gungssystem 
(Kanäle) 
erneuerungs-
bedürftig 
Gewerbeentwicklung kon-
zentriert sich auf wenige 
Agglomerationszentren, 
daher vergleichsweise 
geringere Auswirkungen 
auf das gesamte Land 
Einhaltung der 
Umweltstandards 
(besonders CO2-
Standards) nicht 
überall gegeben 
 
Woh-
nungs-
situation 
Seit Mitte der 90er Jahre 
breites Angebot an 
Wohnungen aller Art 
  Ernsthaftes Woh-
nungsproblem im 
Bereich der städ-
tischen Entwick-
lungszentren 
 
 
 
Weiche 
Faktoren 
Anstrengungen zur 
Erhaltung der sozialen 
und kulturellen Infra-
struktur, Steigerung der 
Attraktivität der Zentren 
insbesondere in den 
Großstädten 
Vielfach Abbau der 
kulturellen 
Angebote wegen der 
Finanznot der 
Kommunen 
Lebendige nationale 
Kulturtradition 
Erst allmählicher 
Aufbau eines für 
Entwicklungs-
zentren adäquaten 
kulturellen Umfelds 
 
Allgemein 
 Zunehmende 
Ausprägung eines 
Nord-Süd-Gefälles 
 Unausgewogene 
regionale 
Entwicklung  
 
Perspek-
tiven 
Schließung des 
Infrastrukturdefizits bis 
zum Jahr 2020 
 Massives 
Ausbauprogramm 
zugunsten der Verkehrs-
infrastruktur bis 2006 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung nach Europäische Kommission: Deutschland - Neue Länder, Gemeinschaftliches 
Förderkonzept 2000 - 2006, a.a.O., S. 72, Stationery Office: Ireland: National Development Plan 2000 - 
2006, a.a.O., 33 ff. und Central Statistics Office in: www.ida.ie/docs/yframes/faivsy.html, Februar 2002. 
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